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1 Gegenstand und Grundidee
Gegenstand dieser Arbeit ist die Untersuchung des Einsatzes und der Entwicklung von Soft­
ware, die in der Anwendungsdomäne1 der E-Demokratie zum Einsatz kommt. Mit Blick auf 
die Entwicklungs- und Programmiermodelle des  Web 2.0 und der  Open-Source-Bewegung 
weist die Fragestellung dieser Arbeit über die reine Betrachtung des Anwendungsgebiets hin­
aus und wendet die Demokratiefrage auf die Entwicklungsmethodiken des Software-Enginee­
rings selbst an. Es geht damit im Kern um die Untersuchung der Bedeutung und der Verwirk­
lichung des demokratischen Prinzips in softwaretechnischen Konzepten und der Auswirkung 
dieses Prinzips auf die Entfaltung sozialer Innovation und der Gestaltung von Anwendungs- 
und Vorgehensmodellen.  Den theoretischen und empirischen Bezugsrahmen bilden die bis­
lang verfolgten Ansätze und Erscheinungsformen der  E-Demokratie, die Diskussion um die 
demokratischen Potenziale des Internets und der Fachdiskurs um die Wirkung und Entwick­
lung soziotechnischer Systeme. Die vorliegende Arbeit konzentriert sich auf die Ausgestaltung 
der Beteiligungs- und Entwicklungspraxis unter dem Aspekt bewusst organisierten Handelns, 
d. h. auf die Verfahren, Regeln und Prinzipien, die sowohl in der Koordination demokratischer 
Aktivitäten als auch in der Herstellung von Software wirksam werden. Grundidee dieser Ar­
beit ist, dass unter den Begriff der E-Demokratie nicht nur die Formen politischer Kommuni­
kation, sondern auch die Grundprinzipien und Annahmen der leitenden Koordinationsmodelle 
fallen. Diese Koordinationsmodelle manifestieren sich nicht nur in der konkreten Praxis der 
E-Demokratie, sondern auch in den Anwendungs-, Entwicklungs- und Programmiermodellen 
der dafür genutzten und entwickelten Software. Das schließt die Annahme ein, dass sich die 
Potenziale der E-Demokratie eher an der „Form“ und den „Prinzipien“ als an den „Inhalten“ 
identifizieren lassen. In Bezug auf die Form und die Prinzipien „organisierten Handelns“ er­
fährt der Begriff E-Demokratie damit eine Erweiterung in zweierlei Hinsicht:
(1) E-Demokratie umfasst  nicht nur die demokratische Auseinandersetzung entlang be­
stimmter Inhalte und Themen, sondern auch die Ausgestaltung der Beteiligungspraxis 
selbst.
(2) E-Demokratie bleibt nicht auf die Kommunikation politischer Inhalte beschränkt, 
sondern wird selbst als Koordinationsmodell der „gleichrangigen, selbstorganisierten 
und dezentralen Koordination“ thematisiert (Willke 1998:89 f.).
Werden Softwaresysteme als  Koordinationsmittel  thematisiert,  erhält  die  Entwicklung von 
Anwendungen der  E-Demokratie selbst politische Brisanz, denn als Koordinationsmittel be­
stimmt die Software die „Form“ und damit auch die Art und Weise der demokratischen Aus­
einandersetzung. Werden die Ausgestaltung der Beteiligungspraxis und die Rolle der Software 
selbst zum Gegenstand demokratischer Auseinandersetzung gemacht, sind davon die Bedeu­
tung softwaretechnischer Konzepte und die Rollen der Akteure betroffen:
• Weil softwaretechnische Prinzipien und Konzepte in das Design von Software einflie­
ßen, üben diese auch maßgeblichen Einfluss auf die konkrete Form demokratischer 
Partizipation aus. 
1 Als Anwendungsdomäne wird hier ein abgrenzbares Problemfeld der sozialen Umwelt als 
Einsatzbereich für Computersysteme oder Software verstanden. Vgl. dazu Wikipedia: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Dom%C3%A4ne). 
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• Informatikerinnen2 werden zu Akteuren des gesellschaftspolitischen Diskurses, weil 
diese nicht nur die Technik entwickeln, sondern auch die soziale Praxis mitgestalten.3 
• Für die zivilgesellschaftlichen Akteure bietet sich als Nutzer die Option, in die kon­
zeptionelle Gestaltung der durch Software vermittelten demokratischen Praxis einbe­
zogen zu werden. 
Mit der Betonung von Software als Instrument der Form wird die Gestaltung zum Angelpunkt 
der Überlegungen zur E-Demokratie und thematisiert einen Aspekt, der in der themen- und in­
haltszentrierten Debatte um die Potenziale und Risiken elektronischer Demokratie weitestge­
hend ausgeklammert wird.4 Die Kernfrage, ob die technischen Möglichkeiten des Internets 
zur  Stärkung  und  Ausweitung  der  Demokratie  beitragen  können  oder  ob  diese  eher  ge­
schwächt wird, wird damit untrennbar mit dem Design der verwendeten Kommunikations­
technologien verbunden. 
Inspiriert durch die Ideen und Prinzipien des Web 2.0 in seiner Deutung als Demokratisierung 
der Medieninhalte konzentriert sich die vorliegende Arbeit auch auf die Demokratisierung der 
Technikgestaltung selbst und fragt, inwieweit das demokratische Prinzip der „gleichrangigen, 
selbstorganisierten und dezentralen Koordination“ (Willke 1998:89 f.) selbst in softwaretech­
nische Modelle einfließt und welchen Einfluss und welche Bedeutung dieses auf das Softwa­
redesign und auf die künftige Demokratieentwicklung haben kann.  Mit Betonung der aktiv 
gestaltenden Rolle der Nutzerinnen im Web 2.0 rückt ferner der sozial innovative Aspekt der 
Techniknutzung in den Fokus: Hierbei geht es um die Frage, ob die Nutzung von Webanwen­
dungen auch neue Demokratiepraktiken und -formen hervorbringen kann. Damit konzentriert 
sich diese Arbeit insbesondere auf Webanwendungen und Praktiken, die ihren Ursprung jen­
seits gesetzlich geregelter Verfahren oder elaborierter Demokratietheorien haben. Die Ideen 
und Prinzipien des Web 2.0 erscheinen dabei weder als Vision noch als Ideologie, sondern im 
Kern als alternatives Organisationsprinzip, das sowohl in der Nutzung als auch in der Herstel­
lung von Software längst in der „Realität“ angekommen ist. 
2 Forschungsrahmen
Die dieser Arbeit zugrunde liegende Zusammenführung von Inhalt und Form bezieht sich auf 
den Gestaltungsbegriff von T. Winograd und F. Flores, die mit dem englischen Begriff „De­
sign“ den Zusammenhang von Verstehen und Herstellen, d. h. von Kontext und Form betonen 
(Winograd und Flores 1986). Mit Betonung der sozialen Wirksamkeit von Software knüpft 
die vorliegende Arbeit  an theoretische Strömungen der Informatik an, die das Design von 
Softwaresystemen in den Mittelpunkt stellen und Informatik auch als Struktur-, Gestaltungs-, 
Organisations- und Arbeitswissenschaft begreifen. Informatik bleibt damit nicht auf techni­
sche Systeme beschränkt, sondern bezieht die soziale Organisation, d. h. die sozialen Aspekte 
der Kommunikation, der Kooperation und der Gestaltung ein (Steinmuller 1993,  Fuchs-Kit­
towski 2002, Fuchs und Hofkirchner 2003, Glaser 2009, Rolf 1998). Durch den Bezug auf das 
Internet und auf die leitenden Koordinationsmodelle geht es in dieser Arbeit primär um das 
Design von Softwaresystemen, die Kommunikation ermöglichen oder steuern und damit die 
Grundlage der Handlungskoordination bilden. Es handelt sich in diesem Sinne um „Kommu­
nikationsoftware“, für die in ganz besonderer Weise gilt, dass technische Systeme „nicht un­
2 Die männliche und weibliche Form wird in dieser Arbeit abwechselnd verwendet, gemeint sind aber 
stets beide Geschlechter.
3 Zur Frage einer Neudefinition der Rolle von Informatikerinnen im gesellschaftspolitischen Diskurs 
siehe auch (Glaser 2009).
4 Beispielhaft ist die Diskussion um den Digital Divide, die in Abschnitt 1.4 dieser Arbeit näher behandelt 
wird.
8
abhängig von jenen Menschen betrachtet werden, die es gestalten, benutzen oder die von sei­
nen Auswirkungen betroffen sind“ (Fuchs und Hofkirchner 2003:79). In dieser Aussage deu­
ten sich bereits zwei Grundsätze an: 
1. Zumindest in der Angewandten Informatik geht es nicht um die Gestaltung technischer 
Systeme, sondern um die Gestaltung soziotechnischer Systeme. Die Entwicklung von 
Kommunikationssystemen  kann  ohne  Kenntnis  und  Berücksichtigung  des  sozialen 
Kontextes nicht adäquat erfolgen.
2. Der Entwicklungsprozess von Software ist selbst ein sozialer Prozess. Die Kenntnis 
sozialer Mechanismen betrifft damit auch die Organisation des Softwareentwicklungs­
prozesses und seiner Methoden. Soziale Prozesse sind somit auch Gegenstand in der 
Entwicklung und  Ausarbeitung von Vorgehensmodellen und methodischen Konzep­
ten.
Als Brücke zwischen der Gestaltung technischer Systeme und der hier angesprochenen Be­
deutung des sozialen Kontextes bezieht sich diese Arbeit auf organisationstheoretische Über­
legungen. Dieses Herangehen bietet sich aus folgenden Gründen an: 
1. Die  Organisation  des  „Sozialen“  ist  das  primäre  Einsatzfeld  von 
Kommunikationssoftware.5 Der Einsatz von Software ist damit selbst ein bedeutsames 
organisatorisches  Phänomen,  da  es  hier  nicht  nur  um die  Ersetzung  menschlicher 
Tätigkeit durch die (virtuelle) Maschine geht, sondern auch um die Veränderung der 
sozialen Gefüge selbst. Der Einsatz von Software betrifft die verschiedensten sozialen 
Erscheinungsformen,  zu  denen  u.a.  die  zwischenmenschliche  Interaktion, 
Kommunikation,  Gruppenbildung  und  Organisationsbildung  sowie  organisatorische 
und gesellschaftliche Verflechtungen zählen. Die verschiedenen Organisationsformen 
entstehen in wachsendem Ausmaße in Verbindung und mit dem Einsatz von Software 
(Wolff  1999:107 f.). Klaus Fuchs-Kittowski spricht deshalb von der Informatik als 
Theorie und Methodologie,  die sich nicht nur mit der Entwicklung von Hard- und 
Software befasst, sondern auch mit der Entwicklung von Orgware6, und plädiert dafür, 
dass die Informatik Softwaresysteme, Arbeits- und Organisationsgestaltung als Einheit 
betrachten  muss  (Fuchs-Kittowski  2002). Mit  Bezug auf  die  Wirtschaftsinformatik 
empfiehlt Arno Rolf, die Organisationstheorie zu einer Leitdisziplin der Angewandten 
Informatik  zu  machen,  und  begründet dies  damit,  dass  angemessene 
softwaretechnische Lösungen vom Verstehen des sozialen Kontextes abhängig seien 
und  der  Einsatz  von  Informations-  und  Kommunikationstechniken  massiv  in 
bestehende Sozialstrukturen eingreife (Rolf 1998: 7 ff.).
2. Die Rahmenbedingungen des Softwareeinsatzes, die Anforderungen an die zu entwi­
ckelnde  Software  und  die  Organisation  von  Softwareentwicklungsprojekten  folgen 
stets  einem bestimmten Koordinationsmodell  (Wolff  1999).  Die Untersuchung der 
Oganisation des sozialen Kontextes kann somit Auskunft über die Wahl geeigneter 
Vorgehensweisen und Methoden geben.
3. Mit einer Sichtweise, die den Einsatz von Kommunikationssoftware und die Verwirk­
lichung  der  unterschiedlichen  Organisationsformen  zusammenführt,  bietet  sich  die 
Chance,  technik-  oder sozialdeterministischen Verkürzungen wirksam zu begegnen. 
5 Mit Organisation ist hier nicht nur die „Organisation“ als nach außen abgrenzbare Einheit gemeint, 
sondern die Organisation des „Sozialen“ als Struktur der Handlungskoordination. 
6 Der Begriff Orgware wird in der Regel als zusammenfassende Bezeichnung für die nicht zur Hard- und 
Software gehörenden Methoden bei der Abwicklung von IT-Projekten verwendet. Zu diesen Bereichen 
gehört die Organisation des Softwareentwicklungsprozesses 
     (Meyers Online Lexikon: http://lexikon.meyers.de/wissen/Orgware).
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Im Unterschied zu den Visionen einer Cyberdemokratie oder den Befürchtungen des 
Digital Divide können die Verflechtungen von Kommunikationssoftware und sozialem 
Kontext auf diese Weise explizit behandelt werden und das Zusammenwirken von so­
zialem Kontext und der eingesetzten Software greifbarer machen. Die im Titel dieser 
Arbeit angedeutete Frage nach der Zukunft elektronischer Demokratie und der Bedeu­
tung softwaretechnischer Konzepte finden hier ihren Bezugspunkt. Auch hier gilt: Die 
Organisation politischer Partizipation entsteht in der Verbindung aus dem Einsatz und 
der Gestaltung von Kommunikationssoftware. 
Die vorliegende Arbeit ist in erster Linie eine theoretische Arbeit, deren Hauptbeitrag in der 
Ausarbeitung eines soziotechnischen Ansatzes besteht, der die konzeptionelle Modellierung 
und die Organisation des Softwareentwicklungsprozesses aus einer systemtheoretischen Per­
spektive zu konzeptualisieren versucht. Bezugspunkt sind die Herausforderungen und Beson­
derheiten der Anwendungsdomäne E-Demokratie, die hier unter dem Aspekt der Entwicklung 
von Webanwendungen behandelt wird. Es geht somit um die Entwicklung von Softwaresyste­
men, die zum einen auf das Internet als Programmierplattform aufsetzen und zum anderen der 
Kooperation größerer und kleinerer Gruppen im politischen Kontext dienen. Mit diesem Be­
zug auf Internet und kooperative Prozesse lässt sich diese Arbeit vom Gegenstand her in der ‒ 
aus dem Software-Engineering hervorgegangenen ‒ Disziplin des Web-Engineerings7 und der 
des computer-supported cooperative work (CSCW) bzw. der Social Media ansiedeln.8
In Verbindung mit der Organisation sozialer Praxis und der Betonung sozialer Strukturen wer­
den Softwareanwendungen als soziotechnische Systeme begriffen, die mit dem Zusammenwir­
ken von technischem und sozialem System zwei grundsätzlich unterschiedliche Systemtypen 
in sich vereinen. Mit seinem soziotechnischen Ansatz setzt die Arbeit dort an, wo sich Sozia­
les und Technisches berühren. Diese „Berührung“ findet sich zum einen im Zusammenwirken 
von Modell und sozialer Praxis und zum anderen im Gestaltungsprozess von Technik selbst, 
7 Ansätze des Web-Engineerings versuchen die Erkenntnisse und Themen des Software-Engineerings für 
die Entwicklung von Internetanwendungen nutzbar zu machen. Vgl. dazu (Kappel et al. 2004, Lother et 
al. 2003).
8 Die Abgrenzung von CSCW und Social Media wird in Abschnitt 3.4 dieser Arbeit ausführlich erläutert.
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Abbildung 1: Einordnung des Forschungsgegenstandes in die ACM-Klassifikation
wo zwar Technisches entwickelt, der Entwicklungsvorgang jedoch auch ein sozialer Prozess 
ist.  Entlang der ACM-Klassifikation (Computing Classification System)9 des Software-Engi­
neerings  liegen die Schwerpunkte dieser Arbeit in den Teilgebieten der Anforderungsermitt­
lung (Requirements/Specifications) und der Organisation des Entwicklungsprozesses (Mana­
gement/Vorgehensmodelle). 
Mit der Fokussierung auf die „Organisation“ des Sozialen in der Nutzung und Herstellung 
von Software knüpft diese Arbeit ferner an die Erkenntnisse der Wirtschaftsinformatik und 
Organisationstheorie an. Übersetzt in die Anwendungsdomäne E-Demokratie geht es um die 
Frage, wie sich Koordinationsprozesse ohne das Vorhandensein klarer Organisationsstruktu­
ren in ein Anwendungsmodell implementieren lassen und welche Koordinationsmodelle dabei 
wirksam werden. 
Der hier vorgestellte Ansatz orientiert sich an den neueren systemtheoretischen Ansätzen, ins­
besondere an der Theorie sozialer Systeme von Niklas Luhmann. Gründe für diesen Weg sind: 
1. Mit der Designsicht stehen die Probleme der Softwareentwicklung quer zur fachli­
chen  Spezialisierung.  Mit  „weicheren“  Ansätzen  sind  gleichsam 
Multidisziplinarität und fachübergreifender Dialog gefordert. Hier erweist sich als 
Fallstrick, dass sich wissenschaftlicher Fortschritt in wachsender Spezialisierung 
zeigt,  Probleme  und  Forschungsgegenstände  aber  immer  häufiger  quer  zur 
fachlichen Spezialisierung stehen. Welzer sieht in fachlicher Spezialisierung den 
Preis,  den  die  Disziplinen  für  ihren  spezialisierten  Erfolg  zu  zahlen  haben:
Denn die Ausdifferenzierung der Disziplinen ist der Preis ihres  spezialistischen Erfolgs;  je 
tiefer man in ein Gebiet eindringt, desto esoterischer wird das begriffliche Instrumentarium, 
desto sophistischer das Spezialwissen und desto unzugänglicher von außen, worum es eigent­
lich geht. Der disziplinäre Fortschritt geht in die Tiefe, nicht in die Breite eines Forschungsge­
genstands, und da daraus eine gewisse Sprachlosigkeit zwischen den Fächern entsteht, ist der  
Ruf nach Interdisziplinarität in den letzten Jahren sogar immer lauter geworden ohne dass frei­
lich  klarer  geworden  wäre,  was  damit  eigentlich  gemeint  sein  soll.  (Welzer  2006)  
Inter- und Transdisziplinarität sind der Ruf nach Breite, wenn der Preis der Spezia­
lisierung zu hoch ist oder sich die Probleme und Anforderungen nicht mehr durch 
Spezialisierung  lösen  lassen.  Hier  kann  sich  der  hohe  Abstraktionsgrad  sys­
temtheoretischer Modelle als hilfreich erweisen, weil diese die Grenzen einzelner 
Fachdisziplinen überwinden können und Fragestellungen erlauben, die quer zu den 
Fachgrenzen verlaufen (Simon 2008:13, Willke 1996a:2 f.). Die Systemtheorie lie­
fert dabei „eine einheitliche, formale Sprache für die geordnete Beschreibung ver­
schiedenartiger Erfahrungsbereiche“ (Ropohl 1999:88).
2. Im Begriff  des  soziotechnischen Systems zeigt  sich  als  Kernproblem,  dass  die 
Komplexität der sozialen Wirklichkeit in der Software auf einen reinen Formalis­
mus heruntergebrochen werden muss. In Software können somit nur die von Per­
sonen bereits entkoppelten Handlungsstrukturen einfließen. Das Prinzip der Tren­
nung von Person und Aktion ist damit nicht nur besonderes Merkmal der Organi­
sation, sondern auch von Software. Kommunikationssoftware stellt in diesem Sin­
ne ein Gebilde dar, das soziale Strukturen repräsentiert, d. h. verfestigte, sich wie­
derholende Handlungsfolgen, die sich überhaupt erst als Formalismus fassen las­
sen. Den Mechanismus der Ausbildung sozialer Strukturen und ihrer Dynamik be­
schreibt Niklas Luhmann in der  Theorie sozialer Systeme  und bietet damit einen 
9   Association for Computing Machinery:  http://www.acm.org/class/1998/D.2.html, [1998 Version] 
     Valid in 2007, abgerufen am 5.5.2008.
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Ansatz, die Wechselwirkung von sozialen und technischen Systemen greifbarer zu 
machen.  
3. Im Software-Engineering zeigen sich die Probleme der Komplexität nicht nur in 
den großen Softwaresystemen selbst, sondern auch im sozialen Kontext des An­
wendungsfeldes. Systemtheoretische Konzepte erlauben hier einen besonderen Zu­
gang zum Problem der Komplexität und richten den Blick auf die besondere Dyna­
mik und Eigenheit sozialer Systeme. 
Im Spannungsfeld von leicht- und schwergewichtigen IT-Konzepten, unterschiedlichen Ziel­
setzungen und Handlungskontexten ist eine Vielzahl unterschiedlicher Entwicklungsmethodi­
ken, Anwendungen und Praktiken entstanden, die sich auf die Anwendungsdomäne E-Demo­
kratie beziehen und damit auf ihre Weise zur Verwirklichung neuer und möglichst besserer 
Formen der politischen Kommunikation beitragen. Alle diese Elemente der E-Demokratie bil­
den den empirischen Bezug dieser Arbeit und sind im Verlauf des Promotionsprojektes in ei­
ner Datenbank10 mit dem Ziel zusammengefasst worden, die vielschichtigen Zusammenhänge 
von  theoretischem  Diskurs,  den  entstandenen  Anwendungen,  Praktiken,  Grundannahmen, 
Rahmenbedingungen etc. in einer handhabbaren Weise herzustellen. Die Datenbank umfasst 
alle in die Untersuchung der Anwendungs- und Vorgehensmodelle einbezogenen Anwendun­
gen, Modelle und Praktiken und setzt diese in Beziehung zueinander. In der Untersuchung der 
Anwendungsmodelle diente die Datenbank der Erfassung der unterschiedlichen Ebenen von 
der Anwendungspraxis über die abstrakten Anwendungskonzepte bis hin zur konkreten Aus­
prägung eines Anwendungsmodells. Grundidee ist, sowohl aus der beobachtbaren Praxis der 
E-Demokratie als  auch aus den Ideen, Diskursen und Konzepten der Softwaretechnik und 
Netzdebatten zu lernen, um damit eine Orientierungshilfe in der theoretischen Reflexion und 
der praktischen Arbeit in künftigen Projekten und Aktivitäten zu finden. Die Datenbank ist da­
mit Methode und kein Produkt dieser Arbeit.  
3 Zielsetzung und Leitthesen
Die vorliegende Arbeit sucht Antworten auf die Frage nach der Zukunft der elektronischen 
Demokratie in den Anwendungsmodellen der verwendeten Software und im Entwicklungs-
prozess  dieser  Anwendungen.  Der  Bezug  auf  die  Zukunft  verweist  nicht  auf  den 
prophetischen  Anspruch  der  Zukunftsvorhersage,  sondern  auf  die  Untersuchung  der 
sozialinnovativen Potenziale in den genutzten Webanwendungen und den Vorgehensweisen in 
der Herstellung dieser Anwendungen. Kurz, es geht um die Bedeutung softwaretechnischer 
Ansätze für  die  weitere  Entwicklung der  E-Demokratie.  Zielsetzung der  Arbeit  ist  damit, 
herauszufinden,  inwieweit  und  unter  welchen  Bedingungen  Ansätze  konzeptioneller 
Modellierung oder der Ausgestaltung von Vorgehensmodellen innovative Formen politischer 
Teilhabe befördern. 
Zielsetzung  dieser  Arbeit  ist  ferner  zu  prüfen,  inwieweit  sich  die  Anwendung 
systemtheoretischer Ansätze, insbesondere die Theorie sozialer Systeme von Niklas Luhmann 
und die Steuerungstheorie von Helmut Willke, für das Software-Engineernig nutzbar machen 
lassen.  In  Kombination  mit  der  Betrachtung  demokratischer  Macht-  und 
Entscheidungsstrukturen in den Anwendungs-, Programmier- und Vorgehensmodellenen der 
sozialen  Medien  (Social  Media)  soll  der  Versuch  unternommen  werden,  Ansätze 
demokratischer  Koordination  für  das  Software-Engineering  und  für  die  Bewältigung  von 
Problemen in IT-Projekten im Sinne einer responsiven Softwaretechnik zu entfalten.
10 Die Blogpolis-Datenbank: http://edemo.tempel-der-strebsmakeit.de 
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Hinter dem in dieser Weise verfolgten Ansatz verbergen sich eine Reihe von Annahmen und 
Thesen, die den roten Faden der Arbeit darstellen und sich wie folgt zusammenfassen lassen:
1. Die künftige Entwicklung der E-Demokratie und ihre Auswirkungen auf die Gesell­
schaft sind noch nicht absehbar. E-Demokratie umfasst deshalb nicht nur die techni­
sche Unterstützung bereits bekannter Praktiken,  wie die Abwicklung elektronischer  
Wahlen, sondern ist ein offener Handlungsraum, in dem sich demokratische Praktiken  
gerade entwickeln, weiterentwickeln oder noch entwickeln werden. E-Demokratie ist  
damit ein Feld, in dem es primär um soziale Innovation geht, d. h. um neue Formen 
demokratischer Praxis. 
2. Demokratie ist nicht nur ein Anwendungsbereich der Softwareentwicklung, sondern  
steht selbst für ein Koordinationsmodell,  das den Anwendungs-, Programmier- und  
Vorgehensmodellen von Software zugrunde liegen kann. 
3. Webanwendungen repräsentieren einen Teil der sozialen Regeln bzw. der Organisati­
onsprinzipien in der demokratischen Auseinandersetzung.  Softwaretechnischen Kon­
zepten kommt deshalb eine zentrale Bedeutung in der demokratischen Entwicklung  
moderner Gesellschaften zu, sie bestimmen in entscheidender Weise mit, welche For­
men technikvermittelter Partizipation überhaupt möglich sind. Die Einschätzung der  
sozialinnovativen Potenziale der E-Demokratie, aber auch deren Risiken kann nur in  
Zusammenhang mit den dort wirksam werdenden softwaretechnischen Konzepten be­
antwortet werden. 
4 Aufbau
Der Aufbau der Arbeit orientiert sich am Versuch, den Aspekt der Demokratie im Einsatz und 
in der Entwicklung von Software aus verschiedenen Perspektiven zu beleuchten, um daraus 
Konsequenzen und Handlungsanweisungen für die Gestaltung von Anwendungs- und Vorge­
hensmodellen zu ziehen. Im Mittelpunkt steht die Demokratie nicht nur als Anwendungsdo­
mäne der Softwareentwicklung (E-Demokratie), sondern auch als Koordinationsmodell sozio­
technischer Systeme und als Paradigma in der Herstellung von Software.
Kapitel 1 widmet sich der Demokratie als Anwendungsdomäne (E-Demokratie) von Weban­
wendungen. Im Mittelpunkt stehen die beobachtbaren Beteiligungsformen der E-Demokratie 
mit ihren Besonderheiten und Ausprägungen. Aus dieser Perspektive erfolgt eine erste Annä­
herung an die genutzten Webanwendungen und die besonderen Merkmale des Internets als 
technische Basis demokratischer Beteiligung. Hauptanliegen sind zum einen die Einführung 
der Unterscheidung in verfahrensorientierte und selbstorganisierte Beteiligungsformen in ei­
nem soziotechnischen  Schichtenmodell  und zum anderen  die  Betonung  von Software  als 
formgebendes Element in der konkreten Ausgestaltung der Beteiligungspraxis. 
In Kapitel 2 werden die Webanwendungen der E-Demokratie mit Bezug auf die wissenschaft­
lichen Diskurse der Techniksoziologie und angewandten Informatik sowie der System- und 
Organisationstheorie als soziotechnische Systeme eingeführt. Hauptanliegen ist die Konzep­
tualisierung eines soziotechnischen Ansatzes, der auf den Erkenntnisprogrammen des radika­
len Konstruktivismus, der Theorie sozialer Systeme (Niklas Luhmann) und der Organisations­
theorie aufbaut und Demokratie in Abgrenzung zur Hierarchie als Koordinationsmodell sozio­
technischer Systeme einführt. 
In Kapitel 3 stehen die softwaretechnischen Konzepte im Mittelpunkt: Der Fokus liegt auf 
Anwendungsmodellen als Schnittstelle von Software und sozialem Kontext sowie auf der Or­
ganisation  des  Softwareentwicklungsprozesses  als  Schnittstelle  zwischen Softwareentwick­
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lung und Softwarenutzung. Hauptanliegen ist die Ermittlung zentraler Konzepte und Prinzipi­
en der Softwaretechnik und die Ermittlung der tragenden Organisationsprinzipien, die sich in 
schwer- und leichtgewichtigen Methodiken11 zeigen.
Kapitel 4 führt die zentralen softwaretechnischen Prinzipien in den Anwendungs-, Vorgehens- 
und Programmiermodellen mit dem demokratietheoretischen Diskurs zusammen. Der Haupt­
beitrag dieses Kapitels liegt in der Identifizierung des „demokratischen Prinzips“ in software­
technischen Konzepten und seiner Bedeutung als Ansatz zur Förderung sozialer Innovationen, 
der Stärkung der Partizipation und der Lösung bereits identifizierter Probleme. 
Die Schlussbetrachtung führt die Arbeitsergebnisse aller Kapitel in der Vision einer responsi­
ven Software- und Softwaretechnik zusammen. In der Verbindung des systemischen Ansatzes 
der Kontextsteuerung (H. Willke) und den Merkmalen demokratischer Macht- und Entschei­
dungsstrukturen in den Anwendungs- und Entwicklungsmodellen des  Web 2.0/Social  Media 
wird ausblicksartig der Versuch unternommen, einen Ansatz demokratischer Koordination für 
das Software-Engineering im Sinne einer responsiven Software- und Softwaretechnik frucht­
bar zu machen.
11 Die Verwendung des Begriffs Methodik ist an die Begrifflichkeit von Cockburn angelehnt (Cockburn 
2003:157ff.).
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Abbildung 2: Aufbau der Arbeit
1 E-Demokratie als Domäne der Softwareentwicklung
1.1 E-Demokratie: Politische Kommunikation und Koordinationsmodell
Der  Soziologe und Philosoph Jürgen Habermas konstatierte Anfang der 90er-Jahre, dass der 
Rechtsstaat „im Zeichen einer vollständig säkularisierten Politik [...] ohne radikale Demokra­
tie nicht zu haben und zu erhalten“ sei  (Habermas 1994:13). Dass die säkulare Begründung 
von Herrschaft Probleme bereitet und die Suche nach neuen Formen der Politik noch nicht ab­
geschlossen ist, findet ihren konkreten Ausdruck in Umfrageergebnissen, die von der wach­
senden Unzufriedenheit mit der parteipolitischen Praxis und den politischen Institutionen kün­
den. Drei dieser Umfragen seien an dieser Stelle exemplarisch herausgegriffen:
● Die im April 2003 veröffentlichte Onlinebefragung „Perspektive Deutschland“, an der sich 
mehr als 360 000 Internet-User beteiligten, kam zu folgendem Ergebnis:„Bundestag und 
Parteien haben kaum noch Rückhalt in der Bevölkerung: Nur drei Prozent der Bundesbür­
ger vertrauen den politischen Parteien“ und ebenfalls nur drei Prozent halten den Bundes­
tag für „bürgernah“.12 
● In einer von der Zeitschrift Stern 2004 in Auftrag gegebenen Forsa-Umfrage sprechen sich 
84 % der Deutschen für Volksabstimmungen auf Bundesebene aus und treten damit für 
eine entsprechende Änderung des Grundgesetzes ein.  
● Nach einer repräsentativen Befragung der Friedrich-Ebert-Stiftung sinkt das Vertrauen in 
die  Demokratie. Dieser Studie zufolge glaubt jeder dritte Deutsche nicht mehr daran, dass 
die Demokratie Probleme lösen kann. In Ostdeutschland sind sogar mehr als 53 % der Be­
fragten dieser Ansicht (Friedrich-Ebert-Stiftung 2008).
2010, im Jahr der Bürgerproteste, entlädt sich die wachsende Unzufriedenheit der Bevölke­
rung im offenen Aufbegehren gegen Großprojekte, Reformprogramme, Gesetzgebungen und 
die Energiepolitik: Die Stuttgarter wehren sich gegen das Großprojekt Stuttgart 21, die Ham­
burger gegen die Schulreform, die Bayern gegen das Rauchergesetz und die Schleswig-Hol­
steiner  gegen die  Fehmarnbelt-Brücke.  In  Berlin  geht  es  gegen den neuen Großflughafen 
Schönefeld und den Ausbau der A100, während bundesweit viele Menschen gegen die aktuel­
le Atompolitik und die Castor-Transporte demonstrieren.13 
Entwicklungen und Indizien wie diese nähren den Verdacht, dass die gegenwärtige Demokra­
tiepraxis allein nicht in der Lage ist, für die nötige Legitimation und Akzeptanz politischer 
Entscheidungen zu sorgen. Der Versuch, Bürgerinnen und Bürger durch Formen direkter De­
mokratie mehr an politischen Entscheidungen zu beteiligen, ist als Ansatz zu begreifen, die 
fehlende Akzeptanz und Legitimation der Politik wiederherzustellen. Hier schlägt die Stunde 
des  Internets,  das  mit  seinen  besonderen  Eigenschaften  die  kommunikationstechnische 
Grundlage neuer Demokratieformen, die  E-Demokratie,  bilden soll.  Doch wie sollen diese 
„neuen Formen“ der Demokratie aussehen? Einigkeit mag noch darin bestehen, dass die bis­
herige demokratische Praxis der Revision bedarf und dass die Beteiligungsmöglichkeiten der 
Bürgerinnen und Bürger erweitert werden müssen, strittig und ungeklärt bleibt dennoch, wel­
12 Perspektive-Deutschland ist die größte gesellschaftspolitische Onlineumfrage der Welt. Erstmalig wurde 
sie 2001 durchgeführt, als Gemeinschaftsinitiative von McKinsey, Stern und T-Online. Über 170 000 
Teilnehmer gaben ausführlich Auskunft zu gesellschaftlich relevanten Themen wie Verantwortung und 
Eigeninitiative. Die Ergebnisse fanden ein breites Echo in der Öffentlichkeit. Im vergangenen Jahr 
nahmen fast 360 000 Bundesbürger an Perspektive-Deutschland teil. In der dritten Umfragerunde, die 
Anfang 2004 zu Ende ging, nahmen mehr als 450 000 Internet-User teil.
13 Bürgerbeteiligung: Demokratie nach Geißler, Zeit Online 10.12.2010.
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chen Regeln und Verfahren künftige Demokratie-  und Verhandlungsmodelle folgen sollen. 
Entsprechend vage  und undefinierbar  bleibt,  was  E-Demokratie eigentlich  ist  und welche 
Form sie konkret annehmen kann. Auf der Website des Bundesinnenministeriums wird E-De­
mokratie entsprechend bescheiden als Sammelbegriff für alle Maßnahmen bezeichnet,  „bei 
denen Internettechnologien eingesetzt werden, um Bürgerinnen und Bürgern zusätzliche de­
mokratische Mitbestimmungs- und Gestaltungsmöglichkeiten einzuräumen“14. Diese Definiti­
on impliziert, dass E-Demokratie über die bislang praktizierten Formen demokratischer Mit­
bestimmung hinausreicht, lässt aber offen, welche Formen die elektronisch gestützte Partizi­
pation künftig annehmen soll und welchen Stellenwert ihr in der allgemeinen Modernisierung 
des Staatswesens zugestanden wird. In Anlehnung und Erweiterung dieser Definition umfasst 
der Begriff E-Demokratie ‒ im Grundverständnis dieser Arbeit ‒ alle Formen demokratischer 
Teilhabe und Kommunikation, die durch die Technologien des Internets vermittelt werden. 
Demokratische Teilhabe bezieht sich in diesem Verständnis nicht nur auf die explizit politi­
sche Kommunikation, sondern auf die aktive Mitgestaltung des öffentlichen Raumes und the­
matisiert E-Demokratie gleichermaßen als Koordinationsmodell. In der Konsequenz bedeutet 
dies zunächst zweierlei: 
1. E-Demokratie beschränkt sich nicht auf die Inhalte und Themen zivilgesellschaftli­
cher Diskurse, sondern thematisiert auch deren Form, die sich nicht nur in der so­
zialen Praxis, sondern auch in der verwendeten Software manifestiert. 
2. E-Demokratie schließt die Form der Handlungskoordination ein und steht für die 
elektronische  Vermittlung  des  demokratischen  Prinzips  der  „gleichrangigen, 
selbstorganisierten und dezentralen“ Koordination menschlichen Handelns (Willke 
1998:89f.). 
Der Begriff E-Demokratie schließt in dieser Definition nicht nur die Nutzung von Software, 
sondern auch deren Gestaltung und die impliziten Koordinationsmodelle ein. Im Mittelpunkt 
stehen damit die konkreten Beteiligungsformen, die Wirkung der eingesetzten Software auf 
die Beteiligungspraxis und die Manifestation leitender Koordinationsmodelle in den Anwen­
dungsmodellen der eingesetzten Software. Zielsetzung des ersten Kapitels ist, diese Dimen­
sionen der E-Demokratie darzustellen und in ein soziotechnisches Schichtenmodell zu über­
führen, das den Zusammenhang von Koordinationsmodell, Webanwendung und sozialer Pra­
xis verdeutlichen soll und als Leitmodell dieser Arbeit dient.  
1.2 Beteiligungsformen   
Die Demokratiepraxis  des Internets manifestiert  sich in  unterschiedlichen Beteiligungsfor­
men.  In Orientierung an Helmut  Willkes  Kennzeichnung des  demokratischen Prinzips  als 
„gleichrangige,  selbstorganisierte  und dezentrale“  Koordinationsform folgt  die  Darstellung 
der Demokratiepraxis im Internet zunächst der groben Unterscheidung in verfahrensbasierte 
und selbstorganisierte Beteiligungsformen:
• Verfahrensbasierte Beteiligungsformen folgen mehr oder weniger festgelegten Regeln. 
Ihr Kennzeichen ist, dass grundlegende Prozesse und die Rollen ihrer Akteure in ei­
nem Verfahren vorgegeben sind.  Die dazu entwickelten Webanwendungen sind zu­
meist speziell für den Zweck der politischen Beteiligung entwickelt worden. 
• Selbstorganisierte Beteiligungsformen folgen keinem festgelegten Verfahren. Die Be­
teiligungspraxis und Rollenverteilung entwickelt sich selbstorganisiert und gründet in 
14 Diese Definition findet sich im „BMI-Lexikon der Innenpolitik“ auf der Homepage des 
Bundesinnenministeriums: http://www.bmi.bund.de.
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unspezifischen Webangeboten, die für die politische Kommunikation, aber auch für 
andere Zwecke genutzt werden können. Anwendungen dieses Typs sind unter den Be­
griffen Web 2.0 oder Social Media bekannt.
Die Darstellung der Beteiligungsformen und der dazu genutzten Verfahren und Webanwen­
dungen bleibt bis auf wenige Ausnahmen auf die Bundesrepublik Deutschland beschränkt und 
kann angesichts der großen Vielfalt nur ausschnitthaft bleiben. Sie dient in erster Linie dazu, 
Verfahrensbindung und Selbstorganisation als Grundmuster der Formgestaltung in der E-De­
mokratie einzuführen. 
1.2.1 Verfahrensorientierte Beteiligungsformen
1.2.1.1 E-Partizipation und E-Government
Das klassische Feld der  E-Demokratie findet sich im Bereich staatlich organisierter Beteili­
gungsformen bzw. in internetgestützten Praktiken, die direkt das Verhältnis von Bürger und 
Staat thematisieren und von staatlichen Institutionen organisiert und initiiert werden. Im Mit­
telpunkt stehen die klassischen und z. T. gesetzlich geregelten demokratischen Verfahren, die 
durch das Internet vereinfacht,  beschleunigt,  verbessert  oder erweitert  werden sollen.  Den 
Stellenwert dieser Verfahren als Bestandteil der allgemeinen Modernisierung des Staates the­
matisiert  das  von der  Bertelsmann  Stiftung  propagierte  Leitbild  des  Balanced  E-Govern­
ments. „Gutes E-Government“ ist in diesem Leitbild immer dann erreicht, wenn die Balance 
zwischen  „effizienzorientierter  Verwaltungsmodernisierung  und  partizipationsförderndem 
Kulturwandel“ (Hart und Pﬂüger 2004:7) gelingt. In der Terminologie der Bertelsmann-Studie 
wird  E-Government damit zum Begriff eines integrativen Konzeptes von  E-Administration 
und E-Demokratie als zusammenwirkende Komponenten (Friedrichs et al. 2002b:107 ff.). 
• E-Administration dient als Sammelbegriff für Maßnahmen der elektronisch gestützten 
Verwaltungsmodernisierung. Sie steht damit für die Neuorganisation verwaltungsinter­
ner Strukturen und die Neugestaltung der Schnittstelle von Verwaltung und den Bürge­
rinnen. Die Modernisierung der Verwaltung wird dabei als Daueraufgabe des Staates 
angesehen. Sie umfasst u. a. die Ausstattung der Verwaltung mit PC-Arbeitsplätzen, 
die elektronische Abwicklung der Personalverwaltung der Dienstreisen und des Be­
schaffungswesens sowie  die  Bereitstellung von Online-informationen und -diensten 
für die Bürger (Winkel 2004a, Winkel 2004b).
• In Abgrenzung zu Maßnahmen der Verwaltungsmodernisierung findet  E-Demokratie 
als Oberbegriff für Maßnahmen Anwendung, die auf die qualitative Neugestaltung der 
Beziehungen zwischen Staat und Bürgern gerichtet sind. In der Bertelsmann-Studie 
(Friedrichs et al. 2002b) fallen unter E-Demokratie mit  E-Voting und E-Partizipation 
zwei weitere Unterbegriffe:  E-Voting bezeichnet alle Formen elektronischer Wahlen, 
vom Wahlcomputer im Wahllokal bis hin zu Internetwahlen vom heimischen PC aus. 
Ziel ist, die Wahlen effizienter, billiger und für die Wähler auch bequemer zu machen. 
Richtet sich das Interesse jedoch auf die elektronisch gestützte Beteiligung von Bür­
gern und Wirtschaft an politischen Entscheidungen, wird von E-Partizipation gespro­
chen. In Abgrenzung zu  E-Voting werden mit diesem Begriff alle internetgestützten 
Verfahren bezeichnet, die eine direkte Beteiligung der Bürgerinnen an politischen Ent­
scheidungsprozessen ermöglichen (Friedrichs et al. 2002b, British Council 2006). 
Hintergrund der Diskussion um die Potenziale und Möglichkeiten elektronischer Demokratie 
ist nicht nur die zunehmende Bedeutung des Internets als neues und interaktives Medium, 
sondern auch der Wunsch, beunruhigenden Entwicklungen entgegenzuwirken, wie wachsen­
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den Legitimationsdefiziten politischer Entscheidungen und Politikverdrossenheit.15 Darüber 
hinaus legt die Debatte um den Wandel politischer Steuerung im „Governance“-Konzept den 
staatlichen Institutionen nahe, Politik transparenter zu machen und das Wissen von Betroffe­
nengruppen zu  nutzen,  um bessere  Entscheidungen  und eine  effektivere  Implementierung 
staatlicher Maßnahmen zu erzielen (Bendrath 2007:31). Gefordert ist damit eine Form elek­
tronischer Bürgerbeteiligung, die den Bürgerinnen und Bürgern die „aktive Teilhabe an politi­
schen Diskurs- und Entscheidungsprozessen ermöglicht“ (ePartizipation 2004:8), d. h. in ers­
ter Linie der Ausbau und die Weiterentwicklung elektronischer Partizipation.
Vor diesem Hintergrund verspricht das Konzept eines Balanced E-Governments, dass es auch 
bei staatlich geförderten Projekten um mehr gehen soll als um Verwaltungsmodernisierung 
und  die  Effizienzsteigerung  demokratischer  Wahlen  (E-Voting).  Die  bislang  beobachtbare 
Praxis vermittelt jedoch ein anderes Bild: Gemessen am Leitbild eines  Balanced E-Govern­
ments bleibt augenfällig, dass sich die öffentlichen Investitionen und Aktivitäten relativ ein­
seitig  auf die  Modernisierung der Verwaltung (E-Administration) konzentrieren und durch 
technisch  anspruchsvolle  und teure  Großprojekte  dominiert  sind  (Friedrichs  et  al.  2002b, 
Friedrichs et al. 2002a, Bauer 2004, Lührs et al. 2004). Das Beispiel E-Voting zeigt, dass der 
Hang zu großen und aufwendigen Projekten nicht nur in der E-Administration anzutreffen ist, 
sondern auch die Bemühungen um den Ausbau der E-Demokratie dominiert. In die Kritik ist 
E-Voting vor allem deshalb geraten, weil die Umsetzung elektronischer Wahlen mit (noch un­
gelösten) Sicherheits- und Datenschutzproblemen belastet ist. Kritisiert wird aber auch, dass 
die Fokussierung auf Großprojekte partizipative Ansätze eher blockiere als fördere, weil die 
Teilnahme an Wahlen nur ein Teil der aktiven Partizipation an demokratischen Prozessen aus­
mache  (Friedrichs et al. 2002a).
1.2.1.2 Formelle und informelle Beteiligungsverfahren 
Die entwickelten Verfahren der E-Partizipation beziehen sich auf Erfahrungen und Konzepte 
der  Bürgerbeteiligung,  die  bereits  seit  den  1960er-Jahren  auch  ohne Internetunterstützung 
durchgeführt  werden. Das Baugesetz (BauGB, § 3) schreibt seit 1960 die Beteiligung von 
Bürgern bei Bauvorhaben, Planungen und Planänderungen vor. Anfang der 1970er-Jahre kam 
es als Folge gesetzlich vorgeschriebener, d. h. formeller Beteiligungsverfahren zur ersten Par­
tizipationswelle. Seitdem ist die Beteiligung von Bürgern an der Bauleitplanung gängige Pra­
xis (Schulze-Wolf 2007:7). Elektronische Beteiligungsverfahren sind seit 2004 durch das Eu­
roparechtsanpassungsgesetz und den § 4a des Baugesetzbuchs (BauGB) rechtlich abgesichert. 
Mit der Einführung direktdemokratischer Elemente16 und der finanziellen Unterstützung von 
Beteiligungsprojekten seit den 1990er-Jahren kam es zur zweiten Partizipationswelle. Im Un­
terschied zu den formellen Verfahren der Bauleitplanung waren die Verfahren der zweiten 
Welle nicht gesetzlich vorgeschrieben, sondern wurden freiwillig durchgeführt. Sie werden 
aus diesem Grunde als informelle Beteiligungsverfahren bezeichnet und hauptsächlich in Zu­
sammenhang mit der „Lokalen Agenda“, der „Sozialen Stadt“ oder als Instrument des Stadt­
marketings eingesetzt. Die zweite Partizipationswelle hat eine Reihe diskursiv ausgerichteter 
Beteiligungsverfahren hervorgebracht, wie Zukunftswerkstätten, Fokusgruppen, Bürgerforen 
oder Bürgergutachten (Schulze-Wolf 2007, Feindt 2001). Die wichtigsten deliberativen Poli­
tikformen, die von der öffentlichen Hand durchgeführt und auch bezahlt werden, sind Dis­
kursverfahren,  Mediation,  die  Planungszelle  und  Konsensuskonferenzen  (Martinsen  2006, 
Martinsen 2007).
15  Vgl. dazu die „Verrechtlichungsdebatte“ u. a. bei Jürgen Habermas (Habermas 1994).
16 Zu den direktdemokratischen Elementen gehören beispielsweise die Einführung des Bürgerbegehrens 
und die Möglichkeit der Direktwahl von Bürgermeistern.
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1.2.1.3 Online-Konsultationen
In formellen und informellen Beteiligungsverfahren kommen konsultative, d. h. „beratende“ 
Verfahren zum Einsatz, bei denen die Bürgerinnen und Bürger aufgefordert sind, ihre Erfah­
rungen  und  Interessen  ohne  rechtsverbindliche  Wirkung  einzubringen  (Leggewie  2007), 
(Koop 2010, Märker 2007:255). Die Einbettung in den politischen Prozess ist von den Auf­
traggebern und Initiatoren im politisch-administrativen System abhängig, d. h., die  Themen­
wahl, die konkrete Umsetzung der Verfahren und die Verwertung der Ergebnisse entzieht sich 
dem Einfluss der beteiligten Bürgerinnen und Bürger. 
Bürgerbeteiligung wird zur E-Partizipation, wenn Konsultationen in Onlinedialogen auf den 
dazu speziell entwickelten Diskursplattformen umgesetzt werden. Wie bei den klassischen ‒ 
d. h. offline durchgeführten ‒ Beteiligungsverfahren wird auch in der elektronisch gestützten 
Bürgerbeteiligung zwischen gesetzlich vorgeschriebenen (formellen) und freiwilligen (infor­
mellen) Beteiligungsverfahren unterschieden. In der Praxis wird dies häufig in Kombination 
mit  konventionellen Offlineangeboten wie beispielsweise Bürgerversammlungen umgesetzt 
(Märker  2007). Online-Konsultationen kommen in den gesetzlich geregelten Verfahren zu 
städtebaulichen Veränderungen und der Stadtplanung sowie in informellen Visions- und Leit­
bildprozessen zum Einsatz. Wachsender Beliebtheit erfreuen sich auch informelle Verfahren 
zur Verteilung von Ressourcen, Anlagen und Einrichtungen, wie die Beteiligung von Bürgern 
an der Haushaltsplanung (Märker 2007:254 f.).17 Die angewandten Diskursverfahren  stützen 
sich im Kern auf Diskussionsforen, die von professionellen Moderatoren und Mediatoren be­
treut werden. Diese Kombination aus Onlinediskurs und Moderation wird als onlinemoderier­
ter  Diskurs  und neuerdings als  Online-Konsultation  bezeichnet  (Lührs et al. 2004, Märker 
2006).  Den Moderatoren und Mediatoren fällt bei diesem Verfahrenstypus die Aufgabe zu, 
die Ergebnisse zusammenzufassen, bei Konflikten zu vermitteln und die Einhaltung der Ver­
haltensregeln zu überwachen. In der Durchführung der Leitbilddiskussion „Leitbild Metropo­
le Hamburg – Wachsende Stadt“ werden die Aufgabe und der Ablauf der Moderationstätigkeit 
wie folgt beschrieben: 
Die Diskussion wurde von vier Moderatoren betreut, die in wechselnden Tagesschichten und 
unterstützt von je einer Hilfskraft den Fortgang der Debatte begleiteten. Die Hauptaufgabe der 
Moderatoren bestand darin,  die Diskussion kontinuierlich zu strukturieren und zu bündeln 
sowie die Übersichtsichtlichkeit des Diskussionsverlaufs sicher zu stellen. Zu diesem Zweck 
wurden regelmäßig Zusammenfassungen erstellt  und sich abzeichnende Ide en gemeinsam 
mit  den  Teilnehmern  herausgearbeitet  und  weiterentwickelt.  Die  Mediation  zwischen 
Konfliktparteien war dagegen eher von nachgeordneter Bedeutung. Dies ist vor allem darauf 
zurückzuführen, dass sachliche Konflikte nicht eskalierten und die meisten Streitigkeiten von 
den Teilnehmern selbst geschlichtet wurden. Es gab überdies kaum persönliche Angriffe oder 
Beleidigungen, wie von anderen Internetdiskussionen berichtet wird [...], so dass auch kein 
Teilnehmer von der Diskussion ausgeschlossen werden musste. [...]
Darüber  hinaus  konnten  sich  die  Moderatoren  überwiegend  darauf  konzentrieren, 
Diskussionsanregungen  zu  geben,  Fragen  zu  beantworten  und  dafür  zu  sorgen,  dass 
ergebnisorientiert diskutiert wurde. Insgesamt verfassten die Moderatoren etwa 12,5% aller 
Beiträge, was deutlich macht, dass es sich dabei auch ohne intensive Konfliktmittlung um 
17 So durften beispielsweise im April und Mai 2006 Hamburger Bürger in einem groß angelegten 
Onlinediskurs über den Haushalt der Hansestadt debattieren. Im Berliner Stadtteil Lichtenberg waren 
die Bürger ebenfalls aufgefordert, sich in einem Onlinediskurs mit der Haushaltsplanung ihres Stadtteils 
auseinanderzusetzen. Der Bürgerhaushalt Lichtenberg ist gleichzeitig Beispiel für die Kombination von 
Onlinediskurs und Stadtteilkonferenzen. Quellen: „Bürgerhaushalt Lichtenberg“ (Bezirksamt 
Lichtenberg von Berlin (Hrsg.)) (http://www.buergerhaushalt-lichtenberg.de/).  Die verwendete 
Diskursplattform ist die „discourse-machine“ der Firma Binary Objects (http://www.binary-objects.de/), 
das Konzept für das Beteiligungsverfahren stammt von Zebaralog 
(http://www.zebralog.de/de/index.php). 
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eine arbeitsintensive Aufgabe handelt. (Lührs et al. 2004:13 f.) 
Onlinemoderierte Diskurse haben einen großen theoretischen Überbau und einen starken Be­
zug zu bereits existierenden und praktizierten Beteiligungskonzepten. Sie beziehen sich auf 
Demokratie- und Diskurstheorien, auf Deliberationsmodelle sowie auf  Konzepte des Diskurs- 
und Konfliktmanagements  (Lührs et al. 2004). Sie  gelten deshalb als sozialwissenschaftlich 
fundierte Verfahren zur Durchführung ergebnisorientierter Diskurse mit großen Teilnehmer­
zahlen.18 Diese Verfahren zur Sicherung verwertbarer Diskussionsergebnisse sind relativ kom­
pliziert und gliedern den Ablauf in zeitlich aufeinanderfolgende Phasen.
• Phase  1  dient  der  Erschließung  der 
zentralen Diskussionsthemen in einem 
Hauptforum.
• Über  einen  Abstimmungsprozess  er­
folgt die Vertiefung der Diskussion in 
Phase 2, die in der Entwicklung von 
Problemlösungsstrategien mündet.
• Phase 3 dient der Konsolidierung der 
Debatte durch die Ergebnisdiskussion 
im Hauptforum. Ergebnis ist ein Ab­
schlussdokument.
Das DEMOS-Verfahren, Quelle: (Lührs et al. 2004)
1.2.1.4 Online-Petitionen
Ein weiteres wichtiges Feld staatlich initiierter  E-Demokratie sind Online-Petionen. Petitio­
nen sind schriftliche Eingaben von Einzelpersonen oder Gruppen (Petenten) an die zuständi­
gen staatlichen Einrichtungen oder die Volksvertretung. Sie gelten als allgemein anerkannter 
Bestandteil  der  demokratischen Grundrechte und haben ebenso wie die  formellen Beteili­
gungsverfahren eine rechtliche Grundlage. Das Petitionsverfahren ist im Grundgesetz und den 
verschiedenen Landesverfassungen geregelt. 
2005 führte die rot-grüne Koalition die Online-Petition gegen den Widerstand von CDU/CSU 
ein. Seitdem ist es möglich, Petitionen beim Deutschen Bundestag auch online einzureichen. 
Vorbild war das onlinegestützte Petitionsverfahren des schottischen Parlaments. Das verwen­
dete Softwaresystem wurde deshalb zunächst von der Edinburgh Napier University übernom­
men, dort lief auch anfänglich der Server für die deutschen Petitionen. Seit Oktober 2008 ver­
fügt der Bundestag über ein eigenes Petitionssystem.  Die Eineichung von Online-Petitionen 
an den Deutschen Bundestag folgt einem förmlichen Verfahren, das im Grundgesetz und im 
Gesetz zu den Befugnissen des Petitionsausschusses geregelt ist. Das Verfahren unterscheidet 
zwei Petitionsformen:
• Die  Einzelpetition wird als privates Anliegen von Einzelpersonen an den Bundestag 
per Onlineformular übermittelt und ist für Dritte nicht einsehbar. Mit Ausnahme der 
18 In der Produktbeschreibung der DEMOS-Plattform heißt es dazu: „Entsprechend wird die Zielsetzung 
der interdisziplinär angelegten Projektarbeit als Entwicklung und Erprobung eines 
sozialwissenschaftlich fundierten Verfahrens zur Durchführung ergebnistorientierter Diskurse mit 
großen Teilnehmerzahlen beschrieben.“
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elektronischen Übermittlung und der Angabe des Namens und der Adresse als „elek­
tronischer Ersatz der Unterschrift“ unterscheidet sich dieses Verfahren nicht vom bis­
lang üblichen Petitionsverfahren.19
• Die öffentliche Petition bringt ein neues Verfahren ins Spiel, das erst mit der Einfüh­
rung der  Online-Petition  möglich  geworden  ist.  Im Unterschied  zur  Einzelpetition 
werden das Anliegen und die Begründung einer Petition im Internet namentlich öffent­
lich  gemacht  und können von anderen  Personen durch  „Mitzeichnung“  unterstützt 
werden. 
Hervorzuheben ist, dass durch den Einsatz der Online-Petition ein neuartiges Verfahren, die 
öffentliche Petition,  etabliert wurde und dieses in seiner Folge eine neue Qualität und Form 
der Petitionspraxis eingeleitet hat. Diese neue Praxis hat mit der im Sommer 2009 eingereich­
ten Petition gegen die Sperrung von Internetseiten bereits Schlagzeilen als erfolgreichste Peti­
tion in der Geschichte der Bundesrepublik gemacht. Über 134 000 Mitzeichnerinnen hatten 
diese Petition unterstützt.20
1.2.1.5 Bottom-up-Beteiligung: Liquid Democracy
Nicht alle verfahrensbasierten Beteiligungsformen sind jedoch staatlich initiiert und organi­
siert. So haben vielfach auch Vereine, Einzelpersonen und Initiativen Bottom-up-Projekte ins 
Leben  gerufen  und  entsprechende  Plattformen  entwickelt.  Dazu  zählt  beispielsweise  die 
Plattform abgeordnetenwatch.de,  die den Dialog zwischen Wählern und Gewählten beleben 
und etwas mehr Transparenz ins politische Geschäft bringen möchte. Entstanden ist die Idee 
vor dem Hintergrund der durch eine Volksabstimmung durchgesetzten Änderung des Wahl­
rechts in Hamburg. Die Plattform war zunächst regional auf Hamburg begrenzt und ist inzwi­
schen bundesweit aktiv. Sie bietet Bürgerinnen die Möglichkeit, Abgeordneten in einem mo­
derierten Verfahren Fragen zu stellen und damit auch Antworten einzufordern. Darüber hinaus 
stellt dieses Angebot sehr viele Hintergrundinformationen in aufgearbeiteter Form bereit, wie 
beispielsweise das Abstimmungsverhalten der Abgeordneten (Gardiner 2007).  Interessant ist 
ferner eine neue Gattung verfahrensbasierter Angebote, die ihre Wurzeln in der Hackerszene 
haben und deren Plattformen als  Open-Source-Software angeboten werden. Beispiel hierfür 
ist das Konzept der Liquid Democracy, das eine Mischform zwischen indirekter und direkter 
Demokratie umzusetzen versucht. Der Ausdruck  Liquid steht für den  fließenden Übergang 
zwischen direkten und indirekten Demokratieformen. Grundidee ist, dass jede Teilnehmerin 
selbst entscheiden kann, wer die eigenen Interessen wahrnehmen darf und welches Ausmaß 
dieses Vertretungsrecht hat.  Liquid Democracy ist  indirekt, weil auch hier die Interessenver­
tretung über (Volks-)Vertreter laufen kann, und sie ist direkt, weil den Teilnehmerinnen bzw. 
Bürgerinnen viel mehr Kontrolle über diese Interessenvertretung zugestanden wird. Anders 
als im klassischen Parteiensystem ist niemand gezwungen, ein ganzes Bündel von Themen zu 
delegieren, sondern sucht sich je nach Thema die Expertin, der man vertraut, und hat nach wie 
vor die Entscheidung darüber, ob man selbst entscheiden möchte. Die Delegaten haben auch 
die Kontrolle über die Dauer des Mandats und können das übertragene Stimmrecht jederzeit 
zurückfordern. Das Ergebnis ist ein fließendes Netzwerk von Delegationen, die jederzeit ge­
währt und wieder entzogen werden können. Sowohl das Konzept als auch die Plattformen 
werden partizipativ und communitybasiert entwickelt.
19 Hinweise des Petitionsausschusses zum Einreichen einer Petition: 
http://www.bundestag.de/ausschuesse/a02/hinweise.html.
20 Der Wortlaut der Petition und die Diskussion können auf der Petitionswebsite des Deutschen 
Bundestages eingesehen werden: https://epetitionen.bundestag.de/index.php?
action=petition;sa=details;petition=3860. 
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Der Berliner Landesverband der Piratenpartei setzt das Konzept der  Liquid Democracy seit 
Anfang 2010 für die innerparteiliche Entscheidungsfindung mit der  Open-Source-Software 
Liquid Feedback ein.21 Der Kreisverband in Münster setzt in der kommunalpolitischen Arbeit 
auf die Open-Source-Entwicklung Adhocracy22, eine Software, die ebenfalls das Konzept der 
Liquid Democracy unterstützt. Adhocracy hat mit den Münchner  Open Government Days23 
und der Bürgerbeteiligung in der Enquete-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“24 
inzwischen auch Eingang in Beteiligungsprojekte der Kommunen und des Deutschen Bundes­
tages gefunden.
1.2.2 Selbstorganisierte Beteiligungsformen
1.2.2.1 Die Grundlage: Demokratisierung der Medieninhalte im Web 2.0 
Der größte Einfluss auf das politische Geschehen geht jedoch von  onlinegestützten Beteili­
gungsformen aus, die sich weder auf elaborierte sozialwissenschaftliche Konzepte, noch ex­
plizit auf Praktiken, Verfahren oder Regelwerke der Offline-Welt stützen. Grundlage dieser 
Beteiligungsformen  sind  Webanwendungen,  die  ihren  Ursprung  selten  in  der  politischen 
Kommunikation haben und auch nicht für diesen Zweck entwickelt werden, sondern häufig 
einfach aus der Kommunikationspraxis heraus entstanden sind. Für diese Anwendungen und 
Praktiken hat sich der Begriff Web 2.0 durchgesetzt25, der seit 2009 mehr und mehr durch die 
21 Grundlage bildet eine im Februar 2010 beschlossene Satzungsänderung des Berliner Landesverbandes, 
die sich im § 11 explizit mit Liquid Democracy befasst: http://wiki.piratenpartei.de/Liquid_Democracy 
(abgerufen am 26.12.2010).
22 http://wiki.liqd.net/Adhocracy.
23 Beteiligungsplattform der Stadt München zu den Münchner Open Government Days 
http://mogdy.liqd.net/instance/mogdy (abgerufen am 18.03.2011).
24 18. Sachverständiger beta: https://demokratie.enquetebeteiligung.de/instance/demokratie
(abgerufen am 18.03.2011).
25  Der Begriff Web 2.0 tauchte erstmalig im Jahre 2004 als Name einer Konferenzreihe (Web 2.0 
Conference) auf, die von Tim O'Reilly (O'Reilly Media Verlag) und Craig Cline (MediaLive) initiiert 
wurde.
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Abbildung 3: Liquid Democracy, Quelle: http://wiki.piratenpartei.de/Datei:Liquid_demok.PNG
Bezeichnung Social Media abgelöst wird.26 Social Media (soziale Medien) gehört zu den neu­
en Mode- oder Schlagworten der Internetgemeinde. 
Im  Search-Volumen-Index der Suchmaschine Google für Deutschland trat  Social Media als 
neues Buzzword 2009 erstmalig in Erscheinung und hat inzwischen die Verwendung des Be­
griffs  Web 2.0 überholt.  Die Definitionsversuche von  Social Media sind mannigfaltig und 
überschneiden  sich  thematisch  weitestgehend  mit  den  Begriffen  Web 2.0,  User-generated  
Content und soziale Software. Exemplarisch ist die Definition der Marketingprofessoren Mi­
chael Haenlein und Andreas M. Kaplan, die Social Media als eine besondere Gruppe von In­
ternetanwendungen definieren, „die auf den ideologischen und technologischen Grundlagen 
des Web 2.0 aufbauen und die Herstellung und den Austausch von User-generated Content er­
möglichen“ (Kaplan und Haenlein 2010). 
Als Begriff geht Social Media damit nicht über die vorangegangenen Buzzwörter hinaus, lie­
fert aber mit dem Begriffsteil Media einen Hinweis auf die besondere Bedeutung der Weban­
wendungen als soziale  Medien. In Anlehnung an die von Heidi Schelhowe vorgeschlagene 
Unterscheidung der unterschiedlichen Vorstellungen des Computers als Maschine, Werkzeug 
oder Medium wird damit die besondere Funktion des Internets und seiner Anwendungen als 
Medium der Kommunikationsvermittlung hervorgehoben (Schelhowe 1997).
Mit den Bezeichnungen Web 2.0 und Social Media wird eine ganze Reihe technologischer und 
sozialer Trends verbunden, die in den letzten Jahren zu einer neuen Dynamik des Internets ge­
führt haben. Dazu zählen zum einen neue Softwaretypen wie Blogs und Wikis, aber auch Vi­
sualisierungs-,  Erschließungs- und Vernetzungstechniken von Webinhalten wie Social  Tag­
ging, Tag-Clouds, Recommandation-Systeme oder RSS-Feeds. Zum anderen bezieht sich die­
ser Begriff auf die Beobachtung einer sich grundlegend verändernden Nutzungspraxis, die 
neue Akteurstypen und Organisationsformen entstehen ließ. Das Web 2.0 steht damit für die 
Demokratisierung der Medieninhalte, die es ihren Nutzerinnen nicht nur  erlaubt, zu konsu­
mieren, sondern Webinhalte selbst zu produzieren. Obwohl das Web 2.0 durchaus für die tech­
nologische Weiterentwicklung des Internets steht und auch zu veränderten Prinzipien in der 
Entwicklung von Webapplikationen geführt hat, bezieht sich dieser Begriff nicht auf eine spe­
zifische Technologie oder Innovation, sondern auf die konsequente Nutzung bereits bekannter 
26 Vgl. dazu Google Trends.
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Abbildung 4: Web 2.0/Social Media in Deutschland, Quelle: Google Trends 2004‒2010
Technologien und eines veränderten Nutzungsverständnisses, das seine Wurzeln bereits in den 
sozialen Urideen des Internets hat (→ Abschnitt 1.3). Das Web 2.0 ist in diesem Sinne, wie es 
der Blogger Ian Davis recht treffend formuliert hat, eine Haltung und keine Technologie.27  
Der Schlüssel zum Verständnis des Web 2.0 findet sich in seiner netzwerkartigen Organisati­
onsstruktur und im Menschenbild: 
• Das Web 2.0 repräsentiert ein soziales Netzwerk mit dezentralen Formen selbstorgani­
sierter Zusammenarbeit und Produktion. Die leitenden Prinzipien sind Offenheit und 
Gleichrangigkeit. Es steht damit für eine Organisationsstruktur der offenen, horizontal 
organisierten Kooperation prinzipiell Gleichrangiger (Tapscott und Williams 2007). 
• Die Prinzipien der Offenheit und Gleichrangigkeit haben ihre Wurzeln in einem verän­
derten Menschenbild, das die Internetnutzer nicht nur als amorphe und tendenziell in­
kompetente  Masse,  sondern als  intelligentes  Potenzial  würdigt.  Howard Rheingold 
spricht von  Smart Mobs  (Rheingold 2002), James Surowiecki von der  Weisheit der 
Vielen  (Surowiecki  2007) und Tim  O'Reilly  von  kollektiver  Intelligenz (O'Reilly 
2005). Grundlage ist radikales Vertrauen (Radical Trust), das auf der Annahme beruht, 
dass die Nutzerinnen auch ohne Top-down-Kontrolle konstruktiv und kompetent zur 
Erstellung anspruchsvoller Webinhalte fähig sind. Jimmy Wales, der Begründer von 
Wikipedia, sieht in einem Community-Design, das auf radikalem Vertrauen basiert, 
den  Schlüssel  zum großen  Erfolg  des  Wikipedia-Projektes  und im Misstrauen  die 
Gründe für das Scheitern von Nupedia.28   
Die Demokratisierung der  Medieninhalte bezieht sich nicht explizit  auf politische Inhalte, 
sondern heißt zunächst ganz allgemein, dass die Auswahl, Bewertung, Erschließung und Er­
stellung öffentlich zugänglicher Inhalte nicht mehr einem eingeschränkten Kreis professionel­
ler Medienarbeiter vorbehalten bleibt, sondern prinzipiell allen Menschen offensteht. 
1.2.2.2 Demokratisierung der Inhalts- und Themenerschließung: Tagging, Ranking und 
Aggregation
Hinter den Begriffen Tagging, Ranking und Aggregation verbergen sich Praktiken, die alle­
samt dem demokratischen Koordinationsmodell  folgen und dazu dienen, das schwer über­
schaubare Angebot des Internets zu ordnen und erschließbar zu machen. Besonderes Merkmal 
dieser Techniken ist, dass diese Konzepte nicht auf die Expertise von Fachleuten setzen, son­
dern auf die Nutzung kollektiver Intelligenz.  
(a) Tagging
Für die kollektive Entwicklung semantischer Muster steht das englische Kunstwort folksono­
my, das sich aus den Worten „folk“ und „taxonomy“ ableitet und auf die Tätigkeit des Social  
Taggings, d. h. gemeinschaftliche Begriffsbildung und -ordnung, abzielt. Die Praktik des So­
cial Taggings ist in der Regel mit einem neuartigen Visualisierungskonzept, der sogenannten 
Tag-Cloud  (Wortwolke), verbunden.29 In einer  Tag-Cloud werden Begriffe alphabetisch ge­
ordnet dargestellt, wobei einige Begriffe je nach Häufigkeit ihrer Auswahl größer erscheinen 
als andere. Die klassische Tätigkeit des Indexierens durch Experten, d. h. durch Bibliothekare 
27 „Web 2.0 is an attitude not a technology.“ http://iandavis.com/blog/2005/07/talis-web-20-and-all-that.
28 Nupedia ist der erfolglose Vorläufer von Wikipedia. Näheres dazu findet sich in einem Interview mit 
Jimmy Wales im Elektrischen Reporter: http://www.elektrischer-reporter.de/index.php/site/film/43/.
29 Social Tagging und Tag-Clouds wurden erstmalig von den Betreibern der Social-Bookmarking-
Plattform del.icio.us eingesetzt. 
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und Dokumentare, fällt damit in die Verantwortung der Nutzerinnen (Mathes 2004, Schachter 
2004). 
(b) Ranking
Ranking bezeichnet allgemein die Zuweisung des Rangplatzes nach quantifizierbaren Kriteri­
en. Die Rankingalgorithmen der Suchmaschinen sortieren potenzielle Suchergebnisse automa­
tisiert nach Relevanz und Bedeutung. Die Automatisierung des Rankings durch Suchalgorith­
men schließt  ‒ wie beim Page-Rank-Algorithmus der Suchmaschine Google ‒ durchaus die 
Mechanismen kollektiver Intelligenz bzw. das Votum der einzelnen Nutzer ein. Relevanz wird 
hier anhand der Häufigkeit von Linkverweisen gemessen, die in der Regel von Menschen und 
nicht automatisiert erstellt werden. 
Alternative Formen des Rankings werden auf  Social-News-Plattformen praktiziert, deren zi­
vilgesellschaftliche  Bedeutung  darin  gesehen  wird,  dass  öffentlichkeitsrelevante  Themen 
nicht von professionellen Redakteuren ausgewählt werden, sondern durch die Nutzer selbst. 
Die grundlegende Funktion des Auswahlverfahrens ist einfach: Nutzerinnen können die URL 
interessanter Webquellen auf eine Social-News-Plattform posten und diese durch die Vergabe 
von Relevanzpunkten durch andere Nutzer ranken lassen. Social-News-Plattformen sind damit 
ein Beispiel, wie der Wandel einer medial vermittelten Öffentlichkeit aussehen könnte, wenn 
über das Internet nicht die klassischen Agenten der Massenmedien wie Presseagenturen, Zei­
tungs- oder Rundfunkredaktionen, sondern die Medienadressaten selbst über die Relevanz der 
Themen und Nachrichten entscheiden. Diese Form des Agendasettings hat sich inzwischen 
mit Plattformen wie yigg.de, newstube.de, tausendreporter.stern.de oder webnews.de auch in 
Deutschland etabliert. 
(c) Aggregation
Aggregation bezeichnet allgemein die Zusammenfassung von Detaildaten zu größeren Einhei­
ten mit dem Ziel, diese übersichtlicher und zugänglicher zu machen. Tagging und das Agen­
dasetting über Social-News-Plattformen stellen in diesem Sinne auch eine Form der Aggrega­
tion dar. Aggregation wird ebenfalls durch standardisierte Datenformate wie RSS oder Atom 
unterstützt, da diese es erlauben, Inhalte verschiedener Webquellen maschinenlesbar zu ver­
netzen.
1.2.2.3 Soziales Netzwerken
Unter  Social Networks versteht man soziale Netzwerke, die häufig auch als „Freundesnetz­
werke“ bezeichnet werden. Zu den größten weltweit operierenden Plattformen dieser Art zäh­
len Facebook mit mehr als 175 Mio. Mitgliedern und Myspace mit 220 Mio. Mitgliedern. In 
Deutschland bringen es Plattformen wie schülerVZ, studiVZ oder meinVZ auf immerhin 13,1 
Mio. Mitglieder.  Für Deutschland hat das Marktforschungsunternehmen Comscore ermittelt, 
dass die Social-Networking-Plattformen im Jahre 2008 einen Zuwachs von 43 % „Unique Vi­
sitors“ ab 15 Jahren verzeichnen konnten.30 Die wachsende Nutzung von Social-Networking-
Plattformen gehört damit zu den deutlichsten Trends in der sozialen Entwicklung des Inter­
nets.
Zweck  sozialer  Netzwerke  ist  die  Unterstützung  sozialer  Beziehungen,  insbesondere  die 
Bildung von Freundschaftsnetzwerken. Es gehört somit zum Wesen von Social-Networking-
Plattformen, die Kontaktaufnahme unter Gleichgesinnten zu ermöglichen und zu erleichtern, 
wobei  ebenso private  wie auch berufliche oder politische Interessen und Ziele  eine Rolle 
spielen können.  Als Gesamtheit  betrachtet  vereinigen  Social-Networking-Plattformen keine 
Communities unter einer gemeinsamen Zielsetzung, sondern stellen eine Struktur bereit, die 
30 Die Zahlen stammen aus: Nackt unter Freunden, Spiegel 10/2009.
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als Voraussetzung dafür dienen kann, dass sich Menschen unter dem Dach gemeinschaftlich 
verfolgter Ziele zusammenfinden.  Die Inhalte dieser Plattformen bestehen im Wesentlichen 
aus sozialen Informationen wie Profildaten, die häufig durch (mehr oder weniger) persönliche 
Bilder und Videos ergänzt werden. Auffällig ist, dass auf den Social-Networking-Plattformen 
in wachsendem Maße vergleichsweise flüchtige Awareness-Daten eine wichtige Rolle spielen 
und für viele  Nutzerinnen den eigentlichen Zauber dieser Plattformen ausmachen.  Social-
Networking-Plattformen  liefern  also  nicht  nur  Profildaten,  sondern  auch  Informationen 
darüber,  was andere Menschen zur Zeit  gerade tun.  Ein Beispiel  dafür  ist  das Posten der 
aktuellen Aktivitäten (Was machst du gerade?) auf der Plattform Facebook, das im Verfahren 
sehr an den Microbloggingdienst Twitter31 erinnert. 
Die in sozialen Netzwerken realisierte Verknüpfung von Menschen machte der amerikanische 
Psychologe Stanley Milgram bereits im Jahre 1967 als „the small world problem“ populär 
(Kleinfeld 2002). Er veranschaulichte dabei, wie die Mitglieder eines sozialen Netzwerks über 
Knotenpunkte  miteinander  verbunden  sind.  Dieses  Phänomen  bildet  die  Grundlage  des 
Designs  heutiger  Social-Networking-Portale,  die  Menschen  mit  gleicher  Herkunft  oder 
ähnlichen Interessen und Ansichten zusammenführen. Soziale Netzwerke sind damit mehr als 
die  Ausstellung  persönlicher  Daten  durch  die  Bereitstellung  relativ  flüchtiger  Awareness-
Informationen, sondern repräsentieren ein  virtuelles Interaktionsgeflecht und bringen damit 
gute  Voraussetzungen  für  die  Organisation  politischer  Interessen  mit.  Dass  sich  soziale 
Netzwerke für politische Zwecke nutzen lassen und dabei starke Wirksamkeit entfalten, ist 
inzwischen vielfach belegt. Hier nur zwei Beispiele:
• In Bolivien haben sich Zehntausende über Facebook gegen die Rebellengruppe FARC 
zusammengeschlossen. Auch in Ägypten wurden Proteste über Facebook organisiert.32 
• Ontarios Premier Dalton McGuinty hatte per Gesetz versucht, die Zahl der Mitfahrer 
in einem PKW mit einem minderjährigen Fahrer zu beschränken. Diese Gesetzesini­
tiative,  die eine junge und gut vernetze Zielgruppe betraf,  hat über Facebook rund 
150 000 Protestierer mobilisiert, die McGuinty und andere Politiker mit Beschwerden 
überschütteten. McGuinty zeigte sich von dieser Resonanz selbst sehr überrascht und 
zog seine Initiative zurück.33  
1.2.2.4 Demokratisierung der Inhaltserstellung: Das Wiki-Prinzip und Blogging 
Für die Demokratisierung der Inhaltserstellung stehen vor allem zwei Werkzeuge und Praxis­
formen: das Wiki und das damit verbundene Wiki-Prinzip sowie das Weblog und die damit 
verbundene Praktik des Bloggens. Beide Werkzeuge und Praxisformen entstammen der Open-
Content-Bewegung und haben das Ziel, Inhalte schnell und einfach im Netz zu publizieren. 
31 Twitter ist ein Microbloggingdienst, über den angemeldete Nutzer und Nutzerinnen Textnachrichten im
     SMS-Format (mit maximal 140 Zeichen) austauschen. 
32 So Randi Zuckerberg, Sprecherin von Facebook und Schwester des Facebook-Gründers Mark
     Zuckerberg. Quelle: Torsten Kleinz, Auf dem Weg zur Facebook-Partei, Focus Digital, 09.02.2009,
     http://www.focus.de/digital/internet/internetpolitik-auf-dem-weg-zur-facebook-partei_aid_365118.html
    (abgerufen am 07.Jun. 2010). 
33 Keith Leslie, McGuinty admits he „stepped in it“ with young drivers :
     http://www.thestar.com/News/Ontario/article/550899. 
     Onlinekampagne bei Facebook: http://de-de.facebook.com/group.php?gid=35271482979,
     Online-Petition: http://www.petitiononline.com/ydont/petition.html.
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(a) Wikis
Der Begriff „wiki“ entstammt der hawaiianischen Sprache und bedeutet „schnell“, was darauf 
hindeuten soll, dass Wikis der schnellen und einfachen Erzeugung von Webinhalten dienen. 
Geprägt wurde dieser Begriff durch den Erfinder der Wikis, Ward Cunningham, der dieses 
Tool  auch als  die  „einfachste  funktionsfähige Online-Datenbank“ bezeichnete (Drews und 
Hillebrand:266).  Das Besondere an Wikis ist das ihnen zugrunde liegende Wiki-Prinzip, das 
im Kern auf radikaler Offenheit und Vertrauen beruht. In der Praxis bedeutet dies: Jeder darf 
editieren und an die Stelle der Top-down-Kontrolle tritt das Vertrauen. Die Qualitätssicherung 
der Texte erfolgt selbstorganisiert über ein Versionsmanagement und die Rollback-Funktion.34 
Paradebeispiel der erfolgreichen Umsetzung des Wiki-Prinzips ist die Online-Enzyklopädie 
Wikipedia. Obwohl die Qualität der Beiträge immer wieder infrage gestellt wird, lassen sich 
die Bedeutung und Wirkung dieses Projektes schwerlich leugnen: Wikipedia ist mit mehreren 
Millionen Artikeln das mit Abstand meistgenutzte und größte enzyklopädische Projekt der 
Welt, das selbst die großen traditionellen Enzyklopädien in die Knie zwingt.35 Das Besondere 
des Wikipedia-Projekts liegt im radikalen Bruch mit vielen traditionellen Vorstellungen der 
Wissensproduktion: Anders als bei konventionellen Enzyklopädien werden die Artikel nicht 
von ausgewiesenen Experten geschrieben, sondern von Nutzern, die dazu aufgefordert wer­
den, Artikel nicht nur zu lesen, sondern auch selbst zu schreiben bzw. bestehende Artikel zu 
korrigieren und zu ergänzen. Die Qualitätssicherung erfolgt im Unterschied zu konventionel­
len Ansätzen nicht durch ein redaktionelles Top-down-Verfahren,  sondern selbstorganisiert 
durch die Community. Tim O'Reilly  interpretiert die Arbeit von Wikipedia entsprechend als 
radikales Experiment, das auf Vertrauen basiert und mit der systematischen Beteiligung von 
Nutzern an der Fehlerbeseitigung auch der Maxime des  Bugfixing in der  Open-Source-Ent­
wicklung folgt.36 Im großen Erfolg von Wikipedia sieht O'Reilly ein Indiz für die tief greifen­
de Veränderung in der Dynamik der Inhaltsgenerierung (O'Reilly 2005).
Das Potenzial der Wikis liegt in den idealen Voraussetzungen für verteilte Gruppenarbeit und 
in  der  kollaborativen  Produktion  von Inhalten  (commons-based  peer  production).37 Wikis 
können damit einen wichtigen Beitrag zur Herstellung von Transparenz durch die Veröffentli­
chung brisanter Inhalte stellen. Bislang bekanntestes Beispiel ist die 2006 ins Leben gerufene 
Plattform WikiLeaks, auf der „geheime, zensierte oder auf sonstige Weise in ihrer Veröffentli­
chung beschränkte Dokumente“ veröffentlicht werden.38 Bis 2009 sind dort über 1,2 Millio­
nen Dokumente von Regimekritikern und anonymen Quellen zusammengetragen worden.39 
Die Bedeutung von WikiLeaks liegt in der Unterstützung von Whistleblowern, denen über 
dieses Wiki die Möglichkeit geboten wird, bislang geheim gehaltene Dokumente anonym zu 
34 Präsentation von Ward Cunningham: Design Principles of Wiki: How can so little do so much? 
http://c2.com/doc/wikisym/WikiSym2006.pdf
35 Brockhaus hat unter dem Druck von Wikipedia bereits seine Printausgabe eingestellt.
36 Diese Feststellung Raymonds bezieht sich auf Linus Thorwalds Statement zur Fehlerbeseitigung in der
     Entwicklung von Linux: „Mit genügend wachsamen Augen werden alle Bugs sichtbar“ (Raymond 
1999). 
37 Der Begriff stammt von Yochai Benkler, Professor an der Harvard Law School, und bezeichnet einen 
Vorschlag zur Erweiterung der neuen Institutionenökonomik. Mit der neuen Industrieönomik wird 
darauf hingewiesen, dass die gängigen Theorien der Volkswirtschaftslehren und das Menschenbild des 
Homo Oeconomicus als rational und eigennützig handelndem Individuum keine hinreichende Erklärung 
für nichtkommerzielle Phänomene wie die Entwicklung von Open-Source-Software oder Projekten wie 
Wikipedia bietet. 
38 URL: http://www.wikileaks.org/, WikiLeaks war aufgrund von Finanzierungsproblemen zeitweise nur 
in einer blogähnlichen Version verfügbar, ist aber grundsätzlich nach dem Wiki-Prinzip aufgebaut. 
Wikipeda, http://de.wikipedia.org/wiki/WikiLeaks (abgerufen am 05.10.2010).
39 Tina Klopp: Wikileaks: Den Mächtigen auf die Füße treten, In: Zeit Online. 22. Oktober 2009, URL: 
http://www.zeit.de/digital/internet/2009-09/wikileaks-wahrnehmung (abgerufen am 23.Oktober 2010). 
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veröffentlichen. 
Ein weiteres Beispiel ist die 2010 an den Start gegangene deutsche „Lobbypedia“, die sich 
ähnlich wie Wikipedia als Nachschlagewerk versteht. Die Plattform soll den Einfluss von Un­
ternehmen  und Lobbyorganisationen  auf  staatliche  Einrichtungen,  Gesetzgebungsprozesse, 
Medien und öffentliche Meinung transparent machen. Träger der gemeinnützigen Initiative ist 
der Verein Lobby Control. Die Seite ist zwar nach dem Wiki-Prinzip aufgebaut und verwendet 
auch eine klassische Wiki-Software, setzt das Wiki-Prinzip der radikalen Offenheit (ebenso 
wie WikiLeaks) allerdings nicht um. Im Unterschied zu Wikipedia erlangt man deshalb auch 
nicht automatisch Schreibrechte. 
(b) Blogs
Eine sehr intensive Diskussion über die politische Bedeutung des Internets hat eine relativ 
einfache Praktik, das Bloggen, ausgelöst. Werkzeug des Bloggens ist ein Weblog, das als klas­
sische Web-2.0-Anwendung für eine dezentrale und kooperative Struktur zur Erzeugung nut­
zergenerierter  Webinhalte  (User-generated  Content)  steht. Beiträge  werden  als  Artikel  in 
chronologischer Ordnung publiziert.  Weblogs verfügen über eine Rechteverwaltung und ha­
ben damit im Unterschied zu Wikis identifizierbare Autoren und eine klare Trennung zwi­
schen Autorinnen und Lesern. Was Weblogs als dezentrales und kooperatives Tool auszeich­
net, wird erst sichtbar, wenn sich der Blick über die Einzelanwendung hinaus auf die vernetz­
ten Weblogs richtet. Im Unterschied zu den Online-Konsultationen oder den zumeist auf zen­
tralen Plattformen angesiedelten sozialen Netzwerken  zeigt der Verbund vieler Einzelblogs 
eine dezentrale Struktur nutzergenerierter Webinhalte (user generated content), die verstreut 
als Blogosphäre, d. h. als Ansammlung miteinander vernetzter Einzelangebote in Erscheinung 
treten. Obwohl die  Blogosphäre durch das Leitbild der Dezentralität geprägt ist, bildet sich 
auch hier eine hierarchische Struktur im Hinblick auf die Verteilung der Aufmerksamkeit her­
aus. Diese Unterschiede in der Aufmerksamkeitsverteilung lassen sich als „Long Tail“-Vertei­
lung darstellen, wobei die Blogs im linken oberen Bereich der Kurve die A-Blogger repräsen­
tieren, also jene Blogger, auf deren Blogs relativ häufig verlinkt wird und die relativ hohe Zu­
griffszahlen auf sich vereinigen. Die hierarchische Aufteilung in A- und B-Blogger zeigt aber 
auch den typischen  Long-Tail-Effekt, der wiederum für die Bedeutung der Blogosphäre als 
dezentrale Struktur spricht (Schmidt et.al. 2009). Dazu lohnt der Blick auf die Kernbedeutung 
des  Long-Tail-Effektes, der erstmalig 2004 von dem Journalisten Chris Anderson im Wired 
Magazine erwähnt wurde.
 Anderson wollte mit seinem Artikel darauf aufmerksam machen, dass das Internet den Ver­
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Abbildung 5: Aufmerksamkeit in der Blogosphäre, Quelle: (Schmidt et.al. 2009) 
trieb von Nischenangeboten profitabel machen kann. Er illustrierte diesen Effekt am Beispiel 
der  Verkaufsstatistik  des amerikanischen Musikdownloadportals  Rhapsody,  das durch eine 
große Anzahl wenig gefragter Produkte mehr Umsatz erzielte als durch wenige Bestseller 
(Anderson 2004). 
Der Nischeneffekt vernetzter Angebote sorgt dafür, dass Nischenangebote auf  Nischennach­
frager treffen können und dass im vernetzten Raum vermeintlich Bedeutungsloses Bedeutung 
erlangen kann. Interessant sind diese Nischeneffekte vor allem deshalb, weil das  Long-Tail-
Phänomen nicht auf den kommerziellen Bereich beschränkt bleiben muss, sondern sich auch 
auf andere Bereiche wie Bildung oder Politik übertragen lässt. In der politischen Kommunika­
tion zeigt sich der Long-Tail-Effekt in den verteilten, kleinen Angeboten geringer Reichweite, 
welche die persönlichen und vernetzten Öffentlichkeiten ausbilden und die Themen nach Kri­
terien der persönlichen Relevanz auswählen (Fisch und Gscheidle 2008).
Weblogs wurden ebenso wie die meisten anderen Social-Media-Anwendungen nicht explizit 
für politische Zwecke entwickelt und bleiben in der Masse privat mit alltäglichen Inhalten. 
Dennoch haben Weblogs eine große Bedeutung für die politische Kommunikation. Ein erster 
Indikator dieser Bedeutung findet sich in der starken Verbreitung der Weblogs: Die Weblog-
Suchmaschine Technorati hat im Zeitraum von 2002 bis 2008 mehr als 133 Millionen Blogs 
registriert, davon sind knapp 10 Millionen aktiv.40 Blogsysteme gehören damit zu den erfolg­
reichsten Webanwendungen überhaupt. Zumindest für Deutschland muss die tatsächliche Ver­
breitung von Weblogs und die  Bearbeitung politischer  Themen dennoch vorsichtig  einge­
schätzt werden. Der ARD/ZDF-Onlinestudie 2008 zufolge nutzen nur 5 % der deutschen In­
ternetnutzerinnen Weblogs. Davon werden etwa nur ein Drittel als Autorinnen von Kommen­
taren oder Artikeln aktiv tätig (Fisch und Gscheidle 2008). Weblogs sind somit in Deutschland 
eindeutig noch kein Massenphänomen. Die exakte Ermittlung von Weblogs ist zudem metho­
disch schwierig, da es kein zentrales Verzeichnis registrierter Weblogs gibt und die auf Blogs 
spezialisierten Suchmaschinen wie Technorati nicht erfassen können, dass ein substanzieller 
Anteil  von  Weblogs  nur  zum  Zweck  der  Suchmaschinenoptimierung  genutzt  werden 
(Schmidt et al. 2009).  
40 Als aktiv gelten Blogs, deren letzte Posts nicht länger als 120 Tage zurückliegen.
29
Abbildung 6: Registrierte Weblogs 2002 2008, Quelle: Technorati State of the‒  
Blogosphere 2008, http://technorati.com/blogging/state-of-the-blogosphere/
Obwohl der absolute Anteil politischer Blogs vergleichsweise gering ist, wird die politische 
Wirksamkeit der politischen Blogosphäre dennoch für so beachtlich gehalten, dass sich ein ei­
gener Forschungszweig, die sogenannte Weblogforschung, mit der Einbettung von Weblogs in 
den politischen Prozess befasst. In den Fokus der Forschung und politischen Berichterstattung 
gerieten die Weblogs mit Beginn des Irakkriegs. 
Das Jahr 2003 wurde damit zum Geburtsjahr der Warblogs, an deren Popularität die traditio­
nellen Massenmedien keinen geringen Anteil hatten.41 Zu den bekanntesten Warbloggern des 
Irakkrieges zählte ein irakischer Architekt, der unter dem Pseudonym Salam Pax täglich aus 
Bagdad über die Invasion der US-Truppen und die Auswirkungen des Krieges auf die Zivilbe­
völkerung berichtete.42 Dass damit durchaus eine neue Qualität von Öffentlichkeit entstanden 
ist, zeigte sich insbesondere in der Funktion politischer Weblogs als Gegenpol zur einseitigen 
Berichterstattung in den US-Medien: 
Statt sich dem allgemeinen Tenor der amerikanischen Berichterstattung unterzuordnen, frönen 
die  Blogger  ihrer  Leidenschaft.  ‚Sie  bringen  mehr  Fakten  ins  Netz  und  tragen  zur 
Interpretation  der  Nachrichten  bei,  mit  denen  wir  täglich  gefüttert  werden‘,  so  Bloggerin 
Blood.  ‚Mit  ihrem Sarkasmus  und der  unerschrockenen Kommentierung  erinnern  sie  uns 
daran, dass wir Meldungen hinterfragen müssen.‘ Mit dieser Einstellung schaffen die Blogger 
einen lebhaften Gegenpol zu den großen TV-Networks.43
Die Bedeutung politischer Blogs und deren Auswirkung auf die Berichterstattung nährt die 
Diskussion um die Auswirkung von Weblogs auf die Strukturen und Inhalte der politischen 
Öffentlichkeit. Dem Blogging wird dabei, über die Bloggerszene hinaus, Bedeutung als rele­
vante politische „Teilöffentlichkeit“ bzw. als fester „Bestandteil der massenmedialen Öffent­
lichkeit“ zuerkannt  (Coenen 2005). Positiv gewertet werden insbesondere die Tendenzen ei­
nes partizipativen Journalismus. Blogs werden damit zu Werkzeugen der politischen Kommu­
nikation, die auf eine Verbesserung der  „politischen Selbstverständigung der Bürgerschaft“ 
und auf ein Gegengewicht zum kommerziellen System der Massenmedien mit seiner Mei­
nungsmacht hoffen lassen (Coenen 2005). 
1.2.2.5 Microblogging: Demokratisierung der Nachrichtenverbreitung 
Die Bezeichnung Microblogging steht für eine besondere Form des Bloggens im Textfomat 
einer SMS. Der Wortteil Micro steht für die Kürze der Nachrichten, die zumeist weniger als 
200 Zeichen umfassen, und der Wortteil Blogging für dessen chronologische Darstellung. Die 
besonderen Merkmale der  Microblogginganwendungen lassen sich in  wenigen  Punkten zu­
sammenfassen: Sie sind extrem einfach, extrem niedrigschwellig in der Nutzung und extrem 
schnell in der Verbreitung von Nachrichten. Es gibt inzwischen eine ganze Reihe von Micro­
bloggingdiensten,  dazu  zählen  Google  Buzz  (http://www.google.com/buzz),  identi.ca 
(http://identi.ca) oder bleeper (http://bleeper.de/). Mit status.net (http://status.net) steht auch 
eine Open-Souce-Plattform für den eigenen Microbloggingdienst zur Verfügung. Pionier und 
wichtigster Dienst mit der größten Reichweite ist Twitter44, der sich selbst als ein von Men­
schen kontrolliertes Echtzeit-Informationsnetzwerk versteht. Auch hier gingen die Nutzerzah­
41 Vgl. dazu Spiegel Online, http://service.spiegel.de/digas/servlet/find/ON=spiegel-241981, oder die 
Financial Times: http://www.ftd.de/technik/it_telekommunikation/1048234732692.html.
42 Die Einträge des Weblogs von Salam Pax sind auch als Buch erhältlich: Salam Pax: Let's get bombed ‒ 
Schöne Grüße aus Bagdad. Econ 2003.




len recht bald in die Millionen.45 Seiner sehr begrenzten Funktionalität zum Trotz erwies sich 
Twitter bislang als ideales Medium, um aktuelle Meldungen zu verbreiten und sichtbar zu ma­
chen. Die Mitteilungen und Konversationen über Twitter sind zumeist alltäglich und persön­
lich, können aber auch eine tragende Rolle in einem Volksaufstand oder einer Widerstandsbe­
wegung spielen. Durch die Geschwindigkeit des Echtzeitnetzwerkes erweisen sich mitglieder­
starke Dienste wie Twitter als „Seismographen der Welt“ sowie als Instrument der Generation 
Twitter und Facebook, deren Nutzer „massenhaft über Erdbeben twittern, sobald diese passie­
ren“  (O'Reilly und Milstein 2010:13) und sich gegen die Obrigkeit  vernetzen und austau­
schen, wie dies bei den Studentenunruhen im Iran („Twitter-Revolution“) oder den jüngsten 
Volksaufständen in Tunesien und Ägypten der Fall gewesen ist. Als sehr schneller Nachrich­
tendienst wird Twitter immer mehr zum Anlaufpunkt traditioneller Massenmedien und dient 
selbst renommierten Medien wie der BBC als Informationsquelle, weil sich dort Hinweise auf 
aktuelle Ereignisse zumeist schneller finden lassen als bei den redaktionell bearbeiteten Medi­
en. 
Microblogging ist die Verkörperung der Vision eines  Realtime-Web, das eine weitere Phase 
der Dynamisierung des Internets einleitet. Statische Webseiten weichen einem dynamischen 
und permanent fließenden Nachrichten- und Ereignisstrom, der von den Nutzerinnen der mit­
gliederstarken Dienste wie Facebook und Twitter erzeugt wird:
Die Aufmerksamkeit im Web bewegt sich fort von den statischen Webseiten und hin zu einem 
dynamischen und unaufhörlich fließenden Nachrichten- und Ereignisstrom, den die Nutzer 
selbst  über  Twitter  oder  ihre  Facebook-Statusmeldungen  erzeugen:  Gedanken,  Ideen, 
Emotionen, Nachrichten, Bilder und Videos – alles landet im Augenblick des Entstehens im 
neuen  Echtzeitweb.  Neue  Debatten  entstehen  in  null-komm-nichts  und  Trends  werden 
offenbar. Ein(e) Vielzahl neuer Anwendungen nutzt die so entstehenden Inhalte als eigenen 
Rohstoff, den sie filtern, auswerten und damit beherrschbar machen. Den Medien dagegen 
bleibt selbst kaum noch Zeit auf das Geschehen in der Welt zu reagieren, beim Kampf um die 
Nachrichtenhoheit haben sie einen weiteren Konkurrenten: Den twitternden Nutzer am Ort 
des Geschehen(s). Kritiker sehen als Ergebnis dieser Beschleunigung am Ende den totalen 
Stillstand, weil die Nutzer schlicht überfordert werden.46
1.2.3 Grundmerkmale verfahrensbasierter und selbstorganisierter Beteiligungsformen
Im Begriff des Web 2.0 bzw. Social Media wird deutlich, dass sich hinter verfahrensbasierten 
und frei organisierten Beteiligungsformen unterschiedliche Modelle der Handlungskoordinati­
on verbergen, die sich in einer ersten Überblickdarstellung verallgemeinernd in ihren Merk­
malen und Potenzialen aufzeigen lassen.
1.2.3.1 Verfahrensbasierte Beteiligungsformen
Im Unterschied zu den Anwendungen des  Web 2.0 haben die  verfahrensbasierten  Beteili­
gungsformen mit dem Bezug auf Demokratie- und Diskurstheorien einen relativ starken theo­
retischen Überbau. Die dafür entwickelten Onlineangebote sind explizit für die politische Par­
tizipation entwickelt worden und thematisieren das Verhältnis von Bürger und Staat. Im Falle 
der staatlich organisierten und initiierten Beteiligungsformen besteht zudem ein starker Bezug 
zu bereits existierenden und praktizierten Beteiligungskonzepten. Dazu zählen bei den forma­
45 Der Microbloggingdienst Twitter wurde im März 2006 von einer Podcast-Firma aus San Francisco 
gestartet. Der Dienst hatte bereits drei Jahre später, im Februar 2009, weltweit ca. 7 Millionen 
Nutzerinnen. Nielsen NetView, Februar 2009. 
http://blog.nielsen.com/nielsenwire/online_mobile/twitters-tweet-smell-of-success.
46 Real-Time-Web: Alles im jetzt, Elektrischer Reporter: http://www.elektrischer-
reporter.de/elr/video/200/.
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len Beteiligungsverfahren gesetzlich geregelte Verfahren oder, wie im Falle der moderierten 
Onlinediskurse, Konzepte des Diskurs- und Konfliktmanagements. Sowohl bei den  Online-
Konsultationen als auch bei den E-Petitionen steht nicht die Innovation neuer Beteiligungsfor­
men im Vordergrund, sondern die Umsetzung bereits existierender Verfahren. 
In Online-Konsultationen steht E-Partizipation „für ein Verfahren, in dem das politisch-admi­
nistrative System den Bürgern den Auftrag erteilt, sich zu vorgegebenen Themen Gedanken 
zu machen“ (Märker 2007:255). Dieser Verfahrenstypus weist damit den Behörden die aktive 
Rolle der Initiatoren und Auftraggeber zu und den Bürgern die eher passive Rolle der Adres­
saten. Das hat zur Folge, dass
● die Kontrolle des Verfahrens bei den Behörden verbleibt,
● die Themen von den Adressaten entweder gar nicht oder nur in Form von Vorschlägen 
innerhalb eingeschränkter Themengebiete selbst gewählt werden können, 
● die durchgeführten Onlinediskussionen einer zeitlichen Begrenzung unterliegen und
● ein erheblicher Aufwand durch die professionelle Moderation entsteht. 
Verfahrensbasierte Beteiligungsformen 
staatlich initiiert und organisiert Bottom-up
Online-Konsultationen E-Petitionen Liquid Democracy
Demokratie- und Diskurstheorien, explizit politische Nutzung, thematisieren das Verhältnis von Bürgern und 
Staat  
gesetzlich geregelte Verfahren Berufung auf kollektive Intelligenz
Konzepte des Diskurs- und 
Konfliktmanagements
eingeschränkte Themenwahl freie Themenwahl freie Themenwahl
eingeschränkte Verfügbarkeit freie Verfügbarkeit freie Verfügbarkeit
weitestgehende Kontrolle durch 
die Auftraggeber
Kontrolle der Anfragen bei  den 
Bürgerinnen,  Kontrolle der 
Umsetzung verbleibt im Parlament 
weitestgehende Erweiterung der 
Kontrolle in der Delegation der 
Interessenvertretung  
hoher Aufwand, hohe Kosten geringer Aufwand, geringe Kosten geringer Aufwand, geringe Kosten 
Tabelle 1: Verfahrensbasierte Beteiligungsformen im Überblick
Die ausgeübte Diskurspraxis bleibt durch die Einschränkung der freien Themenwahl hinter 
der Habermas’schen Forderung des herrschaftsfreien Diskurses zurück47 und ist darüber hin­
aus in der Durchführung recht aufwendig und entsprechend kostenintensiv. Die eigentliche 
Funktion  der  Online-Konsultationen ist  die  Sicherung  ergebnisorientierter  Onlinedialoge. 
Grundlage ist ein vordefiniertes Verfahren, das klare Ergebnisse und verwertbare Vorschläge 
in einem geordneten Prozess garantieren soll. Die relativ hohe Qualität und Verwertbarkeit der 
Ergebnisse gehört zu den Stärken dieses Verfahrenstyps. Inwieweit die relativ gute Qualität 
der Ergebnisse jedoch wirksam wird, hängt von den Initiatoren ab, bei denen die volle Kon­
trolle des Verfahrens und seiner Umsetzung verbleibt. Online-Konsultationen sind in diesem 
Sinne eine Demokratisierung von ‚oben‘, in der die Ergebnisse der öffentlichen Diskurse we­
47 Zur Kritik an den öffentlich finanzierten Onlinediskursen vgl. auch (Dowe 2007, Märker  2007:255).
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der Rechtswirksamkeit haben noch die Praxis der Onlinediskurse institutionell verankert ist. 
Die öffentliche Wirksamkeit bleibt zusätzlich eingeschränkt, weil die Themenwahl nicht frei 
und die Aktionen stets zeitlich begrenzt sind.
Online-Petitionen sind im Unterschied zu  Online-Konsultationen in  der  Themenwahl  frei, 
verursachen vergleichsweise geringe Kosten und sind für die Bürger und Bürgerinnen jeder­
zeit verfügbar. In der Themenoffenheit und der Kontinuität des Angebotes mag auch einer der 
Gründe für die relativ starke Resonanz liegen. So gingen 2009 bereits mehr als ein Drittel al­
ler Petitionen beim Deutschen Bundestag über das Internet ein.48 Es kam zu mehr als einer 
halben Million Neuanmeldungen und zu über einer Million Mitzeichnungen über das Online­
system, bei steigender Tendenz.49 Der Erfolg der Online-Petitionen ist jedoch nicht ungebro­
chen: Zum einen ist der Grund für die Resonanz in den spektakulären Petitionen nicht unbe­
dingt dem besonderen Reiz der Plattform zu verdanken, die von vielen Nutzerinnen eher als 
altbacken  und  bedienungsunfreundlich  empfunden  wird.50 Der  Erfolg  einzelner  Petitionen 
lässt sich vielmehr mit der Mobilisierung von Mitzeichnern durch die Blogossphäre und den 
Microbloggingdienst  Twitter  erklären.  Zum anderen sehen Experten in der Online-Petition 
zwar viel Potenzial, kritisieren aber auch, dass dieses Potenzial kaum genutzt werde. Der Peti­
tionsausschuss operiert in der Regel unter Ausschluss der Öffentlichkeit, viele Anträge und 
Diskussionsbeiträge in den Foren der Onlineplattform bleiben ungehört und die konkreten 
Auswirkungen auf die politische Arbeit der Abgeordneten hält sich nach wie vor in Grenzen.51
Bottom-up-Ansätze wie das Konzept der  Liquid Democracy und dessen Anwendungen mar­
kieren bereits den Übergang in den Bereich der  Web-2.0-Anwendungen. Es liegt zwar auch 
hier ein Verfahren zugrunde, das bestimmte Handlungsvorgaben macht und für einen beson­
deren politischen Zweck entwickelt wurde, es beruft sich aber gleichsam auf typische Prinzi­
pien des Web 2.0.  So geht es im Konzept der Liquid Democracy ausdrücklich darum, in der 
Organisation der Interessendelegation die Mechanismen kollektiver Intelligenz wirksam wer­
den zu lassen und die Kontrolle weitestgehend in die Hände der Bürgerinnen zu geben. Ähnli­
che Tendenzen deuten sich ebenfalls in der Ausgestaltung der dazu entwickelten Plattformen 
an, die verstärkt auf typische Technologien des Web 2.0 und auf die Nutzung von Open-Sour­
ce-Lizenzen und Entwicklungsmethoden setzten (→ Kapitel 3 und 4).  
1.2.3.2 Selbstorganisierte Beteiligungsformen
Als selbstorganisierte  Beteiligungsformen stehen  Social-Media-Anwendungen für  die  freie 
Wahl der Kanäle, Zeitpunkte und Themen ohne Zugangsbeschränkung in der Veröffentlichung 
von Medieninhalten.  Darüber  hinaus  wird  der  Long-Tail-Effekt wirksam,  d. h.,  es  können 
auch Themen öffentlich gemacht werden, die nur für einen kleinen Personenkreis von Interes­
se sind. Durch niedrigschwellige Angebote wie das  Voting auf den Social-News-Plattformen 
oder Microblogging ist der Aufwand der Beteiligung minimal und es ist anzunehmen, dass die 
Beteiligung mit  der niedrigen Einstiegsschwelle  wahrscheinlicher  wird.  Für die  Erstellung 
von Texten oder Artikeln in Wikis oder Blogs muss ein größerer Aufwand betrieben werden, 
48 Insgesamt wurden 18 861 Petitionen verzeichnet, davon gingen 6 724 elektronisch ein. 
     Jahresbericht 2009 des Petitionsausschusses: 
http://www.bundestag.de/bundestag/ausschuesse17/a02/Docs/PetJahresbericht2010.pdf. 
49 Heise Online: Online-Petitionen an den Bundestag immer populärer, Juni 2010: 
http://www.heise.de/newsticker/meldung/Online-Petitionen-an-den-Bundestag-immer-populaerer-
1030836.html.
50 Vgl. dazu den anregenden Artikel im Pearl Blog: Mit dem Bundestag zurück ins Web 1.0 
http://www.perl-blog.de/2008/11/bundestag-web-einsnull.html, abgerufen am 20.12.2010.
51 Durchwachsene Bilanz bei Online-Petitionen, Heise Online, 21.02.2010: 
http://www.heise.de/newsticker/meldung/Durchwachsene-Bilanz-bei-Online-Petitionen-936369.html.
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die Einstiegsschwelle ist entsprechend höher anzusetzen. Wenn Partizipation als aktiver Pro­
zess begriffen wird, liegt das große Potenzial der selbstorganisierten Beteiligungsformen in 
ihrem Vermögen, prinzipiell allen Netznutzerinnen die Möglichkeit zu bieten, die Initiative zu 
ergreifen und Themen in den öffentlichen Diskurs einzuspeisen oder sich in eigenen Kampa­
gnen mit anderen zu verbinden. Auffällig ist, dass die Webanwendungen der selbstorganisier­
ten Beteiligung zumeist nur auf eine wichtige Kernfunktion beschränkt sind, diese aber sehr 
gut umsetzen. Auffällig ist ferner, dass diese Anwendungen sehr stark auf die Vernetzung von 
Inhalten, Personen und technischen Komponenten setzen und erst im dezentralen Verbund (in 
ihren Sphären) ihre eigentliche Wirkung entfalten. Exemplarisch dafür sind die Blogosphäre, 
die Wikisphäre oder die Twittersphäre. 
Selbstorganisierte Beteiligungsformen 
Demokratisierung der Inhalts- 
und Themenerschließung
soziale Netzwerke Demokratisierung der 
Inhaltserstellung
freie Wahl der Kanäle, Zeitpunkte und Themen ohne Zugangsbeschränkung, Long-Tail-Effekt
Tagging Ranking Aggregation Communityplattformen Wikis Blogs Microblogging
niedrigschwellig niedrigschwellig 
automatisierbar
in der Regel 
niedrigschwellig
hochschwellig, aufwendig niedrigschwellig
minimalistische Anwendungen, die 
zumeist auf eine Kernfunktion 
beschränkt bleiben
zumeist einfach in der 
Handhabung, bündeln 
aber viele Funktionen
minimalistisch, Beschränkung auf eine 
Kernfunktion 
Vernetzung von Webinhalten Vernetzung von 
Personen 
Vernetzung von 






Tabelle 2: Selbstorganisierte Beteiligungsformen im Überblick
Im Feld der selbstorganisierten Beteiligungsformen gehört zu den interessantesten Entwick­
lungen,  dass sich wirksame Formen politischer  Beteiligung ohne elaborierte  sozialwissen­
schaftliche Konzepte, Diskurstheorien oder einen expliziten Bezug auf politische Praktiken, 
Verfahren oder Regelwerke der Offline-Welt entwickeln konnten. Das mag daran liegen, dass 
Social-Media-Angebote zwar nicht explizit für die politische Kommunikation entwickelt wur­
den,  dafür  aber  viel  Raum für  innovative  Ideen und Praxisformen bieten.  Es  ist  generell 
schwer, die direkten Auswirkungen der  Social-Media-Anwendungen auf die Gesellschaft zu 
bestimmen.  Die  beeindruckende  Erfolgsgeschichte  des  Weblogs  oder  des  Microblogging­
dienstes Twitter  weisen allerdings darauf  hin,  dass die  großen Umwälzungen,  innovativen 
Entwicklungen und eine Stärkung der Zivilgesellschaft eher im Bereich der Social-Media-An­
wendungen zu erwarten sind. 
1.3 Das demokratische Potenzial in den Technologien und Anwendungen 
des Internets
Jene, die grundlegende Freiheit aufgeben würden, 
um eine geringe vorübergehende Sicherheit zu erwerben, 
verdienen weder Freiheit noch Sicherheit. 
Benjamin Franklin (1706‒1790) 
1.3.1 Das Internet als Cyberspace
Für Politologen ist besonders die Zeit des technischen Regimes des Internets faszinierend, 
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also jene Zeit, in der die technische Entwicklung und Verwaltung der Infrastruktur noch in 
den Händen einer informellen Gruppe von akademisch geprägten Technikern lag. Im Mittel­
punkt des Interesses steht das Internet als Cyberspace, d. h. als eine Struktur, die sich als ein 
Kommunikations-  und  Interaktionsraum begreifen  lässt,  der  außerhalb  der  Ordnungslogik 
staatlicher Institutionen und des internationalen Staatensystems liegt. Im virtuellen Raum, der 
als Sphäre reinen Geistes keine physische Körperlichkeit kennt, spielen deshalb, so die Folge­
rung,  auch  keine  abgrenzbaren  Herrschaftsverbände  mit  territorialen  Grenzen  und  einem 
staatlichen Gewaltmonopol eine Rolle. Die Besonderheit des Cyberspace liegt damit in der 
Abwesenheit von staatlicher Herrschaft (Bendrath 2007:30).
John Perry Barlow hat das Internet entsprechend als  „new home of Mind“ bezeichnet und 
bringt die Abwesenheit des Staates als spezifisches Merkmal des Internets in seiner Unabhän­
gigkeitserklärung des Cyberspace auf den Punkt:
We have no elected government, nor are we likely to have one, so I address you with no 
greater authority than that with which liberty itself always speaks. I declare the global social 
space we are building to be naturally independent of the tyrannies you seek to impose on us.  
You have no moral right to rule us nor do you possess any methods of enforcement we have  
true reason to fear. [...] Cyberspace does not lie within your borders. Do not think that you can 
build it, as though it were a public construction project. You cannot. It is an act of nature and  
it grows itself through our collective actions. (Barlow 1996:o.S.) 
Diese besondere Unabhängigkeit weist auf den Bruch mit klassischen Macht- und Entschei­
dungsstrukturen hin, der sich hier in der Umsetzung und Durchsetzung technischer Standards 
und Gestaltungsprinzipien zeigt.  Dave Clark (Internet  Architecture Board) bezeichnete die 
spezifischen Entscheidungsmechanismen des Internets bei einem Treffen der Internet Society 
als das Vertrauen in den Rough Consensus, den er mit den folgenden Worten umschrieb: 
We reject kings, presidents, and voting. We belief in rough consensus and running code.52
Der im virtuellen Raum als selbstregulierendes Netzwerk operierende Rough Consensus spie­
gelt sich in den Entscheidungsmechanismen zur Sicherung der technischen Grundlagen des 
Internets  wider:  So wird die  Sicherung technischer  Operationalität  zwar auch im Internet 
durch Organisationen wie die Internet Engineering Task Force (IETF), die Internet Numbers 
Authority (IANA) oder das W3C repräsentiert. Im Unterschied zu traditionellen Regierungen 
und Standardisierungsgremien setzen diese Einrichtungen jedoch auf offene Standards, denen 
freiwillig gefolgt wird. Die Legitimation dieser eher informellen Organisationen ohne Rechts­
status beruht dabei im Wesentlichen auf der technischen Expertise ihrer Mitglieder und der 
Transparenz der Entscheidungsvorgänge. Das Besondere dabei: Die Entscheidungen und ver­
abschiedeten Standards der Internet-Organisationen konnten sich nur durchsetzen, weil deren 
Nutzen erkannt und der Organisation vertraut wurde. Mit dem Fehlen jeglicher Sanktionsmit­
tel beruht die technische Organisation des Internets somit auf der Fähigkeit, einen Konsens 
über technische Standards und Regeln herzustellen. Diese Standards und Regeln sind dabei im 
Netz selbst entstanden, ohne aktive Einmischung der Politik und ohne eine zentrale Instanz 
(Ahlert 2000). Der  Rough Consensus ist in diesem Sinne weniger das Ergebnis von Bargai­
ningprozessen, wo sich der kleinste gemeinsame Nenner unterschiedlichster Interessen durch­
setzt, sondern zeigt eher Ähnlichkeit mit Deliberationsprozessen, die der besten Lösung zur 
Durchsetzung verhelfen sollen. Entscheidend sind hier nicht Macht und Einflusspotenzial der 
Beteiligten, sondern die Qualität der eingesetzten Technologien und der Argumente.  Unter 
52 A Cloudy Christal Ball, Präsentation von Dave Clark auf der 24 Internet Engineering Task Force, in: 
Davies, Clark, Legare: Proceedings of the Twen'I'Y-Fourth Internet Engineering Task Force, MIT, 1992, 
Cambridge, Massachusetts, S. 543, http://www.ietf.org/old/2009/proceedings/prior29/IETF24.pdf, 
abgerufen am 10.03.2011
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dem Begriff Self-Governance konnten sich somit in den ersten Entwicklungsphasen des Inter­
nets  selbstregulierende Strukturen als Gegenmodell zu den klassischen Politik- und Macht­
strukturen entwickeln. Die selbstregulierenden Strukturen, wie sie sich im IETF und den zahl­
reichen Online-Communitys herausbildeten, galten als Erfolgsgarant für die innovative Wei­
terentwicklung des Internets und dessen künftige Regulationsarrangements. Zu den wichtigs­
ten Besonderheiten der Self-Governance zählen Offenheit, Inklusion, Bottom-up, Konsensori­
entierung und Dezentralität. Alle Betroffenen sollten an der Ausgestaltung des Netzes mitwir­
ken dürfen und nur den im Konsens getroffenen Entscheidungen wurde eine reelle Chance auf 
Durchsetzbarkeit eingeräumt (Hoffmann 2005:10f.).
Die Prinzipien  der Self-Governance  finden in der technischen Architektur des Internets ihre 
Entsprechung: So liegt dem Internet ein radikal dezentralisiertes und minimalistisches Netz­
werkkonzept  zugrunde,  das  im Kern nur  aus  einer  Sammlung offener,  rechtlich  nicht  ge­
schützter  Protokolle53 besteht,  die  festlegen,  wie  Computer  miteinander  kommunizieren 
(Hoffmann  2005:13,  Lessig  2001). Charakteristisch  ist  das  End-to-End-Prinzip,  d. h.  eine 
Richtlinie, die festlegt, dass ein Netzwerk nur für die Übermittlung von Daten zu sorgen habe, 
sodass an deren Enden eine beliebige Anwendung laufen kann (Saltzer et al. 1984). Das En­
d-to-End-Prinzip legt damit fest, dass die Internet Service Provider (ISPs) lediglich IP-Pakete 
zwischen den Endpunkten transportieren,  aber nichts über deren Inhalte aussagen können. 
Hier liegt der Grund, warum staatliche Einschränkungen des inhaltlichen Angebotes über das 
Internet  (Zensur)  nicht  möglich  sind,  solange  dieses  Prinzip  befolgt  wird  (Bormann 
2002:111 f.). Die Internetprotokolle konstituieren damit ein Netz autonomer Netze ohne zen­
trale Steuerung, das die Kontrolle des Datenflusses an die Endnutzer delegiert  (Hoffmann 
2005, Sandvig 2003). In den Request for Comments zu den Internetprotokollen und Standards 
heißt es dazu: 
The Internet, a loosely-organized international collaboration of  autonomous, interconnected 
networks,  supports  host-to-host  communication  through  voluntary  adherence  to  open 
protocols  and  procedures  defined  by  Internet  Standards.  There  are  also  many  isolated 
interconnected networks, which are not connected to the global Internet but use the Internet 
Standards. (RFC 2026)
Hier liegen die Grundlagen für eine  Kommunikationsinfrastruktur, die als technische Basis 
die  kommunikative,  unreglementierte  Vernetzung von Menschen in  einer  polyzentrischen, 
netzwerkartigen Struktur erst möglich macht.
1.3.2 Potenziale des Cyberspace für die elektronische Demokratie 
In der End-to-End-Richtlinie findet sich die technische Grundlage des Cyberspace als geisti­
ger, von traditionellen Machtverhältnissen unabhängiger Raum. Howard Rheingold hat die im 
Cyberspace gedeihende polyzentrische Kommunikationsstruktur als Many-to-many-Kommu­
nikation bezeichnet, als Kommunikation von jedem mit jedem. Diese grundlegende Vernet­
zungsstruktur bildet die Grundlage für das Wirken virtueller Communitys, die Rheingold defi­
niert als  „social aggregations that emerge from the Net when enough people carry on those 
public discussions long enough, with sufficient human feeling, to form webs of personal rela­
tionships in cyberspace“ (Rheingold 1993). Es ist auch die Grundlage, die das Internet als ein 
modernes Kommunikations- und Massenmedium auszeichnet, das den traditonellen Massen­
medien in zweierlei Hinsicht überlegen scheint: 
• Das Publizieren im Netz ist nur mit minimalen Transaktionskosten verbunden. Die Ef­
fizienz der Onlinekommunikation macht das Publizieren nicht nur billiger und schnel­
53 Gemeint ist hier die Protokollfamilie TCP/IP.
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ler, sondern auch demokratischer, weil es gleichsam prinzipiell jedem ermöglicht, zu 
publizieren.54 
• Darüber hinaus verspricht das Internet,  den traditionellen Massenmedien den Rang 
streitig zu machen, weil es durch seine Interaktivität über deren Vermittlungsfunktion 
weit hinausgeht. Die minimalen Transaktionskosten, die es erlauben, schnell, einfach 
und vor allem kostengünstig zu publizieren, sowie die spezifische Vernetzungsstruktur 
des Intenets eröffnen gleichsam die Chance auf eine Demokratisierung des Anbieter­
potenzials im Spiel der öffentlichen Meinung. In dieser Struktur scheint endlich ver­
heißungsvoll verwirklicht, was bereits Bertolt Brecht in seiner Radiotheorie forderte: 
die Demokratisierung des Rundfunks durch seinen Wandel vom Distributions- zum 
Kommunikationsapparat, d. h. das Vermögen, „den Zuhörer nicht nur hören, sondern 
auch sprechen zu machen und ihn nicht zu isolieren, sondern ihn in Beziehung zu set­
zen“55.
Die Potenziale der Many-to-many-Kommunikationsstruktur boten den Visionen einer Cyber­
demokratie Nahrung, die sich bereits in der Anfangsphase des Cyberspace mit der Entwick­
lung der ersten Computernetzwerke herausbildete. Die in den 80er-Jahren in den Vereinigten 
Staaten geborene Idee der Cyberdemokratie wurde von der Hoffnung getragen, dass durch die 
Bildung virtueller Gemeinschaften die Grundlage für den demokratischen Aufbau der Gesell­
schaft gelegt werden könnte. Das Modell war die elektronische Agora als Ort nichthierarchi­
scher und freier Webkommunikation unter Freien und Gleichen. Ähnlich wie im Selbstregle­
ment der technischen Architekturen des Internets dominieren auch hier die Ablehnung zentra­
listischer Regierungsformen und die Vorliebe für Konzepte der Selbstorganisation (Barbrook 
und Cameron 1997).
Es ist vor allem diese Besonderheit des Internets in seiner Eigenheit als ein sich selbst regulie­
render Raum, der den Visionen und Mutmaßungen über die Potenziale des Internets als ein 
Organ der Demokratisierung von unten den Grundstoff liefert und dabei auch die Frage auf­
wirft, ob die technische Selbstregulation des Internets Modell künftiger demokratischer Betei­
ligungsformen sein kann. Welcher Ort scheint geeigneter als ein in diesem Sinne herrschafts­
freier Raum für Jürgen Habermas’ Vision einer diskursiven Öffentlichkeit und deren Zentral­
element, dem rationalen, herrschaftsfreien Diskurs? 
1.3.3 Bedeutung der Webanwendungen für die E-Demokratie 
Für die demokratische Entwicklung einer Gesellschaft ist das Internet bedeutsam, weil es For­
men der Kommunikation ermöglicht, die es vorher noch nicht gegeben hat. Dennoch ist das 
Internet zunächst nicht mehr als  eine technische Infrastruktur, die grundsätzlich die unter­
schiedlichsten Formen elektronischer Demokratie zulässt. Die konkrete Umsetzung demokra­
tischer Verfahren oder Praktiken wird in den  Webanwendungen entschieden. Dass hier We­
sentliches entschieden wird, wird deutlich, wenn man sich vor Augen hält, dass die Weban­
wendungen der Partizipation nicht nur etwas ermöglichen, sondern dass sie es auf eine ganz 
bestimmte Art und Weise tun. Newsgroups, Chats, Diskussionsforen, moderierte Diskursplatt­
formen, Wikis, Blogs, Social-Networking-Plattformen oder Social-Bookmarking-Tools stellen 
mögliche, aber nicht zwingende Varianten der Many-to-many-Struktur des Internets dar. Das 
in der technischen Infrastruktur angelegte Potenzial der Vernetzung von jedem mit jedem und 
54 Vgl. dazu das Online-Verwaltungslexikon, Vers. 13.05, Stand 20.10.2006, URL: http://www.olev.de/, 
aber auch (Bendrath  2007). 
55 Grundlage für Brechts Radiotheorie bieten die folgenden Schriften: Der Rundfunk als 
Kommunikationsapparat. Rede über die Funktion des Rundfunks (1932/33), Vorschläge für den 
Intendanten des Rundfunks (1928/29), der Aufsatz Radio ‒ eine vorsintflutliche Erfindung? (1927/28) 
und das Hörstück Der Flug der Lindberghs. Ein Radiolehrstück für Knaben und Mädchen (1929).
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von allem mit allem muss in den Webanwendungen nicht zwingend umgesetzt werden, son­
dern kann durchaus die One-to-many-Kommunikationsmuster der traditionellen Massenmedi­
en reproduzieren. Der Schlüssel zum Verständnis und zur Einschätzung des Einflusses des In­
ternets auf die Demokratie liegt damit in der Gestaltung von Software:
Die derzeitigen Entwicklungen lenken den Blick aber auch darauf, dass die Gestaltung der 
Software eine wesentliche Rolle für die Orientierung in den Informationsmengen des Internets 
spielt.  Erst  der  Software-Code,  also  die  Gestaltung  einzelner  Programme  und  die 
Schnittstellen für  den Austausch von Daten  zwischen einzelnen Anwendungen (2),  macht 
bestimmte Handlungsweisen möglich: große Datenmengen automatisch zu durchsuchen und 
thematisch  ähnliche  Beiträge  zu  gruppieren,  einzeln  abgegebene  Bewertungen  oder 
Schlagworte  für  bestimmte  Texte  zu  Ranglisten  und  neuen  Klassifikationsschemata  zu 
aggregieren oder auch Ergebnisse von personalisierten Suchabfragen per RSS-Feed (3) zu 
abonnieren. (Jan Schmidt et al. 2009:50)
In Fortführung des o. g. Zitates kann man es auch so formulieren, dass Webanwendungen 
einen Teil der sozialen Regeln bzw. des Organisationsrahmens der Kooperation repräsentie­
ren. Sie sind damit keinesfalls ein neutrales Kommunikationsmedium oder Werkzeug, sondern 
haben u. a. Einfluss darauf, wer mit wem auf welche Art und Weise kommunizieren kann, 
welche Rollen realisiert werden, wie Daten strukturiert und aufbereitet werden.56 Die Bedeu­
tung der Webanwendungen liegt damit in der Prozessgestaltung, d. h. in der Abfolge bestimm­
ter Handlungen und in der Strukturierung und Aufbereitung der großen Datenmengen des In­
ternets. Dass dies auf sehr unterschiedliche Art und Weise geschehen kann, ist unter der Ein­
teilung in verfahrensbasierte und selbstorganisierte Beteiligungsformen (→ Abschnitte 1.2.1 
und 1.2.2) bereits dargestellt worden.
1.4 Potenziale und Risiken des Internets als Medium demokratischer 
Partizipation
Die von den Visionären eines  Web 2.0 beschworene Kraft gemeinschaftlich entfalteter Ver­
nunft, die sich auf der Grundlage moderner Kommunikationstechnologien herausbilden kann, 
ist keinesfalls unumstritten. Kritische Gegenpositionen zeigen sich in der Diskussion um die 
Digitale Spaltung der Gesellschaft, an der Einschätzung der Qualität nutzergenerierter Inhalte 
und in Form von Angst vor vorsätzlichem Missbrauch oder allgemeiner Überforderung durch 
die Datenflut. Im Kern stützt sich diese Kritik am Zweifel an der Praktikabilität des Peering-
Prinzips  und  der  Fähigkeit  virtueller  (Laien-)Gemeinschaften,  Sinnvolles  zu  produzieren, 
Missbräuchen zu begegnen und selbstverantwortlich zu handeln. 
1.4.1 Digitale Spaltung
Die Soziologen Richard Barbrook und Andy Cameron haben mit der Kritik an der Idee der 
Cyberdemokratie bereits die geistigen Wurzeln des Web 2.0 und die übergroßen Erwartungen 
an das demokratische Potenzial des Internets als „kalifornische Ideologie“ kritisiert. Kritik­
würdig erschien ihnen vor allem die Annahme, dass die Bildung virtueller Gemeinschaften 
und der freie Zugang zu Informationen automatisch zur Ablösung traditioneller demokrati­
scher Institutionen und zur Verlagerung der politischen Willensbildung in den virtuellen Raum 
führen werden. Dieser Ideologie, die sich in der Argumentation Barbrooks und Camerons aus 
einer skurrilen Mischung von Hippie- und Yuppi-Kultur speist, werfen sie einen naiven Tech­
nikdetermismus vor, der blind mache für die anwachsende soziale Kluft zwischen den „Infor­
mation Rich“ und den „Information Poor“ (Barbrook und Cameron 1997). 
56 Die Wechselwirkung von Software im sozialen Kontext wird im zweiten Kapitel unter dem Titel „So­
ziotechische Systeme“ ausführlich behandelt.
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Diese von Barbrook und Cameron angedeutete Kluft findet ihre Fortführung in der Diskussi­
on um die digitale Spaltung der Gesellschaft. Hier wird thematisiert, inwieweit die Nutzung 
moderner Informations- und Kommunikationstechnologien (IuK) soziale Ungleichheit stiftet. 
Die erste  Phase dieser international  geführten Debatte  konzentrierte  sich zunächst  auf  die 
technischen Voraussetzungen der Teilhabe, wie beispielsweise der Zugang zum Internet. Die 
verbesserte Versorgung der Bevölkerung mit kostengünstigen und schnellen Internetzugängen 
hat diese Einwände ‒ zumindest für die Industrieländer  ‒ weitestgehend entkräftet. Wesent­
lich schwerwiegender sind jedoch die Befürchtungen und Einwände der jüngeren Debatte, die 
sich zunehmend auf Fragen der individuellen Kompetenz, der Nutzungspraxis und der Funk­
tionalität von Technik beziehen (Krings und Riem 2004, Gehrke und Tekster 2004).
Im Unterschied zu Ansätzen, die das demokratische Potenzial des Internets hervorheben, the­
matisiert diese Debatte die Exklusionstendenzen moderner Kommunikationstechnologien und 
nährt damit grundlegende Zweifel am Internet als Medium demokratischer Partizipation. Die 
hohen Anforderungen an Medienkompetenz, Technikkompetenz und Diskursfähigkeit, so die 
Befürchtung, könnten letztendlich dazu führen, dass das Internet nicht die Inklusion aller rele­
vanten Interessen befördere, sondern ganz im Gegenteil den Ausschluss breiter Bevölkerungs­
teile (Winkel 2004a, Kollbeck et al. 2003).
Die These von der digitalen Spaltung wird mit empirischen Befunden untermauert, die Ten­
denzen verstärkter Ungleichheit an den demografischen Faktoren der Internetnutzung aufzei­
gen: So erscheint die Nutzung bzw. Nichtnutzung des Internets abhängig von Faktoren wie 
Geschlecht, Alter, formale Bildung, Einkommen und Berufstätigkeit (Hoecker 2002). Neuere 
statistische Erhebungen zeigen zwar einen Trend der Nivellierung, z. B. in der Internetnut­
zung hinsichtlich des Geschlechts, aber nach wie vor Unterschiede in der Nutzung des Inter­
nets (Eurostat 2005, TNS-Infratest 2007, Initiative D21 2006). Empirische Hinweise auf Ten­
denzen sozialer Ungleichheit zeigen sich auch in der Unterscheidung zwischen aktiven und 
weniger aktiven Teilnehmern der Webangebote. In einer an der Universität Salzburg durchge­
führten Fallstudie zur Onlinekommunikation heißt es dazu: 
Es zeigte sich ein starkes Clustering von Postings: Eine kleine Minderheit von Benutzern 
(11,9%) verfasste 50,7% aller Nachrichten. In dieser Gruppe von Power-Usern postete jeder 
Benutzer mehr als 30 Nachrichten innerhalb des Analysezeitraumes. Die Mehrheit der 
Benutzer (58,2%) verfasste nur 1-5 Nachrichten und war für nur 10,5% aller Beiträge 
verantwortlich. Dies verdeutlicht, dass politische Onlinekommunikation derzeit einer Kluft 
unterliegt und von Zentralisierung geprägt ist. (Fuchs 2006:o. S.) 
Beklagt werden ebenfalls Ungleichgewichtigkeiten in der Qualität der Diskussionsbeiträge: 
So schreibt Beate Hoecker, dass die in Internetforen geäußerten Beiträge wenig Anlass zur 
Hoffnung böten, dass die Diskursfähigkeit durch das Internet gestärkt würde (Hoecker 2002). 
Die mangelnde Qualität der Beiträge in Onlinediskursen findet auch in der Salzburger Fallstu­
die zum Kommunikationsstil in Onlinediskussionen Bestätigung, die belegt, dass der Argu­
mentationsstil in Onlinediskursen nicht immer als sachlich und neutral, sondern auch als wer­
tend (42,4 %), polemisch (17,8 %), aggressiv (15,5 %) oder zynisch (13,5 %) einzustufen sei 
(Fuchs 2006:o.S.).
Neuere Studien zum Nutzerverhalten befassen sich verstärkt mit Web 2.0  bzw. Social-Media-
Anwendungen. Die Studien bestätigen zwar immer noch eine Kluft zwischen aktiver und pas­
siver Nutzung, machen aber auch deutlich, dass sich die unter dem Stichwort Digital Divide 
angesprochenen  Spaltungsphänomene  im  Laufe  der  Zeit  relativieren.  Deutlich  wird  dies, 
wenn man die zeitliche Entwicklung, die Art der Tools und die Altersgruppen in den Fokus 
nimmt. 
• Zum einen zeigen auch die neueren Studien eine augenfällige Ungleichgewichtigkeit 
39
im Verhältnis von aktiver und passiver Teilhabe: Eine von TNS Infratest durchgeführte 
Studie zu nutzergenerierten Inhalten (User generated Content) zeigt, dass der Typus 
des Prosumers nach wie vor eine Minderheit (9 %) darstellt. Auch hier ist der Anteil 
der aktiven Nutzer stark von den typischen Faktoren Alter, Einkommen und formale 
Bildung abhängig. Kurz gesagt: Nach wie vor nutzen die meisten Menschen ‒ insbe­
sondere die älteren, einkommensschwachen und formal weniger gebildeten ‒ das In­
ternet passiv (TNS-Infratest 2007). Ungleichgewichtigkeiten zeigen sich auch in nied­
rigschwelligen  Anwendungen,  wie  auf  den  Social-News-Plattformen.  Lerman  und 
Galstyan haben die Aktivitäten bei digg.com untersucht und ermittelt, dass nur 3 % 
der Nutzer für 35 % der Listings auf den Startseiten sorgen und deuten dies als „Ty­
rannei einer Minderheit“ (Lerman und Galstyan 2008:o.S.). 
• Zum anderen  zeigen die  neueren  Nutzungs-  und Jugendstudien,  dass  sich  mit  der 
jüngeren Generation und dem starken Wachstum der Online-Communitys auf Social-
Networking-Plattformen ein  aktiveres  und  routinierteres  Nutzungsverhalten  im 
Umgang  mit  den  neuen  Kommunikationsmedien  abzeichnet  (Fisch  und  Gscheidle 
2008). Der JIM-Jugendstudie zufolge haben inzwischen fast drei Viertel der 12- bis 
19-jährigen Internetnutzer Erfahrungen mit  Online-Communitys  gemacht,  41 % der 
Jugendlichen  besuchen  diese  Plattformen  täglich  und  weitere  16 %  zumindest 
mehrmals pro Woche (Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest 2008:54). 
Es ist anzunehmen, dass die Zunahme aktiver Teilnahme ein Entwicklungsphänomen ist, zum 
einen, weil die Nutzung des Internets – zumindest in den Industrieländern ‒ immer selbstver­
ständlicher wird und zum anderen, weil die Beteiligungsmöglichkeiten immer einfacher und 
niedrigschwelliger werden.  
1.4.2 Die Qualität nutzergenerierter Inhalte
Am deutlichsten entzweien sich jedoch die Meinungen in der Beurteilung der Qualität von 
Nutzerbeiträgen. Exemplarisch ist die Auseinandersetzung um die Positionen des Unterneh­
mers und Autors Andrew Keen und den als Pionier der virtuellen Realität geltenden Jaron La­
nier.
Andrew Keen beschreibt in seinem Bestseller  The Cult of the Amateur  den Vormarsch des 
produzierenden Amateurs als Niedergang des unvoreingenommenen Journalisten: An die Stel­
le objektiver und verlässlicher Informationen trete das chaotische Geplappere von  „Affen“. 
Im Mitmach-Web, so Keen, gehe das Interesse an Seriosität und Objektivität verloren, also ge­
nau das, was die traditionellen Medien in den Augen Keens auszeichnet. Den abgeflachten 
Medien, wie Keen sie nennt, fehle nicht nur der „essenzielle erkenntnistheoretische Anker der 
Wahrheit“, sie verdrängen darüber hinaus die traditionellen Medien und sind damit Indiz und 
Ursache des kulturellen Niedergangs (Keen 2007). Jaron Lanier geht in seiner kulturpessimis­
tischen Haltung noch weiter als Keen, wenn er das Wirken von Online-Communitys nicht nur 
als  „stumpfen Kollektivismus“  bezeichnet,  sondern  diesen  als  „digitalen  Maoismus“  auch 
noch in die Nähe totalitärer Terrorherrschaft und religiösem Fanatismus rückt. Lanier bezieht 
sich in seiner Kritik ausdrücklich auf das Wikipedia-Projekt, das er als Beispiel anführt, um 
kollektive Intelligenz und den Fortschritt der Online-Communitys nicht nur als Trugschluss 
zu entlarven, sondern als Bedrohung der Demokratie (Lanier 2006). Die Kritik Keens und La­
niers am Mitmach-Web hat viel Aufmerksamkeit erregt, aber wegen ihres polemischen Grund­
tenors, der wenig glaubhaften Idealisierung traditioneller Massenmedien und des Experten­
tums sowie der fehlenden empirischen Basis ihrer Prognosen und Schlussfolgerungen auch 
Gegenreaktionen provoziert.  Große Verwunderung rief  insbesondere Laniers Verwechslung 
zentralistischer Zwangskollektive maoistischer Prägung mit dem eher lockeren und dezentra­
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len Kooperationsstil der Online-Communitys hervor.57 Doch auch in Deutschland vermelden 
Autoren  wenig  Schmeichelhaftes  über  den  User-generated  Content:  Blogs  werden 
als„Klowände  des  Internets“  bezeichnet,  die  Bloggerszene  als  „selbstverliebt“  und 
„selbstinszenierend“ gegeißelt. Im Feuer der Kritik steht auch die „Irrelevanz“ der Blogs, die 
nicht nur als große Hoffnung der Demokratie, sondern auch als überschätzter „Hype“ abgetan 
werden.58
Wenn dieser polemischen Kritik auch mit Vorsicht begegnet werden sollte, so steht sie den­
noch exemplarisch für grundsätzliche Bedenken an der emanzipatorischen Qualität des Inter­
nets, die auch in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung aufgegriffen wird. Mit der An­
onymität im Netz und dem Verschwimmen der Autorenschaft, wie es beispielsweise in Wikis 
der Fall ist, geht auch die Befürchtung einher, dass damit die individuelle Verantwortung ver­
loren geht und dass kollektive Entscheidungs-, Bewertungs- und Abstimmungsprozesse durch 
Gruppendenken und mangelnde Qualifikation der Teilnehmer zu minderwertigen Ergebnissen 
führen könnten. Das aus der Sozialpsychologie bekannte Phänomen des Gruppendenkens ge­
fährdet dabei auch die Existenz und den Zusammenhalt von Communitys (Shirky 2003). Kurz 
gesagt, das  Mitmach-Web bringt unbestreitbar nicht nur Gutes, sondern auch viel  Banales, 
sachlich Falsches, Geklautes und Kopiertes hervor. Die vielzitierte  „Informationsflut“ rührt 
nicht nur von seriösen Informationen her, sondern auch von unverwertbaren und bedeutungs­
losen Inhalten. Neben der Häufung von Banalem und Nichtssagendem finden sich diskrimi­
nierende, pornografische, rassistische und kriminelle Inhalte. Darin nährt sich auch die Be­
fürchtung, dass die  Informationsflut durch die Fragmentierung der Kommunikationskanäle 
und die Zirkulation unüberschaubarer Mengen von Informationen die gemeinsame Grundlage 
des gesellschaftlichen Diskurses zerstört und in die „Cyberbalkanisierung“ mündet, d. h. in 
die Auflösung von Instituitionen durch die Pluralisierung spezialisierter Gemeinschaften (Put­
nam 2000). 
1.4.3 Missbrauch
Der vorsätzliche Missbrauch des Internets und seiner Anwendungen ist ein weiteres Thema 
der Kritik an der Demokratietauglichkeit des Internets. Dazu zählt nicht nur, dass die intensi­
ve Nutzung des Internets auch neuen Varianten der Onlinekriminalität ungeahnte Möglichkei­
ten eröffnet, sondern auch, dass „legale“, „halb legale“ oder nur „fragwürdige“ Praktiken die 
Früchte kollektiver Intelligenz verzerren oder gegen die Interessen der Nutzergemeinschaft 
verstoßen. Beklagt wird auch, dass der Trend zur verstärkten Nutzung sozialer Netzwerke ein 
persönliches Risiko darstelle, das von den Betroffenen zumeist unterschätzt werde. Für die 
Betroffenen zeichnet sich hier ein Dilemma ab, da der Nutzen sozialer Netzwerke für die Be­
troffenen gerade in der Angabe realer Daten und Namen besteht und gleichsam dafür sorgt, 
dass sich  sensible Daten in den Händen von Privatanbietern konzentrieren,  die damit Ge­
schäftsmodelle verfolgen, die nicht immer im Interesse der Nutzer sind.  Marc-Christopher 
57 Vgl. dazu den Disput zwischen David Weinberger und Andrew Keen im Wall Street Journal 
(Weinberger und Keen 2007) sowie die Kommentare zu Laniers These eines „digitalen Maoismus“  von 
Douglas Rushkoff, Quentin Hardy, Yochai Benkler, Clay Shirky, Cory Doctorow, Kevin Kelly, Esther 
Dyson, Larry Sanger, Fernanda Viegas und Martin Wattenberg, Jimmy Wales, George Dyson, Dan 
Gillmor und Howard Rheingold http://www.edge.org/discourse/digital/maoism.html, abgerufen am 
11.11.2009.
58 Die Formulierung, die Blogs als „Klowände des Internets“ charakterisieren, stammt von dem 
Werbetexter Jean-Remy von Matt und löste in der Blogger-Community einen Sturm der Entrüstung aus. 
Inzwischen nutzt auch seine Agentur dieses Medium. URL:  http://blog.jvm-neckar.com/, abgerufen am 
14.02.2009. 
Zur Überschätzung der Weblogs: Süddeutsche Zeitung: Boie, Johannes: Abgebloggt. 13.08.2007 
URL: www.sueddeutsche.de/computer/artikel/865/127661/.
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Schmidt,  Geschäftsführer  des  Reiseportals  Triptivity59,  bringt  diese Gefahr  auf den Punkt, 
wenn er feststellt, dass der „Big Brother“ durch die großen Anbieter von Community-Ange­
boten abgelöst wurde: Nicht „Big Brother is watching you“, sondern `Facegoogle is watching, 
tracking, analysing and predicting you'“. Ein unzureichender Datenschutz der Anbieter kann 
ferner zum Ausspähen durch Dritte missbraucht werden. Das Social Networking hat in diesem 
Sinne mit dem Social Phishing einen bösen Bruder bekommen. Die negativen Folgen könnten 
durch Bedachtheit in der Preisgabe von Daten begrenzt werden. Die neueren Jugendstudien 
zeigen aber auch, dass die Jugendlichen mit der Preisgabe persönlicher Daten noch recht un­
bedarft umgehen. In der JIM-Studie wird das Gefährdungspotenzial unter dem Aspekt des Ju­
gendschutzes wie folgt kommentiert:
Besondere Bedeutung kommt derzeit den Online-Communities zu, die von über der Hälfte der 
Internetnutzer  regelmäßig  besucht  werden.  Neben  den  Chats,  die  ja  bekanntermaßen  ein 
Gefährdungspotential  für  Jugendliche  bieten,  sind  auch  die  Online-Communities  nicht 
unproblematisch. Einerseits besteht die Gefahr, durch naiven Umgang mit persönlichen Daten 
die  Privatsphäre  der  Öffentlichkeit  preiszugeben  –  über  die  Hälfte  der  Internetnutzer  hat 
eigene  Fotos  oder  Filme  im  Netz  hinterlegt  und  mehr  als  ein  Drittel  hat  seine  Instant 
Messenger-Nummer  im  Internet  angegeben.  Andererseits  sind  Online-Communities  im 
schlimmsten  Fall  auch  eine  Plattform  um  andere  bloßzustellen,  zu  beleidigen  oder  gar 
systematisch fertig zu machen. Das Beispiel Communities macht deutlich, dass es stets gilt,  
neue Angebote im Auge zu behalten, um jugendschutzrelevante Entwicklungen zu erkennen 
und  entsprechende  Hilfsangebote  für  Jugendliche,  aber  auch  für  Pädagogen  und  Eltern 
anzubieten. (Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest 2008) 
Ein anderer Aspekt des Missbrauchs beleuchtet, dass die Ergebnisse des Social Taggings oder 
des Votings Verzerrungen unterliegen, die durch missbräuchliche Nutzung verursacht werden 
und die Effizienz kollektiver Intelligenz zumindest herabsetzen. Dazu zählt auch, dass sich 
auf den Social-News-Plattformen nicht nur interessierte Leser finden, sondern auch die Betrei­
ber von Webseiten und SEO60-Spezialisten,  die  diese Plattformen als  Promotioninstrument 
nutzen. Die Berichte über grobe Formen des Missbrauchs zeigen, dass die demokratischen 
Potenziale des Internets nicht frei von Brüchen und Problemen sind. Die Option, frei zu publi­
zieren, heißt immer auch, Risiken hinsichtlich der Privatsphäre, dem Jugendschutz, kriminel­
ler Aktivitäten, der Desinformation und Informationsüberflutung etc. in Kauf zu nehmen. Es 
muss ferner davon ausgegangen werden, dass selbstorganisierte Formen der Beteiligung hohe 
Anforderungen an die Nutzer und Nutzerinnen stellt. 
1.4.4 Einschätzung der Kritik
Die Diskussion um den Digital Divide und die zum Teil ernüchternden Ergebnisse der empiri­
schen Untersuchungen der Onlinediskurse werfen die Frage auf, welche Schlüsse sich daraus 
für eine adäquate Einschätzung der demokratischen Potenziale des Internets ziehen lassen. 
Dabei wird deutlich, dass die Bewertung der demokratischen Qualitäten des Internets von den 
Erwartungen abhängen, an denen dieses Potenzial gemessen wird. Wer davon ausgeht, dass 
die Existenz onlinegestützter Kommunikation Passivität in Aktivität transformiert oder auto­
matisch zu einem höflichen, elaborierten und reflektierten Kommunikationsstil führt,  kann 
von den Studien zur Onlinekommunikation nur enttäuscht sein. Vieles weist darauf hin, dass 
die „Spaltungen“ wie die großen Bildungsunterschiede, die unterschiedlichen Kommunikati­
onsstile und Umgangsformen der  Offline-Welt entspringen und und dass kein kausaler Zu­
sammenhang zwischen den Ergebnissen empirischer Studien und eines Digital Divide unter­
59 http://www.triptivity.com.
60 SEO steht für Suchmaschinenoptimierung (Search Engine Optimization) und ist ein Fachbegriff für 
Maßnahmen, die dazu dienen, Webseiten ein besseres Ranking bei Suchmaschinen zu verschaffen. 
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stellt werden kann. Bei vielen Skeptikern bleibt ausgeblendet,  dass diskutierende Gruppen 
häufig auch in der Offline-Welt scheitern und die Probleme des Gruppendenkens wie die Un­
terdrückung von Diversität, Voreingenommenheit und Radikalisierung nicht dem Internet als 
Kommunikationsmedium angelastet werden können (Janis  1982,  Schkade et al. 2006). The­
matisiert  wird auch nicht,  dass  auch in  den konventionellen  Formen politischer  Entschei­
dungsfindung und Qualitätssicherung  gravierende Fehlentwicklungen und Mängel  sichtbar 
werden. Diese Mängel zeigen sich nicht nur im Verlust journalistischer Unabhängigkeit, son­
dern auch im Versagen von Wirtschaftsführern und Politikern, von bezahlten Experten und 
Beratern, denen im wachsenden Maße Fehlprognosen, Inkompetenz, Fälschungen und Inter­
essengebundenheit vorgeworfen werden  (Leif  2008,  Bäumer 2004,  Leggewie 2007,  Arnim 
2008).
Die Empirie zeigt ferner nicht nur Beispiele verunglückter Kommunikation, sondern fördert 
auch Positives zutage. Sie stützt damit sowohl pessimistische als auch optimistische Einschät­
zungen des Demokratiepotenzials, die sich nicht nur in den polemisch geführten Diskussionen 
um die Positionen Keens und Laniers zeigen, sondern sich auch in der jüngeren Medien- und 
Partizipationsforschung spiegeln. Schmid und Schönberger stellen dazu resümierend fest, dass 
sich im Feld der Partizipationsforschung zwar das Forschungsinteresse von den Internetforen 
auf  die  Weblogs  verschoben habe,  der  zwischen  Technikeuphorie  und Kulturpessimismus 
schwankende Tenor jedoch geblieben sei (Schmidt et al 2005:2). Es bleibt somit nach wie vor 
offen, ob das Internet existierende Spaltungen tatsächlich verschärft oder ob es diese abmil­
dern kann, ob es flankierender Maßnahmen bedarf oder ob der zivilgesellschaftliche Diskurs 
auch dann gestärkt werden kann, wenn das Internet zwar nicht allen Menschen gleichsam eine 
Stimme verleiht, aber dennoch zu mehr kritischer und unabhängiger Meinungsäußerung führt. 
Im Sinne des Grundverständnisses dieser Arbeit fehlt der dargestellten Diskussion vor allem 
jedoch eines: Sie bleibt in ihren positiven und negativen Urteilen auf das Verhalten der einzel­
nen Individuen beschränkt und lässt die Bedeutung des Internets und seiner Anwendungen als 
Architektur  der  Partizipation  unberücksichtigt.  So  analysieren  die  Diskurse  um  Qualität,  
Missbrauch  und digitale Spaltung zwar die Aspekte der Medienkompetenz, Technikkompe­
tenz,  Diskursfähigkeit,  Demografie,  Nutzerverhalten und die Qualität  von Nutzerbeiträgen, 
klammern aber die Bedeutung der Verfahren und konkreten Praktiken elektronischer Demo­
kratie aus. Kurz: Sie vernachlässigen die „Form“ der E-Demokratie und damit auch die Rolle, 
die technische Gestaltungsentscheidungen in der Mediennutzung spielen. 
1.5 Demokratisierung der Medieninhalte und Softwaregestaltung
1.5.1 E-Demokratie als Organisationsproblem 
Die meisten Definitionen der E-Demokratie verweisen auf die Beteiligung und Bedeutung des 
Internets als moderne Informations- und Kommunkationsinfrastruktur. Offen bleibt jedoch, 
wie sich die spezifischen „Formen“, d. h. die Regeln und Zielsetzungen der konkreten Praxis 
herausbilden und welche Rolle das Internet und seine Anwendungen als Medien dieser Praxis 
spielen. Klaus Lenk behandelt den Zusammenhang von Demokratie, Kommunikationstechnik 
und Form als Organisationsproblem:
Zwischen einer plebiszitären Elitedemokratie und breiter Bürgerpartizipation in öffentlichen 
Angelegenheiten finden sich viele Abstufungen und Schattierungen. Was hat dies nun mit 
Informationstechnik  zu  tun?  Sehr  viel,  denn  die  Informationstechnik  ist  eine 
Organisationstechnik. Die Reorganisation der Geschäftsprozesse, die wir heute in Wirtschaft 
und Verwaltung erleben, das Neue Steuerungsmodell in den öffentlichen Verwaltungen, sie 
wären  ohne  Informationstechnik  undenkbar.  […] Demokratie  ist  auch  ein 
Organisationsproblem,  und  die  Informationstechnik  ist  auch  eine  Organisationstechnik. 
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Demokratie benötigt Verfahrensinnovationen, welche durch das  Internet ermöglicht werden. 
(Lenk 2001)
In diesem Zitat wird die weitere demokratische Entwicklung als Frage der Organisation61 de­
mokratischer Partizipation behandelt. Demokratie lässt sich damit als Organisationsproblem 
begreifen und Informationstechnik62 als Organisationsmittel. In Anlehnung an organisations­
theoretische Überlegungen ist Demokratie in ihrer Praxis eine Form bewusst koordinierten 
Handelns (Simon 2007:13) und als Problem ein Koordinationsproblem, d. h. die Suche nach 
adäquaten Koordinationsmodellen  (Willke 1998). Von  E-Demokratie wäre folglich zu spre­
chen, wenn die Handlungskoordination in der demokratischen Praxis durch die Technologien 
des Internets vermittelt  wird.  Werden Webanwendungen als  Organisationsmittel  betrachtet, 
fällt die Suche nach adäquaten Koordinationsmodellen in die Zuständigkeit des Web-Enginee­
rings. Die Entwicklung von Anwendungen der  E-Demokratie schließt damit die Frage ein, 
wie es zur Koordination des Handelns in der demokratischen Praxis überhaupt kommt. Damit 
rücken Fragen in den Mittelpunkt wie:
1. Welches Koordinationsmodell liegt den unterschiedlichen Ansätzen und Verfahren der 
E-Demokratie zugrunde?
2. Woher kommen die konkreten Handlungsansätze und Erfahrungen in der Umsetzung 
elektronischer Demokratie? Wie kommen Verfahrensinnovationen überhaupt zustan-
de?63 
3. Wer ist Träger nötiger Verfahrensinnovationen, d. h. wer bestimmt die „neuen“ Regeln 
oder Verfahren der elektronisch gestützten Partizipation?
4. Wie kommen die Entwicklerinnen von Webanwendungen überhaupt zu ihren Model­
len für die „innovativen Software-Lösungen“64, von denen so häufig gesprochen wird?
Falls diese Handlungsansätze, Verfahren oder Modelle – wie so häufig – in den bekannten 
Praktiken  der  Offline-Welt  gesucht  werden,  greift  die  Kritik  des  Medienwissenschaftlers 
Alexander Roesler, der sich darüber wundert, dass die „utopische Dimension neuer Technik“ 
so häufig im Vergangenen gesucht wird (Roesler 1997:172). Die „Innovationen“ der E-Demo­
kratie liegen damit wohl eher im Bereich dessen, was sich  nicht ohne Weiteres zuvor abschät­
zen lässt, nicht am Anfang und nicht am Ende einer Entwicklung.
1.5.2 Demokratisierung der Koordinationsformen
In der Zusammenschau von Form, Webanwendung und sozialer Praxis lässt sich ein erweiter­
tes Verständnis elektronischer Demokratie formulieren, das nicht auf die demokratische Aus­
einandersetzung entlang bestimmter Inhalte und Themen begrenzt bleibt, sondern die Ausge­
staltung der Beteiligungspraxis und die Gestaltung ihrer Kommunikationsmedien einschließt. 
Die Frage wird sein, wer die Form der Beteiligungspraxis gestalten darf. Auch an dieser Stelle 
sei  noch einmal Klaus Lenk zitiert:
Nochmals, wir dürfen uns nicht in dem Irrglauben wiegen, es sei schon alles entwickelt und 
wir  müssten  es  nur  noch  anwenden.  Verständlich,  dass  Technik-Hersteller  auf  großen 
Konferenzen diesen Irrglauben bestärken. Nicht dort geschieht der Fortschritt. Aber ich bin 
61 Organisation steht hier für „bewusst geschaffene, dauerhafte und allgemeingültige Regelungen“ als 
Handlungsvoraussetzung (Fiedler 2007:1).
62 Der von (Lenk 2001) verwendete Begriff „Informationstechnik (IT)“ ist zu allgemein, weil dieser als 
Oberbegriff  das gesamte Spektrum der Informations- und Datenverarbeitung abdeckt. Im Fokus dieser 
Arbeit steht mit den Anwendungen und Technologien des Internets nur Teilbereich der IT. 
63 Z. B. bei (Friedrichs et al. 2002b , Friedrichs et al. 2002a , Kollbeck et al. 2003).
64 Aus der Produktbeschreibung der DEMOS-Plattform für online moderierte Diskurse.
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hoffnungsvoll.  Soziale  Innovationen,  viele  technisch  vermittelte  Innovationen  in  der 
politischen Praxis sind zu erwarten,  wenn man die  Begeisterung sieht,  mit  der sich heute  
junge Informatiker des Themas annehmen. Sie haben wenig Ahnung von den Mechanismen 
der Politik und erfinden daher die Welt für sich neu. Das sollte sehr ernst genommen werden.  
Auch wenn dabei  manche  Irrtümer  über  die  Möglichkeiten  der  direkten  Demokratie  von 
neuem auftauchen,  ist  es  allemal  besser,  zu gestalten  statt  nur  zu forschen.  Letzteres  tun 
unsere Sozialwissenschaftler, denen die Kenntnis zwar nicht dessen abgeht, was die Hersteller 
schon realisiert haben, wohl aber die des Potenzials der Informationstechnik. Sie können nur 
im Nachhinein  schauen, was  irgendwo anders geschah.  Aufgabe  der  Sozialwissenschaften 
sollte es jedoch sein, die Verfahren zu strukturieren, in denen möglichst viele Menschen ihren 
Willen zum Ausdruck bringen, andere Menschen ihnen gleichwohl zuhören können, und an 
deren  Ende  der  nicht  unbegründete  Eindruck  entsteht,  dass  aufgrund  des  Gesagten 
entschieden und auf das Entschiedene hin auch etwas getan wird. (Lenk 2001)
Als Impulsgeber und Akteure tauchen in diesem Zitat begeisterte Informatikerinnen als Ex­
pertinnen der technischen Potenziale und Sozialwissenschaftler als die eigentlichen Konstruk­
teure der „Form“ auf. Gestalter sind hier nicht die Adressaten der Partizipation, sondern Ex­
perten. Dieses Verständnis liegt im Wesentlichen auch dem Konzept  onlinemoderierter Dis­
kurse zugrunde. Die „Verfahrensplanung, die Integration konventioneller Angebote, Prozess­
strukturierung, Anmoderation von Themen, Informationen über den Prozess, Gewährleistung 
von Fairness, Strukturierung der Themen, Erstellung von Zusammenfassungen, Vermittlung 
bei Konfliktsituationen“ etc. sind Expertensache und Ergebnis „professioneller Gestaltung“ 
(Märker 2006). Kollektive Mechanismen der Kontrolle oder das Prinzip der Gleichrangigkeit, 
die das Web 2.0 kennzeichnen, werden in diesen Verfahren nicht umgesetzt. In den jüngeren 
Entwicklungen des Internets deutet sich mit dem Web 2.0 jedoch auch an, dass Expertenmo­
delle nicht alternativlos sind. Die Rede von der „Demokratisierung der Medieninhalte“ steht 
gleichsam für ein Koordinationsmodell, das auf dem demokratischen Prinzip der „gleichrangi­
gen, selbstorganisierten und dezentralen Koordination“ (Willke 1998:90) basiert. Werden die­
se unterschiedlichen Ansätze auf die Entwicklung der Partizipationsverfahren übertragen, ste­
hen sich mit dem Web 2.0 und den Expertenmodellen zwei unterschiedliche Konzepte gegen­
über:
• Expertengenerierte  Verfahren, in  denen die Regeln von Experten gemacht  werden. 
Diese Verfahren können dabei aus dem Pool demokratietheoretischer Theorien und so­
zialwissenschaftlicher Forschungstätigkeit abgeleitet werden.
• Selbstorganisiert generierte Verfahren bzw. Praxisformen, deren Regeln selbstorgani­
siert und informell durch die Beteiligten entstehen.
Damit wird die grundsätzliche Frage aufgeworfen, wer denn legitimerweise die Form demo­
kratischer Praxis bestimmt. Software spielt damit eine entscheidende Rolle in der konkreten 
Ausgestaltung elektronischer Demokratie. In der Entwicklung der unterstützenden Software 
werden auch die Entwickler von Software zu Gestaltern sozialer Kooperation.
1.5.3 Demokratisierung der Softwareentwicklung
Die Annahme, dass Software ein Organisationsmittel ist, das die sozialen Regeln der Hand­
lungskoordination repräsentiert, unterstellt gleichsam, dass Software soziale Wirkung entfaltet 
und damit  die  Praxis  demokratischer  Auseinandersetzung entscheidend  beeinflusst.  Damit 
wäre konsequenterweise auch die Entwicklung von Software Gegenstand der demokratischen 
Auseinandersetzung. Die wichtigste Implikation dieser Sichtweise ist die Forderung, den Pro­
zess der Softwareentwicklung ebenfalls als integralen Bestandteil demokratischer Auseinan­
dersetzung zu betrachten. Dieser Gedanke ist verschiedentlich im Software-Engineering the­
matisiert worden und ein wichtiges Motiv partizipativer Entwicklungskonzepte. Im skandina­
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vischen Zweig des soziotechnischen Diskurses um die Humanisierung und Demokratisierung 
des Arbeitsplatzes wird deutlich gemacht, dass die Interessenkonflikte und Arbeitsformen in 
Technikgestaltungsprozessen explizit  thematisiert  werden müssen  (Bjerknes  und Bratteteig 
1995). In der Debatte über Wirtschaftsdemokratie hinterfragt  der  Collective Ressources Ap­
proach auch die Rolle des Designers und seiner gesellschaftlichen Verantwortung (Ehn und 
Morton Kyng 1987). Ein partizipatives Design von Software dient damit nicht nur der Quali­
tätsverbesserung, sondern auch der Berücksichtigung unterschiedlicher Interessen in der Ge­
staltung von Software.
Was im vorangegangenen Abschnitt  als  Demokratisierung der  „Form“ thematisiert  wurde, 
schließt die Beteiligung von Nutzerinnen an der Herstellung von Software ganz im Sinne der 
Tradition partizipativer Softwareentwicklung als emanzipatorischen Anspruch der  E-Demo­
kratie ein. E-Demokratie ist in dieser Deutung technisch vermittelt und Software ein Regula­
tiv möglicher Demokratiepraxis. Software ist in dieser Deutung mehr als nur ein Medium, sie 
ist vielmehr ein strukturierendes Element der politischen Kommunikation. In der Frage nach 
der Demokratisierung der Softwareentwicklung bieten somit sich zwei Wege an:
1. Nutzerinnen  werden  an  der  Gestaltung  technischer  Systeme beteiligt  (partizipative 
Softwareentwicklung) oder 
2. technische Systeme werden so zurückhaltend gestaltet, dass den Nutzern viel Raum 
für die  informelle  Ausgestaltung ihrer  Kooperationsstrukturen und Nutzungsweisen 
bleibt. 
1.5.4 Grundzüge eines soziotechnischen Schichtenmodells
In der Gegenüberstellung von verfahrensbasierten und frei organisierten Beteiligungsformen 
deutet sich bereits an, dass in jeder Praxisform unterschiedliche Organisationskonzepte, Ideen 
und Prinzipien wirksam werden und sich über die eingesetzten Technologien auf das konkrete 
Handeln der politischen Akteure auswirken. Dieser Zusammenhang lässt sich in ein Schich­
tenmodell überführen, das in seiner ersten Stufe grob zwischen Überbau, Organisationsfor­
men, technischer Basis, Webanwendungen und der konkreten Praxis als Handlungsebene un­
terscheidet. In der absteigenden Vertikalen beschreibt das Modell den Weg vom Abstrakten 
zum Konkreten, d. h. von der Welt der abstrakten Ideen und Konzepte bis zur gelebten Demo­
kratiepraxis.
Im Kontext elektronischer Demokratie sind im Überbau die Ideen und Prinzipien eines Web 
2.0 ebenso angesiedelt wie die großen Demokratie- und Diskurstheorien. Es ist die Ebene der 
Leit- und Menschenbilder, der Theorien, abstrakten Konzepte, der Begriffe und Prinzipien.
Der Ebene der Koordinationsformen sind die etwas konkreteren Konzepte der Handlungsko­
ordination zugeordnet: Auf der Seite der verfahrensbasierten Beteiligungsformen finden sich 
hier die gesetzlichen Grundlagen und Verfahrenskonzepte der Online-Konsultationen und On­
line-Petitionen. Auf der Seite der frei organisierten Beteiligungsformen sind dieser Ebene die 
Alltagskonzepte und Vorgehensweisen der gemeinschaftlichen Erstellung und Erschließung 
von Webinhalten angesiedelt. 
Die technische Basis umfasst in diesem Schema das Transportsystem und die Systemanwen­
dungen als Grundlage der darauf aufsetzenden Webanwendungen. Diese Schicht steht für die 
Basistechnologie des Internets in der Funktion als Vermittlungsinstanz. Die Alleinstellungs­
merkmale dieser Schicht liegen im Transportsystem und seiner spezifischen Kommunikati­
onsstruktur: Das Transportsystem sorgt dafür, dass Medieninhalte extrem kostengünstig ver­
breitet werden können und die  Many-to-many-Struktur dafür, dass alle Netznutzer nicht nur 
als Empfänger, sondern als gleichberechtigte Anbieter auftreten können. Voraussetzung dafür 
46
ist, dass die Many-to-many-Vernetzung als tragendes Strukturmerkmal nicht durch rechtliche 


















































































- Kampagnen organisieren 
Tabelle 3: Grundzüge eines soziotechnischen Schichtenmodells
Dennoch ist das Internet zunächst nicht mehr als eine technische Infrastruktur, die grundsätz­
lich die unterschiedlichsten Formen elektronischer Demokratie zulässt. Für die Nutzer und 
Nutzerinnen erhält das Internet seine konkrete Form erst in den Webanwendungen. Hier flie­
ßen die Verfahrenskonzeptionen der Organisationsebene in die genutzten Webanwendungen 
ein und bestimmen darüber, inwieweit und in welcher Form die Many-to-many-Vernetzung als 
Potenzial überhaupt umgesetzt wird. Anders ausgedrückt bestimmt die konkret genutzte We­
65 Die Option gleichberechtigter Anbieter gründet im Prinzip der Netzneutralität, das in den aktuellen 
Diskussionen durchaus infrage gestellt wird. Näheres dazu in Kapitel drei und vier. 
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banwendung, inwieweit sie soziales Handeln reglementiert und einschränkt oder es neue Op­
tionen und Entfaltungsmöglichkeiten schafft. 
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2 Soziotechnische Systeme 
2.1 Die soziotechnische Perspektive als definitorischer Kern der E-
Demokratie 
Wenn E-Demokratie immer auch eine Frage der Organisation ist und den Webanwendungen 
die Rolle des Organisationsmittels zukommt, kann die Suche nach Entwicklungsansätzen der 
E-Demokratie nur in der Berücksichtigung beider Aspekte erfolgen. Anknüpfend an die im 
vorangegangenen Kapitel vorgenommene Zusammenführung von sozialer Praxis und Technik 
liegt der definitorische Kern der E-Demokratie damit in der Verbindung von demokratischer 
Praxis, den genutzten Webanwendungen und der technischen Basis des Internets. In der man­
gelnden Berücksichtigung dieses „definitorischen Kerns“ der E-Demokratie liegt das Manko 
vieler Beiträge, die sich mit dem demokratischen Potenzial des Internets auseinandersetzen: 
In der These von der digitalen Spaltung und den empirischen Untersuchungen, die diese The­
se untermauern sollen, stehen die Fähigkeiten bzw. die Unfähigkeiten der Nutzer und Nutze­
rinnen im Mittelpunkt. Die Bedeutung technischer Formen bleibt ausgeblendet und vermittelt 
den Eindruck, dass die Basisarchitektur des Internets und die eingesetzten Webanwendungen 
gegeben, rein technisch und vermeintlich neutral seien. In den Positionen der zumeist technik­
versierten Visionäre einer Cyberdemokratie fällt das Gegenteil auf: Obwohl sich die Cyberde­
mokraten auf die gesellschaftlichen Auswirkungen des Cyberspace beziehen, wird der soziale 
Kontext zumeist unterschätzt und die Gesellschaft erscheint nur als Außenwelt, die automa­
tenhaft auf technische Entwicklungen zu reagieren scheint. Auch hier wird der Zusammen­
hang von Technikentwicklung und Techniknutzung in der Regel nicht  thematisiert. 
Die soziotechnische Perspektive führt beides, die technischen und die sozialen Aspekte, zu ei­
ner Gesamtsicht zusammen. In Anlehnung an das im vorangegangenen Kapitel bereits vorge­
stellte Schichtenmodell gibt es zwischen dem „Technischen“ und dem „Sozialen“ zwei Berüh­
rungspunkte: 
• Zum einen ist die Gestaltung von Technik nicht kontextfrei, sondern hat ihre Bezüge 
im „Sozialen“, d. h. in den sozialen Rahmenbedingungen, Menschenbildern und Kon­
zepten  der  Handlungskoordination,  die  ihrerseits  in  technische  Systeme einfließen. 
Technik ist in diesem Sinne sozial fundiert.
• Zum anderen zeigen technische Systeme ihre Wirkung im sozialen Kontext und sind 
damit gleichsam ein Vehikel der Steuerung von Handlungen. Diese Steuerung kann 
problemangemessen oder kontraproduktiv, demokratisch, aber auch diktatorisch sein.
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Abbildung 7: Die soziotechnische Perspektive im Schichtenmodell
2.2 Technikgestaltung und sozialer Kontext
2.2.1 Technikgestaltung und Nutzungspraxis
Erste Hinweise auf den Zusammenhang von Technikgestaltung und Nutzungspraxis finden 
sich in der Techniksoziologie, die sich mit der Verknüpfung von Technik und sozialem Han­
deln als Hauptgegenstand beschäftigt (Weyer 2008:31). Die Folgen verengter Sichtweisen im 
Technikeinsatz und der Technikentwicklung werden in diesem Ansatz als Risiko sozialdeter­
ministischer,  technikdeterministischer  oder  technokratischer  Fehlschlüsse  thematisiert 
(Schwark 2003,  Degele 2002). Technikdeterministische Positionen folgen in ihrer optimisti­
schen Version der Annahme, dass sich wünschenswerte Änderungen mit der hinreichenden 
Durchsetzung einer Technologie quasi automatisch einstellen würden. Diesem Argumentati­
onsmuster folgen beispielsweise die überwiegend optimistischen Einschätzungen der Online­
demokratie von Nicholas Negroponte  (Negroponte 1997),  Alvin Toffler  (To ler 1993)ﬀ  und 
Howard Rheingold (Rheingold 1993). Allen hier genannten Autoren ist gemeinsam, dass die 
Weiterentwicklung der Demokratie als Automatismus technischer Innovation begriffen wird. 
Dem Internet und seinen Anwendungen wird dabei eine partizipatorische und egalitäre Grund­
struktur unterstellt und daraus abgeleitet, dass das Internet „a priori“ über demokratische Qua­
litäten verfüge  (Schwark 2003:98). Technikdeterministische Argumentationsmuster sind je­
doch nicht nur in den Reihen der euphorischen Verfechter einer Onlinedemokratie zu finden, 
sie werden auch in den pessimistischen Einschätzungen wirksam, wenn die schädliche Aus­
wirkung des Internets ebenfalls als Automatismus unterstellt wird. 
Eine über technik- oder sozialdeterministische Verkürzungen hinausweisende Sicht findet sich 
bei Ropohl (1999), der nicht nur den Zusammenhang von Technik und menschlichem Han­
deln, sondern auch den von Invention und Intervention in seine Betrachtung einbezieht:
(a)  Die  Technik  fällt  nicht  vom  Himmel,  sondern  sie  erwächst  innerhalb  natürlicher 
Rahmenbedingungen  aus  menschlichem Handeln  und  gesellschaftlichen  Verhältnissen.  (b) 
Die Technik führt kein isoliertes Eigenleben, sondern sie hat immer bestimmte Folgen für das 
natürliche  Ökosystem  und  die  menschlichen  Lebensformen:  Jede  Invention  ist  eine 
Intervention in Natur und Gesellschaft. (Ropohl 1999:44) 
Ropohl bringt damit  zwei wichtige Aspekte in die Betrachtung des Zusammenhanges von 
Technikgestaltung und Nutzungspraxis  ein:  (a)  die  Gemachtheit  technischer  Architekturen 
und (b) deren intervenierende bzw. steuernde Wirkung: 
(a)  Die Gemachtheit technischer Architekturen
In Ropohls Formulierung, dass die Technik nicht vom Himmel fällt, sondern „innerhalb natür­
licher Rahmenbedingungen aus menschlichem Handeln und gesellschaftlichen Verhältnissen 
erwächst“, wird deutlich, dass auch die technischen Architekturen des Internets und seine An­
wendungen von Menschen gemacht werden und in ihrer Gemachtheit immer auch die kultu­
rellen Vorstellungen ihrer Auftraggeber und Entwickler spiegeln. Es sind somit immer auch 
die Rationalitätsvorstellungen, Stereotype und Handlungsnormen von Menschen, die in die 
Designentscheidungen von Software einfließen. Software ist in diesem Sinne sozial und nicht 
neutral (Krempl 2001). 
(b) Technische Architekturen als Steuerungsinstrument
Die soziale Wirksamkeit technischer Artefakte zeigt sich im Zusammenspiel von Entwicklung 
und Intervention, wenn jede „Invention“ gleichsam als „eine Intervention in Natur und Ge­
50
sellschaft“ zu begreifen ist. Während Ropohls Formulierung die Intervention durch Invention 
noch eher als eine unbeabsichtigte Folge technischer Erfindungen erscheinen lässt, geht der 
amerikanische Rechtsgelehrte Lawrence Lessig weiter, wenn er die These aufstellt, dass der 
Code das Gesetz des Cyberspace sei (Code is law). Er meint damit, dass der Code des Cyber­
space als Regulationsinstanz verhaltenssteuernde Wirkung entfaltet und ähnlich wirksam wird 
wie Recht, Markt oder soziale Normen. Technische Architekturen werden damit zum Instru­
ment vorsätzlicher und zielgerichteter Sozialintervention. Die Architektur des Internets lässt 
sich in diesem Sinne als eine von Menschen geschaffene, sozial wirksame Umwelt begreifen, 
in der die  in  Codes gefassten Architekturentscheidungen darüber  bestimmen,  welche Nut­
zungsweisen das Internet bietet  und welche Nutzungsweisen es ausschließt  (Lessig 2001). 
Ähnlich argumentiert Reidenberg, der in Anlehnung an die Lex Mercatoria des Handelsrechts 
von der Lex Informatica spricht. Wie Lessig geht auch Reidenberg davon aus, dass Recht und 
Regulierungspraktiken nicht als einzige Quelle der Verregelung zu betrachten sind, sondern 
dass technische Architekturen wie Recht wirksam werden und bestimmte Handlungsweisen 
erzwingen oder ausschließen (Reidenberg 1998). Für die Untersuchung des Zusammenhanges 
von Technikgestaltung und Nutzungspraxis richten sich die wichtigsten Implikationen dieser 
Argumentation auf den Aspekt der normsetzenden Kraft technischer Architekturen und auf die 
Frage, inwieweit sich soziale Normen in technischen Architekturen zeigen.
Wenn technische Architekturen sozialen Ursprungs sind und über normsetzende Kraft verfü­
gen, bleibt die Frage nicht aus, inwieweit Software bzw. technische Architekturen auch poli­
tisch sind (Krempl 2001, Floyd und Klischewski 1998, Klein und Lyytinen 1992). Die Beto­
nung der Gemachtheit technischer Artefakte rückt ins Bewusstsein, dass die in der Internet­
kommunikation zum Einsatz kommenden Technologien durchaus als  Mittel  zur  Verwirkli­
chung politischer oder kommerzieller Interessen genutzt werden können. Designentscheidun­
gen sind damit nicht nur das Ergebnis eines „rough consensus“, der den technisch besten und 
sinnvollsten Lösungen zum Durchbruch verhilft, sondern auch das Ergebnis der Verzerrungen 
und Einflüsse aus der Offline-Welt. Das gilt insbesondere für die Freiheitlichkeit des Internets 
selbst, die von vielen zumeist stillschweigend vorausgesetzt wird. 
Hinsichtlich der Einschätzung der demokratischen Potenziale des Internets lassen sich zu­
nächst zwei Annahmen festhalten, die den weiteren Verlauf dieser Arbeit bestimmen:
1. Technische Artefakte sind sozialen Ursprungs und wirken auf den sozialen Kontext zu­
rück.
2. Technische Artefakte werden sozial wirksam und können verhaltenssteuernde Wirkung 
entfalten, sie nehmen auf die Form demokratischer Auseinandersetzung Einfluss und be­
stimmen, was im Netz überhaupt möglich ist und was ausgeschlossen bleibt. Die kom­
munikative Praxis bzw. die Form demokratischer Auseinandersetzung wird durch techni­
sche Gestaltungsentscheidungen mitbestimmt. 
Die genannten Annahmen unterliegen jedoch gewissen Einschränkungen, wenn technikdeter­
ministische  oder  technokratische  Argumentationsmuster  vermieden  werden  sollen.  Ebenso 
wie die Annahme der sozialen Neutralität von Software birgt auch die Überschätzung techni­
scher Artefakte als Mittel der Steuerung und Interessendurchsetzung das Risiko der Fehlein­
schätzung.  Technikdeterministische  Fehlschlüsse  sind immer  dann möglich,  solange ange­
nommen  wird,  dass  bewusst  gewählte  Gestaltungsmerkmale  direkte  Wirkung  im Anwen­
dungsfeld zeigen. Hier liegen auch die Verlockungen technokratischer Ansätze im Sinne eines 
„technological fix,“ d. h. im Sinne der Vorstellung, dass sich soziale Probleme technisch lösen 
lassen (Degele 2002:25). Etzioni/Remp haben bereits 1972 in einer Studie nachgewiesen, dass 
die Wirkungsmechanismen von Technik zumeist recht unklar bleiben und unvorhersehbare 
Nebenwirkungen zeigen (Etzioni und Remp 1972). Das grundsätzliche Problem technikdeter­
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ministischer Erklärungsansätze und technokratischer Problemlösungen liegt somit darin, dass 
sie in der Regel die grundlegende Differenz sozialer und technischer Probleme verkennen. Im 
Unterschied zu technischen Problemen sind soziale Probleme weniger spezifisch, mit mensch­
lichen Motiven und Verhaltensweisen verbunden, entziehen sich der Betrachtung als isolierba­
re Ursache-Wirkung-Ketten und sind im strengen Sinne niemals gelöst, sondern generieren 
zumeist Folgeprobleme (Degele 2002:26 f.). Es ist anzunehmen, dass auch der Versuch, Tech­
nik als Steuerungsinstrument einzusetzen, mit ähnlichen Problemen zu kämpfen hat wie der 
Umgang mit anderen Instrumenten gesellschaftlicher Steuerung. Ähnlich wie Recht als Steue­
rungsinstrument komplexer Gesellschaften versagen kann, kann auch der technische Code als 
Instanz der Verhaltenssteuerung versagen. Die politische Dimension des Internets und seiner 
Anwendungen verbirgt sich eher in der Wechselwirkung zwischen technischen Artefakten und 
dem sozialen Kontext. Aber auch hier gilt, dass dieser Zusammenhang nicht als kausaldeter­
ministisch zu begreifen ist. Soziale Wirkungen lassen sich somit nicht ausschließlich aus den 
technischen Merkmalen einer Software ableiten und obliegen immer auch einem Prozess der 
sozialen  Aneignung,  in  der  ihre  Verwendungsweisen  sozial  ausgehandelt  und  interpretiert 
werden (Münch und J. Schmidt 2005). Software verfügt ferner immer auch über Freiheitsgra­
de, die unterschiedliche Nutzungsweisen zulassen. Die Beobachtung, dass in der Nutzung von 
Software immer wieder Diskrepanzen zwischen den Erwartungen der Entwickler und der tat­
sächlichen Nutzungspraxis auftreten, sind Beispiel dafür. Zu diesen Diskrepanzen zählen u. a. 
Probleme des Missbrauchs, mangelnde Effizienz oder mangelnde Nutzung, aber auch die zum 
Teil überraschenden Wendungen in der Nutzungsgeschichte einer Anwendungssoftware. 
3.2.2 Zum Begriff des soziotechnischen Systems
Das nur schwer fassbare Zusammenwirken von Technik und sozialem Kontext wird unter dem 
Begriff des soziotechnischen Systems thematisiert. Der Begriff wurde in den 1950er-Jahren 
erstmals von Trist und Bamforth im Rahmen einer Studie zu technikgestützten Arbeitssyste­
men im Kohlebergbau verwendet (Trist und Bamforth 1951). Die Studie nahm seinerzeit Be­
zug auf Frederik W. Taylors Ansatz des „Scientific Managements“ und konnte aufzeigen, dass 
Taylors Ansatz der Leistungsoptimierung des  Einzelnen nicht zu optimalen Leistungen der 
Gruppe führt  ‒ oder anders ausgedrückt,  dass die  „Optimierung einzelner Elemente“  kein 
„Gesamtoptimum“ ergibt. Das Absinken der Produktivität durch verstärkte Maschinisierung 
wurde mit diesen Untersuchungsergebnissen nicht durch mangelhafte Technologien erklärbar, 
sondern durch die organisatorischen Folgen einer aufgezwungenen und intransparenten Im­
plementierung (Emery und Trist 1960). Diese Untersuchungen lassen damit die Schlussfolge­
rung zu, dass eine Organisationseinheit ihre Leistung nur erbringen kann, wenn sie neben ei­
ner ausgereiften Technik und effizient umgesetzten Prozessen (technisches System) auch über 
eine gute soziale Organisation (soziales System) verfügt, beides also stets gemeinsam betrach­
tet werden muss. Technisches Sachsystem und soziales System bilden damit als soziotechni­
sches System eine Einheit (Ropohl 1999) und müssen sich wechselseitig optimieren, um ein 
effektives und effizientes Gesamtergebnis zu erzielen  (Specker 2001:215,  Gross und Koch 
2007:13 ff.). 
Enid Mumford übertrug den Begriff des soziotechnischen Systems erstmals auf informations­
technische Systeme und charakterisiert soziotechnisches Design als Versuch, soziale und tech­
nische  Anforderungen  im  Ansatz  eines  Participatory  Designs aufeinander  abzustimmen 
(Mumford 1987,  Mumford 2000). Die Einheit von technischem und sozialem System spielt 
insbesondere bei der Entwicklung von informationstechnischen Systemen eine Rolle, die wie 
CSCW-Systeme oder soziale Software66 der koordinierten Zusammenarbeit  von Gruppen die­
nen. Herausfordernd ist in deren Umsetzung vor allem, dass in der proklamierten Einheit von 
66 Neuerdings auch Social Media genannt.
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technischem und sozialem System zwei sehr unterschiedliche Systemtypen zusammenwirken. 
Für technische Systeme ist kennzeichnend, dass die Ein- und Ausgaben in klaren und eindeu­
tigen Ursache-und-Wirkung-Beziehungen zueinander stehen. Sie sind in diesem Sinne ‒ so­
weit sie technisch einwandfrei funktionieren ‒ analytisch determinierbar, steuerbar, berechen­
bar und vorhersagbar  (Gross und Koch 2007:14). Im Unterschied zu technischen Systemen 
lassen sich in sozialen Systemen die Beziehungen zwischen Ursache und Wirkung nicht durch 
Transformationsregeln beschreiben, da sich soziale Beziehungen in der Regel derart komplex 
und vielschichtig gestalten, dass sie nicht auf klare Gesetzmäßigkeiten rückführbar sind. So­
ziale Systeme sind in diesem Sinne in ihrem Verhalten weder direkt steuerbar noch vorherseh­
bar und wie alle  hoch komplexen Systeme  „durch Zufall, Nichtlinearität und Widersprüch­
lichkeit“ gekennzeichnet  (Willke 1996a:14). Weil technische und soziale Systeme im sozio­
technischen Ansatz eine Einheit bilden, bedeutet das in der Konsequenz, dass sich diese Sys­
teme aufgrund ihrer sozialen Komponenten instruktiver Intervention (Simon 2008) verschlie­
ßen. Das Konzept soziotechnischer Systeme stellt damit auch technikdeterministische Argu­
mentationsmuster infrage, die zu unterstellen scheinen, dass soziale Systeme ähnlichen Re­
geln folgen wie technische Systeme. Der große Mangel technokratischer Ansätze lässt sich 
demzufolge darauf zurückführen,  dass sie die grundlegende Differenz sozialer und techni­
scher Probleme verkennen.67 Für die Softwareentwicklung lässt sich daraus mit Blick auf die 
Besonderheiten soziotechnischer Systeme zunächst Folgendes ableiten:
 Ein bestimmtes technisches System kann in unterschiedlichen sozialen Umgebungen 
zu unterschiedlichen Ergebnissen führen (Gross und Koch 2007). 
 Die Wirkungsmechanismen von Technik bleiben zumeist recht unklar und zeigen un­
vorhersehbare Nebenwirkungen (Etzioni und Remp 1972). 
Im Unterschied zu technischen Problemen sind soziale Probleme weniger spezifisch und ent­
ziehen sich der Betrachtung als  isolierbare  Ursache-Wirkung-Ketten.  Sie sind im strengen 
Sinne niemals gelöst, sondern generieren zumeist Folgeprobleme (Degele 2002:26 f.).
2.3 Beschaffenheit sozialer und technischer Systeme
2.3.1 Systemtheorie als Brückentheorie soziotechnischer Systeme
Insbesondere in den stark interdisziplinär ausgerichteten Forschungsfeldern der Informatik, 
wie der computer-upported cooperative work (CSCW),  kann sich der  hohe Abstraktionsgrad 
systemtheoretischer Modelle als hilfreich erweisen, weil sie helfen können, die Grenzen ein­
zelner  Fachdisziplinen  zu überwinden und Fragestellungen zu  verfolgen,  die  quer  zu den 
Fachgrenzen verlaufen (Simon 2008:13, Willke 1996a:2 f.). Rohpohl sieht die Bedeutung der 
Allgemeinen Systemtheorie entsprechend darin, dass sie „eine einheitliche, formale Sprache 
für  die  geordnete  Beschreibung  verschiedenartiger  Erfahrungsbereiche“  bietet  (Ropohl 
1999:88). Die Systemtheorie ist damit eine Brückentheorie, die helfen kann, die Unterschiede 
der einzelnen Fachdiziplinen zu überwinden.
Die Unterschiedlichkeit technischer und sozialer Systeme findet in den Erkenntnisprogram­
men der exakten Wissenschaften und den ganzheitlichen Ansätzen der Systemtheorie ihre Ent­
sprechung. Ropohl stellt dem atomistischen Prinzip der exakten Naturwissenschaften das ho­
listische Prinzip der Systemtheorie gegenüber (Ropohl 1999:328 f.).:
67 Beispiele für technikdeterministische Argumentationen finden sich bei Negroponte. Zur Kritik an 
technikdeterministischen Ansätzen siehe (Degele 2002) (Etzioni und Remp 1972).
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Analytische (exakte) Wissenschaft  Systemtheorie
atomistisches Prinzip holistisches Prinzip
• Primat der Elemente 
• Analyse des Zusammengesetzten 
• Differenzierung des Komplexen 
• Reduktion  auf  seine  einfachsten  Be­
standteile 
• Spezialisierung  auf  die  abgetrennten 
Einzelheiten 
• Favorisiert den Vorrang der Ganzheit
• Denken  in  übergreifenden  Zusam­
menhängen 
• Synthese des Disparaten 
• Integration der Vielfalt
• Einheit in der Mannigfaltigkeit 
Ganzheit als Zusammengesetztes Ganzheit ist mehr als die Summe ihrer Teile
Tabelle 4: Analytische Wissenschaft vs. Systemtheorie
Die  analytische Wissenschaft  repräsentiert  mit  dem  atomistischen  Prinzip  einen  Wissen­
schaftsansatz, der auch als „Reduktionismus“ bezeichnet wird und die Grundlage für den mit 
der Aufklärung beginnenden Siegeszug der westlichen Wissenschaften bildete (Winograd  und 
Flores 1992, Ropohl 1999, Simon 2008). Dieser Ansatz war und ist auch immer noch in vie­
len Bereichen sehr erfolgreich und repräsentiert in der Gestaltung technischer Systeme immer 
noch eine adäquate Erkenntnismethode, solange die Erkenntnissuche auf das technische Sys­
tem begrenzt bleibt. Das Erkenntnisprogramm der analytischen Wissenschaften beruht aller­
dings auf Annahmen, die der Komplexität sozialer Systeme nicht immer gerecht wird (Simon 
2008, Willke 1996a). Verschärfend kommt hinzu, dass sich Probleme im Umgang mit Kom­
plexität nicht nur im Bereich der Gesellschaftswissenschaften zeigen, sondern auch die Natur­
wissenschaften berühren.  So verweist  Helmut  Willke auf  den allgemeinwissenschaftlichen 
Diskurs  um die Grenzen des  klassisch-naturwissenschaftlichen Forschungsparadigmas und 
zeigt auf, dass die Forschung auch hier mit komplexen Prozessen, Zufall, Nichtlinearität und 
Widersprüchlichkeit zu kämpfen hat:
Von der Mikrophysik über die  Molekularbiologie  bis  zur Evolutionstheorie  gibt  sich eine 
erstaunliche Übereinstimmung darüber, daß die ‚klassischen Gesetze‘ nur auf einen mittleren 
Bereich  zugeschnittene  Vereinfachungen  von  hochkomplexen  Zusammenhängen  sind;  daß 
komplexe  Prozesse  durch  Zufall,  Nichtlinearität  und  Widersprüchlichkeit  gekennzeichnet 
sind;  und  daß  der  Zusammenhang  von  Mutation  und  Evolution,  von  Abweichung  und 
Innovation Grundlage des Lebens (und das heißt auch: der Entwicklung) vom Einzeller bis  
zur Gesellschaft ist, auch wenn dieser Zusammenhang die künstliche Begrenzung durch die  
Kategorien der klassichen Logik sprengt. (Willke 1996a:15) 
Komplexität erfordert somit ein Umdenken in der Darstellung von Realität und zwingt, von 
den Modellen künstlicher Vereinfachung abzurücken. Die neuere Systemtheorie stellt gleich­
sam einen Bruch mit den Prinzipien und Grundannahmen der „harten Naturwissenschaften“ 
dar. Dieser Bruch ist kennzeichnend für neuere Ansätze der Systemtheorie wie die von Hum­
berto Maturana und Francisco Varela beschriebenen  autopoietischen Systeme, die mit einer 
völlig neuen Konzeptualisierung von Kausalität einen radikalen Wandel in der wissenschaftli­
chen Perspektive eingeleitet haben. Dieser Perspektivwechsel ist so radikal, dass er sich als 
neues Forschungsparadigma im Sinne der von Thomas Kuhn analysierten „wissenschaftlichen 
Revolutionen“ begreifen lässt (Kuhn 2007, Simon 2008:12).
Probleme, die mit der Komplexität des Gegenstandsbereiches und der zu entwickelnden Soft­
ware zusammenhängen, werden auch in der klassischen Literatur zum Software-Engineering 
als  Ursache  für  das  Scheitern von Softwareprojekten  behandelt  (Balzert  2001,  Diederichs 
2005:7, Lehmann 1980). Dabei sind auch Zweifel an der Angemessenheit des vorherrschen­
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den naturwissenschaftlichen Forschungsparadigmas entstanden, die sich u. a. auf die Bearbei­
tung von Komplexität im Softwareentwicklungsprozess, impliziter Prämissen und des Infor­
mationsbegriffs niederschlagen. Fragen, die thematisiert werden, sind u. a.: Welche Realitäts­
konstruktionen spielen in der Softwareentwicklung eine Rolle? Wie verhält sich Software zur 
realen Welt? Was ist das Modell eines Weltausschnitts? Inwieweit fließen unreflektierte Vor­
annahmen und politische Interessen in die Entwicklung und den Umgang mit technischen 
Produkten ein  (Floyd 1992,  Floyd und Klischewski 1998,  Klein und Lyytinen 1992,  Schefe 
1999, Winograd und Flores 1992, Schmidt-Setzwein und Harbeck 2002, Fuchs und Hofkirch­
ner 2003, Fuchs-Kittowski 2002)? Im Folgenden soll versucht werden, diese Einwände aufzu­
greifen und das Zusammenwirken von technischem und sozialem System in einem soziotech­
nischen Ansatz zu konzeptualisieren, der sich insbesondere auf die Theorie sozialer Systeme 
von Niklas Luhmann stützt. 
2.3.2 Komplexität
Einen Einblick in die Eigenheit und Dynamik komplexer Systeme liefert Heinz von Foerster 
durch die Gegenüberstellung trivialer bzw. nichttrivialer Maschinen. Den Begriff Maschine 
verwendet er in Anlehnung an die „Turingmaschine“ als abstrakte Entität:
Seit Alan Turing, der Erfinder der Turingmaschine, sein logisch-mathematisches Schema als 
‚Maschine‘ bezeichnete (1936), heißen auch andere abstrakte Entitäten mit wohldefinierten 
funktionalen  Eigenschaften  ‚Maschinen‘,  also  nicht  nur  Gebilde  aus  Zahnrädern, 
Druckknöpfen und Hebeln oder aus Chips, Disketten und Konnektoren, auch wenn solche 
Gebilde jene abstrakten funktionalen Entitäten verwirklichen mögen. (Foerster 1993:357)
Besonderes Kennzeichen  trivialer Maschinen ist die eindeutige Beziehung zwischen ihrem 
Input (Stimulus/Ursache) und ihrem Output (Reaktion/Wirkung). Diese Beziehung ist invari­
ant, sodass der Input die interne Struktur der trivialen Maschine unberührt lässt, d. h. immer 
die gleiche Funktion realisiert wird (Geschichtsunabhängigkeit).  Triviale Maschinen sind in 
diesem Sinne nicht nur synthetisch determiniert, sondern auch analytisch determinierbar, d. h. 
in ihren Operationsweisen vorhersagbar (Foerster 1993:206 f+357 f.).
Triviale Maschine
(1) Lies das Eingangssymbol x






(1) Lies das Eingangssymbol x
(2) Vergleiche x mit dem inneren Zustand z der Maschine
(3) Schreibe das zugehörige Ausgangsymbol y
(4) Ersetze den inneren Zustand z durch den neuen Zustand z'





Triviale Maschine und nichttriviale Maschine, Quelle: (Foerster 1993:357 ff., Foerster 1988:21 ff.)
Nichttriviale Maschinen verhalten sich grundsätzlich anders: Sie sind zwar wie triviale Ma­
schinen synthetisch determiniert, aber analytisch unbestimmbar, weil jeder Input die interne 
Struktur der Maschine verändert und es damit unmöglich ist, den Zusammenhang von Input 
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und  Output  in  klare  Regeln  zu  fassen.  Nichttriviale  Maschinen  sind  aufgrund  ihrer  Ge­
schichtsabhängigkeit unberechenbar. 
Obwohl v. Foersters Konstrukt der nichttrivialen Maschine mit nur zwei Zuständen den denk­
bar einfachsten Typ  nichttrivialer Maschinen darstellt und sogar das Innenleben dieser Ma­
schine bekannt ist, ist die Anzahl N aller möglichen nichttrivialen Maschinen alles andere als 
trivial. 
Anzahl der E-/A-Symbole Anzahl möglicher NTM
2 216  = 65536
4 28192  = 102466
8 10969685486
Tabelle 5: E/A und die Anzahl möglicher NTM
Wenn die Anzahl der E/A Symbole, der Eingangs-Ausgangs-Symbole, 2 ist (die Maschine versteht 
nur A, B und kann nur 1, 2 sagen), dann ergibt das 65536 mögliche verschiedene Maschinen. Läßt  
man aber 4 Symbole zu, wie in unserem Fall, dann gibt es 102466 verschiedene Maschinen, die man 
prüfen  müßte,  ob  eine  der  unseren  entspräche.  Das  Alter  der  Welt  ist  ungefähr  5  x  10 23 
Mikrosekunden. Braucht es eine Mikrosekunde, um eine Maschine zu berechnen, dann können Sie 
sich  ausrechnen,  wieviele  Weltalter  wir  brauchen,  um  zu  bestimmen,  welche  von  diesen 
Maschinen  wir  vor  uns  haben.  Diese  Überlegung  soll  den  Ausdruck  ‚transcomputational‘ 
rechtfertigen. Es gibt aber noch eine andere Klasse von nichttrivialen Maschinen, deren Struktur 
so beschaffen ist, daß ihre Funktionen im Prinzip unbestimmbar sind. (Foerster 1988:25) 
Obgleich sich prinzipiell alle Input-Output-Möglichkeiten durchtesten ließen, stößt der Ver­
such, die Wirkungsfunktion und Zustandsfunktion in einer endlichen Reihe zu ermitteln, auf 
unüberwindliche Schwierigkeiten. Die Lösung des Problems bleibt „transcomputational“ und 
ist damit de facto nicht lösbar. Nichttrivialen Maschinen fehlen ferner die analytisch bestimm­
baren Transformationsregeln. Das hat tief greifende Konsequenzen für das Konzept der Kau­
salität:
Mit  anderen  Worten,  die  Transformationsregeln,  die  Funktionen  des  Operators,  die 
Naturgesetze, die Obersätze der Syllogismen usw., die Verbindungsglieder zwischen Ursache 
und  Wirkung  sind  in  nicht-trivialen  Systemen  analytisch  unbestimmbar.  Um  es  noch 
drastischer zu formulieren: die Kategorie der Kausalität hat in analytischen Untersuchungen 
jeden Sinn verloren und ist unbrauchbar geworden. (Foerster 1993:359) 
Die Eigenschaft der Nichttrivialität bestimmt das Verhalten von Systemen dynamischer Kom­
plexität.  Dieses dynamische Element findet im Aspekt der Vergangenheitsabhängigkeit  der 
nichttrivialen Maschine ihren Ausdruck: Es bestehen zwar Kausalbeziehungen zwischen den 
einzelnen Elementen, diese Beziehungen sind jedoch nicht statisch, sondern verändern sich 
mit jedem Input. Jeder Input führt gleichsam zu einer Veränderung der internen Struktur und 
macht den Output prinzipiell unvorhersehbar und das System damit analytisch unbestimmbar. 
Foersters Konstrukt der nichttrivialen Maschine illustriert damit insbesondere zwei Dinge, die 
für das Verständnis und die  Begründung systemtheoretischer Ansätze bedeutsam sind: Sie 
zeigt erstens) die analytischen Probleme der Komplexiät auf und zweitens) die Notwendigkeit 
einer Neukonzeptualisierung von Kausalität. Das Konstrukt der nichttrivialen Maschine zeigt 
ferner die Grenzen eines Erkenntnismodells auf, das sich am Ideal der Objektivität orientiert, 
und gibt einen ersten Hinweis darauf, dass Welterkenntnis auch in Rechnung stellen muss, 
dass Erkenntnisse die Welt wiederum verändern. 
2.3.3 Autopoietische Systeme
Grundlage der allgemeinen Systemtheorie ist die Betrachtung von Systemen als zusammenge­
setzte Einheiten, die in ihrer Gesamtheit ein Ganzes bilden. Diese Sicht bildet den kleinsten 
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gemeinsamen Nenner der unterschiedlichen systemtheoretischen Konzepte. Im Unterschied 
zu den frühen systemtheoretischen Ansätzen geht die von Humberto Maturana und Francisco 
Varela  vorgestellte  Theorie  der  Autopoiesis (griech.  autos = selbst;  poiein = machen)  von 
selbsterzeugenden und selbstreferenziellen Systemen aus. Selbsterzeugend heißt,  dass sich 
komplexe Systeme in ihren Strukturen, ihrer Einheit und ihren Elementen in einem kontinu­
ierlichen und operativ geschlossenen Prozess aus den Elementen reproduzieren, aus denen sie 
bestehen (Maturana und Varela 1987:50 ff.). Selbstreferenziell heißt, dass sich autopoietische 
Systeme ausschließlich  an  den  eigenen  Operationen  orientieren  (operationale 
Geschlossenheit). Im Unterschied zur klassischen Systemtheorie, die auf der System-Teil-Un­
terscheidung beruht,  gründet  die  autopoietische  Systemtheorie  in  der  Unterscheidung von 
System und Umwelt (System-Umwelt-Differenz). Paradigmatisches Beispiel für die Selbster­
zeugung und Umweltabgrenzung autopoietischer Systeme ist die Funktionsweise des zellulä­
ren Metabolismus (Zellstoffwechsel).
Das eigentümliche dieser zellulären Dynamik  [...] ist, daß der Zellstoffwechsel Bestandteile 
erzeugt,  welche  allesamt  in  das  Netz  von  Transformationen,  das  sie  erzeugte,  integriert 
werden.  Manche dieser Bestandteile bilden dabei  einen Rand, eine Begrenzung für  dieses 
Netz  von  Transformationen.  In  morphologischen  Begriffen  ist  die  Struktur,  die  dieses 
Entstehen im Raum möglich macht, eine Membran. Dieser häutchenartige Rand ist aber kein 
Produkt des Zellstoffwechsels, wie etwa das Tuch das Produkt einer Webmaschine ist, und  
zwar  deshalb  nicht,  weil  die  Membran  nicht  nur  die  Ausdehnung  des  seine  eigenen 
Bestandteile erzeugenden Netzwerkes von Transformationen begrenzt, sondern ebenfalls an 
diesen Transformationsprozessen teilnimmt. Gäbe es diese räumliche Architektur nicht, würde 
sich der zelluläre Stoffwechsel in eine molekulare Brühe auflösen, die überall diffundieren 
und keine getrennte Einheit wie die Zelle konstituieren würde. [...] Auf der einen Seite sehen 
wir ein dynamisches Netzwerk von Transformationen, dass seine eigenen Bestandteile erzeugt 
und das die Bedingung der Möglichkeit eines Randes ist. Auf der anderen Seite sehen wir 
einen  Rand,  der  die  Bedingung  der  Möglichkeit  des  Operierens  eines  Netzwerkes  von 
Transformationen  ist,  welches  das  Netzwerk  als  Einheit  erzeugt.  (Maturana  und  Varela 
1987:51 ff.) 
Dieses Prinzip, das Maturana und Varela als Kennzeichen allen Lebendigen bezeichnen, ist 
gleichsam anwendbar auf andere Anwendungsbereiche wie psychische oder soziale Systeme.
Das Organisationsprinzip autopoietischer Systeme ist die Selbstorganisation, d. h. die zirkulä­
re Organisation von Prozessen, die für die Herausbildung und Aufrechterhaltung der Struktu­
ren eines Systems sorgen. Ihr besonderes Merkmal ist, dass sie sich immer gemäß ihrer inter­
nen Strukturen und Prozesse verhalten. Sie sind in diesem Sinne selbstbezogen und innenge­
steuert, d. h. autonom und strukturdeterminiert. Die Selbstreferenzialität autopoietischer Sys­
teme konstituiert zum einen eine klare Abgrenzung von System und Umwelt, bedeutet zum 
anderen aber auch, dass ein System keinen klassischen Input- und Output-Kanal besitzt. Das 
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Abbildung 8: Dynamik von Zellstoffwechsel und Membran (Maturana 
und Varela 1987)
Dynamik (Stoffwechsel) Rand (Membran)
Fehlen von Input- und Output-Kanal bedeutet jedoch nicht, dass Systeme in ihren Verhaltens­
weisen gänzlich unabhängig von ihrer Umwelt sind, sondern nur, dass Systeme sehr individu­
ell,  entsprechend  ihrer  internen  Strukturen,  auf  Einflüsse  ihrer  Umwelt  reagieren  (Simon 
2008:53). 
Die wichtigste Konsequenz, die sich aus der Theorie der Autopoiesis ziehen lässt, ist die Er­
kenntnis, dass instruktive Interventionen nicht möglich und auch destruktive Entwicklungen 
nicht auszuschließen sind (Simon 2008:54). Eine wichtige Frage wird sein, ob mit der selbs­
treferenziellen Abgeschlossenheit autopoietischer Systeme der Anspruch zielgerichteter Ein­
flussnahme grundsätzlich ausgeschlossen bleibt oder ob sich dennoch Wege der gezielten Be­
einflussung von Systemen finden lassen.    
2.3.4 Beobachtung und Kommunikation 
2.3.4.1 Beobachtung 
Das  Objektivitätsideal  der  klassischen  Naturwissenschaften  unterstellt  die  Unabhängigkeit 
des Forschungsgegenstands (das Beobachtete) von dem Forscher (dem Beobachter).  Diese 
Grundannahme gilt auch für die Kybernetik als Wissenschaft der Steuerung und Regelung des 
Verhaltens von Systemen. Mit dem zirkulären Denken in Regelkreisen liefert die Kybernetik 
der  modernen  Systemtheorie  zwar  eine  wichtige  Denkfigur,  die  klare  Trennung  von For­
schungsgegenstand und Forscher fällt jedoch erst mit der Kybernetik 2. Ordnung bzw. der Ky­
bernetik der Kybernetik.68 Die Kybernetik 2. Ordnung beschäftigt sich mit der Steuerung und 
Regelung übergeordneter Systeme, die dann entstehen, wenn Beobachter in die Beobachtung 
eingeschlossen werden. Sie behandelt die  Beobachtung von Beobachtern und die  Beobach­
tung beobachtender Systeme.  Beobachtung gilt  in  der  modernen Systemtheorie  als  basale 
Operation von Systemen, die sich in Anlehnung an Foerster und Bateson als Feststellung ei­
nes  bedeutsamen  Unterschiedes definieren  lässt  (Foerster  1985,  Bateson  2002,  Willke 
1996b:12). Den grundlegenden Akt der Unterscheidung definiert Gregory Bateson als  Infor­
mation.  Informationen sind in dieser Definition „Unterschiede,  die Unterschiede machen“. 
Ansatz dieser Sichtweise ist die Wahrnehmung:
Wahrnehmung arbeitet nur mit Unterschieden. Jede Informationsaufnahme ist notwendig die 
Aufnahme einer Nachricht von einem Unterschied, und alle Wahrnehmung von Unterschieden 
ist durch Schwellen begrenzt. Unterschiede, die zu klein oder zu langsam dargestellt  sind, 
können nicht wahrgenommen werden. (Bateson 2002:39) 
Wahrnehmung ist  somit  immer Unterscheidung,  wobei  nicht  die  objektiven Eigenschaften 
(Unterschiede) der beobachteten Objekte wahrgenommen werden, sondern die Eigenschaft 
dieser Eigenschaften, wahrnehmbar zu sein. Um wahrgenommen zu werden, müssen diese 
wiederum von etwas anderem unterschieden werden:
Unterschiede sind ihrer Natur nach Beziehungen und daher nicht in der Zeit oder im Raum 
lokalisiert.  Wir  sagen,  dass  der  weiße  Fleck  ‚dort‘, ‚in  der  Mitte  der  Tafel‘ ist,  aber  der 
Unterschied zwischen dem Fleck und der Tafel ist nicht  ‚dort‘. Es ist nicht der Fleck; er ist 
nicht in der Tafel; er ist nicht in dem Raum zwischen Kreide und Tafel. Ich könnte die Kreide 
von der Tafel abheben und sie nach Australien schicken, aber dadurch würde der Unterschied 
nicht  zerstört  oder  verschoben,  weil  der  Unterschied  keine  Ortsbestimmung  hat  [...] 
Informationen  bestehen  aus  Unterschieden,  die  einen  Unterschied  machen.  (Bateson 
2002:122 f.)
68 Die Kybernetik 2. Ordnung wurde in den 1970er-Jahren an dem von Heinz von Foerster gegründeten 
„Biological Computer Laboratory“ an der University of Illinois entwickelt.
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Information ist  somit keine Qualität  physischer  Objekte,  sondern die  Beziehungen zu den 
Dingen und das praktische Verhältnis  zu ihnen. Die erkenntnistheoretischen Implikationen 
dieser Sichtweise werden im Vergleich beider Beobachtungsebenen deutlich: Auf der Ebene 
der  Beobachtung 1. Ordnung betrachtet der Beobachter einen Gegenstand oder Sachverhalt 
von außen. Diese Perspektive verdeckt die Unterscheidungen, die einer Beobachtung zugrun­
de liegen. Dieser blinde Fleck der Beobachtung 1. Ordnung verhindert, dass dem Beobachter 
die Prinzipien der Beobachtung bewusst werden. Beobachten erscheint als passives Aufneh­
men von Informationen über Dinge, die draußen in der Welt als gegeben angenommen wer­
den. Wie ein Objekt oder Sachverhalt wahrgenommen wird, erscheint durch die Eigenschaften 
der  beobachteten  Objekte  oder  Sachverhalte  determiniert.  Die  Ursache  der  Wahrnehmung 
wird dem Objekt oder Sachverhalt zugeschrieben und nicht dem beobachtenden Subjekt (Si­
mon 2008:43 f.). Mit der  Beobachtung 2. Ordnung  rücken jene Unterscheidungen ins Be­
wusstsein, die der Beobachtung zugrunde liegen. Die Beobachtung 2. Ordnung macht in die­
sem Sinne den blinden Fleck der Beobachtung 1. Ordnung sichtbar. Da Beobachter jedoch 
grundsätzlich nicht das eigene Beobachten beobachten können, hat auch die Beobachtung 2. 
Ordnung ‚ihren‘ blinden Fleck. Obwohl auch diese blind für ihre eigene Ausgangsbasis ist, so 
macht sie dennoch die Gegebenheiten und Beschränkungen der vorausgehenden Beobachtun­
gen sichtbar und damit deutlich, dass Blindheit und Einsicht die Grundlage kognitiver Prozes­
se sind ‒ oder wie Heinz von Foerster es ausdrückt: „Wenn ich nicht sehe, daß ich blind bin, 
dann bin ich blind; wenn ich aber sehe, daß ich blind bin, dann sehe ich“ (Foerster 1993:28). 
Das Erkenntnisprogramm des radikalen Konstruktivismus leugnet somit nicht die grundsätzli­
che Blindheit der Unterscheidung, sondern ist als ein Ansatz gegen die Blindheit gegenüber 
der eigenen Blindheit zu verstehen.
Logisch herausfordernd ist die Beobachtung 2. Ordnung, weil sie durch den Einschluss des 
Beobachters selbstbezüglich ist, d. h., dass die Beobachter 2. Ordnung immer Aussagen über 
Systeme machen, die sie als Beobachter selbst einschließen. In der Selbstbezüglichkeit der 
Beobachtung wird deutlich, dass Beobachtungen auf Unterscheidungen gründen, die im beob­
achtenden System vorgenommen werden und nicht im beobachteten Gegenstand oder Sach­
verhalt liegen. Beobachtungen stellen damit keine objektiven Fakten dar, sondern sind immer 
nur die Sachverhalte oder Gegenstände eines Beobachters. Realität entsteht dabei aus dem er­
kennenden Tun eines in der Sprache lebenden Beobachters: „Jedes Tun ist Erkennen, und je­
des Erkennen ist Tun. Alles Gesagte ist von jemandem gesagt“, wie Maturana und Varela 
schreiben (Maturana und Varela 1987:32). Dieses Tun folgt der Logik des beobachtenden Sys­
tems und  identifiziert  seine Gegenstände durch  Bezeichnen und  Beschreiben. Für das Ver­
ständnis menschlicher Kognition ist dabei von besonderer Bedeutung, dass die Referenz der 
Beobachtung  nicht  eigentlich  im  beobachteten  Gegenstand  liegt,  sondern  im  Beobachter 
selbst (Selbstreferenz). Das heißt auch, dass nicht nur die Komplexität beobachteter Systeme, 
sondern die Selbstbezüglichkeit des beobachtenden Systems eine direkte Beobachtung ande­
rer Systeme ausschließt (Willke 1996b:24 f., Willke 1996a:168 f.).
2.3.4.2 Wirklichkeitskonstruktion und Sprache
Sprache spielt im Aufbau von Wirklichkeitskonstruktionen eine zentrale Rolle und es ist die 
sprachliche  Darstellung  der  Welt,  die  letztendlich  handlungsleitend  wirksam  wird.  Denn 
Handlungen orientieren sich in der Regel nicht an Daten, sondern an Beschreibungen, Erklä­
rungen und Bewertungen. In den Beschreibungen, Erklärungen und Bewertungen durch Spra­
che finden sich drei miteinander verschränkte Ebenen der Wirklichkeitskonstruktion (Simon 
2008:73 ff., Eckart 2004:139 f.):
1. Die Beschreibung von Phänomenen:  In der Beschreibung von Phänomenen geht es 
darum,  welche  Phänomene  überhaupt  „erkannt“  werden  und  welche  „un-erkannt“, 
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d. h. ausgeblendet,  übersehen, vergessen oder verleugnet werden. Wahrnehmung ist 
aus der Perspektive der Beobachtung 2. Ordnung ein selektiver Prozess, der die Auf­
merksamkeit des Beobachters auf bestimmte Phänomene lenkt und andere unberück­
sichtigt lässt.
2. Erklärung der Phänomene: Durch die Erklärung der Phänomene wird eine Ursache-
Wirkung-Beziehung bzw. eine Hypothese über die Generierung, Veränderung oder 
Nichtveränderung der Phänomene entwickelt. Für jedes Phänomen können diese 
Erklärungen unterschiedlich ausfallen, da sich diese Erklärungen bzw. das Herstellen 
von Zusammenhängen auf Bereiche bezieht, die sich in der Regel der direkten 
Beobachtung entziehen. Maturana sieht in der Erklärung „die Konstruktion eines 
generierenden Mechanismus, der das jeweilige Phänomen hervorbringt“ (Maturana 
1982).  
3. Bewertung der Phänomene: Durch Bewertungen lassen sich die beobachteten Phä­
nomene positiv oder negativ einschätzen. Dargestelltes ist somit explizit oder implizit 
mit Werten besetzt und erscheint im Lichte dieser Werte als gut oder schlecht, hässlich 
oder schön, stark oder schwach, als erstrebenswert oder als zu vermeiden.  
Alle drei Ebenen stellen miteinander verschränkte Aspekte der Wirklichkeitskonstruktion und 
die Grundlage menschlichen Handelns dar: Die Beschreibung der Phänomene lenkt die Auf­
merksamkeit,  Erklärungen  stellen  kausale  Beziehungen  her,  durch  Bewertungen  wird  die 
Wahl zwischen verschiedenen Handlungsalternativen möglich und werden gleichsam die Mo­
tive für Handlungen oder Handlungsunterlassungen geliefert. Wichtig ist dabei vor allem, dass 
nicht über Objektives, sondern über subjektiv Konstruiertes gestritten wird: Menschen streiten 
in der Regel nicht über Daten, sondern über Erklärungen und Bewertungen.
2.3.5 Soziale Systeme und doppelter Interakt 
Niklas Luhmann bezieht sich in seiner Theorie sozialer Systeme explizit auf die von Humber­
to Maturana und Francisco Varela vorgestellte Theorie der Autopoiesis. Luhmann spricht des­
halb in der Weiterentwicklung von Talcott  Parsons Systemtheorie von der autopoietischen 
Wende in der soziologischen Systemtheorie (Luhmann 1984a). Ein soziales System ist somit 
autopoietisch organisiert: 
Ein  Kommunikationssystem  ist  deshalb  ein  vollständig  geschlossenes  System,  das  die 
Komponenten, aus denen es besteht, durch Kommunikation selbst erzeugt. In diesem Sinne ist 
ein Kommunikationssystem ein autopoietisches System, das alles, was für dieses System als 
Einheit fungiert, durch das System produziert und reproduziert. Daß dies nur in einer Umwelt 
unter Abhängigkeit von Beschränkungen durch die Umwelt geschehen kann, versteht sich von 
selbst. Etwas konkreter ausformuliert, bedeutet dies, daß das Kommunikationssystem nicht 
nur  seine  Elemente  –  das,  was  jeweils  eine  nicht  weiter  auflösbare  Einheit  der 
Kommunikation  ist  ‒,  sondern  auch  seine  Strukturen  selbst  spezifiziert.  Was  nicht 
kommuniziert wird, kann dazu nichts beitragen. Nur Kommunikation kann Kommunikation 
beeinflussen; nur Kommunikation kann Einheiten der Kommunikation dekomponieren (zum 
Beispiel den Selektionshorizont einer Information analysieren oder nach Gründen für eine 
Mitteilung  fragen);  und  nur  Kommunikation  kann  Kommunikation  kontrollieren  und 
reparieren. (Luhmann 1984a:114)
In diesem Zitat verweist Luhmann bereits auf die spezifischen Besonderheiten der Theorie so­
zialer Systeme:
1. Die Umstellung von der  System-Teil-Unterscheidung auf die  System-Umwelt-Diffe­
renz (Simon  2008:87):  Soziale  Systeme  bilden  eine  emergente  Realität,  d. h.,  der 
Kommunikationsbegriff wird zu einem Begriff, „der jede Bezugnahme auf Bewußt­
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sein  oder  Leben,  also  auf  andere  Ebenen  der  Realisation  autopoietischer  Systeme 
streng vermeidet“ (Luhmann 2008:110). Psychische oder biologische Systeme sind da­
bei  als  relevante Umwelten sozialer  Systeme zu begreifen.  In  praktischer  Hinsicht 
führt diese Differenz zur Abstraktion von konkreten Personen. 
2. Die  Umstellung  von  Handlungssystemen  auf  Kommunikationssysteme:  Luhmann 
weicht damit von der ursprünglichen Konzeption Parsons ab, der die Elemente sozia­
ler Systeme noch als Handlungen beschreibt. In Luhmanns Theorie bestehen Systeme 
nicht mehr aus Personen und ihren Handlungen, sondern aus Kommunikationen und 
deren Relationen zueinander. Kommunikationen sind als kleinste Einheit die Elemente 
sozialer Systeme.
Mit der Konzeptualisierung der Systemelemente als Kommunikationen konstruiert Luhmann 
eine Einheit, die sich aus der Verzahnung von Handlungen definiert. Im Unterschied zu hand­
lungstheoretischen Modellen, welche die Akteurshandlungen und ihre Folgen in den Mittel­
punkt stellen, stehen hier „Ereignisketten von Interaktionen“ und deren systemische Eigenlo­
gik im Mittelpunkt (Miebach 2007:82). Kommunikationen lassen sich im Gegensatz zu Hand­
lungen somit nicht mehr einem einzelnen Akteur zuordnen, sondern beziehen sich auf das, 
was die Handlungen mehrerer individueller Akteure miteinander verbindet, also zwischen den 
Personen steht. Karl Weick hat diesen Zusammenhang unter dem Begriff „doppelter Interakt“ 
als Basiselement der Organisation bezeichnet:
Die Verhaltensweisen einer Person sind bedingt durch die  Verhaltensweisen einer  anderen 
Person (anderer Personen), und diese Bedingtheiten heißen  Interakte. Die Analyseeinheiten 
beim  Organisieren  sind  bedingte  Reaktionsmuster,  Muster,  in  denen  die  Handlung  eines 
Akteurs A eine spezifische Reaktion in Akteur B hervorruft (insoweit ist es ein Interakt), auf 
die  Akteur  A dann seinerseits  reagiert  (diese  Sequenz  ist  ein  doppelter  Interakt).  (Weick 
1995:130)
Luhmann beschreibt Kommunikation als  dreistelligen Selektionsprozess:  Als Selektion aus 
einem Horizont  von Möglichkeiten der  Mitteilung,  der  Informationen und des  Verstehens. 
Kommunikation  wird  durch  die  Auswahl  aus  einem  Spektrum  mehrerer  Möglichkeiten 
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Abbildung 9: Kommunikation und doppelter Interakt
sinnhaft:
Geht man vom Sinnbegriff aus, ist als erstes klar, dass Kommunikation immer ein selektives 
Geschehen ist. Sinn lässt keine andere Wahl als zu wählen. Kommunikation greift aus dem je 
aktuellen Verweisungshorizont, den sie selbst erst konstituiert, etwas heraus und lässt anderes 
beiseite. Kommunikation ist Prozessieren von Selektion. (Luhmann 1984a:194)
Charakteristisch für Kommunikation ist damit Selektivität, wobei die Auswahl durch Sinn be­
grenzt wird. Die im Kommunikationsprozess getroffene Auswahl ist damit immer auch kon­
tingent, d. h. wäre immer auch anders möglich gewesen. Das Kommunikationsmodell Luh­
manns besteht somit aus zwei Akteuren, Alter als Sender und Ego als Empfänger, deren Kom­
munikation über den dreistelligen Selektionsprozess aus Information, Mitteilung und Verste­
hen abläuft. Jeder dieser drei Selektionstypen unterscheidet die anderen und fügt sie zu einer 
Einheit zusammen.  Information bezeichnet eine Auswahl vor dem Horizont mehrerer Mög­
lichkeiten und bestimmt, welcher Inhalt als Gegenstand der Kommunikation gewählt wird. Im 
zweiten Schritt wird ausgewählt, mit welcher Intention, auf welche Art und Weise (Sprache, 
Gesten, Intonation) Informationen mitgeteilt werden (wie und warum). Im sozialen System ist 
Information jedoch zusätzlich auch die Einheit der Unterscheidung (Form) aus Mitteilung und 
Verstehen. Die Selektion von etwas als Information durch Alter führt zu einer Selektion des 
Verstehens durch Ego. Die Verknüpfung der Informationen in Ereignisketten bilden die sozia­
len Strukturen aus, die sich als Organisationsstrukturen oder auch als Anwendungsmodell von 
Software beschreiben lassen. Für das Software-Engineering wird dieser Ansatz interessant, 
weil er sich mit den abstrakten, überindividuellen, zwischen den Menschen stehenden Struk­
turen und deren Dynamik befasst und damit genau jenen Bereich trifft, der in Anwendungs- 
oder Vorgehensmodellen „abgebildet“ werden soll. 
2.3.6 Zum Verhältnis von technischen und sozialen Systemen 
In den Ansätzen der autopoietischen Systemtheorie und des radikalen Konstruktivismus wird 
deutlich, dass die Auseinandersetzung mit den Eigenheiten sozialer Systeme zu einem Sys­
tem-  und Begriffsverständnis  zwingt,  das  vom traditionellen  Software-Engineering  abwei­
chend ist. Dies soll im Folgenden anhand der Begriffe Komplexität, System, Kommunikation 
und Information verdeutlicht werden.
2.3.6.1 Komplexität
Soziale und technische Systeme unterscheiden sich insbesondere in ihrer Komplexität. In An­
lehnung an Schmidt-Setzwein und Harbeck lassen sich für die unterschiedlichen Systemtypen 
die Begriffe Detailkomplexität für das technische und dynamische Komplexität für das soziale 
System verwenden (Schmidt-Setzwein und Harbeck 2002). Detailkomplexität  findet sich in 
trivialen Systemen (von Foerster), die nicht als  trivial bezeichnet werden, weil  sie einfach 
sind, sondern weil die klassische Konzeption von Kausalität hier wirksam ist. Detailkomplexi­
tät entspricht  dem vorherrschenden  Komplexitätsverständnis  der  Ingenieurswissenschaften 
und wird in der Bearbeitung von Problemlösungen in technischen Systemen erfolgreich einge­
setzt.  Strategien der Komplexitätsreduktion können deshalb auch durch die Dekomposition 
von Problemen umgesetzt werden. Das heißt  (Schmidt-Setzwein und Harbeck 2002,  Willke 
1998:68 ff.): 
• Systeme, die Detailkomplexität aufweisen, sind zwar komplex, Ursache und Wirkung 
bleiben aber dennoch analytisch bestimmbar.
• Komplexe Probleme lassen sich analytisch in Teilprobleme zerlegen und synthetisch 
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zu Gesamtlösungen zusammenfügen.
• Komplexitätsreduktion erfolgt durch das Dekomponieren in Teilprobleme und das Lö­
sen von Teilproblemen. Gesamtlösungen entstehen durch das Zusammensetzen von 
Teillösungen zu einer Gesamtlösung.69 
Strategien der Komplexitätsreduktion, die auf analytischer Trennung beruhen, sind effizient 
und hoch wirksam, solange sie auf Systeme beschränkt bleiben, die Detailkomplexität aufwei­
sen, bereiten aber Probleme, wenn sie auf Systeme angewendet werden, die, wie viele Zusam­
menhänge im sozialen Kontext, eine dynamische Komplexität aufweisen. 
Dynamische Komplexität findet sich in nichttrivialen Systemen und bezeichnet den „Grad der 
Vielschichtigkeit,  Vernetzung  und  Folgelastigkeit  eines  Entscheidungsfeldes“  (Willke 
1996a:22 f.): 
• Vielschichtigkeit bezeichnet das Ausmaß funktionaler Differenzierung und der analy­
tisch zu unterscheidenden Referenzebenen wie Gruppe, Organisation oder Individu­
um.
• Vernetzung bezeichnet den Grad wechselseitiger Abhängigkeit der Systemkomponen­
ten und 
• Folgelastigkeit bezeichnet die Zahl und das Gewicht der durch bestimmte Entschei­
dungen ausgelösten Kausalketten oder Folgeprozesse.
In Konsequenz zeigt sich die Dynamik sozialer Systeme nicht nur in ihrer Undurchschaubar­
keit  und Unberechenbarkeit,  sondern auch in  ihrer  Lern-  und Wandlungsfähigkeit  (Simon 
2008:39) oder, wie Heinz von Foerster es ausdrückt, in ihrer Geschichte. In soziotechnischen 
Systemen finden sich mit der  Detailkomplexität technischer Systeme und den Phänomenen 
dynamischer Komplexität in sozialen Systemen beide Komplexitätsformen wieder. Das heißt 
in Konsequenz:
• In sozialen Systemen treten an die Stelle linearer Korrelationen zwischen beobachtba­
ren Variablen nonlineare Beziehungen (Simon 2008:76 f.). Soziale Systeme sind damit 
weder berechenbar noch durch instruktive Intervention oder Steuerung beeinflussbar. 
• Wenn auch in technischen Systemen lineare Input-  und Output-Beziehungen unter­
stellt werden können, so gilt durch das Zusammenwirken von sozialem und techni­
schem System auch für soziotechnische Systeme, dass hier Konzepte netzwerkartiger, 
rückgekoppelter Wechselwirkungen an die Stelle linear-kausaler Modelle treten müs­
sen.
2.3.6.2 Systembegriff
Die Unterscheidung in  Detailkomplexität und  dynamische Komplexität lässt den Systembe­
griff nicht unberührt. In der Informatik wird unter dem Begriff des Systems im Allgemeinen 
ein technisches System verstanden, dessen Ein- und Ausgaben auf klaren Ursache-und-Wir­
kung-Beziehungen gründen  (Gross und Koch 2007:14). Nach DIN 66 201 wird ein techni­
sches System entsprechend definiert als
ein  abgegrenzter  Teil  eines  größeren  Ganzen,  der  aus  einzelnen  Komponenten 
zusammengesetzt  ist,  die  durch  Materie-,  Energie-  oder  Informationsfluss  miteinander 
verknüpft sind. Das Systemverhalten wird durch die Ausgangsgrößen charakterisiert und ist 
im allgemeinen durch Eingangsgrößen beeinflussbar. (DIN 66 201) 
69 Beispielsweise durch die (sequenzielle) Zerlegung eines Systems in einzelne Funktionen und Bestand­
teile (Dekomposition).
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Im Verständnis dieser Definition ist ein System durch folgende Merkmale charakterisiert:
• Ein System ist von seiner Umwelt klar abgrenzbar, d. h., im Beobachtungsbereich lässt 
sich das System von seiner Umwelt abgrenzen.
• Ein System besteht aus miteinander verknüpften Komponenten oder Elementen.
• Ein System verfügt über einen  Inputkanal (Eingangsgrößen) und einen Outputkanal 
(Ausgangsgrößen).
• In der Beeinflussung des Systems durch Eingangsgrößen und der Charakterisierung 
des Systems durch seine Ausgangsgrößen bestehen linear-kausale Wirklinien, die das 
Verhältnis von Eingabe und Ausgabe vorhersagbar machen (Kahlert 2004:15). 
Die Gesamtheit der Wechselwirkungen der einzelnen Komponenten (Subsysteme) wird auch 
als Systemstruktur bezeichnet. Dabei lassen sich grob Aufbaustrukturen und Ablaufstrukturen 
unterscheiden. Aufbaustrukturen sind statisch und lassen sich in Baumstrukturen bzw. Hierar­
chien darstellen. Ablaufstrukturen beschreiben das dynamische Verhalten, d. h. den zeitlichen 
Ablauf, und lassen sich durch Programmablaufpläne oder Petrinetze darstellen (Vogel-Heuser 
2003:18). Die charakteristischen Unterschiede zwischen Aufbaustrukturen und Ablaufstruktu­
ren zeigt die nachfolgende Tabelle: 
Strukturart/Charakteristika Aufbaustruktur Ablaufstruktur
Definition Die in einem System enthaltenen 
Komponenten werden nach sachlichen 
Zusammenhängen gegliedert.
Darstellung der Systemfunktion als 
zeitlich/logische Anordnung der in 
einem System enthaltenen 
Komponenten zum Zwecke der 
Aufgabenerfüllung.




- gerichteter Graph 
   (Netzplan, Entscheidungsbäume)
- Programmablaufplan 





Analyse zerfällt liegt nach, folgt
Synthese setzt sich zusammen liegt vor, erfordert
Tabelle 6: Aufbaustruktur und Ablaufstruktur, Quelle: (Vogel-Heuser  2003, 18)
Komplexität kann in technischen Systemen durch das Zerlegen des Gesamtsystems in Subsys­
teme bewältigt werden. Das Verhältnis des Gesamtsystems zu seiner Umwelt und der Subsys­
teme untereinander erfolgt dabei über definierte Schnittstellen. Die „Zerlegung“ (Dekomposi­
tion) eines Gesamtsystems in Subsysteme erfolgt nach dem Prinzip der Hierarchie von oben 
nach unten. Sie beginnt auf der obersten Hierarchieebene des Systems mit der Schnittstelle 
zur Umwelt und steigt ab bis zum kleinsten nicht mehr sinnvoll zerlegbaren Systembestand­
teil. Das Prinzip der Dekomposition lässt sich sowohl auf Aufbaustrukturen als auch auf Ab­
laufstrukturen anwenden (Vogel-Heuser 2003:18 ff.) 
Die klassische Systemdefinition als Menge wechselseitig voneinander abhängiger Elemente 
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erweist sich für soziale Systeme als wenig brauchbar, da es in diesen mit wachsender Kom­
plexität weniger auf die Beziehung der Elemente untereinander als auf die Beziehung der Ele­
mente zum System ankommt  (Willke 1996b:136 ff.). Wachsende Komplexität zwingt  hoch 
komplexe Systeme zur Ausbildung von Strukturen, d. h. zu Organisations- und Ordnungsleis­
tungen, die in Systemeigenschaften münden, die sich aus den Eigenschaften der Systemele­
mente nicht mehr erklären lassen und auch nicht auf die Eigenschaften der Systemelemente 
reduzierbar sind (Foerster 1985). In den Ansätzen der autopoietischen Systemtheorie wird die­
ses Phänomen als Emergenz bezeichnet, wobei eine Ordnung oder Eigenschaft immer dann 
als emergent bezeichnet wird, wenn sich diese aus der bloßen Aggregation von Teilen oder 
aus den summierten Eigenschaften der Teile nicht mehr erklären lässt  (Willke 1996a:144). 
Der Unterschied zwischen der klassisch-naturwissenschaftlichen und der autopoietischen Sys­
temtheorie liegt damit im unterschiedlichen Verständnis begründet, wie sich in Systemen das 
Teil zum Ganzen verhält: als Aggregation oder als Emergenz  (Willke 1996a:138). Im auto­
poietischen Systemparadigma lassen sich soziale Systeme in Unterschied zu technischen Sys­
temen als rekursiv-selbstreferenziell operierende Systeme beschreiben, die in ihrem Verhalten 
stets der eigenen Operationslogik folgen. Sie sind nicht nur zusammengesetzte Einheiten, die 
sich aus einer Vielzahl von Elementen bilden, sondern zusammengesetzte „Ganzheiten“, de­
ren Eigenschaften als emergent bezeichnet werden. Die Annahme, dass soziale Systeme in ih­
rem Verhalten der eigenen Operationslogik folgen, schließt ein, dass diese im Unterschied zu 
technischen Systemen über keinen direkten Input- und Outputkanal verfügen. Die Interaktion 
mit  der  Umwelt  entsteht  durch  Pertubationen,  d. h.  durch  Störungen  in  der  strukturellen 
Kopplung mit anderen Systemen. Soziale Systeme lassen sich damit nicht wie technische Sys­
teme über Eingabe- und Ausgabegrößen fassen. 
Ein weiterer tragender Unterschied zwischen technischem und sozialem System besteht somit 
darin, dass in sozialen Systemen keine linear-kausalen Wirklinien unterstellt werden können. 
Sie sind damit Problemlösungsstrategien, wie der Dekomposition oder einer instruktiven In­
tervention nicht direkt zugänglich  (Simon 2008). Das heißt auch, dass die Analyse sozialer 
Systeme nicht mehr entlang der traditionellen empirischen Sozialforschung erfolgen kann, da 
diese auf der Unterscheidung von abhängigen und unabhängigen Variablen beruht. Im Phäno­
men der Emergenz zeigt sich, dass Strukturmuster und Prozesse „aus den Funktionsbedingun­
gen des Ganzen folgen und deshalb auch nur aus einer Sicht des Ganzen heraus verstehbar“ 
sind (Willke 1996a:146). 
2.3.6.3 Kommunikations- und Informationsbegriff
Im Konzept soziotechnischer Systeme stehen sich zwei unterschiedliche Kommunikationsmo­
delle gegenüber, die einen jeweils unterschiedlichen Kommunikations- und Informationsbe­
griff nahelegen:
1. Das Modell der Informationsverarbeitung in der Nachrichtentechnik, das von einem 
Sender und einem Empfänger ausgeht, die über einen Kanal kommunizieren.
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Abbildung 10: Autopoietisches System, Quelle: (Maturana und Varela 1987:84) 
2. Das Informationsmodell selbsterzeugender sozialer Systeme, das Kommunikation als 
selektiven Prozess beschreibt. 
Die implizite Logik des ersten Kommunikationsbegriffs findet sich im Sender-Empfänger-
Modell der technischen Informationstheorie von Shannon und Weaver.(Shannon und Weaver 
1949). Es ist ein mathematisches Modell, das mit der ursprünglichen Zielsetzung entwickelt 
wurde, ein Konzept möglichst störungsfreier Kommunikation für die amerikanische Armee zu 
liefern. 
Im Modell von Shannon und Weaver wird Kommunikation in mehrere Teile aufgelöst:
1. Ein Sender versendet eine Nachricht.
2. Diese Nachricht wird von einem Transmitter codiert und als Signal in einen Kanal ein­
gespeist.
3. Der Kanal ist das Medium der Übertragung, z. B. der Schall, das Telefon oder vernetz­
te Computer. Bei der Übertragung der Signale kann es zu Störungen kommen, die so­
gar dafür verantwortlich sein können, dass ein falsches Signal ankommt.
4. Ein Receiver empfängt das Signal, decodiert dieses und leitet die Nachricht an den 
Empfänger weiter.
Im Kanalmodell wird Information auf die rein syntaktische Ebene reduziert, wobei die seman­
tischen Aspekte des Zeichens explizit ausgeklammert bleiben. Der Informationsbegriff ist re­
duktionistisch in dem Sinne, dass sich Nachrichten in diesem Modell ohne Informationsver­
lust aus der Summe ihrer Teile rekonstruieren lassen. Ein emergentes Verständnis, das durch 
die Kombination mehrerer Symbole oder die Kombination von Zeichen zu Sätzen eine neue 
Qualität einschließt, die sich nicht aus der Summe der Teile rekonstruieren lässt, bleibt damit 
ausgeschlossen  (Fuchs und Hofkirchner 2003:108). Die technische Informationstheorie von 
Shannon und Weaver  ist  damit  eigentlich eine Theorie  der Signalübertragung.  Wird diese 
Theorie jedoch zur Erklärung menschlicher Kommunikation herangezogen, impliziert dies, 
dass die Übermittlung von physikalischen Signalen im kognitiven System des Empfängers 
denselben Zustand herstellt, den das kognitive System des Senders einnimmt (Fuchs und Hof­
kirchner  2003:141). Es  wird damit  eine  deterministische Beziehung zwischen Sender  und 
Empfänger unterstellt, die bei der Übertragung von Signalen in technischen Systemen durch­
aus besteht, aber bei Anwendung auf die menschliche Kommunikation fragwürdig wird. Hier 
liegt der Hauptkritikpunkt an kommunikationswissenschaftlichen Ansätzen, die sich am tech­
nischen Informationsmodell  orientieren und menschliche Kommunikation auf  die  Übertra­
gung von Signalen reduzieren. Aus der Warte der Theorie autopoietisch organisierter Systeme 
formulieren Maturana und Varela diese Kritik wie folgt:
Es  gibt  Kommunikation  jedesmal,  wenn  in  einem  Bereich  von  Strukturkoppelung 
Verhaltenskoordination auftritt. Diese Folgerung ist nur dann schockierend, wenn wir darauf 
bestehen,  die  beliebteste  und von den sogenannten  Kommunikationsmedien  popularisierte 
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Abbildung 11: Sender-Empfänger-Modell nach Shannon und Weaver
Metapher für die Kommunikation nicht zu hinterfragen. Gemäß der „Röhren“-Metapher ist 
Kommunikation etwas,  das an einer Stelle entsteht, durch eine Leitung (oder eine Röhre) 
übertragen und zum anderen Ende übermittelt wird. Demnach gebe es also ein Etwas, dass 
kommuniziert  wird,  und  dieses  wäre  in  dem  enthalten,  was  in  der  Verbindungsröhre 
weitergeleitet wird. So sind wir gewohnt, von der  ‚Information‘ zu sprechen, die in einem 
Bild, in einem Objekt oder im gedruckten Wort enthalten ist. Gemäß unserer Analyse ist diese  
Metapher  grundsätzlich  falsch.  Diese  Vorstellung  geht  nämlich  von  nicht 
strukturdeterminierten  Einheiten  aus,  die  für  die  Interaktionen  vorschreibenden 
(instruierenden) Charakter haben, was bedeuten würde, daß das, was einem System in einer 
Interaktion  geschieht,  durch  das  pertubierende  Agens  und  nicht  durch  seine  strukturelle 
Dynamik determiniert ist. Dabei ist doch selbst im Alltag offensichtlich, daß Kommunikation 
so nicht stattfindet: Jede Person sagt, was sie sagt, und hört, was sie hört, gemäß ihrer eigenen  
Strukturdeterminiertheit; daß etwas gesagt wird, garantiert nicht, dass es auch gehört wird. 
Aus der Perspektive eines Beobachters gibt es in einer kommunikativen Interaktion immer 
Mehrdeutigkeit. Das Phänomen der Kommunikation hängt nicht von dem ab, was übermittelt 
wird,  sondern  von  dem,  was  im  Empfänger  geschieht.  Und  dies  hat  wenig  zu  tun  mit 
‚übertragender Information‘. (Maturana und Varela 1987:212)  
Als weitere Konsequenz aus der Annahme der Selbstreferenzialiät autopoietischer Systeme 
ändern sich somit die Vorstellungen über das Wesen der Kommunikation: Die Metapher von 
der „Kommunikation durch die Röhre“ trifft auf lebendige bzw. autopoietische Systeme nicht 
zu,  weil  der  Sender  die  Zustände  des  Empfängers  hier  nicht  determinieren  kann  (Simon 
2008:54). Die Vorstellung, dass menschliche Kommunikation der Logik und Mechanik tech­
nischer Geräte  folgt,  ist  für soziale Systeme nicht haltbar und bedarf der Revision: Wenn 
Menschen miteinander kommunizieren, finden sowohl auf der Seite des Senders als auch auf 
der Seite des Empfängers Sinnzuschreibungen statt. Das besondere Kennzeichen menschli­
cher Kommunikation ist ihre Aufgeladenheit mit Bedeutung, die nicht durch die Röhre trans­
portiert werden kann und eine determinierende Beziehung zwischen Sender und Empfänger 
ausschließt. Im Kommunikationskonzept Niklas Luhmanns wird besonders deutlich, dass In­
formationen das Ergebnis selektiver Prozesse sind und dass diese nicht nur von der Bedeu­
tungsgebung des Senders, sondern auch von der Bedeutungsgebung des Empfängers abhän­
gen. Im Informationsmodell  Luhmanns wird keine Information übertragen, der  Empfänger 
(Ego) bleibt Herr seines Verstehens. Es ist ferner nicht nur die Mitteilungsabsicht des Senders, 
sondern auch die Interpretation des Empfängers als Mitteilung, die darüber entscheidet, ob 
Kommunikation vorliegt oder nicht. Ziel der Kommunikation ist Anschlussfähigkeit und da­
mit Kommunikation. 
2.3.7 Wirksamkeit technischer Systeme 
2.3.7.1 Grundannahmen
In der unterschiedlichen Handhabung der Begriffe Komplexität, System, Kommunikation und 
Information deutet sich bereits an, wie groß die Herausforderungen für die Entwicklung und 
Einführung von soziotechnischen Softwaresystemen sind. Weil soziale und technische Syste­
me in Wechselbeziehung zueinander stehen, gilt es, beiden Systemtypen in ihrer Wechselwir­
kung gerecht zu werden, um ein zufriedenstellendes Gesamtergebnis zu erzielen. Als Grund­
annahmen lassen sich zunächst zwei Kernaussagen zum Verhältnis von Computern als techni­
sches und dem sozialen Kontext als soziales System festhalten:
(1) Computer verarbeiten Informationen durch Berechnung und finden ihren Wirkbereich  
im Feld sozialer Interaktion. Computer sind semiotische, d. h. Zeichen und Symbole verar­
beitende  Maschinen,  deren  Funktionsweise  auf  expliziten  Handlungsvorschriften  beruht. 
Computer wandeln Nachrichten nach klar definierbaren Verarbeitungsregeln um. Dieser Vor­
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gang, der auch als „Informationsverarbeitung“ bezeichnet wird, beruht auf Berechnung auf 
der Grundlage von Formalisierung, Mechanisierung und Algorithmisierung:(Fuchs und Hof­
kirchner 2003:124 ff.):
• Formalisierung heißt, dass Vorgänge mittels schriftlicher Symbole als reproduzierba­
res, schematisches Verfahren dargestellt werden. Die Operationen innerhalb der for­
malen Sprache werden interpretationsfrei durchgeführt. Ob ein Ausdruck richtig oder 
falsch ist, wird auf der syntaktischen Ebene nicht entschieden.
• Mechanisierung heißt, dass Formalisierungen auf einer symbolischen Maschine darge­
stellt und auf einer wirklichen Maschine realisiert werden. Der Computer gilt dabei als 
universale Maschine, die beliebige symbolische Maschinen (Programme/Anwendun­
gen) darstellen kann.
• Algorithmisierung heißt,  dass  Vorgänge  anhand  von  Rechenverfahren  beschrieben 
werden. Ein Algorithmus ist  eine genau definierte Handlungsvorschrift  zur Lösung 
von Problemen oder Aufgaben in endlich vielen Schritten. 
Auf der Ebene des technischen Systems gilt, dass formalisierbare Vorgänge prinzipiell auch 
mechanisierbar sind und mechanisierbare Vorgänge prinzipiell auch algorithmisierbar. Im Un­
terschied zu Kraftmaschinen liegt der Wirkbereich von Computern jedoch nicht in der Natur, 
sondern in der sozialen Interaktion  (Brödner 2002,  Brödner 2008). Die Kopplung von Ma­
schine und sozialer Interaktion zeigt sich bereits in der Verarbeitung von Zeichen und der en­
gen Verzahnung von Sinn und Signal. Zeichen wandeln sich, wie Frieder Nake schreibt, „zur 
Maschine hin in Signale“ und unterliegen „zum Menschen hin der Sinngebung“. Die Aufgabe 
der „Informatik als Wissenschaft zwischen Sinngebung und der Berechenbarkeit“ liegt damit 
in der Gestaltung „zwischen Signal und Sinn“ (Nake 1994:10).
(2) Softwaresysteme sind sozial wirksam, eignen sich aber nicht zwangsläufig als Instru­
ment instruktiver Einflussnahme: Lawrence Lessigs These, dass der Code das Gesetz des 
Cyberspace  sei  („Code is  law“),  verweist  auf  die  soziale  Wirksamkeit  von Software  und 
macht gleichsam deutlich, dass der Code auch politische Bedeutung hat  (Lessig 2001). Auf 
diese Bedeutung weisen auch Floyd und Klischewski hin, wenn sie herausstellen, dass die 
Macht  der  Informatikmodelle  in  ihrer  sozialen Wirksamkeit  liegt  (Floyd und Klischewski 
1998). Diese Wirksamkeit bzw. die von Lessig angesprochene Steuerungswirkung macht den 
Einsatz von Software nicht nur als Machtmittel, sondern auch als Instrument der Intervention 
und Organisationsentwicklung interessant (Rauterberg 1993). In Lessigs These vom Code als 
Gesetz des Cyberspace, d. h. der Annahme, dass technischen Architekturen eine ähnliche Wir­
kungsweise zugeschrieben werden kann wie Recht oder sozialen Normen, liegt bereits ein 
Schlüssel zum Verständnis des Zusammenwirkens von Software (technisches System) und 
dem sozialen Kontext (soziales System). Software repräsentiert in diesem Sinne Koordinati­
onsstrukturen und verfolgt einen ähnlichen Zweck wie die formalen Festlegungen in der büro­
kratischen Verwaltung oder in definierten Prozessen in Betrieben. Der Ansatz der Systemtheo­
rie sensibilisiert dafür, dass diesen Regelungen jedoch Grenzen gesetzt sind, weil in sozialen 
Systemen keine geradlinigen  Ursache-Wirkung-Beziehungen vorausgesetzt werden können, 
sich somit die verhaltenssteuernde Wirkung von Software nicht als  „instruktive Intervention 
oder Steuerung“ begreifen lässt (Simon 2008:54). Mit der Annahme, dass im Zusammenwir­
ken von sozialem und technischem System keine linearen Kausalbeziehungen bestehen, sind 
technikdeterministische oder technokratische Positionen ausgeschlossen, da von der Möglich­
keit instruktiver Intervention oder Steuerung ausgehen. Jeder Versuch, Software verhaltens­
steuernd einzusetzen, hat folglich mit ähnlichen Problemen zu kämpfen wie das Recht oder 
andere Wege der Intervention oder Steuerung. Die soziale Wirksamkeit von Software schließt 
damit immer auch unvorhergesehene, ungeplante oder gar unerwünschte Veränderungen des 
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sozialen Systems ein.70
2.3.7.2 Der Übergang vom technischen zum sozialen System 
Weil die Entwicklung von Software Formalisierung voraussetzt, muss ein Ausschnitt des so­
zialen Kontextes in eine formalisierte Form gebracht werden. In der Untersuchung der Me­
chanismen und Muster  organisierter  Interaktion finden sich Anhaltspunkte der Formalisie­
rung, die zur Umsetzung von Software notwendig sind. Diese Mechanismen und Muster orga­
nisierter Interaktion können zufällig entstehen oder das Ergebnis bewusster Planung sein. Or­
ganisationsmodelle und -methoden, die durch Arbeitsteilung und Arbeitszerlegung zur Erhö­
hung der Effektivität und Effizienz in der Produktion geführt haben, sind Beispiel bewusst ge­
planter Handlungskoordination. Im betrieblichen Umfeld hängt die Entwicklung von Software 
in der Regel eng mit der Entwicklung von Organisationsmodellen und -methoden zusammen 
und befeuert die stetige Suche nach neuen Formalisierungspotenzialen. Diese Suche hat je­
doch seine Grenzen, weil sich in der Praxis immer wieder Formalisierungslücken und unvor­
hersehbare Probleme auftun (Rolf 2008:86 ff.). Dabei erweist sich als Problem der Technik­
entwicklung, dass in soziotechnischen Systemen Vorgänge hinzutreten, die nicht formalisier­
bar, mechanisierbar und algorithmisierbar sind. Das Erkenntnismodell der  Theorie sozialer  
Systeme vermittelt jedoch einen Einblick in diese Dynamik und liefert einen Erklärungsansatz 
für die Schwierigkeiten, die den Entwicklungsprozess von Software begleiten, und hilft, bes­
ser zu verstehen, wie es zu den oft überraschenden und nichtintendierten Nebenwirkungen 
kommen kann.  Sie  schärft  das  Bewusstsein dafür,  dass der  Einsatz  von Software die  Ar­
beitsprozesse nicht nur effizienter macht, sondern auch verändert und diese Veränderungen 
wiederum im Entwicklungsprozess berücksichtigt werden müssen.71 Luhmanns Theorie sozia­
ler  Systeme kann auch in der Softwaretechnik zur Erweiterung des Instrumentariums beitra­
gen und damit helfen, die Phänomene dynamischer Komplexität und Evolution erklärbar zu 
machen. Sie wirft aber auch die Frage auf, wie dynamische Komplexität für die Entwicklung 
von Software  handhabbar  gemacht  werden kann,  da es  nicht  nur  darum gehen kann,  das 
Scheitern von Projekten zu erklären, sondern auch Probleme zu erkennen und zu lösen. Es gilt 
somit einen Ansatz zu finden, der imstande ist, die Komplexität sozialer Systeme so zu redu­
zieren, dass die Überführung in angemessene Informatikmodelle möglich wird.72 Dazu wird 
es nötig sein, jene Muster in sozialen Systemen zu identifizieren, die eine adäquate Sicht auf 
gesellschaftliche Prozesse und das Zusammenwirken von Software und der politischen Kom­
munikation erlauben. Die  Frage ist somit, wie man von den sehr abstrakten Konzepten der 
Theorie sozialer Systeme zur handhabbaren Praxis gelangen kann. Dies soll im Folgenden un­
ter Rückgriff auf organisationstheoretische Ansätze geschehen.
2.4 Handlungskoordination in sozialen Systemen  
2.4.1 Die Organisation sozialer Systeme 
Wenn Menschen in Gemeinschaft zusammenleben, entsteht eine Ordnung koordinierten Ver­
haltens. Crozier und Friedberg haben diese zufällig entstehende Form der sozialen Koordina­
tion als „organisiertes Verhalten“ bezeichnet (Crozier und Friedberg 1979:39 ff.). Diese Ord­
nung ist nicht das Ergebnis bewusster Entscheidungen oder Planungsprozesse, sondern entwi­
70 Wulf berichtet in zwei Langzeitstudien über die Einführung von Groupware, die gezeigt haben, dass die 
Einführung von Kooperationssoftware auch ungeplante und unvorhersehbare Organisationsver-
änderungen nach sich ziehen können (Wulf 2000) .  
71  Dieser Zusammenhang wird u. a. auch in der CSCW-Forschung thematisiert. Vgl. dazu (Gross und 
Koch 2007:13ff.).
72  Verwendung des Begriffs Informatikmodelle nach Floyd/Klischewski (Floyd und Klischewski 1998).
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ckelt sich selbstorganisiert aus der Notwendigkeit heraus, Handlungen im Alltag zu koordinie­
ren. Im Gegensatz zu diesen Mustern „organisierten Verhaltens“ sind soziale Systeme, die als 
„Organisation“ bezeichnet und beschrieben werden, ein historisch neues Phänomen der Indus­
trialisierung und Mechanisierung von Arbeit (Simon 2007:11 ff., Breisig 2010:7 f.). Das klas­
sische  Koordinationsmodell  der  Organisation  folgt  dem  Maschinenmodell  und  bildet  die 
Grundlage jener symbolischen Maschinen der Computerwelt, die dieses Feld später revolutio­
niert haben. Karl Weick beschreibt die Besonderheit der Kooperationsmuster in Organisatio­
nen als Entkopplung von Personen und ihren Handlungen:
Die entscheidenden Punkte bei der Zuschreibung von Handlungen zu Organisationen sind, 
daß organisatorische Aktivitäten sozialer, nicht solitärer Art sind und daß diese Aktivitäten so 
genau festgelegt sind, daß eine Vielzahl von Personen die für die Erhaltung des Musters erfor­
derlichen Bestandteile beisteuern kann. Das Muster kann einem Wechsel des Personals ebenso 
standhalten wie einem gewissen Ausmaß an Änderungen des tatsächlichen Verhaltens, das die 
Individuen beisteuern. Es ist die Dauerhaftigkeit des durch die Beiträge austausch-barer Indi­
viduen hindurchgehenden Musters, welche Organisationen von andersartigen Kollektivitäten 
wie Mobs, Familien oder Patient-Therapeut-Dyaden unterscheidet, Kollektivitäten, in denen 
ein Wechsel des  ‚Personals‘ fundamentale Wandlungen im Prozeß und Ergebnis hervorruft. 
(Weick 1995:53) 
Organisationen sind somit durch die ideelle Entkopplung von Personen und ihren Handlungen 
gekennzeichnet. Im Zeitalter der industriellen Revolution fand diese Entkopplung in Frederik 
W. Taylors „Scientific Management“ als Vision mechanisierter Arbeit seinen reinsten Aus­
druck. Das Modell des „wissenschaflichen Managements“ ist die Fabrik als Maschine, getrie­
ben von exakter Planung und Kontrolle der „Mechanik“ von Arbeitsabläufen. Im Zentrum des 
Vorgehens stehen die Definition und Standardisierung kleinteiliger Arbeitseinheiten, die sich 
„rational“ zu umfassenden Prozessen zusammenfügen lassen. Die Idee des „Scientific Mana­
gements“ setzt auf die Austauschbarkeit von Personen und die Effizienz einer zielgerichteten 
Handlungskoordination, die der Logik und der Rationalität des Maschinenmodells folgt. Auf 
das sorgfältige Studium und die kleinteilige Zerlegung von Arbeitsabläufen setzte ebenfalls 
die von Henry Ford eingeführte Fließbandproduktion, die durch die „disassembly lines“ der 
Chicagoer Schlachthöfe inspiriert wurde (Simon 2007:12 f.). Die am Maschinenmodell orien­
tieren Koordinationsansätze finden sich nicht  nur  in  der industriellen Produktion,  sondern 
auch in den Funktionsmechanismen moderner Bürokratien. Max Weber beschreibt das Ideal 
bürokratischer Organisation idealtypisch als maschinenhaften Mechanismus, der auf logisch-
deduktiven Regeln mit dem Zweck aufbaut, den Aufwand der Kommunikation und der prakti­
schen Arbeit in Verwaltungen auf ein handhabbares Maß zu reduzieren (Weber 1976). Organi­
sationen lassen sich damit als System koordinierter Verhaltensweisen definieren, die bewusst 
geplant und zielgerichtet sind. Ihr Grundprinzip ist die ideelle Entkopplung von Personen und 
Handlungen als Grundlage der Arbeitsteilung und Austauschbarkeit konkreter Personen. Or­
ganisationen sind somit Gebilde, die sich weniger durch die konkreten Personen, sondern eher 
durch ihre Kooperationsstrukturen auszeichnen. Luhmann beschreibt diese Kooperation als 
verkettete Kommunikationen. Als soziales System ist die Organisation damit ein System, des­
sen  Elemente  nicht  aus  Personen,  sondern  aus  Kommunikationen  bestehen  (Luhmann 
1984a:193 ff.) 
Mit der Auflösung der vor- und frühindustriellen Ganzheitlichkeit in Teilschritte des Arbeits­
ablaufs ist nicht nur die Entkopplung von Person und Handlung, sondern auch die Trennung 
von Planung und Ausführung verbunden. Der klassische Begriff der Organisation steht damit 
nicht für selbstorganisierte und evolutionäre Strukturen, wie es das Konzept autopoietischer 
Systeme nahelegt, sondern für die Prinzipien bewusster Planungsprozesse: für klare Zieldefi­
nitionen, Strategiebildung, Kontrolle und formale Strukturen. Aus der Perspektive der Theorie  
sozialer Systeme  lassen sich diese maschinenhaften Rationalitätsstrukturen als Ergebnis des 
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faktischen Differenzierungszwanges komplexer Systeme erklären. Da in komplexen Systemen 
nicht mehr jedes Element unmittelbar und gleichzeitig mit jedem anderen Element verknüpft 
werden kann, werden in diesen Systemen zwei emergente Mechanismen wirksam: die Her­
ausbildung von Strukturen und Prozessen. Strukturen erlauben dem System, „nur bestimmte 
Selektionsmuster in der Verknüpfung der Elemente zu realisieren und andere, auch mögliche 
Verknüpfungsmuster als für das System irrelevant zu behandeln“. Prozesse regeln die selekti­
ve Steuerung des Nacheinanders „der Verknüpfungen nach bestimmten Mustern“  (Willke 
1996a:150). Ziele lassen sich allgemein als  erwünschte Ergebnisse überindividuellen Han­
delns bezeichnen und haben eine Orientierungs- und Koordinationsfunktion. Die Verbindung 
von Zielen und Handlungskoordination wird auch als Steuerung bezeichnet, d. h. als „verän­
dernde Beeinflussung des natürlichen Ablaufs der Ereignisse“  (Willke 1998:77). Steuerung 
soll das zielgerichtete Zusammenwirken durch Verhaltensbeeinflussung fördern und steht im 
geordneten Prozess zwischen Planung und Ausführung (Breisig 2010:15 f.). 
 
Koordiniertes  Handeln entsteht als  organisierte  Interaktion aus der sozialen Praxis heraus 
oder ist das Ergebnis bewusster Planungs- und Entscheidungsprozesse. Letzteres wird in der 
Organisationstheorie unter dem Begriff Organisation behandelt und kennzeichnet Konzepte 
personenübergreifender Handlungskoordination durch formale Regeln. In der klassischen Or­
ganisationstheorie wird zwischen Aufbau- und Ablauforganisation unterschieden. Im traditio­
nellen Verständnis verhalten sich Struktur und Prozess wie das Feste und Fließende (Willke 
1996b:79 f.).
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Abbildung 12: Koordinationsstrukturen und Koordinationsformen
Aufbaustrukturen Ablaufstrukturen (Prozesse)
statischer Aspekt der Organisation
(Aufbaustruktur)
dynamischer Aspekt der Organisation 
(Ablaufstruktur)
Struktur von Organisationen Handlungsketten in Organisationen
• Koordination über Zuständigkeit und 
Weisungsbefugnis, Standardisierung






Tabelle 7: Struktur und Prozess in Organisationen, Quelle: (Fiedler 2007) 
Im  Steuerungsbegriff  wird  deutlich,  dass  überindividuelle  Strukturen  für  das  individuelle 
Handeln als Restriktion, d. h. als Begrenzung von Freiheitsgraden zu begreifen sind. Im Ver­
hältnis von System und Handlung werden Handlungsoptionen durch formale Strukturen be­
grenzt oder Handlungen erzwungen.  Steuerungen durch Strukturen, Prozesse, Zielvorgaben 
und Planung sind jedoch nicht nur restriktiv, sie werden geschaffen, um Dinge erst zu ermög­
lichen. So ist Zusammenarbeit im größeren Rahmen, d. h. die Koordination vieler Menschen 
in großen Projekten und komplexen Aufgabenstellungen, häufig erst durch geplante, formale 
Strukturen möglich. Formale Strukturen stehen damit für zweierlei, für Beschränkung und Er­
möglichung.  Strukturen,  Prozesse,  Zielvorgaben und Planung können auf  unterschiedliche 
Weise realisiert  werden. Idealtypische Extremformen stellen die  Koordinationsmodelle  der 
Hierarchie und Demokratie (bzw. Heterarchie) dar:
• Hierarchie lässt sich „als allgemeines Modell der ungleichrangigen, fremdbestimmten 
und zentralisierten Koordination“ verwenden und
• Demokratie  (Heterarchie)  als  Gegenmodell  der  gleichrangigen,  selbstorganisierten 
und dezentralen Koordination (Willke 1998:89 f.).
Beide Koordinationsmodelle kommen in der Realität nicht in Reinform vor und stehen als 
Idealtypen für einen zielgerichteten und konstruierten Begriff, der die wesentlichen Aspekte 
der (sozialen) Realität durch bewusste Überzeichnung heraushebt. Die idealtypische  Begriffs­
bildung oder Modellbildung dient nicht der abbildenden Beschreibung sozialer Phänomene, 
sondern dient vielmehr als „Messlatte“, an der das reale Geschehen gemessen werden kann 
(Weber 1968:190 ff.). Die Nutzung idealtypischer Modelle bietet den Vorteil, dass ein konsis­
tenter Idealtyp mit all seinen Voraussetzungen und Problemen größere Trennschärfe bietet als 
wirklichkeitsnähere, aber auch diffusere Modelle (Reihlen 1998:42). 
2.4.2 Hierarchie als Koordinationsmodell 
2.4.2.1 Aufbau und Arbeitsteilung 
Hierarchien (griech. von „heilig“ und „Herrschaft“) sind Systeme aus über- und untergeord­
neten Elementen. Als Organisationsprinzip dienen Hierarchien dazu, die Aufmerksamkeit der 
Akteure zu steuern, Entscheidungen zu kommunizieren, die Koordination komplexer Aufga­
ben zu ermöglichen oder die kooperative Aufgabenbewältigung effektiver und effizienter zu 
gestalten (Willke 1998:64, Simon 2006:147).
Der Organisationstheoretiker Herbert Simon sieht den großen Vorteil hierarchischer Organisa­
tion im „evolutionären Kunstgriff“ der Komplexitätsreduktion in einer „Architektur der Kom­
plexität“ (Simon 1978). Er  beschreibt den Aufbau komplexer Systeme als hierarchische Or­
ganisation vieler Subsysteme, deren evolutionärer Vorteil darin besteht, stabile Teillösungen 
für Probleme zu liefern. Die Idee ist, dass sich hierarchische Systeme in Subsysteme und die­
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se wiederum in Subsysteme der Subsysteme zerlegen lassen. Das Besondere hierarchischer 
Systeme besteht  nach Simon in  ihrer  Nahezu-Zerlegbarkeit (near-decomposability),  worin 
zum Ausdruck kommt, dass auch hierarchische Systeme ohne den Verlust ihrer Gesamteigen­
schaften nicht vollständig zerlegbar sind. In den unzerlegbaren Teilen bleiben auch hierarchi­
sche Systeme immer noch mehr als die bloße Aggregation unzusammenhängender Teile. Im 
Unterschied zu voll vernetzten Systemen sind hierarchische Systeme nicht vollständig ver­
knüpft und damit auch nicht vollständig voneinander abhängig. Das hat Vorteile, weil sich die 
Elemente verändern lassen, ohne dass sich diese Veränderung auf das Gesamtsystem auswirkt. 
Hierarchien lassen sich in diesem Sinne als Organisationsform begreifen, die eine Trennung 
der Ebenen mit dem Ziel vornimmt, „Bereiche, Kompetenzen, Arbeitszusammenhänge oder 
soziale Konstellationen“ zu schaffen, die gegeneinander autonom und dennoch durch klar de­
finierte Eingriffsmöglichkeiten konditioniert sind. Bezogen auf die Arbeitsorganisation bedeu­
tet dies, dass in einem hierarchischen System klare Zuständigkeiten und Eingriffsmöglichkei­
ten definierbar sind (Willke 1998:73). Diese Besonderheit hierarchischer Systeme ist Grund­
lage der Arbeitsteilung.
Der Begriff „Arbeitsteilung“ wurde vermutlich 1714 erstmalig von Bernard Mandeville in der 
„Bienenfabel“ verwendet (division of labour)73. Allgemein wird unter Arbeitsteilung die Auf­
gliederung von Arbeitsprozessen in Teilverrichtungen verstanden, die dann von spezialisierten 
Wirtschaftseinheiten  (Menschen,  Betrieben,  Unternehmen,  Regionen,  Staaten)  ausgeführt 
werden (Rolf 2008:41 f.). Die Prinzipien von Arbeitsteilung und Arbeitszerlegung finden sich 
in besonderer Reinheit in der bürokratischen Verwaltung, die Max Weber bewusst als maschi­
nenhaften Mechanismus beschreibt:
Ein  voll  entwickelter  bürokratischer  Mechanismus  verhält  sich  zu  diesem genau  wie  die 
Maschine  zu den  nicht  mechanischen  Arten  der  Gütererzeugung.  Präzision,  Schnelligkeit, 
Eindeutigkeit,  Aktenkundigkeit,  Kontinuierlichkeit,  Diskretion,  Einheitlichkeit,  straffe 
Unterordnung, Ersparnisse an Reibungen, sachlichen und persönlichen Kosten und bei streng 
bürokratischer, speziell: monokratischer Verwaltung durch geschulte Einzelbeamte gegenüber 
allen kollegialen oder ehren- und nebenamtlicher Formen auf das Optimum gesteigert. Sofern 
es sich um komplizierte Aufgaben handelt, ist bezahlte bürokratische Arbeit nicht nur präziser, 
sondern im Ergebnis oft sogar billiger als die formell unentgeltliche ehrenamtliche.  (Weber 
1976:561 f.) 
In der hier beschriebenen Maschinenhaftigkeit bürokratischer Verwaltung sieht Weber die her­
ausragende  technische  Überlegenheit  bürokratischer  Verwaltung  und  den  entscheidenden 
Grund für den Siegeszug der Bürokratie.  Webers Beschreibung enthält,  was vielen immer 
noch als Garant effizienter Organisation und als wichtigste Triebkraft der Wertschöpfung gilt: 
hierarchische Ordnung, mechanische Präzision, Eindeutigkeit, Vermeidung von Reibungsver­
lusten, straffe Unterordnung und professionelle Tätigkeit (Weber 1976:561 f.)
2.4.2.2 Anpassung des Hierarchiemodells: Prozesse, Modularisierung und Teamarbeit
Dass die Hierarchie ihrer technischen Überlegenheit zum Trotze dennoch ins Gerede gekom­
men ist, liegt daran, dass die Hierarchie nicht in jedem Fall effektive und effiziente Arbeitser­
gebnisse zeigt. So führt die hierarchische Organisation nur dann zu Effektivitäts- und Effizi­
enzgewinnen, wenn die zu bewältigenden Aufgaben dekomponierbar sind, sie versagt jedoch, 
wenn den Aufgaben und Problemen die  ‚Passung‘ zur hierarchischen Steuerungsform fehlt. 
Helmut Willke schreibt dazu:  
Die  Funktionalität  von  Hierarchie  zur  Lösung  großer  Gemeinschaftsaufgaben  hängt  [...] 
73 Bernard Mandeville, Die Bienenfabel oder Private Laster, öffentliche Vorteile. Mit einer Einleitung von 
Walter Euchner. 2. Aufl. Frankfurt/Main 1980 (stw 300). 
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davon ab, ob die anstehenden Aufgaben so in Teilaufgaben zerlegt (dekomponiert) werden 
können, daß jede Teilaufgabe entsprechend ihrer Verortung in der Struktur der Gesamtaufgabe 
auf einen passenden Ort in der Struktur der hierarchischen Organisation verteilt werden kann. 
Jedes befaßte Element der Hierarchie übernimmt gemäß seiner Stellung und Spezialisierung 
einen  Teilaspekt  der  Aufgabe;  und  schließlich  werden  die  Teilleistungen  entlang  der 
hierarchischen  Ordnung  wieder  zu  einer  Gesamtlösung  zusammengeführt.  Voraussetzung 
einer  ‚Passung‘ von  Aufgabenstruktur  und  Steuerungsstruktur  sind  also  einerseits  eine 
hierarchisch  dekomponierbare  Aufgabe  und  andererseits  eine  hierarisch  aggregierbare 
Zusammenführung  von Teilleistungen.  Diese  Übereinstimmung von Aufgabenstruktur  und 
Steuerungsstruktur  zerbricht,  sobald  Komplexaufgaben  auftreten,  die  weder  hierarchisch 
dekomponierbar,  noch  aggregierbar  sind,  etwa  weil  zwischen  Teillösungen  auf 
unterschiedlichen  Ebenen laterale  Beziehungen  bestehen,  die  Querschnitts-Verknüpfungen, 
ebenenübergreifende Koordination, hierarchiefreien Diskurs, hohe Entscheidungsautonomien 
vor Ort etc. verlangen. (Willke 1998:69 f.) 
Der Nutzen hierarchischer Organisation wird ferner infrage gestellt, wenn die Komplexität 
der Probleme Aufwand und Kosten in ein Missverhältnis treibt. Dass die Komplexität der Ge­
genstände immer auch Auswirkung auf die Komplexität der Organisationsform hat, zeigt sich 
insbesondere in weitverzweigten Hierarchien, die komplexe Sachverhalte durch immer  gi­
gantischere Regelwerke in den Griff zu bekommen versuchen. Denn die Logik der Hierarchie 
fordert konsequent, dass alles, „was präzise beschrieben und vorgeschrieben werden  kann, 
auch präzise vorgeschrieben wird“ (Willke 1998:82). Welche Ausmaße das annehmen kann, 
beschreibt  Jacques Gansler  (1989)74 am Beispiel  der Spezifikationen im militärischen Be­
schaffungswesen:
Military  specification  MIL-F-1499F  describes,  in  18  pages  exactly  what  must  go  into  a 
fruitcake  [...] there  is  a  20-page  specification  for  towels,  a  20-page  specification  for 
underwear, and a 16-page specification for plastic whistles, a 17-page specification for olives,  
a 20-page specification for hot cocolate [...].
Reaktion auf die Schwächen hierarchischer Arbeitsteilung sind Prozessorientierung, Modu-
larisierung und selbstorganisierende Formen der Arbeitsorganisation.
Prozesse bezeichnen eine Reihung logisch aufeinanderfolgender Aktivitäten, die in entspre­
chend vorgegebener Ablauffolge abzuarbeiten sind. In Prozessen werden Aktivitäten zielge­
richtet kombiniert, sodass als Ergebnis ein greifbares Produkt, eine Dienstleistung oder eine 
organisatorische Veränderung erzielt wird (Seidel et al. 2009:4). 
Die Prozessorientierung stellt eine Neuerung zur klassischen Orientierung in der Organisati­
onstheorie dar, die sich zunächst ausschließlich mit der Gestaltung der Aufbauorganisation, 
74 Gansler, Jacques,  zit. nach (Willke 1998:82).
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Abbildung 13: Hierarchie und Prozess
d. h. mit  der Strukturierung einer Unternehmung in organisatorische Einheiten wie Stellen 
oder Abteilungen, beschäftigt hat. Bedingt durch Probleme mit der Kundenbindung und mit 
mangelnder Flexibilität im Wettbewerb bahnte sich mit der Prozesssicht ein Leitbildwechsel 
an. Es galt, die hierarchischen Organisationen zu zerschlagen und nach dem Modell der Pro­
zessorientierung neu zu errichten. Diese Neuorientierung kommt einer 90-Grad-Drehung der 
Organisationsstruktur gleich: Es stehen nun nicht mehr der Aufbau sowie die aufgaben- und 
funktionsbezogene Sichtweise im Mittelpunkt, sondern die Abläufe innerhalb der Organisati­
on (Seidel et al. 2009:4). Die Besetzung von Stellen, Arbeitsteilung und Arbeitszerlegung fol­
gen  damit  primär  der  Prozesslogik,  während  das  Prinzip  der  Funktionskonzentration  erst 
nachrangig folgt. Die Neufokussierung auf die Ablauforganisation ist als Reaktion auf die 
mangelnde Passung von Steuerungsstruktur und Aufgabenstruktur zu begreifen, die immer 
dann sichtbar wird, wenn die zu lösenden Aufgaben nicht in der Funktionshierarchie lösbar 
sind, sondern quer zu den  Fachabteilungen und Zuständigkeiten liegen. Aber auch hier gilt, 
dass sich Prozesse nur modellieren und formalisieren lassen, wenn sich ihre wesentlichen Tei­
le wiederholen und in Routine gleich ablaufen  (Rolf 2008:44 f.). 
Ein weiterer Schritt der Flexibilisierung und Aufweichung hierarchischer Strukturen ist mit 
dem Begriff der Modularisierung verbunden.  Unter  Modularität wird allgemein die Auftei­
lung eines Ganzen in Module, Bauelemente oder Bausteine bezeichnet. Man spricht deshalb 
auch vom  Bausteinprinzip oder  Baukastenprinzip, das als Strukturkonzept, ebenso wie die 
Hierarchie, der Reduktion von Komplexität dient. Ziel der Modularisierung ist der Zusam­
menbau eines Ganzen in  möglichst autonome Module. Es gilt,  das Gesamtsystem  in einer 
Weise zu zerlegen, dass die Interdependenzen innerhalb eines Moduls hoch und zwischen den 
Modulen möglichst gering sind. Komplexitätsreduktion wird dadurch erzielt, dass die System­
details aus der Warte des Ganzen ausgeblendet bleiben können (Rolf 2008:62). Im Ansatz der 
Modularisierung verbirgt sich ein arbeitsorganisatorischer Paradigmenwechsel, der von der 
rein hierarchischen Arbeitsorganisation zu offeneren Organisationsformen geführt hat. In den 
Unternehmen, selbst in der öffentlichen Verwaltung, treten inzwischen operative Module ent­
lang der Geschäftsprozesse oder innovative Projekte für zeitlich begrenzte Entwicklungsauf­
gaben an die Stelle hierarchisch strukturierter Abteilungen. Hierarchische Arbeitsbeziehungen 
wandeln sich in Arbeitsgruppen und Teams mit Teilautonomie. 
2.4.3 Heterarchie als Koordinationsmodell
2.4.3.1 Heterarchie als demokratische Organisationsform
Der Begriff Heterarchie wurde erstmalig von dem Neurophysiologen und Kybernetiker War­
ren McCulloch im Zusammenhang mit der Funktionsweise neuronaler Netze eingeführt. In 
der Steuerungstheorie steht die Heterarchie als Gegenmodell der Hierarchie für ein Koordina­
tionsmodell  der  gleichrangigen,  selbstorganisierten  und  dezentralen  Koordination  (Willke 
1998:89 f.). Im Unterschied zur Hierarchie stehen die Organisationseinheiten der Heterarchie 
nicht in einem Über- und Unterordnungsverhältnis, sondern bilden ein Netzwerk gleichbe­
rechtigter Elemente.  Als sozialer Koordinationsmechanismus kann die Heterarchie idealty­
pisch als Modell nichthierarchischer Organisation aufgefasst werden, die durch ein polyzentri­
sches Organisationskonzept mit demokratischen Entscheidungsstrukturen geleitet wird. Die 
Koordination  von Handlungen erfolgt  durch horizontale  Abstimmung zwischen prinzipiell 
gleichberechtigten  Akteuren.  Entscheidungen werden in  Übereinkunft  gefällt,  d. h.,  an  die 
Stelle des Weisungsprinzips der Hierarchie tritt das Verhandlungsprinzip der Heterarchie. He­
terarchien lassen sich deshalb auch als Verhandlungssysteme charakterisieren. Interessenfin­
dung, Konfliktlösung, Verständigung und Koordination erfolgen nicht durch Regel oder Wei­
sung, sondern durch Partizipation, d. h., der demokratische Entscheidungsprozess ersetzt hier 
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das formal-rationale Reglement  (Reihlen 1998:8). Grundsätzliches Problem heterarchischer 
Organisation ist das „Problem der großen Zahl“, das eine heterarchische Organisation tenden­
ziell entscheidungsunfähig macht. Die Grenzen heterarchischer Organisation liegen damit in 
der mangelnden Praktikabilität radikal multilateraler Verhandlungsprozesse bei einer größeren 
Anzahl von Akteuren (Scharpf 1996). Heterarchien sind deshalb gezwungen, temporäre Hier­
archien auszubilden, um entscheidungsfähig zu werden. Im Unterschied zu Hierarchien, deren 
Entscheidungsstrukturen und Positionen durch Formalismen vorgegeben sind, bilden Heterar­
chien diese jedoch problemorientiert aus (Reihlen 1998:9). Gleichrangigkeit und Selbstorga­
nisation bedeuten somit nicht, dass alle Mitglieder ein gleiches Gewicht haben und dass mehr 
oder weniger verfestigte Entscheidungsstrukturen nicht genutzt werden  ‒ es heißt vielmehr, 
dass  Führung,  Zuständigkeit  und Regeln  nicht  formal  vorgegeben und zwingend weisend 
sind, sondern selbstorganisiert entstehen. Dabei werden folgende Mechanismen wirksam:
• Führungsfunktionen werden von „Experten“ übernommen, die aus der Organisation 
hervorgegangen sind und ihre  Position  durch ihr  Wissen und fachliche  Reputation 
erworben  haben.  Im  Unterschied  zur  Hierarchie  und  ihrem  autokratischen 
Weisungssystem  ist  die  Macht  in  den  demokratisch  organisierten  Heterarchien 
kontrolliert,  beschränkt  und  polykratisch  organisiert  (Reihlen  1998:10).  
• Kollektiv abgestimmtes Handeln entsteht durch die Ausbildung einer gemeinsamen 
Organisationskultur, die durch die Kultivierung kollektiver Überzeugungen, Werte und 
Normen sowie durch die Entwicklung gemeinsamer Handlungsziele entsteht (Reihlen 
1998:12). 
Heterarchien sind in diesem Sinne eine zurückhaltende Form der Organisation, die wenige 
Vorgaben macht und auf „den intelligenten Einzelinitiativen ihrer Mitglieder“ beruht, „die im 
kooperativen Wettbewerb um temporäre Positionen konkurrieren“ (Reihlen 1998:9). Die Vor­
teile heterarchischer Organisationsformen sind ihre große Flexibilität und ihre Offenheit für 
Lern- und Innovationsprozesse. 
2.4.3.2 Stabilität und Innovation
Bislang  wurden  zwei  Gründe  für  die  Abkehr  formal-rationaler  Verhaltensformalisierung 
genannt:
1. Hierarchische Strukturen und zu eng gekoppelte Prozesse können den Aufwand 
und  die  Kosten  der  formalisierten  und  standardisierten  Problemlösung  in  ein 
Missverhältnis  treiben.  Aufwand  und  Kosten  steigen  überproportional  mit  der 
Komplexität von Problemen. 
2. Sind die zu bewältigenden Aufgaben nicht dekomponierbar, fehlt die ‚Passung‘ zur 
hierarchischen Steuerungsform. Hierarchische Steuerung wird dann dysfunktional.
Ein  weiterer  Grund  für  das  Versagen  hierarchischer  Organisationsformen  findet  sich   im 
Stabilitätsparadigma der rationalistischen Weltanschauung, die Wissenschaft und gesellschaft-
liche Ordnungen nur dann als rational anerkennt, wenn sie durch logische Aussagensysteme 
oder formal-rationale Regeln stabile Systeme ausbilden  (Reihlen 1998:3 f.). Das Scheitern 
technokratischer  Interventions-  und  Steuerungsmodelle  führte  deshalb  zu  Gegenmodellen, 
deren besonderes Kennzeichen nicht Stabilität ist, sondern Flexibilität und Lernfähigkeit: Mit 
dem systemischen Denken wird  die  rationalistische  Grundannahme angegriffen,  dass  sich 
zeitlose, allgemeingültige und objektive Erkenntnissysteme überhaupt entwickeln lassen und 
gezielte Interventionen in komplexe gesellschaftliche Zusammenhänge möglich sind (Foerster 
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1993, Foerster 1988, Foerster 1985, Willke 1996b, Willke 1998). Systemgestaltung zielt mit 
dieser Erkenntnis nicht mehr auf Stabilität ab, sondern auf Anpassungs- und Lernfähigkeit. In 
der Wirtschaft zeigt sich dieser Paradigmenwechsel im Wandel des Wettbewerb-Leitbildes: Im 
klassischen Verständnis stand noch das Großunternehmen im Mittelpunkt, das im Wettbewerb 
weniger  durch  die  Fähigkeit  zur  Innovation,  sondern  durch  günstige  Produktionskosten, 
Kontinuität  und  Aufrechterhaltung  eines  stabilen  Produktionssystems  unter  Einsatz  hoch 
entwickelter  Technologie  bestehen  konnte.  Durch  das  Bröckeln  beständiger 
Rahmenbedingungen  und  das  Aufkommen  eines  „neuen“  ‒ auf  Innovation  setzenden  ‒ 
Wettbewerbs  verlieren  die  auf  Stabilität  ausgerichteten  Produktions-  und 
Vermarktungsstrategien  an  Bedeutung  (Reihlen  1998:6). Reihlen  beschreibt  das  lernende, 
flexible und auf Innovation ausgerichtete Unternehmen als Unternehmensleitbild des ‚neuen‘ 
Wettbewerbs:
Unternehmensleitbild  des  ‚neuen‘ Wettbewerbs  ist  das  lernende  Unternehmen,  das  eine 
Strategie  der  kontinuierlichen  Innovation  in  Produkten  und  Prozessen  innerhalb  eines 
wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Rahmens  verfolgt,  der  permanente  industrielle 
Restrukturierung ermutigt und fördert. Das innovative Unternehmen ist nicht von der Gunst  
einer  einmal  erreichten  Position  im Wettbewerbsfeld  abhängig,  sondern  verfügt  über  das 
Potential und die Kompetenz, sich an marktliche Veränderungen kontinuierlich und flexibel 
anzupassen und die Regeln des Wettbewerbs in einem Prozeß der ‚schöpferischen Zerstörung‘ 
mitzuschreiben. (Reihlen 1998:6)
Dieser Wettbewerb ist ein ‚Schumpeter’scher Wettbewerb‘, der die Innovation in den Mittel­
punkt stellt und damit auf dem schöpferischen Potenzial und den Wissensvorsprüngen grün­
det. Im Wettbewerb um Innovationen werden Wissen, Kreativität und Expertise zum eigentli­
chen Motor wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Entwicklung der postmodernen ‚Wissens­
gesellschaft‘  (Reihlen 1998:6 f.).
2.4.4 Kopplung von Handlungsketten
2.4.4.1 Akteure, Rollen und Handlungen in Organisationen
In Organisationen treten an die Stelle konkreter Personen ihre sozialen Rollen. Luhmann be­
schreibt Rollen als aufeinander bezogene Erwartungen, die von den konkreten Personen ent­
koppelt sind und sich aus der Position der Rollenträger/-innen ableiten (Willke 1996b:151).75 
Die Kommunikationen, die von Niklas Luhmann als Elemente sozialer Systeme beschrieben 
werden, sind nicht direkt beobachtbar, sondern lassen sich nur aus beobachtbaren Phänome­
nen ableiten. Die Brücke zum abstrakten Konzept sozialer Systeme findet sich in den Aspek­
ten der Wirklichkeitskonstruktion, d. h. in der Unterscheidung von Beschreiben, Erklären und 
Bewerten. Dadurch lässt sich beschreibbares Verhalten von Menschen durch Kommunikatio­
nen erklären und das abstrakte Konzept sozialer Systeme auf die Ebene der beobachtbaren Ak­
teure und Verhaltensweisen zurückführen (Simon 2007:76). Im Reich des Beobachtbaren las­
sen sich Akteure in die Organisation selbst, in die Organisationseinheiten und die dort wirken­
den  Personen  unterscheiden.  Den  zweiten  beobachtbaren  Bereich  stellen  die  Handlungen 
(bzw. die Aktionen) der Akteure dar. Auch Handlungen lassen sich als zusammengesetzte Ein­
heiten betrachten. In der Möglichkeit, Handlungsketten über Programme und Kommunikati­
onswege zu verzahnen, besteht die wichtigste Funktion der Organisation. Kommunikationen 
als Vereinigung von Handlung und Handlungsreaktion sind dabei das Bindemittel, das aus den 
75 Die Elemente der Organisation sind Entscheidungen als besondere Form der Kommunikationen, die von 
Luhmann entsprechend als Handlungen definiert werden, „die auf eine an sie gerichtete Erwartung 
reagiert“ (Luhmann 1984b:594). 
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betrachteten Einheiten zusammengesetzte Einheiten werden lässt. Das eröffnet eine große Va­
riationsbreite in der Struktur sozialer Systeme, die größer oder kleiner, grob- oder feinkörni­
ger sein kann  (Simon 2007:77). 
2.4.4.2 Entscheidungsprämissen
Prämissen bilden die Voraussetzung für Entscheidungen oder Handlungen. Als ihr besonderes 
Kennzeichen lässt sich hervorheben, dass die Prämisse bei ihrer Verwendung nicht mehr ge­
prüft werden muss, d. h., dass die „Relevanz für das anstehende Problem, nicht aber die Wahr­
heit der Prämisse eine Rolle spielt“  (Luhmann 2006:222). Das Verhältnis von Prämisse zur 
Entscheidung ist weder logisch noch kausal, sondern steht, ebenso wie die sich daraus ableit­
baren Entscheidungen zueinander, in (mehr oder weniger) „lockerer Kopplung“. 
Weder kann die Entscheidung aus ihren Prämissen deduziert werden; noch sind die Prämissen 
die Ursachen der Entscheidung, sodass das System durch Festlegung der Prämissen kausal 
geschlossen  werden  könnte.  Deshalb  ist  es  heute  üblich  geworden,  das  Verhältnis  von 
Prämisse  und  Entscheidung  und,  davon  abhängig,  das  Verhältnis  der  Entscheidungen 
zueinander als ‚lockere Kopplung‘ zu bezeichnen. (Luhmann 2006:222 f.) 
Entscheidungsprämissen determinieren somit nicht, sondern legen Entscheidungsspielräume 
fest. Sie nehmen den Akteuren Freiraum und eröffnen dadurch Freiräume der autonomen Ent­
scheidung. Die wichtigsten Typen der Entscheidungsprämissen in Organisationen sind Pro­
gramme, Kommunikationswege und Personen (Simon 2007:70 f.). 
(a) Programme
In der Tradition der klassischen Organisationstheorie werden Programme auch als Aufgaben 
im Sinne der „Aufgabe“ von Zwecken und Zielen verstanden (Luhmann 2006:256). Program­
me folgen als Konditionalprogramme dem Wenn-dann-Schema oder dienen als Zweckpro­
gramme dem Erreichen eines Ziels.  
Wir  wollen  die  primär  inputorientierten  Programme  Konditionalprogrammme,  die  primär 
outputorientierten Programme Zweckprogramme nennen. Bei beiden Programmformen, und 
darin  stimmen  sie  überein,  handelt  es  sich  um  die  Einführung  einer  künstlichen 
Unterscheidung, die nicht vorgefunden wird, sondern im System selbst konstruiert und durch 
Entscheidung  verbindlich  gemacht  werden  muss.  Konditionalprogramme  unterscheiden 
zwischen  Bedingungen  und  Konsequenzen,  Zweckprogramme  zwischen  Zwecken  und 
Mitteln. (Luhmann 2006:261 f.) 
Je genauer und exakter sich Aufgaben beschreiben lassen, desto genauer lassen sich die abzu­
arbeitenden Handlungsschritte vorschreiben und umso weniger muss entschieden werden. Die 
Festigkeit der Kopplungen kann in Programmen somit durchaus variieren. 
(b) Kommunikationswege
Kommunikationswege finden ihren Ausdruck in der Position der Mitglieder einer Organisati­
on. Sie zeigen sich im „Dienstweg“ über Zuständigkeiten oder Zustimmungspflichten oder 
wenn höhere Instanzen oder Fachexperten in die Entscheidung einbezogen werden müssen. In 
der formalen Struktur einer hierarchischen Organisation mit ihren Über-, Unter- und Gleich­
ordnungsverhältnissen  bildet  damit  die  „Stelle“  die  Entscheidungsprämisse ihres  Inhabers. 
Kommunikationswege regeln als Entscheidungsprämisse auch die Kopplung und Integration 
verschiedener Organisationseinheiten in der Prozesskette. Das heißt, Kommunikationswege 
regeln, wann eine Abteilung ‒ z. B. in der Abwicklung einer Dienstleistung ‒ ihre Zuständig­
keit ab- und an eine andere Abteilung weitergibt (Simon 2007:71 f.). Prozesse haben in die­
sem Sinne neue Kommunikationswege in die Organisation gebracht.
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(c) Personen
Die Entkopplung von Person und Handlung und die damit verbundene Austauschbarkeit von 
Personen ist ein besonderes Kennzeichen der Programme. Personen als Entscheidungsprämis­
se stellen ein Gegenbild dieses Prinzips dar, ihr besonderes Kennzeichen ist die direkte Kopp­
lung einer Person an eine Handlung bzw. Entscheidung. Sie zeichnen sich dadurch aus, dass 
eine Entscheidung direkt einer Person zugerechnet werden kann. Das ist nur möglich, wenn 
erwartet werden kann, dass andere Personen anders entschieden hätten (Luhmann 2006:286). 
Wenn Personen als Entscheidungsprämisse fungieren, wird anstelle der Regel auf die Verant­
wortung  einer  Person  oder  einer  Gruppe  (z. B.  in  Gremien  oder  Teams)  gesetzt  (Simon 
2007:74). Wann eine Organisation eher auf  Programme und wann eher auf Personen setzen 
sollte, hängt von der Beschaffenheit der Aufgaben ab: 
• Personen sind immer dann als Entscheidungspämisse sinnvoll, wenn die Organisation 
mit komplexen und vielschichtigen Aufgaben konfrontiert ist und flexibel reagieren 
muss. 
• Programme sind sinnvoll, wenn sich die Abarbeitung von Aufgaben ständig wieder­
holt und in ähnlicher Weise als Routinetätigkeit abgewickelt werden kann.
2.4.4.3 Handlungsketten und Sozialstruktur
Die Variationsbreite sozialer Systeme durch die Unterscheidung in lose und feste Kopplungen 
wurde erstmalig im Ansatz des Organisationstheoretikers Karl Weick präzisiert (Weick 1995). 
Weick definierte die Tätigkeit des Organisierens als eine „durch Konsens gültig gemachte 
Grammatik für die Reduktion von Mehrdeutigkeit mittels bewußt ineinandergreifender Hand­
lungen“. Organisieren heißt in diesem Sinne, „fortlaufende unabhängige Handlungen zu ver­
nünftigen Folgen zusammenzufügen, so daß vernünftige Ergebnisse erzielt werden“  (Weick 
1995:11). Die  Tätigkeit  des  Organisierens  umfasst  damit  Handlungsketten,  d. h.  eine  be­
stimmte Ablaufstruktur ineinandergreifender Handlungen. Ziel dieser Strukturen ist die Effizi­
enz- und Effektivitätssteigerung kollektiven Handelns auf der Grundlage der ideellen  „Ent­
kopplung von Personen und ihren Handlungen“ (Simon 2007).  Formalisierte Handlungsket­
ten finden ihren reinsten Ausdruck in der Taylorisierung der Arbeit76 oder im Bürokratiemo­
dell Max Webers. Sowohl die Zerlegung und Standardisierung des Arbeitsprozesses am Fließ­
band als auch der Idealtypus bürokratisch-formalisierter Prozesse durch das Befolgen logisch-
deduktiver Regeln in der Verwaltung repräsentieren damit ein  zielgerichtetes, organisiertes 
Verhalten. Ihr besonderes Merkmal ist die Austauschbarkeit von Personen und die Wiederhol­
barkeit bestimmter Arbeitsabläufe entlang bestimmter Regeln (Simon 2007:12 f.). Diese Ab­
straktion von konkreten Personen lässt die Organisation als Gebilde erscheinen, das nicht aus 
Menschen, sondern aus bewusst koordinierten Verhaltensweisen besteht. Diese Differenz zwi­
schen Organisation und ihren Mitgliedern bezeichnet Simon als konstituierendes Merkmal 
von Organisation und damit gleichsam als zentrales „Beobachtungs- und Analyseschema der 
Organisationstheorie“ (Simon 2007:14).
2.4.4.4 Kopplungen
Die Verkettung „bewusst ineinandergreifender Handlungen“ kann anhand ihrer Kopplungs­
modalitäten bzw. ihrer Kopplungsfestigkeit charakterisiert werden. Mit anderen Worten: Or­
ganisationen oder kollektive Handlungen lassen sich daraufhin beobachten, „ob sie sich eher 
durch lose oder feste Kopplungsmodalitäten charakterisieren lassen“  (Simon 2007:78). Das 
Konzept der Kopplungsmodalität lässt sich als Organisationsprinzip sowohl auf die Kopplung 
76 Im „Scientific Management“ Frederick W. Taylors.
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von Aktionen bzw. Handlungen als auch auf die Kopplung von Akteuren anwenden: 
• In der Kopplung von  Aktionen geht es um die Sicherung von sachlichen Ergebnissen 
(Sachdimension).  Als  Organisationsprinzip  können  bei  diesem  Kopplungstyp  die 
Akteure variieren, ohne dass davon die Aktionen betroffen sind. Mit der Kopplung 
von  Handlungen  richtet  sich  der  Blick  auf  Prozessmuster  wie  Arbeitsabläufe, 
Geschäftsprozesse, Konventionen oder Rituale, also auf Formen der Festlegung von 
Handlungsabläufen  (Simon 2006:78).
• In der Kopplung von Akteuren geht es um die Sicherstellung der sozialen Beziehung 
(Sozialdimension).  Als  Organisationsprinzip  richtet  sich  hier  der  Blick  auf  die 
Intensität und die Dichte der sozialen Beziehung  (Simon 2006:74 ff.). 
Die Kopplungsfestigkeit von Handlungen findet in flexibleren oder starreren Entscheidungs­
programmen seinen Ausdruck. Die feste Kopplung von Aktionen führt zur festen Folge von 
Prozessschritten und findet sich vor allem dort, wo vorgegebene sachliche Ziele auf eine zu­
verlässige Grundlage gestellt werden sollen. Feste Kopplungen erlauben die Reproduktion an­
gestrebter Resultate. Klassische Beispiele sind das Rezept oder die fordistisch organisierte Fa­
brik (Simon 2006:82). Das Spannungsverhältnis von festen und losen Kopplungen liegt in 
dem großen Effizienzpotenzial stark strukturierter Kooperationszusammenhänge und der Fle­
xibilität und Kreativität loser Kooperationszusammenhänge. Feste und lose Kopplungen sind 
in diesem Sinne gegenläufige Konzepte, die sowohl Vorteile als auch Nachteile haben. Feste 
Kopplungen bringen nicht nur Effizienzvorteile, sondern dienen auch dem personenunabhän­
gigen Wissenstransfer.  Die Standardisierung von Prozessen macht  organisationales  Wissen 
damit übertragbar.  Die Nachteile fester Kopplungen liegen in der mangelnden Flexibilität in 
der Reaktion auf sich rasch wandelnde Umweltbedingungen. Kreativität und Flexibilität gehö­
ren zu den Stärken loser Kopplungen  (Simon 2006:79 ff.). In  fest gekoppelten Handlungs­
mustern zeigt sich die Autonomie der Prozesse gegenüber den beteiligten Akteuren. Im Ex­
tremfall  sind diese nicht nur austauschbar,  sondern durch Maschinen ersetzbar.  Neben der 
Sachdimension werden auch Beziehungsmuster von Menschen wirksam. Die Kopplung von 
Akteuren verweist auf die Funktion der Entscheidungsprämisse und findet ihren Ausdruck in 
bestimmten Rollen und Zuständigkeiten. In der Verkopplung von Aktionen und Akteuren tre­
ten Personen als Rollenträger in Erscheinung und machen auf diese Weise Zuständigkeiten 
und Verantwortlichkeiten sichtbar. 
Simon schlägt auf Grundlage der Kopplungsfestigkeit von Akteuren und Aktionen eine Typo­
logie unterschiedlicher Organisationsformen vor. Zum Kriterium der Unterscheidung wird das 
Mischverhältnis der Kopplungsdichte von Akteuren und Aktionen. Lose und feste Kopplun­
gen sind dabei als relative Größen zu verstehen, die insgesamt vier grobe Kopplungsmuster 
ergeben (Simon 2007:79 ff., Simon 2006:83 ff.):
• lose gekoppelte Aktionen (= flexible Interaktionsmuster)
• fest gekoppelte Aktionen (= starre Interaktionsmuster)
• fest gekoppelte Akteure (Personen, Organisationseinheiten oder Gruppen in enger so­
zialer Beziehung)
• lose gekoppelte Akteure (Personen, Organisationseinheiten oder Gruppen in lockerer 
sozialer Beziehung)
Die Kopplungsmuster der Aktionen und Akteure lassen sich in einem zweidimensionalen Ko­
ordinatensystem abtragen. 
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Hierarchie und Heterarchie stehen sich in den Kopplungsmustern als Strukturkonzepte diame­
tral entgegen:
• Hierarchie ist durch die feste Kopplung von Aktionen und die lose Kopplung der Ak­
teure gekennzeichnet. Handlungsabläufe sind im Idealfall über Programme weitestge­
hend vorgegeben,  Zuständigkeiten eindeutig und Personen austauschbar.  Besondere 
Merkmale der Hierarchie sind relativ starre Interaktionsmuster und eine geringe sozia­
le Bindekraft. Steuerungsprinzip ist die hierarchische Weisung von oben nach unten. 
Ihre Stärke sind Transparenz,  Effizienz und Effektivität  bei  klar  strukturierten und 
überschaubaren Aufgaben in einer stabilen Umwelt. Ihre Schwächen sind mangelnde 
Effektivität und Effizienz bei komplexen und ressortübergreifenden Aufgaben oder in­
stabilen Umweltbedingungen. Hier fehlt es der hierarchischen Organisationsform an 
innovativer Kraft und Anpassungsfähigkeit.  
• Heterarchien sind durch die lose Kopplung von Aktionen gekennzeichnet. Ihre Stärken 
liegen  in  der  großen  Anpassungsfähigkeit  und  ihren  innovativen  Potenzialen.  Die 
Kopplungsdichte und Bedeutung der einzelnen Akteure sind in Heterarchien nicht fest 
vorgegeben. 
Gegenläufige Pole bieten ferner die Sachorientierung und Personenorientierung als weiteres 
Unterscheidungsmerkmal:
• In der streng bürokratischen Organisation findet die Sachorientierung durch die Aus­
tauschbarkeit der Akteure als organisierendes Prinzip ihre höchste Vollendung. Ent­
scheidungen und Handlungsabläufe sind von den Akteuren weitestgehend unabhängig, 
Entscheidungen werden „ohne Ansehen der Person“ (Max Weber) getroffen. Vorteile 
der Sachorientierung liegen u. a. im Schutz vor Willkür und der Sicherung nachprüf­
barer  Qualitätsstandards.  In  der  bürokratischen  Organisation  ist  Sachorientierung 
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Abbildung 14: Kopplungsmodalitäten
durch die lose Kopplung der Akteure und die feste Kopplung der Aktionen gekenn­
zeichnet.  
• Personenorientierte Systeme stellen den Gegenpol zur Sachorientierung dar. In perso­
nenorientierten  Systemen sind Interaktions-  und Handlungsmuster  veränderbar  und 
eher an den Bedürfnissen und Fähigkeiten ihrer Mitglieder orientiert. Personen bilden 
hier die wichtigste Entscheidungsprämisse. Personen sind fest  gekoppelt  und damit 
nicht austauschbar, die Aktionen hingegen variabel. In Arbeitsgruppen oder Teams ist 
die  Starrheit  der  Interaktionsmuster  zugunsten einer  größeren Personenorientierung 
verschoben. Sachorientierung und Personenorientierung halten sich hier die Waage.
2.5 Sozialstruktur und IT-Entwicklung
2.5.1 Software und sozialer Kontext
Die Anwendung des Prinzips der Entkopplung von Personen und Handlung auf soziotechni­
sche Systeme führt in den Kern des Zusammenwirkens von technischem und sozialem Sys­
tem. Basierend auf dem Prinzip der Trennung von Person und  Aktion stellt Software ein Ge­
bilde dar, das nicht aus Menschen, sondern aus bewusst koordinierten Verhaltensweisen be­
steht.  Das Anwendungsmodell  von Software repräsentiert  eine Formalstruktur,  die auf  der 
Austauschbarkeit von Personen und der Wiederholbarkeit bestimmter Aktionsfolgen entlang 
bestimmter Regeln gründet. Das Prinzip der Trennung von Person und Aktion ist damit nicht 
nur besonderes Merkmal der Organisation, sondern auch von Software.
Werner Sesink beschreibt den Vorgang der Entkopplung von Person und Aktion als Dekontex­
tualisierung  (Sesink 2004). In der Entwicklung von Software besteht dieser Vorgang darin, 
dass menschliche Handlungen aus dem sozialen Kontext herausgenommen und in ein Pro­
gramm transformiert  werden.  Um einen Ausschnitt  des sozialen Kontextes  in  die  formale 
Form eines Programms zu bringen, ist es notwendig, menschliche Handlungen in Operationen 
zu überführen. Operationen beschreiben wiederholtes und zweckgebundenes Handeln durch 
formale und auf Dauer angelegte Regeln. Die Operationalisierung menschlichen Handelns er­
folgt durch die Identifikation einzelner Aktionen und die Zerlegung des Handlungsstromes in 
einzelne Teile, die in einem weiteren Schritt zur operationalen Form zusammengeführt wer­
den. In der autooperationalen Form wird die operationale Form als schematisierte und inter­
pretationsfreie Maschine beschrieben (Rolf 2008:98 f., Floyd und Klaeren 1999:71). Softwa­
reentwicklung basiert somit auf Verallgemeinerung, auf Herauslösung menschlichen Handelns 
aus dem sozialen Kontext. In diesem Akt der Entkopplung und Formalisierung menschlicher 
Handlungen beruht die Modellierung der  operationalen Form als  Vorstufe des Programms 
(autooperationale Form) auf demselben Prinzip wie die Entwicklung formaler Organisati­
onsstrukturen. Die Wirkung von Software zeigt sich ebenso wie die Wirkung formaler Organi­
sationsstrukturen in der Anwendung, wenn mit deren Nutzung jene Sinnbezüge des sozialen 
Systems wieder zurückkehren, die im Prozess der Dekontextualisierung eliminiert wurden. 
Mit dem Begriff der Rekontextualisierung lässt sich beschreiben, was passiert, wenn operatio­
nalisierte Handlungen in Gestalt eines Programms (autooperationale Form) wieder in den so­
zialen Kontext zurückfließen (Sesink 2004). 
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Die Entwicklung von Software ist damit zumindest zweierlei: das Modellieren der operationa­
len Form und das Verfügbarmachen der autooperationalen Form (Programm). Die Potenziale 
und Risiken liegen in der Nutzung, weil Software mit ihrer Ausführung im sozialen Kontext 
wirksam wird und diesen verändert (Floyd und Klaeren 1999). Software verhält sich im sozia­
len Kontext somit nicht neutral, sondern entfaltet strukturierende Wirkung, indem sie Hand­
lungsmuster vorgibt und gleichsam Freiräume für neue Formen sozialer Interaktion schafft 
(Sesink 2004). Bettina Törpel beschreibt die Nutzung von Software entsprechend als Eingriffe 
in soziale Handlungsräume:
In der  angewandten Informationstechnik geht es  keinesweges lediglich um das Herstellen 
informationstechnischer  Mittel  selbst.  Vielmehr  werden  ganze  Infrastrukturen  beziehungs-
weise  Handlungsräume,  die  informationstechnische  Arbeitsmittel  enthalten,  hergestellt 
beziehungsweise verändert. Es muss also mit der ganzen Problematik des Umgestaltens von 
Arbeits-/Lebensbedingungen  durch  Informationstechnik  sorgfältig  und  verantwortungsvoll 
umgegangen werden: Freiheitsgrade beim Eingreifen in diese Bedingungen – idealerweise zur 
Verbesserung  dieser  Lebensbedingungen  –  sind  ebenso  zu  idendifizieren  und  zu 
berücksichtigen wie die Beschränkungen dabei. Die jeweils zu lösende Aufgabe kann als die  
(Re-)Konstruktion von Handlungsräumen gefasst werden. (Törpel 2004:474 f.)  
Was Bettina Törpel als (Re-)Konstruktion von Handlungsräumen beschreibt, bringt Werner 
Sesink mit noch größerer Schärfe auf die Formel des Zusammenwirkens von Destruktion und 
Konstruktion: In diesem Begriffspaar soll zum Ausdruck kommen, dass die Entwicklung von 
Software immer auch  bisherige Praktiken und Handlungsfolgen aufbricht und diese durch 
neue Formen ersetzt  (Sesink 2004). Damit sind zwei Kernbereiche im Einsatz von Software 
identifiziert:
1. Durch den Einsatz von Software wird Altes aufgebrochen und Neues ermöglicht, sie 
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Abbildung 15: De- und Rekontextualisierung von Software
bildet damit die Voraussetzung und Grundlage für Innovation und Fortschritt. 
2. Der Einsatz  von Software stellt  einen Eingriff  in soziale Handlungsräume dar,  das 
Aufbrechen und Neuschaffen ist immer auch Veränderung und Gestaltung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen von Menschen und nicht selten auch mit Zwang verbunden.  
2.5.2 Das Kooperations- und Steuerungsmodell in der Software 
Im Regelfall greifen die Softwareentwickler/-innen auf bereits formalisierte Strukturen der so­
zialen Welt zurück. Zu diesen formalen Strukturen gehören Strukturkonzepte, definierte Pro­
zesse und explizite Regeln wie z. B. Verträge, Arbeitsplatzbeschreibungen, „standard opera­
ting  procedures“,  Entscheidungs-  oder  Vollmachtsregeln.  In  Software  fließen  somit  auch 
Strukturen oder Modelle ein, die schon vor dem Softwareeinsatz bestanden haben. Das gilt 
prinzipiell auch, wenn nicht auf explizite Formalstrukturen der sozialen Welt zurückgegriffen 
wird, denn auch hier fließen zumindest Annahmen über die optimale Organisation des sozia­
len Kontextes ein. Diese Annahmen betreffen u. a. die Organisation der Arbeitsteilung, opti­
male Kooperationsstrukturen, Zuständigkeiten oder soziale Rollen. Die Entwicklung sozio­
technischer Systeme schließt damit auch die Reflexion der Annahmen über soziale Strukturen 
und Prozesse ein (Törpel 2004:478).  
Ein Blick in die Technikgeschichte offenbart, dass sich Gesellschaft und ihre Technologie ge­
meinsam entwickeln und sich diese in ihrer Entwicklung wechselseitig beeinflussen. Das be­
deutet zunächst, dass Software als formale Struktur in den sozialen Kontext eingreift und da­
bei auf vorhandene soziale Strukturen trifft. Software zeigt deshalb in unterschiedlichen Mi­
lieus auch unterschiedliche Wirkung  (Gross und Koch 2007). Im Zeitverlauf zeigt sich im 
Wechselspiel von De- und Re-kontextualisierung die wechselseitige Bedingtheit von Software 
und sozialem Kontext als gemeinsamer Entwicklungspfad. Arno Rolf spricht vom Technik­
nutzungspfad, der die Technikentwicklung als Ergebnis von Konflikten, Konkurrenzen und 
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Abbildung 16: Sozialer Kontext und Software
Diskursen der beteiligten Akteure sieht (Rolf 2008). De- und Rekontextualisierung stehen da­
mit in der gemeinsamen Entwicklungshistorie von Software und sozialem Kontext in einer 
zirkulären Abfolge (→ Abb. 12). Die Entwicklungspfade der IT-Entwicklung geben Hinweis 
darauf, dass sich der Weg vom Scientific Management zur Selbstorganisation in heterarchi­
schen Netzwerken ‒ wie im Web 2.0 ‒ in enger Wechselwirkung mit organisationellen Vor­
stellungen vollzieht. In den Organisationen findet sich der Motor dieser Entwicklung in der 
fortwährenden „Suche nach Formalisierungspotenzialen sowie im Aktzeptieren von Formali­
sierungslücken und dem permanenten Bemühen, auch hier IT sinnvoll einsetzen zu können“ 
(Rolf 2008:85). Das wird besonders im historischen Rückblick deutlich: vom leitenden Orga­
nisationsparadigma der  1970er-Jahre bis  hin zu den gegenwärtigen Visionen und Erschei­
nungsformen eines Web 2.0  bzw. von Social Media.
2.5.2.1 Die Hierarchie als Organisationsparadigma der Softwareentwicklung 
Die hierarchische Organisationsform war bis in die 1970er-Jahre hinein das vorherrschende 
Organisationsparadigma.  Leitbild  war  die  mechanistische  Organisation,  d. h.  eine 
Organisation, die dann als ideal erscheint, wenn sie wie eine Maschine funktioniert und auch 
wie eine Maschine vollständig „durchkonstruiert“ ist. In dieser Zeit entsteht die Vision eines 
Managementinformationssystems (MIS) als Leitbild der IT-Entwicklung. Ausgehend von der 
Annahme, dass sich Unternehmen in ihren hierarchischen Funktionen und Abläufen abbilden 
und  automatisieren  lassen,  wurde  versucht,  die  soziale  Organisation  durch  IT  zu 
automatisieren,  zu  steuern  und  zu  kontrollieren.  Die  Organisationstheoretiker  Kirsch  und 
Klein beschreiben diese Vision als mechanistisches Weltbild, das in vielerlei Hinsicht an Max 
Webers Idealtypus bürokratischer Organisation erinnert: 
Das Ideal  eines mechanistischen Managementsystems ist  die  Maschine als  mechanisches System.  Eine 
Organisation ist ideal, wenn sie wie eine Maschine funktioniert und auch wie eine Maschine vollständig  
‚durchkonstruiert‘ ist  [...] Die  Mitglieder  einer  Organisation  sollten  sich  unter  Zurückstellung  ihrer 
Persönlichkeit wie ‚Rädchen‘ in das Gesamtsystem einordnen. Ihre Funktion ist dabei ganz genau zu be-
schreiben. Durch geeignete Lohn- und Anreizsysteme und durch umfassende Kontrollmechanismen ist ein 
funktionsgerechtes Arbeiten der Teile des Systems zu garantieren. Das ‚Ineinandergreifen der Rädchen‘ soll 
unpersönlich bleiben. Das Schlimmste sind  ‚Reibungsverluste‘ durch Konflikte.  (Kirsch und Karl Klein 
1977:77 ff.) 
Die Wechselwirkung von IT und Anwendungskontext der Frühphase macht deutlich, dass der 
Weg der IT-Entwicklung historisch durch die Formalisierung und Standardisierung der Ar­
beitszerlegung geebnet wurde  (Rolf 2008:104).  Es wird aber auch umgekehrt deutlich, dass 
die IT-Entwicklung großen Einfluss auf die Unternehmensführung ausübt und die Organisati­
on nachhaltig beeinflussen kann. Deutlich wird dies am Begriff des Business Process Reengi­
neering (BPR), die Michael Hammer und James Champy als radikale Form der Reorganisati­
on definieren: „Fundamentales Umdenken und radikales Neugestalten von Geschäftsprozes­
sen, um dramatische Verbesserungen bei bedeutenden Kennzahlen, wie Kosten, Qualität, Ser­
vice und Durchlaufzeit, zu erreichen“ (Hammer 2003).
In der Radikalität des Business Process Reengineering zeigen sich aber auch die Grenzen und 
Probleme hierarchischer Organisation in der IT-Entwicklung. So konnte sich die Vision eines 
umfassenden Managementinformationssystems (MIS) nie verwirklichen lassen, ebenso wie 
das  Ideal  formaler  Rationalität  in  Bürokratien  in  Reinform nie  verwirklicht  wurde.  Hier 
scheint wirksam zu werden, was auch die Prozesstheorie als Überschätzung formaler Organi­
sationsstrukturen beschreibt und damit ebenfalls zur Bescheidenheit im Ansatz der Prozess­
steuerung durch Informations- und Kommunikationssysteme zwingt. So zeigen Erkenntnisse 
der Prozesstheorie, dass formale Organisationsstruktrukturen, Regelwerke und Leitlinien bes­
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tenfalls einen Orientierungsrahmen liefern, das Prozesshandeln aber nicht direkt strukturieren 
können, da die „konkrete Prozesspraxis [...] nicht vollständig durch Prozessregeln und Verfah­
rensanweisungen abgedeckt werden kann“ (Miebach 2008:386). In der Komplexität und Indi­
vidualität des Prozesshandelns zeigen sich auch die Grenzen von ERP-Systemen77 wie SAP, 
die direkt regulierend und kontrollierend in die Prozesspraxis eingreifen. Diese Art der Pro­
zessabwicklung kann nur auf rigide standardisierte Prozesse angewendet werden und führt in 
der Übertragung auf komplexe Sachverhalte in der Regel zu tief greifenden Problemen. Wie 
in der Anwendung organisatorischer Regelsysteme ist auch in der Anwendung von ERP-Sys­
temen damit zu rechnen, dass die Organisationspraxis nicht die erwarteten und gewünschten 
Ergebnisse zeigt und „immer wieder neue IuK Projekte aufgesetzt werden müssen, um die be­
stehenden Systeme zu optimieren oder zu revideren“ (Miebach 2008:386 f.) .
In der Praxis der Betriebsführung, die sich in der jüngeren Managementliteratur niederschlägt, 
ist eine deutliche Abkehr vom hierarchischen Steuerungsmodell erkennbar, was auch Auswir­
kungen auf den Einsatz und die Funktion von IT hat. Für die Technologieentwicklung ist da­
bei entscheidend, dass die Bedeutung der Kommunikation mit dem Wandel von starker Ver­
haltensformalisierung zu informelleren Formen der Handlungskoordination wächst. Während 
die stark formalisierte Arbeitsorganisation mit ihrer rigiden Arbeitsteilung, den Standardpro­
zeduren, Verfahren, Regelwerken etc. darauf abzielt, eine abstimmende Kommunikation über­
flüssig zu machen, wenn nicht gar unerwünscht erscheinen lässt, so spielen in der Zusammen­
arbeit von Gruppen gerade kommunikative Kompetenz und Teamfähigkeit eine entscheidende 
Rolle  (Rolf  2008:48 ff.). Die  zunehmende Aufweichung hierarchischer  Arbeitsorganisation 
zugunsten offener Kooperationsformen führte im Software-Engineering zur Begründung der 
CSCW-Forschung  als  eine  neue  Forschungsdisziplin,  die  sich  mit  der  Entwicklung  von 
Groupware-Systemen zur Unterstützung von Teamarbeit  befasst.  Weil  die  Kommunikation 
und Kooperation jedoch einer ganz anderen Logik folgen als die Unterstützung formalisierba­
rer Routineaufgaben, war die Entwicklung solcher Systeme zunächst durch erhebliche Proble­
me und Rückschläge belastet (→ Abschnitt 3.5.3).
2.5.2.2 Das Web 2.0 als technologiegetriebenes und demokratisches Koordinationsmodell 
Die Entformalisierung der Handlungskoordination unter Einsatz von IT findet zurzeit  ihre 
deutlichste Ausprägung in der Idee eines Web 2.0, dessen soziale Praxis und technische Ge­
staltung im Kern auf Vertrauen, Offenheit und Netzwerkeffekte setzt. Vertrauen, Selbstorgani­
sation, kollektive Intelligenz und ein aktives Nutzerverständnis stehen hier gleichsam für tief 
greifende Veränderungen der Wertschöpfung und Innovation, die sich als radikaler Bruch mit 
der Tradition formal-rationaler Organisation deuten lassen (Hippel 2005, Benkler 2007), Taps­
cott und Williams 2007). Das Web 2.0 ist in diesem Sinne Ausdruck und Beispiel des Wandels 
von der hierarchischen zur heterarchischen Organisationsform bzw. vom hierarischen zum de­
mokratischen Steuerungsmodell, wobei dieser Wandel insbesondere durch die Technologien 
und Anwendungen des Internets begleitet und ermöglicht wird. 
Der Schlüssel zum Verständnis dieses Phänomens liegt im Wandel des Menschenbildes ver­
borgen, in der Veränderung der Wahrnehmung, die Internetnutzer nicht nur als amorphe und 
tendenziell inkompetente Masse erscheinen lässt, sondern als intelligentes Potenzial, das erst 
durch den konsequenten Einsatz der Webtechnologien zur vollen Blüte gelangen kann (Rhein­
gold 2002, Surowiecki 2007, O'Reilly 2005). Der Glaube an kollektive Intelligenz folgt dem 
Prinzip des  Radical Trust, das auf der Annahme beruht, dass Nutzerinnen auch ohne Top-
down-Kontrolle konstruktiv und kompetent arbeiten und schöpfen können. Jimmy Wales, der 
Begründer von Wikipedia, sieht in einem Community-Design, das auf radikalem Vertrauen 
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basiert, den Schlüssel für den großen Erfolg des Wikipedia-Projektes. Hintergrund dieser Ein­
schätzung ist die Reflexion seines Scheiterns mit dem Nupedia-Projekt, das zwar wie Wikipe­
dia auf frei verfügbare Inhalte setzte, aber in der Erstellung der Inhalte einem rigiden  Top-
down-Reglement folgte.78 Die optimistische Einschätzung kollektiver Intelligenz basiert auf 
der Annahme, dass Gruppen besser als Individuen und große Gruppen besser als kleine urtei­
len können (Sunstein 2009). Ihr Vorteil wird in der dezentralen Vernetzung Vieler gesehen, die 
es erlaubt, verstreutes Wissen zu aggregieren, Meinungen und Urteile zu bündeln und die Be­
grenztheit des Wissens und der Denkfähigkeit des Einzelnen zu überwinden. 
Ob diese Mechanismen der Offenheit und der kollektiven Intelligenz tatsächlich funktionie­
ren, ist durchaus umstritten (→ Abschnitt 1.5) und zeigt in der psychologischen Forschung 
durch  die  Untersuchung  des  Gruppendenkens  und  in  den  Erscheinungsformen  des  Miss­
brauchs durchaus seine Grenzen. Um eine etwas differenziertere Sicht auf diese Streitfrage zu 
gewinnen, folgt diese Arbeit eher der Argumentation Fritz B. Simons, der im kollektiven Den­
ken zunächst den großen Vorteil in der Vielfalt und Verfügbarkeit des intellektuellen Potenzi­
als Vieler sieht. Kollektive Denkprozesse sind dabei relativ unabhängig von den einzelnen 
Kommunikationsteilnehmern und entfalten eine eigene Dynamik, die sowohl gute als auch 
schlechte Ergebnisse hervorbringen kann. Mit den Unterschieden des kollektiven Denkens 
zum „Einhirndenken“ des Experten ist somit keinesfalls gesagt, dass die Ergebnisse kollekti­
ven Denkens automatisch intelligent sind. Simon sieht die Qualität der Ergebnisse in Abhän­
gigkeit von der Organisation der Kommunikation. Kurz: Kollektive Denkprozesse bringen in­
telligente Ergebnisse hervor, wenn die Kommunikationsstrukturen intelligent organisiert sind 
(Simon 2006:12). Damit ist eine etwas differenzierte Position in der Einschätzung des intelli­
genten Potenzials eines  Web 2.0 gewonnen: Es geht somit nicht darum, kollektives Denken 
pauschal zu verdammen oder zu glorifizieren, sondern Strukturen zu schaffen, die „intelligen­
te“ Ergebnisse hervorbringen. Verbunden mit der Annahme, dass Webanwendungen die Art 
und Weise der Kommunikation im Internet beeinflussen, sie entweder stützen oder behindern 
können, gestalten die Anwendungen des Internets genau diese Spielregeln und Strukturen ei­
ner intelligenten oder weniger intelligenten Kommunikation. Das Ziel des Software-Enginee­
rings ist damit, Anwendungen zu entwickeln, die möglichst intelligente Kommunikationss­
trukturen ermöglichen und gleichsam den Missbrauch bändigen. 
2.5.2.3 Hierarchie und Heterarchie als idealtypische Koordinationsmodelle 
Werden Hierarchie und Demokratie (Heterarchie) als einander entgegengesetzte Koordinati­
onsmodelle begriffen, zeigen sich in diesen Modellen  bedeutsame Unterschiede in den Prä­
missen und Annahmen, in den Strukturen (Aufbau und Prozess) und den Prinzipien der Kon­
trolle und Produktion. Keines der beiden Modelle kommt in der Wirklichkeit in reiner Form 
vor, sondern sie sind als Idealtypen zu begreifen, die als Messlatte den Grad der Ausrichtung 
und die Zuordnung der unterschiedlichen Kooperationsprinzipien ermöglichen sollen.79 Das 
Web 2.0 bzw. Social Media stehen in dieser Betrachtungsweise nicht nur für die Unterstützung 
„sozialer Netzwerke“, sondern auch als idealtypischer Gegenentwurf zur formalen Rationali­
tät hierarchischer Organisation und professionalisierter Arbeit.
78 Jimmy Wales in einem Interview über Wikipedia und Community-Design im Elektrischen Reporter: 
http://www.elektrischer-reporter.de/index.php/site/film/43/.
79 Der Begriff des Idealtypus wurde von Max Weber in die Soziologie eingeführt und bezeichnet einen 
zielgerichteten und konstruierten Begriff, der die wesentlichen Aspekte der (sozialen) Realität durch 
bewusste Überzeichnung heraushebt. Die idealtypische Begriffsbildung oder Modellbildung dient nicht 
der abbildenden Beschreibung sozialer Phänomene, sondern vielmehr als „Messlatte“, an der das reale 
Geschehen gemessen werden kann (Weber 1968:190 ff.). Idealtypen bieten den Vorteil größerer 
Trennschärfe gegenüber wirklichkeitsnäheren, aber auch diffuseren Modellen (Reihlen 1998:42). 
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Hierarchie Heterarchie (Web 2.0)
Annahmen/Prämissen
Stabilität dynamische Komplexität
Rationalismus, Stabilitätsparadigma Kontraintuitivität, Nichttrivialität
Professionalität kollektive Intelligenz
Vertrauen in Experten und Vorgesetzte Radical Trust = Vertrauen in die „Vielen“
Aufbaustrukturen
organisatorische Abgrenzung Offenheit
Über- und Unterordnung/Zentralität Netzwerk/Dezentralität
abgrenzbare Zuständigkeiten Gleichrangigkeit
definierte Rollen und Positionen
Ablaufstrukturen
Prozesse enger Kopplung Netzwerke loser Kopplung
Fremdsteuerung Selbststeuerung
Planungsdeterminismus Evolution 
formal-deduktive Regeln informelle Regeln loser Kopplung
Kontrolle und Weisungs-/Entscheidungsbefugnis
Top-down Bottom-up
Vorgesetzte Partizipation  (Expertise  und  Entscheidung  durch  die 
Beteiligung  Vieler)
Handlungsebene (Akteurstypen)
Produzenten vs. Konsumenten Prosumenten
Laien vs. Experten Pionieranwender, Proams
Vorgesetzte vs. Untergebene Peers
Handlungsebene (Produktions- und Arbeitspraxis)
Entkopplung von Handlung und Person Peer-Production
Entkopplung von Planung und Ausführung
passive Konsumenten und Laien aktive Konsumenten und Laien
Konkurrenz Kooperation 
Tabelle 8: Soziotechnisches Schichtenmodell in zweiter Stufe
In den Prämissen und Annahmen zeigt sich der ideologische Gehalt beider Modelle: In dem 
einen offenbaren sich die rationalistische Annahme der zeitlosen, allgemeingültigen und ob­
jektiven Erkenntnissysteme und der damit verbundene Glauben an die Kraft rationaler Orga­
nisation; auf der anderen Seite steht das Vertrauen in die Kraft der Selbstorganisation und die 
Weisheit der Vielen mit der noch offenen Frage, ob die damit verbundenen hohen Anforderun­
gen an die „Vielen“ in jedem Fall zu bewältigen sind. Im hierarchischen Koordinationsmodell 
sind die Aufbaustrukturen durch organisatorische Abgrenzung, hierarchische Über- und Un­
terordnung, abgrenzbare Zuständigkeiten sowie durch klar definierte Rollen und Positionen 
gekennzeichnet. Die Prozesse folgen in enger Kopplung formal-deduktiven Regeln oder Pla­
nungsvorgaben. Die Kontrolle sowie die Entscheidungs- und Weisungsbefugnis laufen top-
down von den Vorgesetzten zu den untergeordneten Positionen. Für die meisten Akteure be­
deutet dies, überwiegend fremdgesteuert zu handeln. Im Unterschied dazu hat eine als Netz­
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werk gedachte Organisationsstruktur deutliche Auswirkungen auf die Formen der Zusammen­
arbeit und Produktion (Tapscott und Williams 2007). Im Unterschied zur hierarchischen Orga­
nisation, die Menschen nach klaren Zuständigkeiten, nach Qualifikation und nach Weisungs­
befugnis in ein hierarchisches Gefüge ordnet, steht das Prinzip der Gleichrangigkeit (Peering) 
für den sozialen Zusammenschluss Ebenbürtiger. Der Yale-Professor Yochai Benkler hat die­
ses alternative Konzept der Zusammenarbeit als Peer-Production80 bezeichnet (Benkler 2007). 
Der Begriff Peer-Production steht damit für ein Modell der offenen, horizontal organisierten 
Kooperation prinzipiell Gleichrangiger. Die klare Unterscheidung von Experten und Laien so­
wie der Glaube an das starke Individuum, das einsame Genie, den großen Entdecker oder Er­
finder wird damit aufgegeben. Die Akteure der Peer-Production sind produzierende Konsu­
menten,  professionelle  Amateure  oder  Laien-Innovatoren,  die  selbstorgansiert  in  sozialen 
Netzwerken als Gemeinschaft agieren und den einzelnen Experten oder die  Koryphäe  ver­
drängen. Zusammenarbeit und Produktion ist auch mit der Lockerung der Kopplung von Ak­
teuren und Aktionen verbunden. Klare Zuständigkeiten, hierarchische Rollen und strikte Ar­
beitsteilung, Planungsvorgaben und regelgeleitete Prozessabläufe lösen sich zugunsten hori­
zontaler Kooperation auf. Vor dem Hintergrund der oft auch sehr emotionsreich geführten De­
batte um die gesellschaftliche Bedeutung des Internets und seiner sozialen Prinzipien (Web 
2.0/Social Media) wird zu prüfen sein, ob und wo sich das Peer-Prinzip der Heterarchie oder 
der Rationalismus und die Professionalität der Hierarchie als besserer Weg der Handlungsko­
ordination erweisen (→ Abschnitt 1.4). Hinweise darauf finden sich in der Gegenüberstellung 
der Stärken und Schwächen beider Modelle:





e einfach effizient und effektiv weniger effizient und effektiv
komplex problemunangemessen, Risiko der 
Fehlsteuerung, Versagen, 
Bürokratisierung, hoher Aufwand 





t stabil effizient und effektiv weniger effizient und effektiv
instabil unflexibel flexibel 
Akteure Zwang und Gehorsam, Fremdsteuerung Freiheit, Selbstkontrolle und -steuerung 
Innovation tendenziell innovationshemmend tendenziell innovationsfördernd
Anforderungen geringe Anforderungen an die Akteure, bei 
überschaubaren Aufgaben und stabiler 
Umwelt
hohe Anforderungen an die Akteure
Tabelle 9: Stärken und Schwächen von Hierarchien und Heterarchien
In der Gegenüberstellung wird deutlich, dass beide Koordinationsmodelle nicht grundsätzlich 
falsch oder richtig sind, sondern dass ihre Angemessenheit von der Beschaffenheit der Proble­
me und der Stabilität der Umwelt abhängig ist. Hierarchischen Koordinationsformen ist der 
Vorzug zu geben, wenn die Probleme einfach und die Rahmenbedingungen der Umwelt stabil 
sind. Bei komplexen Problemen und instabilen Umweltbedingungen sind hierarchische Koor­
dinationsmechanismen jedoch kontraproduktiv und riskant:  Fehlsteuerung,  Versagen,  man­
gelnde Effektivität und Effizienz sind dann die Folge. Kontrolle und enge Kopplungen sind 
zudem mit Aufwand und komplizierten Abläufen verbunden. Überregelung oder Bürokratisie­
rung verursachen dann das, was sie vermeiden sollen, und werden selbst zur Ursache für man­
gelnde Effizienz und Effektivität. Bei instabilen Umweltbedingungen fehlen Hierarchien die 
Flexibilität und Innovationskraft zur Anpassung an sich verändernde Umweltbedingungen.
80 Nicht zu verwechseln mit dem Zusammenschluss von Internet-Service-Providern, um den Datenaustausch 
(Traffic) zwischen zwei Peering-Partnern (Providern) zu routen.
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Heterarchischen Organisationsformen ist der Vorzug zu geben, wenn die Probleme als kom­
plex und die Umweltbedingungen als instabil einzustufen sind. Sie sind die angemessenen Or­
ganisationsformen in einer durch dynamische Komplexität gekennzeichneten Umwelt bzw. ei­
nes  durch  „Vielschichtigkeit,  Vernetzung  und Folgelastigkeit“  gekennzeichneten  Entschei­
dungs- und Problemfeldes (Willke 1996a:22).  Heterarchische Kooperationsformen erwarten 
jedoch viel von ihren Mitgliedern: Eigeninitiative, Engagement, Leistungswillen, die morali­
sche Verpflichtung, gemeinsamen Zielen und Normen zu folgen, sowie fachliche, soziale und 
in der E-Demokratie auch technische Kompetenzen. Lassen sich diese Anforderungen in der 
heterarchischen Organisation jedoch nicht umsetzen, besteht das Risiko, dass sich die Vorzüge 
der Heterarchie in ihr Gegenteil verkehren: Anstelle eines offenen, flexiblen und innovativen 
Systems dominiert die „Tyrannei einer mittelmäßigen Mehrheit“ (Reihlen 1998:12), Überfor­
derung, Missbrauch und Qualitätsmängel werden dann offenbar. Es gibt ferner keine Garantie, 
dass Überforderung, Missbrauch oder Qualitätseinbußen in jedem Fall selbstorganisiert be­
wältigt  werden  können.  Die  Funktionsfähigkeit  heterarchischer  Koordination  hängt  damit 
„fundamental von den Qualitäten“ ihrer Mitglieder ab (Reihlen 1998:12).
2.5.3  Die systemische Perspektive
2.5.3.1 Regeln und Handeln
Mit der systemischen Perspektive richtet sich der Blick von den konkreten Personen auf die 
Eigendynamik und Autonomie sozialer Systeme. Die Verlagerung der Personen in die Umwelt 
sozialer Systeme verringert jedoch nicht die Bedeutung des Menschen, sondern betont seine 
Autonomie und Eigenständigkeit gegenüber der Organisation, der er niemals mit Haut und 
Haar angehört. Die Abstraktion von konkreten Personen und ihren Kämpfen macht erst deut­
lich, welche Rolle anonymisierte Kommunikationsstrukturen und welche Rolle die einzelnen 
Personen spielen. 
Eine systemische Perspektive zwingt dazu, sehr viel genauer zu unterscheiden, welchen Anteil 
an  der  Konstruktion  der  Wirklichkeit  von  Organisationen  Personen  haben  können  und 
welchen  Anteil  Regelsysteme,  etablierte  Routinen,  Erwartungen  und  andere  Formen 
anonymisierter Kommunikationsstrukturen haben. (Willke 1996b:153)
Diese anonymisierten Kommunikationsstrukturen finden sich in Regeln wieder, die in organi­
sierten Kontexten entstehen und sich über Erwartungsmuster in Regelsysteme wie Konventio­
nen, Routinen oder  ‚standard operating procedures‘ zusammenfügen. Die Entkopplung von 
Personen und Regelsystemen zeigt sich u. a. darin, dass Regelsysteme Personalfluktuationen 
überdauern und durch schriftliche Anweisungen, Stellenbeschreibungen, Dienstanweisungen, 
Handbücher etc. überliefert werden können (Willke 1996b:158). Soziale Systeme bestehen so­
mit aus anonymisierten ‒ von konkreten Personen abstrahierten ‒ Kommunkationsstrukturen, 
in denen sich Regelsysteme und Rollendefinition verselbstständigen.  Mit Bezug auf die  E-
Demokratie als Anwendungsbereich dieser Arbeit bestätigt sich in der systemischen Perspek­
tive die Annahme, dass die Form, d. h. die informalen und formalen Regeln, als überindividu­
elle Struktur das Handeln bestimmen. Daraus lässt sich folgern, dass der Bezugspunkt für Ein­
griffe in soziale Systeme nicht Personen, sondern die Regeln sind. 
Wird der Aspekt der Regel und Struktur aus einer systemtheoretischen Perspektive auf Soft­
ware angewandt, zeichnet Software (genauer: ihre Ausführung) dasselbe aus, was auch sinn­
hafte soziale Systeme auszeichnet: Sie ermöglicht und sie erzwingt Handeln zugleich. Softwa­
re erschließt als Entscheidungsprämisse Spielräume, innerhalb derer frei entschieden und ge­
handelt werden kann, und sie erschließt – zumeist neue ‒ Kommunikationswege. Hier liegen 
das Risiko und die Kraft im Einsatz von Software, weil sie Handeln nicht nur effektiver und 
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effizienter  macht, sondern immer auch ermöglicht und erzwingt. Software bildet damit die 
Voraussetzung für Innovation und Fortschritt, aber auch für Zwang.81 Sie leistet damit Ähnli­
ches wie andere Formalstrukturen: Sie wirkt restriktiv durch die Beschränkung von Freiheits­
graden und das Erzwingen von Handlungen und sie ermöglicht auf der anderen Seite vieles, 
was vorher noch nicht denkbar war (→ Abschnitt 2.4.1). Im Wechselspiel von De- und Re­
kontextualisierung liegen das Aufbrechen von Altem und das Ermöglichen von Neuem jedoch 
nicht nur in der Software, sondern fließen auch vom sozialen System als Beschränkung und 
Optionen in die Gestaltung von Software ein. Damit ist vor allem gesagt, dass Software nicht 
im luftleeren Raum entsteht, sondern gemacht wird, und dass die Leitbilder und Rahmenbe­
dingen des sozialen Kontextes ihre Wirkung in der Software zeigen. Inwieweit der Eingriff in 
soziale Handlungsräume durch Software auch durch die Leitvorstellungen des Kooperations- 
und Steuerungsmodells geprägt ist, steht im Mittelpunkt der vorliegenden  Arbeit und nach­
folgenden Betrachtung.
2.5.3.2 Software und die Ungewissheit in der Handlungskoordination
Mir ihren innovativen Potenzialen und ihrer aktiven Wirkung in sozialen Handlungsräumen 
drängt sich die Frage auf, inwieweit sich Software gezielt entwickeln und einsetzen lässt, um 
Innovationen zu befördern oder gezielt in Handlungsräume einzugreifen (Intervention). Tradi­
tionell war die Entwicklung von Software mit der Automatisierung und Vorwegnahme von 
Handlungsfolgen verbunden, was immer auch Vorausdenken beinhaltet hat. Die Entwicklung 
von Software ist somit auch als soziale Planung zu begreifen. Pläne scheitern jedoch immer 
wieder und wiegen die Planer im Glauben, „dass sich die Welt in einer vorher festgelegten 
Weise entfalten wird“82. Das Unvorhersehbare zeigt sich am unmittelbarsten in den Reaktio­
nen jener Menschen, die eine Software zu bedienen haben. So machen gerade Bedienungsfeh­
ler,  Sabotage,  Missbrauch und nicht  vorgesehene Nutzungsweisen  deutlich,  dass  Software 
nicht immer so genutzt wird, wie es gewünscht wird, und dass „Ermöglichung“ durch Softwa­
re auch heißen kann, dass es zu Nutzungspraktiken und Anpassungen in den Arbeitsabläufen 
kommen kann, die von den Softwareentwicklerinnen nicht vorhergesehen wurden und auch 
nicht durch Software determinierbar sind. Einen wichtigen Aspekt stellt dabei auch der mehr 
oder weniger intelligente Missbrauch von Software dar, der zu immer neuen Anpassungen der 
Software und Sozialpraxis führt (Rogers 1994). Die Frage wird stets sein, wohin die Reise im 
Spannungsfeld von Planbarkeit und Unvorhersehbakeit gehen kann und wie sich ein souverä­
ner Umgang mit Ungewissheit finden lässt  (Bohle 2009) .
Die Potenziale gezielter Intervention durch Software zeigen sich in ihrer sozialen Wirksam­
keit und die Grenzen der Intervention darin, dass diese Wirkung nicht als determinierender 
Mechanismus missverstanden werden darf. Aus der Warte der autopoietischen Systemtheorie 
sind soziale Systeme vor allem komplexe Systeme und in diesem Sinne ‚nichttrivial‘ (Foers­
ter). Sie zeichnen sich durch ihre Resistenz gegenüber gezielter Intervention aus und begren­
zen damit die gezielte Beeinflussung menschlichen Handelns durch Software:
1. Soziale Systeme sind nichtlinear vernetzt und verhalten sich kontraintuitiv. Ursachen 
und Wirkungen sind nicht linear-kausal, „sondern räumlich und zeitlich, sachlich und 
kognitiv variabel und verwickelt verbunden“ (Willke 1989). Da keine geradlinigen Ur­
sache-Wirkung-Beziehungen vorausgesetzt werden können, lässt sich die verhaltens­
steuernde Wirkung von Software auch nicht als  „instruktive Intervention oder Steue­
81 Vgl. dazu (Willke 1996b:158). Zu diesem Schluss kommt auch Arno Rolf im Mikropolis-Modell (Rolf 
1998). 
82 So die Organisationsforscher Karl Weick und Kathleen Sutcliffe In: Carsten Janser, Gefühlte Sicherheit. 
Die Technik funktioniert, der Mensch nicht. Oder ist es eher umgekehrt? Eine Bestandsaufnahme. IN: 
Brand eins, 11. Jahrgang, Heft 7, Juli 2009.
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rung“ begreifen (Simon 2008:54). Technikdeterministische oder technokratische Posi­
tionen, die von der Möglichkeit instruktiver Intervention ausgehen, sind damit ausge­
schlossen. Hier findet auch Lawrence Lessigs These vom „Code is law“ seine Begren­
zung, weil die ähnliche Wirkung  von Rechtsnormen und Programmcode noch nicht 
die gezielte Intervention oder Verhaltenssteuerung einschließt, da auch Rechtsnormen 
als Instrument der Verhaltenssteuerung scheitern können.
2. Komplexe Systeme reagieren kaum auf die Veränderung vieler Systemparameter, auch 
dann nicht, wenn diese noch so genau gemessen und gesteuert werden. Hier liegt der 
Grund, warum komplexe Sozialsysteme sich gegenüber den meisten Strategien oder 
Politiken der Intervention, wie etwa Umstrukturierungen oder Reformen, resistent ver­
halten. Auf der anderen Seite reagieren komplexe Sozialsysteme stark auf einige weni­
ge Parameter, sie haben somit  ‚Stellen‘ oder  ‚Druckpunkte‘, auf die soziale Systeme 
sehr sensibel reagieren (Willke 1989). 
Was heißt das nun für die Entwicklung von Webanwendungen in der Anwendungsdomäne E-
Demokratie? Wiegt man sich mit gutem Recht im Glauben, durch exakte Planung qualitativ 
hochwertige  Kommunikationssoftware  zu  erstellen  oder  ist  das,  was  sich  als  Techniknut­
zungspfad oder Ko-Evolution von Kontext und Software abzeichnet, mehr ein zielloses Drif­
ten? Wie greift Software in hoch komplexe Systeme konkret ein und wie lässt sich dieser Ein­
griff steuern? 
Kommunikationssoftware zu entwickeln heißt  zunächst,  auf Kommunikationsstrukturen zu 
schauen und zu erkennen, dass Intervention „durch die Person hindurch auf die Kommunikati­
onsmuster und Entscheidungsregeln gerichtet sein muß“ (Willke 1996b:162). Die Macht der 
sozial wirksamen Software liegt damit in der großen Bedeutung von Regeln und etablierten 
Mustern, die in Software eingeschrieben sind und unser Handeln leiten. Das Problem besteht 
darin, dass über Software soziale Muster und Regeln in ein umgebendes Sozialsystem imple­
mentiert werden, das „nichttrivial“ und damit wenig kalkulierbar ist. Interventionen über Soft­
ware oder die Einschätzung der Wirkungsweise von Software müssen sich somit an den Ei­
genheiten sozialer Systeme orientieren. Helmut Willke identifiziert verschiedene Interventi­
onstypen entlang der Unterscheidung wichtiger Systemdimensionen und dem Grad der Di­
rektheit einer Intervention. Entlang der Systemdimensionen leiten sich die Interventionsberei­
che ab (Willke 1996b:206 ff.): 
• Grenzbildung erfolgt bei der Gründung einer Organisation oder organisationeller Zu­
sammenhänge durch  die  Ausbildung  einer  systemspezifischen  Beziehungsdynamik, 
z. B. durch die Unterscheidung von Mitgliedern oder Nichtmitgliedern.
• Ressourcen werden durch die Rekrutierung oder Generierung spezifischer Kompeten­
zen als Grundlage zur Herstellung eigener Produkte oder Leistungen gewonnen.
• Im Fortlauf ihrer Existenz bilden Organisationen immer deutlichere Strukturen aus. 
Strukturbildung hat den Vorteil, dass nicht immer neu entschieden werden muss, wie 
Handlungen koordiniert werden müssen, und den Nachteil, dass getroffene Festlegun­
gen konservativ sind und Veränderungen erschweren oder gar ganz blockieren. Struk­
turkonservatismus begrenzt die Anpassungsfähigkeit einer Organisation.
◦ Strukturbildung schlägt sich in den Festlegungen der Arbeitsteilung, d. h. der Fest­
legung von Rollen,  Regeln und Verantwortlichkeiten nieder. 
◦ Organisationsspezifische Prozesse regeln die Ordnung der ablaufenden Operatio­
nen in der Zeitdimension und bilden die spezifischen Geschäfts- und Arbeitspro­
zesse aus.
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• Hat sich eine Organisation in ihren Grenzen, Ressourcen, Strukturen und Prozessen 
hinreichend stabilisiert, tritt als weitere Aufgabe die Revision der ursprünglichen und 
etablierten Ziele und Prioritäten hinzu.
Die zweite Dimension betrifft den Grad der Direktheit einer Intervention, der auf einer Skala 
von konkreten Handlungen bis hin zu übergreifenden Kontexten reichen kann und sich im 
Grad der zu behandelnden Probleme unterscheidet, die von einfach bis hin zu undurchschau­
bar reichen können. Die Einschätzung der Angemessenheit von Formalismen und Interventio­
nen wird damit abhängig vom Grad der Problemkomplexität. 
Direktheit
Kopplung
hoch                                                                           niedrig      
Eingriff in
Interventionsbereich Handlungen Komm. Regeln Erwartungen Selbstbilder Systemkontexte Interventionstyp









Tabelle 11: Interventionsbereiche und Interventionstypen nach Willke (1996b) 
Willke unterscheidet entsprechend drei Grundtypen der Direktheit von Interventionen (Willke 
1996b:211 ff.): 
1. White-box-Interventionen sind direkte, instruktive Interventionen enger Kopplung, die 
immer dann zielführend sind, wenn sie sich auf direkt beobachtbare und zurechenbare 
Handlungen beziehen. Kennzeichen sind einfache Probleme in einem klar strukturier­
ten, transparenten und stabilen Kontext.
2. Grey-box-Interventionen präsentieren sich als  Grauzone durchschaubarer und nicht­
durchschaubarer Strukturen und Probleme.
3. Black-box-Interventionen stellen den schwierigsten Fall der Intervention dar, weil der 
intervenierende Akteur bei komplexen Problemen in sich  kontraintuitiv verhaltenen 
Systemen nicht weiß, wie sich die Eingriffe auf die internen Operationen der Systeme 
auswirken können.    
In Willkes Unterscheidung der unterschiedlichen Interventionstypen spiegelt sich, was im vor­
angegangenen Abschnitt bereits als Stärken und Schwächen des hierarchischen und heterar­
chischen Koordinationsmodells skizziert wurde: Die Chancen instruktiver Intervention oder 
Steuerung sind von der Beschaffenheit des Problembereichs abhängig, wobei die Risiken in­
struktiver Ansätze in kontraintuitiven Problemgefügen liegen. Erste Ansätze im Umgang mit 
kontraintuitiven Problemfeldern finden sich in den beobachtbaren Veränderungen der Organi­
sationsstrukturen,  die  sich  inzwischen in  der  Managementliteratur  niederschlagen  und ein 
Umdenken im Umgang mit hoch komplexen Systemen erkennen lassen. Zwischen den Polen 
radikal dezentraler Koordination und hierarchischer Weisung zeichnen sich folgende Tenden­
zen ab  (Willke 1989):
• der Abbau hierarchischer Ebenen,









• wachsende Bedeutung flexibler Strukturen zulasten stabiler Strukturen,
• die wachsende Bedeutung integrativer Mechanismen und Rollen,




3 Die Herstellung von Software 
3.1 E-Demokratie und Software-Engineering
Die Umsetzung des Gestaltungsanspruchs ist in der Domäne  E-Demokratie mit erheblichen 
Herausforderungen verbunden, da es im Design83 nicht nur um das „Verstehen“, sondern auch 
um das „Herstellen“ geht. Die Deutung selbstorganisierter Beteiligungsformen als innovatives 
Feld elektronischer Demokratie wirft grundsätzlich die Frage auf, wie sich Software über­
haupt entwickeln lässt, wenn sich die Anforderungsspezifikationen einer Software nicht aus 
bereits  existierenden  Sozialpraktiken  bzw.  identifizierbaren  „Geschäftsprozessen“  ableiten 
lassen und wenn gleichsam die Auftraggeber und klare Zielsetzungen fehlen. Wenn der Soft­
wareentwicklungsprozess dazu genutzt werden soll, Sozialpraktiken, Problemdefinitionen und 
Zielsetzungen erst zu identifizieren, auf welcher Grundlage kann dann überhaupt eine Softwa­
re entwickelt und bewertet werden?  
Die Designsicht fordert kontextsensitive Methoden und Verfahren der Softwareentwicklung. 
Wie  bereits  im  vorangegangenen  Kapitel  dargestellt,  liegt  in  dieser  Forderung  eines  der 
Hauptprobleme  darin,  dass  die  Entwicklung  von  Software  in  die  „weicheren“  Gefilde 
schwach strukturierter Kontexte hineinreicht. Mit Blick auf die Anwendungsdomäne  E-De­
mokratie und durch die Beobachtung, dass die wirkungsvollsten Entwicklungen der politi­
schen Kommunikation überraschend verlaufen, verschärft sich dieses Problem, weil es nicht 
nur darum geht, benutzerfreundliche, effektive und effiziente Software zu entwickeln, sondern 
auch darum, soziale Innovation zu erlauben und möglich zu machen. Mit der Fokussierung 
auf die Anwendungsdomäne E-Demokratie wurde im vorangegangenen Kapitel das Ziel der 
Softwareentwickung  als  Entwicklung  von  Webanwendungen  eingegrenzt,  die  intelligente 
Kommunikationsstrukturen  ermöglichen und unterstützen.  Mit  Hierarchie  und Demokratie 
wurden  zwei  unterschiedliche  Koordinationsmodelle  eingeführt,  die  in  einem dichotomen 
Verhältnis zueinander stehen und damit zwei Extrempunkte markieren. Die Entwicklung von 
Software, die intelligente Kommunikationsstrukturen im Kontext elektronischer Demokratie 
unterstützt, wird sich zwischen diesen beiden Extremmodellen bewegen (→ Abschnitt 2.5).
E-Demokratie ist vor allem ein Phänomen des Internets. Mit der Entwicklung von Software, 
die speziell für das Internet entwickelt wird, befasst sich das Web-Engineering als eigenstän­
dige Forschungsdisziplin. Als vergleichsweise junge Disziplin konnte das Web-Engineering 
bislang noch keine allgemein anerkannten Prozesse und Methoden für die Entwicklung von 
Webanwendungen hervorbringen. Die Ausbildung des Web-Engineerings als eigenständiger 
Forschungszweig besteht deshalb zunächst im Versuch, die Konzepte des traditionellen Soft­
ware-Engineerings aufzunehmen und an die besonderen Anforderungen in der Entwicklung 
von Webanwendungen anzupassen (Engels et al. 2004, Wallace 2003). Die vorliegende Arbeit 
befasst sich aus diesem Grunde zunächst mit dem Gegenstand, den Grundannahmen und den 
Problemen des klassischen Software-Engineerings und geht dann auf dieser Basis zum We­
b-Engineering über. 
E-Demokratie ist aber auch ein Phänomen der Kollektive, d. h., es geht hier um den kommu­
nikativen Austausch Vieler. Webanwendungen dienen hier als Informationssysteme, die der 
Information, der Koordination und dem Austausch größerer und kleinerer Gruppen von Men­
schen dienen. Der Gegenstand dieser Arbeit lässt sich damit auf die Entwicklung und die Wir­
kung webgestützter Informationssysteme eingrenzen. 
Mit der Unterstützung von Gruppen durch Kommunikationstechnologien beschäftigt sich der 
83 Die Aussage bezieht sich auf den Designbegriff von Winograd und Flores  (Winograd und Flores 1992).
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Forschungsansatz der computer-supported cooperative work (CSCW), der in dieser Arbeit als 
Entwicklungsansatz soziotechnischer Systeme ebenfalls aufgegriffen und diskutiert wird. Die 
Frage wird in diesem Zusammenhang sein, wie sich das Zusammenwirken von sozialem und 
technischem System genauer fassen lässt, ohne dabei in technokratische oder technikdetermi­
nistische Argumentationsmuster abzugleiten. 
Aufbauend auf die in Kapitel 3 dargestellten Koordinationsmodelle wird das Zusammenwir­
ken von Webanwendungen mit dem umgebenden sozialen System in diesem Kapitel unter 
dem Aspekt der Herstellung von Software betrachtet. Im Fokus steht dabei die Frage, inwie­
weit die untersuchten Koordinationsmodelle in die Anwendungsmodelle von Software und in 
die Organisation des Softwareentwicklungsprozesses einfließen. 
Mit Betonung der Gemachtheit, der normsetzenden Wirkung und der politischen Qualität von 
Software wird im soziotechnischen Ansatz das Zusammenwirken von Technikgestaltung und 
gesellschaftlicher Wirkung thematisiert. Es wird dabei deutlich, dass technische Architektu­
ren, wie die technische Infrastruktur des Internets oder der Code der Webanwendungen, neben 
Recht,  sozialen Normen oder dem Markt als gesellschaftliche Regularien wirksam werden 
(Lessig 2001:24 f.). Mit dem Hinweis auf die gesellschaftlichen (Aus-)Wirkungen des Tech­
nikeinsatzes wird damit genau jener Zusammenhang herausgestellt, der in der Debatte um die 
demokratischen Potenziale des Internets zumeist ausgespart bleibt, wenn E-Demokratie aus­
schließlich als Anwendungsproblem thematisiert wird. Der Anspruch, auch die sozialen Wir­
kungen des Technikeinsatzes als Teil der Informatik in den Blick zu nehmen, trägt dem Um­
stand Rechnung, dass die Entwicklung von Informationstechnologien (IT) soziale Strukturen 
nachhaltig  verändern  kann.  Indem  Informatiker  und  Informatikerinnen  die  technischen 
Grundlagen für neue Formen sozialer Interaktion schaffen, sind sie maßgeblich an der Verän­
derung der Gesellschaft beteiligt (Glaser 2009, Rolf 1998, Gross und Koch 2007). Ihre soziale 
Wirksamkeit und Bedeutung erhält Software vor allem dadurch, dass in Software sowohl die 
Mittel als auch die Gegenstände menschlicher Tätigkeit eingehen. Da diese Mittel und Gegen­
stände in beliebiger Weise gespeichert und transportiert werden können, eröffnet der Einsatz 
von Kommunikationssoftware mannigfaltige Möglichkeiten sozialer Innovation  bzw. Mög­
lichkeiten der Entwicklung neuer Formen sozialer Organisation (Rolf 1998:7 f.). Hier ist der 
Grund für die Forderung zu vermuten, dass die Informatik nicht als rein technische Disziplin, 
sondern als Struktur- und Koordinationswissenschaft zu begreifen ist. Der Informatik fällt in 
dieser Funktion die Aufgabe zu, die Mittel der Dekontextualisierung verfügbar zu machen 
oder, wie Hermann J. Fornek es formuliert, jene „Kategorien, Verfahren und Regeln“ bereit­
zustellen, „mit deren Hilfe Phänomene aus der Wirklichkeit in eine Struktur überführt werden, 
die eine unmittelbare Transformation in Programmiersprachen erlaubt“ (Forneck 1990) . 
Unter dem Aspekt der sozialen Wirksamkeit von Software schließt der Prozess der Dekontex­
tualisierung das Problem der Rekontextualisierung ein: Softwareentwicklung heißt somit im­
mer, auch die Folgen und Wirkungen des Softwareeinsatzes in die Entwicklung einzubezie­
hen. Damit stellt sich ganz allgemein die Frage nach der Verantwortung und Rolle der Infor­
matik bzw. nach der Softwaretechnik im gesellschaftlichen Diskurs um die E-Demokratie als 
Anwendungsdomäne, denn auch hier geht es darum, aus den „Phänomenen der Wirklichkeit“ 
jene Strukturen zu gewinnen, die als „Form“ die konkrete Handlungspraxis bestimmen. 
Ziel dieses Kapitels ist es jedoch, noch einen Schritt weiter zu gehen und herauszuarbeiten, 
dass bereits in den softwaretechnischen Modellen, Methoden und Produkten Organisations­
modelle  eingeflossen sind,  die  wiederum die Organisation von Softwareprojekten und die 
Prinzipien in der Umsetzung von Anwendungsmodellen bestimmen. 
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3.2 Das traditionelle Software-Engineering 
3.2.1 Gegenstand und Grundannahmen des Software-Engineerings
Als Disziplin der Informatik beschäftigt sich das Software-Engineering mit den Prinzipien, 
Methoden und Werkzeugen, die bei der Herstellung von Software zum Einsatz kommen. Der 
Gegenstandsbereich  dieser  Forschungsdisziplin  ist  umfassend und macht  es  nicht  einfach, 
wenn gar unmöglich, dieses umfangreiche Gebiet der praktischen Informatik in eine griffige 
Definition zu fassen. Die verschiedenen Definitionsversuche sind deshalb recht uneinheitlich, 
liefern aber dennoch wichtige Hinweise auf den Gegenstand und die wichtigsten Annahmen 
des Software-Engineerings.
Helmut Balzert definiert die Disziplin des Software-Engineerings beispielsweise als 
zielorientierte Bereitstellung und systematische Verwendung von Prinzipien, Methoden und 
Werkzeugen  für  die  arbeitsteilige,  ingenieursmäßige  Entwicklung  und  Anwendung  von 
umfangreichen Softwaresystemen (Balzert 2001:36).
Balzert nennt in dieser Definition bereits einige zentrale Aspekte und Annahmen des Softwa­
re-Engineerings, die in der Definition von Broy noch um den Aspekt der Qualität, d. h. um 
den Anspruch der Hochwertigkeit von Software erweitert wird:  
Software  Engineering  ist  die  Methodenlehre  der  Softwarekonstruktion.  Ihre  Hauptbeiträge 
sind  methodische  Hilfsmittel  wie  Prozesse,  Modelle,  Werkzeuge  und  Prinzipien  zur 
Konstruktion und Beherrschung des Einsatzes hochwertiger Software. ,Hochwertig‘ bedeutet 
hier  zuverlässig,  sicher,  leicht  veränderbar,  einfach  benutzbar  und  mit  den  richtigen, 
erwünschten und vom Nutzer benötigten Funktionen. (Broy et al. 2006:210) 
Die Annahme eines betrieblichen Umfeldes und der engen Verflechtung von Wirtschaft und 
Softwareentwicklung wird in der allgemeinen Definition der GI-Fachgruppe durch die Her­
vorhebung der Kosteneffizienz deutlich: 
Unter  Software-Engineering (engl.  Software  Engineering)  versteht  man  allgemein  die 
(Ingenieur-) Wissenschaft, die die kosteneffiziente Entwicklung von qualitativ hochwertiger 
Software behandelt.84 
Pomberger und Blaschke konzentrieren sich auf die Anforderungen und Aufgaben, die an das 
Software-Engineering gestellt werden. Hier geht es auch um die Qualität der Methoden selbst, 
wobei nicht nur die technischen Probleme, sondern auch die organisatorischen Herausforde­
rungen wie Projektorganisation und das Qualitätsmanagement Beachtung finden. Der Weg zur 
guten Methodik ist dabei die wissenschaftliche Erkenntnis. Software-Engineering wird damit 
als wissenschaftliche Disziplin definiert: 
Von einer guten Software-Technik wird erwartet, dass sie Methoden, Werkzeuge, Normen und 
Hilfsmittel  bereitstellt,  die  es  ermöglichen,  die  technischen  Probleme  (wie  zum  Beispiel 
Spezifikation,  Entwurf,  Konstruktion,  Test)  und die  organisatorischen Probleme (wie  zum 
Beispiel  Projektorganisation,  Qualitätsmanagement),  die  bei  der  Herstellung  von  großen 
Software-Systemen  auftreten,  in  den  Griff  zu  bekommen  und  dadurch  Software  mit 
akzeptabler  Qualität  und  wirtschaftlich  vertretbarem  Aufwand  zu  produzieren  und 
einzusetzen.  [...] Software  Engineering  ist  die  praktische  Anwendung  wissenschaftlicher 
Erkenntnisse  für  die  wirtschaftliche  Herstellung  und  den  wirtschaftlichen  und  sinnvollen 
Einsatz qualitativ hochwertiger Software. (Pomberger und Blaschek 1993:5) 
Diese kurze Zusammenstellung illustriert zum einen, dass sich das Software-Engineering als 
84 http://pi.informatik.uni-siegen.de/gi/fg211/fg211_st_defs.html   abgerufen am 14.11.2008
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umfassendes Gebiet der praktischen Informatik nicht in eine enge Definition zwingen  lässt 
und dass Definitionsversuche immer nur bestimmte Aspekte des Software-Engineerings beto­
nen können und andere außer Acht lassen müssen. Zum anderen liefern Definitionen aber 
auch Hinweise auf die Grundannahmen und Prinzipien des dominierenden (Vor-) Verständnis­
ses im Software-Engineering. Diese Annahmen beziehen sich dabei auf die Organisation des 
Softwareentwicklungsprozesses (z. B. durch Vorgehensmodelle und Projektmanagement), auf 
den Anwendungsbereich von Software und auf die Zielsetzungen des Softwareeinsatzes. Zu 
den zentralen Grundannahmen und Orientierungen des Software-Engineerings, die sich aus 
den verschiedenen Definitionsansätzen ableiten lassen, gehören u. a.: 
1. Softwareentwicklung ist zielorientiert
Die Entwicklung von Software wird als zielorientierter Prozess begriffen, der sich auf die Ge­
staltung der Software selbst und auf den Einsatzkontext der Software bezieht. Ziel der Soft­
wareentwicklung ist damit zum einen die Umsetzung von Qualitätsstandards bezüglich Kor­
rektheit, Sparsamkeit und Effizienz von Software. Zum anderen bezieht sich die Zielorien­
tiertheit auf den Einsatzkontext, d. h. auf klare und eindeutige Projektziele  (Balzert 2001). 
Ziele müssen dabei nicht nur möglichst präzise festgelegt werden, sondern auch kommuni­
zier- und überprüfbar sein (Moll et al. 2004). Definierbare Ziel- und Teilzielvorgaben dienen 
als Grundlage für die Phasenorganisation des Projektes in Meilensteinen und sind ebenfalls 
Grundlage für Wirtschaftlichkeitsberechnungen und für die Evaluation (Mayr 2004). Idealer­
weise sollten die Ziele bereits in einem sehr frühen Stadium der Projektentwicklung definiert 
werden.      
2. Softwareentwicklung muss wirtschaftlich sein
Bei der Entwicklung eines Softwaresystems sollen die Entwickler/-innen im Ergebnis den 
Status Quo ihrer Auftraggeber/-innen verbessern und Probleme lösen. Im Vordergrund steht 
die Steigerung von Effizienz und Effektivität der Arbeitsarrangements durch Software im Sin­
ne von Aufwandsreduktion (Rationalisierung),  Kostenersparnis und der qualitativen Hoch­
wertigkeit ihrer Produkte. Effizienz- und Effektivität beziehen sich aber auch auf den Herstel­
lungsprozess der Software selbst. Software soll kosteneffizient und effektiv hergestellt wer­
den, d. h. mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand produziert werden und im vorgegebenen 
Zeitrahmen auch das hervorbringen, was geplant war  (Pomberger und Blaschek 1993), GI-
Fachgruppe). In der Softwareentwicklung verbindet sich „die technische Produktentwicklung 
mit der wirtschaftlichen Produktherstellung“ (Mayr 2004:208).
3. Der Softwareentwicklungsprozess unterliegt klaren Rahmenbedingungen
Die Annahmen des Software-Engineerings beziehen sich zumeist auf ein  klar abgrenzbares 
betriebliches Arbeitsumfeld. Softwareentwicklung wird als arbeitsteiliger Prozess begriffen, 
der eine Form arbeitsteiliger  Projektorganisation mit  klar  identifizierbaren Akteursgruppen 
und abgrenzbaren Zuständigkeiten voraussetzt  (Balzert 2001). Ein Softwareprojekt ist ferner 
ein Vorhaben „mit definierten Rahmenbedingungen wie Kosten, Zielen, Terminen, Ressour­
cen und Qualität“  (Mayr 2004:208). In der Benennung der Rahmenbedingungen bleiben die 
beteiligten Akteure als Individuen in der Regel ausgeblendet, weil ein Arbeitsumfeld voraus­
gesetzt wird, in dem Personen und Tätigkeiten bereits über Regeln, festgelegte Zuständigkei­
ten oder Arbeitsabläufe entkoppelt oder entkoppelbar sind.85 
4. Softwaresysteme sind Produkte 
Die vorherrschende Sicht auf das Ergebnis des Softwareentwicklungsprozesses ist die Pro­
85 Zur Entkopplung von Person und Tätigkeit siehe auch: (Simon 2006:78ff.).
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duktsicht. Softwaresysteme sind damit als Produkte in der Hinsicht zu begreifen, dass formale 
Spezifikationen in funktionsfähige Programme überführt werden, dass für die Entwicklung 
dieser Produkte eine gewisse Entwicklungszeit aufgewendet wird und es dann zur Ausliefe­
rung kommt. Die Produktsicht ist eng mit dem Gedanken planvoller Projektorganisation ver­
woben, die von festen Kostenrahmen und einem vorgegebenen Zeitrahmen als Parameter der 
Projektorganisation ausgeht (Mayr 2004) .
5. Komplexität
Als Ergebnis des Softwareentwicklungsprozesses wird von umfangreichen Softwaresystemen 
ausgegangen, deren Umfang gleichsam Begründung für die Notwendigkeit eines geplanten 
und geordneten Softwareentwicklungsprozesses ist (Kappel et al. 2004, Mayr 2004, Pomber­
ger und Blaschek 1993). Die Beherrschung der Komplexität von Softwaresystemen wird da­
mit zur zentralen Herausforderung des Software-Engineerings und Gegenstand der Entwick­
lung von Methoden, Technologien und Tools. Das Problem der Komplexitätsbewältigung be­
zieht  sich  hier  auf  die  technischen  Systeme  und  nicht  auf  den  sozialen  Kontext  (Rolf 
1998:30). 
6. Software-Engineering ist eine Ingenieurs- und Wissenschaftsdisziplin
Die professionelle Entwicklung von Software wird als technische Ingenieursdisziplin begrif­
fen. Die Orientierung als technische Wissenschaftsdisziplin findet ihren extremen Ausdruck in 
E.W. Dikstras Forderung nach der Errichtung einer „Brandmauer“, die streng zwischen Plea­
santness und Correctness Probleme in der Anwendungsentwicklung trennt  (Dijkstra 1989). 
Diese strenge Trennung von Technikentwicklung und Technikanwendung bleibt in der klassi­
schen Orientierung auch dann erhalten, wenn Softwareentwicklung als umfassender Prozess 
betrachtet  wird,  der  die  Anforderungsermittlung  und  Projektorganisation  einschließt  (Rolf 
1998:15 ff.). In dieser Trennung verbirgt sich die Grundlage für die Vorstellung, den Entwick­
lungsprozess in klar abgrenzbare Phasen zu strukturieren und die Planbarkeit und Wiederhol­
barkeit des Entwicklungsprozesses als Zielsetzung des Software-Engineerings zu formulieren. 
Der Softwaretechnik fällt in dieser Sichtweise die Aufgabe zu, Konzepte zu entwickeln, die es 
erlauben,  die Entwicklung von Software auf eine industrielle  Ebene zu heben  (Gross und 
Koch 2007, Kappel et al. 2004:4, Sommerville 2001). 
7. Die Anwendungsentwicklung ist durch die Systemsicht geprägt 
In  engem  Zusammenhang  mit  der  scharfen  Trennung  zwischen  Technikentwicklung  und 
Technikanwendung steht die technische Systemsicht als dominierende Perspektive des Soft­
ware-Engineerings. Die Systemsicht bietet zwar die Möglichkeit, komplexe Situationen durch 
diese Festlegung des Betrachtungsausschnitts beherrschbarer zu machen, zeichnet dabei aber 
auch ein weitestgehend akteursfreies und zu harmonisches Bild der Anwendungsentwicklung. 
Die politische Dimension der Softwareentwicklung mit den unterschiedlichen Interessenhori­
zonten  der  Akteure  und  den  damit  verbundenen  Konflikten  bleibt  ausgeblendet  (Rolf 
1998:25). Ausgeblendet bleiben auch die besonderen Merkmale hoch komplexer Sozialsyste­
me, deren ‚Nichttrivialiät‘ zumeist unterschätzt wird. 
3.2.2 Risiken und Herausforderungen der Softwareentwicklung 
Seit  ihrer  Begründung  als  wissenschaftliche  Disziplin  hat  das  Software-Engineering  mit 
großen  Herausforderungen  zu  kämpfen.  Vor  dem  Hintergrund,  dass  die  gesellschaftliche 
Bedeutung des  Softwareeinsatzes  und die  Anforderungen an  deren  Qualität  immer  weiter 
zunehmen,  erweist  sich  die  Herstellung  von  Software  als  zunehmend  schwieriges 
Unterfangen. Die Problematik von Fehlschlägen in der Softwareentwicklung wurde bereits 
1968 auf einer NATO-Tagung in Garmisch-Patenkirchen erstmals öffentlich unter Fachleuten 
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diskutiert.  Schon  damals  wurde  die  Diskrepanz  zwischen  den  Anforderungen  und  dem 
tatsächlichen Leistungsvermögen von Softwaresystemen diagnostiziert. Die Begründung des 
Software-Engineerings als wissenschaftliche Disziplin ist eine Reaktion auf diese Krise. Dass 
mit der Anwendung ingenieurwissenschaftlicher Prinzipien dieses Problem keinesfalls gelöst 
ist und die seit den 1960er-Jahren anhaltende Softwarekrise ihre Brisanz noch nicht verloren 
hat,  wurde 1994 erstmals durch den Chaos-Report der Standish Group mit Zahlen belegt. 
Untersucht wurden damals 8.380 Softwareprojekte. Dabei wurde ermittelt, dass nur 16 % der 
Projekte  ohne  Mängel  fertiggestellt  wurden  und  rund  31 %  aller  Projekte  als  komplett 
gescheitert  zu  betrachten  sind.  53 %  der  untersuchten  Projekte  wurden  mit  erheblichen 
Mängeln  fertiggestellt,  d. h.,  es  wurden  durchschnittlich  nur  61 %  der  ursprünglichen 
Anforderungen  umgesetzt,  wobei  sich  der  geplante  Projektzeitraum  und  die  kalkulierten 
Kosten  verdoppelt  hatten.  Der  durch  das  Scheitern  oder  die  mangelhafte  Umsetzung 
entstandene direkte Schaden ist in dieser Studie mit rund 80 Mrd. Dollar beziffert worden. Ein 
auffälliges  Detail  der  Untersuchung  ist,  dass  70 % der  Fehler  bereits  bei  der 
Anforderungsspezifikation  entstehen.  Von  ökonomischer  Relevanz  ist  dabei,  dass  die 
Behebung solcher Fehler während der „Anforderungsspezifikationsphase“ noch recht moderat 
ausfallen, während  die Fehlerbeseitigung im „User-Acceptance-Test“ das 50- bis 100-Fache 
kostet. 
Inzwischen ist eine Vielzahl von Studien erschienen, die Aussagen über den Erfolg und Miss­
erfolg von Softwareprojekten empirisch zu belegen versuchen. Auch wenn sich die Diagnose 
chaotischer Zustände in der Softwareentwicklung nicht in allen Studien in gleicher Dramatik 
widerspiegelt wie im Chaos-Report, so spricht dennoch eine Vielzahl dieser Studien dafür, 
dass sich an der Grundproblematik der Softwarekrise bis heute noch keine signifikanten Än­
derungen ergeben haben  (Diederichs 2005:5). Wird darüber hinaus bedacht, dass sich neue 
Technologien explosionsartig entwickeln, ist das Halten der niedrigen Erfolgsquote bei Soft­
wareprojekten bereits als Erfolg zu werten (Mayr 2004:237).
Der Chaos-Report versucht auch herauszuarbeiten, welche Gründe für den Erfolg oder das 
Scheitern von Softwareprojekten verantwortlich sind. Als Gründe für die erfolgreiche Umset­
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zung von Projekten  werden  u. a.  die   Einbeziehung  der  Nutzer/-innen,  die  Unterstützung 
durch das Management, klar spezifizierte Anforderungen, genaue Planung, klare Zielsetzun­
gen, hohe Kompetenz der Mitarbeiter/-innen und realistische Erwartungen und Einschätzun­
gen genannt.  
Neben den bereits im Chaos-Report genannten Gründen für das Scheitern von Softwarepro­
jekten lässt sich als bemerkenswert hervorheben, dass die Wahrscheinlichkeit des Scheiterns 
mit der Komplexität der Projekte zunimmt. Diederichs schreibt dazu:
Je aufwändiger ein Projekt geplant wird und je mehr Anforderungen es erfüllen soll, umso 
größer  ist  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  während  der  Projektlaufzeit  signifikante 
Schwierigkeiten auftreten und das laufende Großprojekt  nicht  wie geplant  oder überhaupt 
nicht  abgeschlossen  werden  kann.  [...] Weiterhin  zeigt  sich,  dass  die  Projekte  umso 
erfolgreicher verlaufen, je einfacher sie aufgesetzt sind.  (Diederichs 2005:5 f.)
Der Chaos-Report der Standish Group stellt aber auch die mangelnde Nutzerbeteiligung als 
einen der Hauptgründe für das Scheitern von IT-Projekten heraus, was grundsätzlich gegen 
eine  Strategie  der  scharfen  Trennung  von  Technikentwicklung  und  Technikanwendung 
spricht. Raasch und Zülighoven beschreiben die dabei entstehenden Herausforderungen als 
Schwierigkeit im Umgang mit uneindeutigen Problembeschreibungen und  Lösungskonzep­
ten: 
In vielen Gebieten der  Informatik gibt  es  für  die  klar  beschriebenen Probleme eindeutige 
Lösungskonzepte ‒ Compilerbau, theoretische Informatik, Algorithmen und Datenstrukturen 
sind solche Gebiete. Im Bereich der Systemanalyse und des Software-Engineering sind die 
Verhältnisse  komplizierter.  Das  Ergebnis  ist  hier  nicht  das  Resultat  formaler  oder 
mathematischer  Überlegungen,  sondern  es  ist  geprägt  durch  einen  umfangreichen  und 
möglichst  alle  Aspekte  beleuchtenden  Kommunikations-  und  Lernprozess  zwischen 
Anwendern und Entwicklern. (Raasch und Züllighoven 2004:43) 
Peter Schefe sieht in der Schwierigkeit, Unformalisierbares formal rekonstruieren zu müssen, 
das zentrale Dilemma des Software-Engineerings:
Die Erkenntnissituation des Software-Engineerings ist nicht, wie allgemein angenommen, mit 
der eines Naturwissenschaftlers vergleichbar. [...] Das Dilemma der Software-Engineering ist, 
Unformalisierbares  formal  rekonstruieren  zu  müssen.  Dies  zeigen  sowohl  der  allgemein 
unklare Modellbegriff, wie auch die Ansprüche der objektorientierten Modellierung. (Schefe 
1999)
Mit dem Dilemma, prinzipiell „Unformalisierbares formal rekonstruieren zu müssen“, zeigt 
sich das Risiko des Scheiterns von Softwareprojekten im Zusammenwirken von technischem 
und  sozialem  System:  Nimmt  man  die  empirischen  Befunde  zum  Scheitern  von 
Softwareprojekten ernst und bezieht diese auf die Entwicklung von Kommunikationssoftware, 
zeigen sich die Probleme der Softwareentwicklung primär darin, das es nicht (immer) möglich 
ist, Software zu entwickeln, die alle Anforderungen mit kalkuliertem Aufwand erfüllt (1) und 
bei  Anwendung  auch  die  beabsichtigte  Wirkung  im  Anwendungskontext  (2)  zeigt.  Das 
Software-Engineering hätte somit die Aufgabe, geeignete Methoden der Dekontextualisierung 
bereitzustellen, die bei Anwendung (Rekontextualisierung) den Projektzielen entspricht. Das 
schließt  die  Berücksichtigung  des  sozialen  Kontextes  als  Gegenstand  der  Informatik 
ausdrücklich ein und zwingt dazu, sich einem Problemfeld zu widmen, dass sich dem Zugang 
formaler und mathematischer Überlegungen bzw. dem klassisch-ingenieurwissenschaftlichen 
Methoden-repertoire entzieht.  
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Als Einflussgrößen der gelungenen Dekontextualisierung, d. h. der erfolgreichen Umsetzung 
von Projekten, nennt der Chaos-Report u. a. klar spezifizierte Anforderungen, genaue Planung 
und Zielsetzungen sowie realistische Erwartungen und Einschätzungen.  Der Chaos-Report 
nimmt damit explizit Bezug auf organisatorische Anforderungen an den Entwicklungsprozess 
und macht gleichsam deutlich, dass der Weg aus der Softwarekrise im gesteuerten Entwick­
lungsprozess zu suchen sei. In seinen Schlussfolgerungen folgt der Chaos-Report damit den 
Annahmen und Prinzipien des traditionellen Software-Engineerings,  die Helmut Balzert  in 
treffender Zusammenfassung als zielorientierte, systematische und arbeitsteilige Arbeitsweise 
an  umfangreichen  Softwaresystemen  beschreibt  (Balzert  2001:36).  Die  Anwendung  sys­
temtheoretischer oder konstruktivistischer Denkansätze lässt allerdings auch die Schlussfolge­
rung zu, dass die Gründe für das Scheitern von Softwareprojekten in der  Kontraintuitivität  
(Willke 1989, 1996b) oder Nichttrivialität (Foerster 1993) sozialer Systeme zu verorten sind. 
Softwareentwicklung – zumindest die Entwicklung von soziotechnischen Systemen ‒ schließt 
in dieser Perspektive die Auseinandersetzung mit der eigenwilligen Dynamik sozialer Syste­
me ein und trägt dem Umstand Rechnung, dass exakte Anforderungsspezifikationen und de­
taillierte Planungsvorgaben häufig nur eingeschränkt oder unter Umständen gar nicht möglich 
sind.  Formalistische  Entwicklungsprozesse  wären  in  hoch  dynamischen  Einsatzkontexten 
dann nicht die geeignete Lösungsstrategie zur Vermeidung des Scheiterns von Softwarepro­
jekten, sondern ein Teil des Problems (Scholl, Büschenfeldt 2011:149). Inwieweit das Metho­
denrepertoire der Softwaretechnik durch Planungsdeterminismus geprägt ist oder bereits Stra­
tegien für den Umgang mit den  kontraintuitiven Wirkgefügen angewendet werden, soll im 
Folgenden reflektierend mit Bezug auf das Web-Engineering als Teildisziplin der Software­
technik  untersucht werden.  
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Abbildung 18: Anforderungen an Software und Wirkung im sozialen Kontext 
3.3 Web-Engineering: Entwicklung von Webanwendungen
3.3.1 Gegenstand des Web-Engineerings
Alle bislang genannten Definitionen und Herausforderungen des Software-Engineerings be­
ziehen sich auf die Entwicklung herkömmlicher Softwaresysteme. Die Entwicklung von We­
banwendungen nimmt jedoch eine Sonderstellung ein, was dazu geführt hat, dass die beson­
deren Anforderungen an die Softwareentwicklung, die mit dem Internet als Programmierplatt­
form zusammenhängen, zur Gründung des Web-Engineerings als eigener wissenschaftlicher 
Disziplin geführt hat. Gegenstand des Web-Engineerings ist die Entwicklung von webbasier­
ten Softwaresystemen bzw. von Webanwendungen auf der Grundlage von Webtechnologien 
bzw. dem Internet als Plattform. Einige Ansätze des Web-Engineerings knüpfen an die Er­
kenntnisse und Themen des klassischen Software-Engineerings an und versuchen diese für die 
Entwicklung von Internetanwendungen nutzbar zu machen. 
Ursprünglich entstand das Web als „extrem simples, weltweite Links unterstützendes Hyper­
text System“, das in seiner Einfachheit den Einsatz ausgereifter Designmethoden nicht so not­
wendig erschienen ließ (Austaller et al. 2004:101). Inzwischen hat sich jedoch ein Wandel 
vom statischen Informationsmedium zum Anwendungsmedium vollzogen. Damit ist nicht nur 
die Bedeutung des Internets gewachsen, es hat darüber hinaus den Charakter der Websites 
verändert. Websites bestehen inzwischen nicht nur aus miteinander verlinkten, aber statischen 
HTML-Seiten, sondern sind zu Webanwendungen geworden, die mehr oder weniger komple­
xe Softwaresysteme darstellen und interaktive, datenintensive und personalisierbare Dienste 
bereitstellen. Von traditioneller Software unterscheiden sich Webanwendungen durch das In­
ternet als Entwicklungs- und als Nutzungsplattfom (Kappel et al. 2004). Das Internet bringt 
als Programmierplattform eine Reihe von Besonderheiten mit sich, die eine Modifikation der 
Entwicklungsprinzipien und Vorgehensweisen des traditionellen Software-Engineerings erfor­
dern und das Web-Engineering als eigenständige Disziplin rechtfertigen. Es werden in der 
Fachliteratur aber auch Gemeinsamkeiten im Handling von Komplexität und Entwicklungsri­
siken gesehen, die wiederum rechtfertigen, sich an den Konzepten des klassischen Softwa­
re-Engineerings zu orientieren.
3.3.2 Die technische Basis: Das Web als Plattform
3.3.2.1 Webanwendungen und das Internet als Transportsystem 
Die Entwicklung von Webanwendungen basiert im Wesentlichen auf den Technologien des 
Internets. Der Internetpionier Tim O'Reilly spricht aus diesem Grunde vom Web als Plattform, 
deren Anwendungen für eine spezifische Gattung von Software stehen, die zum einen auf den 
Standards und Technologien des WWW aufsetzt und zum anderen in einem Browser ausge­
führt wird (O'Reilly 2005). 
Für das Web als Programmierplattform bildet das Internet als Transportsystem die Grundlage. 
Es lässt sich technisch als Rechnernetztechnologie definieren, die auf dem Internetprotokoll 
(IP) basiert und von Internet-Service-Providern (ISPs) als Netzbetreiber verfügbar gemacht 
wird (Lother et al. 2003:20). Die Netzkommunikation wird durch die Netzwerkprotokolle der 







5‒7 Protokolle, die mit den 
Anwendungsprogrammen 
zusammenarbeiten und die 
Netzwerkinfrastruktur für den 
Austausch von anwendungs-
spezifischen Daten nutzen 
HTTP (Hypertext)
DNS (Domain Name Service)
TELNET (virtuelle Terminals)
FTP (Transfer von Dateien)
SMTP, POP (E-Mail)
Transport Transport-Layer 4 Herstellung einer Ende-zu-
Ende-Verbindung 
TCP (Transmission Control Protocol)
UDP ((User Datagram Protocol) ) 
Netzwerk Internet-Layer 3 Weitervermittlung von 




Netzzugang Network-Layer 1‒2 Das  Referenzmodell  trifft  wenige  Aussagen  zur  Netzwerkschicht. 
Platzhalter  für  verschiedene Techniken zur  Datenübertragung von 
Punkt zu Punkt wie Ethernet, TokenBus, WLAN etc.
Tabelle 10: TCP/IP-Referenzmodell
Vor dem Hintergrund der zentralen Fragestellung dieser Arbeit, d. h. der Frage nach dem de­
mokratischen Potenzial des Internets, ist in der Gestaltung der Rechnernetztechnologie vor al­
lem die Entscheidung für eine  End-to-End-Architektur von Bedeutung (→Abschnitt  1.3.1, 
→Abschnitt 4.2.1). In einer End-to-End-Architektur übernimmt das Netzwerk nur sehr weni­
ge Funktionen selbst und beschränkt sich darauf, Datenpakete unbesehen, unverändert und 
gleichberechtigt  zu  übertragen.  Alle  anwendungsspezifischen  Funktionen  bleiben  bei  den 
Endgeräten, während die unteren Transportebenen so allgemein und neutral wie möglich ge­
halten werden. Das von Saltzer, Reed und Clark vorgetragene End-to-End-Argument wurde 
ursprünglich rein technisch und ökonomisch begründet. Sie argumentieren, dass es billiger 
und  effizienter  sei,  gewisse  Funktionen,  wie  beispielsweise  die  Fehlerkontrolle,  nicht  im 
Netzwerk zu implementieren, sondern an den Enden umzusetzen (Saltzer et al. 1984). Die ei­
gentliche Bedeutung der  End-to-End-Architektur liegt jedoch im Neutralitätsprinzip (Netz­
neutralität), weil diese mit dem Verzicht auf „Intelligenz“ im Netzwerk auch die Kontrolle an 
die Enden delegiert  und damit jegliche Diskriminierung von Nutzern und Nutzungen aus­
schließt (Lutterbeck 2005). So kann es technisch zwar zweckmäßig erscheinen, das Netzwerk 
intelligenter zu machen und Funktionen wie Flusskontrolle, Cashing oder Firewalls in das 
Netz zu integrieren, es eröffnet aber gleichsam die Möglichkeit, dass Netzbetreiber (ISPs) die 
Kontrolle über deren Enden ausüben (Sandvig 2003). Aus diesem Grunde stehen auch techni­
sche Innovationen und Entwicklungen, wie das Verfahren der Deep-Packet-Inspection (DPI), 
in jüngerer Zeit in dem Ruf, das Prinzip der Netzneutralität zu gefährden, weil sie eben jene 
Intelligenz in das Netz bringen, die als Voraussetzung für politische Zensur und einer diskri­
minierenden  Regulierung  der  Datenströme  dienen  kann.  Im  Unterschied  zur  klassischen 
Stateful-Packet-Inspection wird hier nicht nur der Headerteil der Datenpakete untersucht, son­
dern auch der erheblich umfangreichere Datenteil. Der technische Fortschritt macht es nun 
möglich, dass eine rechenaufwendige Analyse über den Aho-Corasick-Algorhitmus, der auch 
von Virenscannern verwendet wird, ohne Beeinträchtigung der Übertragungsgeschwindigkeit 
möglich ist86.  Diese Technik kann sehr sinnvoll eingesetzt werden, um die Auslastung der 
Netzkapazitäten besser zu steuern oder die Sicherheitsprobleme des Internets zu lösen, sie 
kann aber auch eingesetzt werden, um die Netzneutraliät der politischen Zensur oder zuguns­
ten von Anbietermonopolen zu opfern. Am  Beispiel der DPI-Verfahren wird deutlich, dass 
entscheidende Weichenstellungen für die Entwicklung und Nutzung von Webanwendungen 
bereits auf der Ebene des Netzwerkes entschieden werden. Hier wurde in der Frühphase des 
86 Deep Package Inspection: Zensur und Spambekämpfung, Golem security,  16.04.2010 
http://www.golem.de/1004/74530-2.html  (abgerufen am 05.01.2011).
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Internets der Grundstein einer diskriminierungsfreien Many-to-many-Vernetzung gelegt und 
hier kann diese aber auch wieder aufgehoben werden.87
3.3.2.2 Webstandards
Der Erfolg des Internets als freie Kommunikationsstruktur hat in den Webstandards eine wei­
tere  wichtige Säule.  Webstandards sind Spezifikationen des W3C zur  Implementation von 
Webtechnologien und -anwendungen. Sie schaffen eine gemeinsame Grundlage zur Sicherung 
von Konsistenz und Interoperabilität im Netz, die notwendig ist, um Informationen in hetero­
genen Soft- und Hardwarewelten auszutauschen. Voraussetzung  ist die Offenheit  und freie 
Verfügbarkeit  dieser  Standards.  Tim Berners-Lee,  Erfinder des WWW und Begründer des 
W3C, beschreibt die Bedeutung offener Standards am Beispiel von HTML:
It was the standardisation around HTML that allowed the web to take off. It was not only the  
fact that it is standard but the fact that it is open and royalty-free. If HTML had not been free,  
if it had been proprietary technology, then there would have been the business of actually  
selling HTML and the competing JTML, LTML, MTML products. Because we would not 
have  had  the  open  platform,  we  would  have  had  competition  for  these  various  different 
browser platforms but we would not have had the web. We would not have had everything  
growing on top of it. So I think it very important that as we move on to new spaces [...] we 
must keep the same openness we had before. We must keep an open internet platform, keep 
the standards for the presentation languages common and royalty-free. So that means, yes, we 
need standards, because the money, the excitement is not competing over the technology at  
that level. The excitement is in the businesses and the applications that you built on top of the  
web platform.88
Es gibt bislang keine allgemeingültige Definition offener Standards, allerdings eine Vielzahl 
von Vorschlägen. Im Allgemeinen verweisen die Definitionen offener Standards jedoch auf 
zweierlei: Sie sollten erstens öffentlich und transparent unter Einbeziehung aller beteiligten 
Parteien entwickelt werden und zweitens möglichst uneingeschränkt zugänglich sein. Exem­
plarisch stehen dafür die Leitlinien in der zweiten Auflage des European Interoperability Fra­
mework (EIF). Dort heißt es ausdrücklich: 
Der Grad an Offenheit ist ein wichtiges Element um zu beurteilen, wie wiederverwertbar und 
verteilbar die Software-Implementierungen einer Spezifikation sind. Offenheit ist dann 
gewährleistet, 
• wenn alle Stakeholder gleichermaßen an der Weiterentwicklung teilhaben können und 
wenn öffentliche Kommentierung Teil des Entscheidungsprozesses ist; 
• wenn jeder die Spezifikation einsehen kann; 
• wenn enthaltenes geistiges Eigentum zu FRAND89-Bedingungen oder kostenlos so 
lizenziert sind, dass sowohl proprietäre als auch quelloffene Software sie 
implementieren können. 
87 Die Bedeutung des End-to-End-Prinzips für die E-Demokratie wird  im vierten Kapitel dieser Arbeit 
weiter ausgeführt (→Abschnitt 4.2.1). 
88 Standards and the Future of the Internet, Geneva  2008 
http://www.openforumeurope.org/library/geneva/declaration/manifesto-with-logos-final.pdf 
(abgerufen am 10.01.2011).
89  FRAND (Fair, Reasonable and Non Discriminatory terms) steht für die Erklärung eines Rechteinhabers 
gegenüber einer Standardisierungsorganisation, die zusichert, dass die Nutzung eines rechtlich 
geschützten Standards allen Interessenten zu zu fairen, angemessenen und nicht diskriminierenden 
Bedingungen zugänglich gemacht werden. 
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Die Kommission ermutigt europäische öffentliche Services, offene Standards wegen ihres 
positiven Effekts auf Interoperabilität ‒ demonstriert zum Beispiel am Internet-Ökosystem ‒ 
zu verwenden. Die Verwaltungen dürfen aber auch weniger offene Spezifikationen 
verwenden, wenn offene nicht existieren oder den Anforderungen nicht genügen. In jedem 
Fall muss die gewählte Spezifikation vom Markt unterstützt sein, es sei denn, es geht um die 
Erstellung innovativer Lösungen.90 
Offenheit wird damit zum zentralen Kriterium für die Besonderheit des Internets als freie In­
frastruktur der Kommunikation und zum zentralen Gestaltungsprinzip zur Gewährleistung der 
Interoperabilität technischer Entwicklungen.
3.3.3 Besonderheiten des Web-Engineerings
3.3.3.1 Nichtlinearität und Contentbasiertheit 
Webanwendungen basieren im Unterschied zu herkömmlichen Anwendungen auf Hypertext 
und auf einer nichtlinearen Navigation. Nichtlinearität entsteht, weil die unidirektionalen Ver­
weise im Web in ihrer Bedeutung nicht explizit festgelegt sind. Die damit auftretenden Pro­
bleme sind Desorientierung in der nichtlinearen Struktur von Webseiten und kognitive Belas­
tungen,  die  auftreten,  weil  im Web viele  Navigationswege  gleichzeitig  überblickt  werden 
müssen. Die Entwicklung von Webanwendungen stellt damit immer auch hohe Anforderun­
gen an eine gute Navigation (Kappel et al. 2004:13).  
Traditionelle Softwaresysteme werden zumeist in funktional untergliederte Teilkomponenten 
ausgeliefert, deren ausschlaggebendes Maß die Funktionalität ist. Bei Webanwendungen spielt 
der Content jedoch eine größere Rolle,  als dies bei traditionellen Softwaresystemen der Fall 
ist. Im Unterschied zur konventionellen Softwareentwicklung sind die Erstellung und Struktu­
rierung der Inhalte in der Webentwicklung ebenso wichtig wie die Funktionsfähigkeit der An­
wendung selbst  (Mayr 2004:211). Mit der Bedeutsamkeit des Contents wird nicht nur eine 
weitere Abgrenzung zwischen klassischer Softwareentwicklung und Webentwicklung deut­
lich, es lassen sich daraus auch abgrenzbare Bereiche der Webentwicklung ableiten  (Mayr 
2004:211): 
• Das Informationsdesign  beschäftigt sich mit der Strukturierung und Präsentation des 
Contents,
• das  Schnittstellendesign  mit der  Navigation und Benutzerinteraktion in Webanwen­
dungen und
• das Programmdesign umfasst die Funktionalität und Kommunikation der Anwendung 
mit dem Backendbereich (z. B. den Datenbanken).
Mit der Bedeutung des Contents spielen neben Anforderungen an die Qualität der Software al­
lerdings auch Anforderungen an die Qualität des Contents  ‒ wie Genauigkeit, Objektivität, 
Glaubwürdigkeit, Relevanz, Aktualität, Vollständigkeit, Verständlichkeit, Prägnanz und Kon­
sistenz ‒ eine wichtige Rolle (Grünbacher 2004:36).  
Tim O'Reilly geht in der Abgrenzung zum traditionellen Software-Engineering noch weiter, 
indem er die herausragende Rolle der Datenbanken hervorhebt: Mit Bezug auf die  Webser­
vices des betont O'Reilly, dass sich jede bedeutende Internetanwendung durch eine speziali­
sierte Datenbank auszeichne. Beispiele sind u. a. Google (web crawl), Yahoo (directory und 
web crawl), die Produktdatenbank von Amazon, die Produkt- und  Verkäuferdatenbank von 
90 Quelle: Linux Magazin, EIF fordert quelloffene implementierbare Standards, 20.10.2010, 
http://www.linux-magazin.de/NEWS/EIF-2-fordert-quelloffen-implementierbare-Standards.
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eBay,  die  Kartendatenbank von MapQuest  oder  Napsters  verteilte  Songdatenbank.  Daten­
bankmanagement gehört damit zur Kernkompetenz der Web-2.0-Firmen. Die Anwendungen 
lassen sich deshalb eher als „Infoware“ und weniger als bloße Software bezeichnen (O'Reilly 
2005). Diese  Einschätzung O'Reillys steht durchaus im Widerspruch zu Ansätzen, die nach 
wie vor den Produktcharakter von Webanwendungen betonen.
3.3.3.2 Instabilität des technischen und sozialen Kontextes
Die Entwicklung von Webanwendungen ist sehr stark durch die Nutzung bereits existierender 
und häufig auch frei verfügbarer Softwarekomponenten und Techniken geprägt (Grünbacher 
2004:35, O'Reilly 2005). Das macht die Entwicklung von Webanwendungen zum einen einfa­
cher, weil ohne große Hürden auf verfügbare Lösungen zurückgegriffen werden kann, bringt 
aber auch Probleme mit sich, weil dadurch eine hohe Entwicklungsdynamik begünstigt wird. 
Die technischen Kontextfaktoren der Webentwicklung sind somit relativ instabil, d. h. durch 
eine hohe Dynamik gekennzeichnet, da die rasche Folge neu aufkommender Techniken, Stan­
dards und Browsertechnologien mit  Kompatibilitätsunsicherheiten verbunden sind und die 
Weiterentwicklung bzw. die  Wartung von Webanwendungen zu stetig  neuen Anpassungen 
zwingt (Mayr 2004). Ähnliches gilt für die Hard- und Softwareeigenschaften der Endgeräte, 
die hoch variabel sind und damit für die Entwickler weder vorhersehbar noch beeinflussbar. 
Diese Instabilität erschwert zwar die Planung und Organisation von Softwareprojekten, bietet 
aber auch Chancen auf Innovation. Tim O'Reilly schreibt dazu:
Welche Arten von Anwendungen werden möglich, wenn unsere Telefone und Autos nicht nur 
Daten konsumieren, sondern auch bereitstellen? Verkehrsanzeigen in Echtzeit,  Flash Mobs 
und Bürger-Journalismus sind nur die ersten Anzeichen für das Leistungsvermögen der neuen 
Plattform. (O'Reilly 2005)
Zu den erfolgskritischen Stakeholdern eines Webprojektes gehören ebenfalls die potenziellen 
Endnutzer einer Webanwendung, da die speziellen Anforderungen dieser Gruppe in der Regel 
unbekannt sind und es zumeist nicht möglich ist, einen repräsentativen Nutzerkreis für die Er­
mittlung der Anforderungen zu gewinnen (Grünbacher 2004, Mayr 2004:214).  
Gründe dafür sind u. a.:  
• Das Spektrum möglicher Nutzertypen ist sehr breit  und das Nutzungsverhalten bei 
Webanwendungen somit wesentlich heterogener als bei traditionellen Anwendungen. 
• Das Interaktionsverhalten der Anwender ist durch Spontanität bestimmt, d. h., es las­
sen sich weder Zustimmung noch Ablehnung, sondern eher Indifferenz beobachten. 
• Webanwender sind flüchtig und schwer greifbar, d. h., es kann von ihnen keine Loyali­
tät zum Webanbieter erwartet werden und es gibt weder Druck noch Sanktionsmittel, 
die zur Nutzung zwingen. 
Wegen des flüchtigen Charakters  des Anwenderverhaltens und des breiten Spektrums von 
Nutzertypen ist die Ermittlung und Validierung der Anforderungen von Webanwendungen we­
sentlich schwieriger als bei herkömmlicher Software. Unsicherheit hinsichtlich der Nutzer­
gruppe ist damit ein besonderes Kennzeichen der Webentwicklung (Mayr 2004:214). Mit der 
mangelnden Greifbarkeit und Spontanität der Anwender sind besondere Anforderungen an die 
Entwicklung von Webanwendungen verbunden:
• Die Bedienung einer Webanwendung muss weitestgehend intuitiv sein, da Webanwen­
der in der Regel nicht bereit sind, umfangreiche Anleitungen oder Handbücher zu le­
sen. Im Unterschied zur konventionellen Software können bei Webanwendungen in 
der Regel auch keine Nutzerschulungen angeboten werden. Gute Usability (Gebrauch­
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stauglichkeit) ist damit ein kritischer Erfolgsfaktor für eine Webanwendung.
• Eine Website muss nicht nur gut nutzbar und zugänglich sein, sie muss den Nutzern 
auch hinreichenden Nutzen stiften. Nutzer, die mit einer Website nicht zufrieden sind, 
wandern sehr schnell zu einem anderen Anbieter ab.
Kurz: Die hohe Dynamik technischer und sozialer Kontextfaktoren (Volatilität) belasten die 
Entwicklung von Webanwendungen mit Unvorhersehbarkeiten. Die Konsequenz ist eine sehr 
hohe Entwicklungsdynamik,  die  sich auch empirisch niederschlägt  und seinen besonderen 
Ausdruck in den sehr kurzen Projektlaufzeiten findet (Kappel et al. 2004:21f.). 
3.3.3.3 Komplexität
Durch den Wandel vom statischen Informationsmedium zum Anwendungsmedium hat auch 
das Web-Engineering mit Problemen zu kämpfen, deren Ursache in der „Komplexität“91 von 
Softwaresystemen vermutet wird. Ausgehend von dieser Annahme geht es auch im Web-Engi­
neering  um die  Entwicklung komplexer  Softwaresysteme,  d. h.  um vergleichsweise  große 
Entwicklungsprojekte (Kappel et al. 2004:1 f.). Als Indiz der Komplexität und Notwendigkeit 
eines  geordneten  Entwicklungsprozesses  kann gelten,  dass  auch Webprojekte,  ebenso wie 
konventionelle Softwareprojekte, mit Risiko des Scheiterns zu kämpfen haben. Einer Studie 
des Cutter Consortiums zufolge liegen die Hauptprobleme in der Webentwicklung in verfehl­
ten geschäftlichen Zielsetzungen (84 %), Projektverzögerungen (79 %), Budgetüberschreitun­
gen (63 %), Funktionalitäts- (53 %) und Qualitätsmängeln (52 %) (Cutter Consortium 2000). 
In Anlehnung an die Diagnose der  Softwarekrise wird entsprechend von der Webkrise ge­
sprochen, die durch die Omnipräsenz des Internets und die hochgradige Vernetzung von We­
banwendungen  sogar  noch  gravierender  als  die  Softwarekrise  der  1960er-Jahre  erscheint 
(Kappel et al. 2004,  Ginige und Murugesan 2001). Die bestürzenden Ergebnisse des Cutter 
Consortiums lassen bei Webanwendungen auf eine ähnliche Komplexitätsproblematik schlie­
ßen wie bei konventionellen Softwareprojekten. Die Empirie spricht jedoch auch für das Ge­
genteil und weist Webprojekte eher als überschaubar aus:
Parameter trad. Softwareprojekt Webprojekt
Projektziel Kosteneffiziente  Entwicklung  eines 
Qualiätsproduktes
Entwicklung  brauchbarer  Produkte  in  möglichst 
kurzer Zeit
Projektgröße mittel–groß (10 > 100 Pers.) zumeist klein (6 +/- 3 Pers.)
Laufzeit 12‒18 Monate 3‒6 Monate
Kosten x Mio. x Tsd.
Tabelle 11: Traditionelle Softwareprojekte vs. Webprojekte (nach  (Reifer 2002))
So relativiert die Gegenüberstellung von traditionellen Softwareprojekten und Webprojekten 
die Annahme, dass die Entwicklung von Webanwendungen mit großen Anforderungen der 
Komplexitätsbewältigung zu kämpfen habe. Die Herausforderungen im Projektmanagement 
liegen damit weniger in der Bewältigung komplexer Projektzusammenhänge als im Handling 
der Entwicklungsgeschwindigkeit und hohen Entwicklungsdynamik des Internets. Vor diesem 
Hintergrund verwundert es schon weniger, dass sich in der Webentwicklung Trends abzeich­
nen, die dem tradtionellen Software-Engineering entgegenstehen und anstelle großer, monoli­
thischer Anwendungen viele kleine, z. T. sehr kleine und vernetzte Webanwendungen entwi­
ckelt werden (Reifer 2002). Infolge der kurzen Entwicklungszyklen wird Software hier entge­
gen dem klassischen Ansatz nicht gemäß spezifischer Anforderungen von „Grund auf“ entwi­
91 Die hier angesprochene Komplexität wurde in Kapitel 2 dieser Arbeit als Detailkomplexität spezifiziert.
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ckelt, sondern nach agilem Vorgehen (Mayr 2004:210).
3.3.4  Ansätze des Web-Engineerings
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Webanwendungen Merkmale aufweisen, die kon­
ventionellen Anwendungen gänzlich fehlen oder in besonders starker Ausprägung vorkom­
men. Hervorzuheben sind insbesondere die Bedeutung des Contents und die Instabilität der 
technischen und sozialen Rahmenbedingungen. Aus systemtheoretischer Perspektive spricht 
die Instabilität der Rahmenbedingungen bei der Entwicklung von Webanwendungen eher für 
flexiblere Ansätze mit geringerer Kopplungsfestigkeit der Verfahren und Methoden. Einige 
Ansätze des Web-Engineerings orientieren sich dennoch sehr stark am traditionellen Softwa­
re-Engineering. Dabei wird unterstellt, dass Webprojekte eine ähnliche Komplexität aufwei­
sen wie konventionelle Entwicklungsprojekte und wesentliche Ansätze des klassischen Soft­
ware-Engineerings auch auf das Web-Engineering zutreffen (Kappel et al. 2004:4 ff.). So wird 
die Entwicklung von Webanwendungen von einigen Autoren nach wie vor als ein Prozess 
charakterisiert, der sich durch „klar definierte Ziele und Anforderungen“ und eine systemati­
sche und phasenorientierte Entwicklung auszeichnet (Kappel et al. 2004:5). Der Gegenstand 
des Web-Engineerings wird entsprechend definiert als 
die Anwendung systematischer und quantifizierbarer  Ansätze (Konzepte,  Methoden, Tech-
niken, Werkzeuge), um Anforderungsbeschreibung, Entwurf, Implementierung, Test, Betrieb 
und  Wartung  qualitativ  hochwertiger  Web-Anwendungen  kosteneffektiv  durchzuführen 
(Kappel et al. 2004:4). 
Als wissenschaftliche Disziplin fällt dem Web-Engineering die Aufgabe zu, den Softwareent­
wicklungsprozess mit den Zielsetzungen der Qualitätssicherung, Kostenreduktion und Risi­
kominimierung planbar und wiederholbar zu gestalten: 
Web-Engineering  ermöglicht  die  Planbarkeit  und  Wiederholbarkeit  des  Entwicklungs-
prozesses und damit auch eine kontinuierliche Weiterentwicklung von Web-Anwendungen. 
Dadurch kann nicht nur Kostenreduktion und Risikominimierung bei der Neuentwicklung und 
Wartung erreicht werden, sondern auch eine Qualitätssteigerung, sowie die Messbarkeit der 
Qualität von Ergebnissen der einzelnen Phasen. (Kappel et al. 2004:5)  
Ähnlich wie in der Argumentation des traditionellen Software-Engineerings werden in diesem 
Ansatz Konzepte enger Kopplung präferiert. Gegenstand des Web-Engineerings ist in dieser 
Auffassung die Entwicklung von Prozess- und Methodenwissen, d. h. die Festschreibung von 
Abläufen und Vorgehensweisen in phasenorientierten Vorgehensmodellen. Dabei wird unter­
stellt,  dass  Programmiermodelle  komplex sind und sich die  Effizienz und Effektivität  der 
Softwareentwicklung dadurch erhöht, dass der Softwareentwicklungsprozess durch definierte 
Verfahren planbar und wiederholbar gestaltet wird (Gross und Koch 2007, Sommerville 2001, 
Balzert 2001).
Dass die Orientierung an Entwicklungsprozessen enger Kopplung keinesfalls selbstverständ­
lich ist, wird mit Blick auf die Entwicklungstendenzen des Internets deutlich: Im Unterschied 
zur Annahme notwendiger Komplexität von Webanwendungen gewinnt dort das Prinzip der 
Simplizität mehr und mehr an Bedeutung. So führt der Webpionier Tim O'Reilly unter dem 
Begriff  Web 2.0 aus, dass Webanwendungen, zumindest die erfolgreichen, sich nicht durch 
Komplexität auszeichnen, sondern durch ihre Einfachheit. Mehr noch, dass sich mit der Idee 
des Webservice ein Pragmatismus des idealen Designs andeute, der im Siegeszug des Ein­
fachheitsprinzips zum Ausdruck kommt. Das hat auch Auswirkungen auf den Entwicklungs­
prozess, der durch den Gedanken des Webservice und durch  das „Entwicklungsmodell“ des 
„ewigen Beta“ einer ganz anderen Entwicklungslogik folgt als die projektorientierten Phasen­
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modelle des traditionellen Software-Engineerings (O'Reilly 2005). Es lassen sich somit auch 
im Web-Engineering zwei in ihren Grundsätzen sehr unterschiedliche Ansätze identifizieren, 
die sich idealtypisch in leicht- und schwergewichtige Vorgehensmodelle unterscheiden lassen. 
Beide Ansätze sollen im Folgenden mit Bezug auf die unterschiedlichen Modelle der Hand­
lungskoordination untersucht werden.    
3.4 Softwareentwicklung und Handlungskoordination 
3.4.1 Handlungskoordination als Gegenstand der Softwareentwicklung 
Die Unterstützung menschlicher Arbeit und der informellen Handlungskoordination in sozia­
len Gruppen brachte der Softwareentwicklung neue Herausforderungen. Die Art und Beschaf­
fenheit dieses neuen Problemfeldes lässt sich an der Entwicklungsgeschichte der Computeri­
sierung der Arbeitswelt und des Alltags sehr gut nachvollziehen: Während die 1960er-Jahre 
noch durch die starke Vorherrschaft der allgemeinen Datenverarbeitung und von Managemen­
tinformationssystemen (MIS) geprägt waren, schritt in den 1970er-Jahren die Büroautomati­
sierung (Office Automation, OA) voran. In diesem Jahrzehnt etablierte sich auch das Softwa­
re-Engineering  als  eigenständige  Forschungsdisziplin.  Das  Software-Engineering  befasste 
sich zunächst nur mit Problemen, die ihren Ursprung in der Weiterentwicklung der Computer­
technologie hatten. Mit der zunehmenden Vernetzung von Computern und der stärkeren Inte­
gration von Computer und Arbeit kam jedoch auch das „Soziale“ mit all seinen Unwägbarkei­
ten ins Spiel. Als notwendige Reaktion darauf entstanden neue Forschungsbereiche innerhalb 
des Software-Engineerings, die in immer stärkerem Maße interdisziplinär ausgerichtet waren 
und die Nutzerinnen von Software in den Mittelpunkt stellten. So erlangten seit den 1980er-
Jahren Forschungsansätze größere Bedeutung, die sich verstärkt an den Benutzern von Soft­
ware orientierten. Zu diesen Ansätzen gehören die Mensch-Computer-Interaktion (HCI), das 
Usability-Engineering und Ansätze partizipativer Softwareentwicklung. Ab Mitte der 1980er-
Jahre entstand mit der stärkeren Fokussierung auf Gruppen der Forschungsbereich der  com­
puter-supported cooperative work (CSCW) (Gross und Koch 2007:4 ff.). Festzuhalten ist da­
mit  zunächst,  dass  die  Gründung  interdisziplinärer  Forschungsbereiche  als  Reaktion  auf 
wachsende Anforderungen an die Software zurückzuführen ist, die damit zusammenhängen, 
dass Computer in verstärktem Maße im menschlichen Handlungsraum zum Einsatz kommen. 
Die wachsende Vernetzung von Computern, insbesondere das sehr starke Wachstum des Inter­
nets,  stellte weitere Anforderungen an die Softwareentwicklung, da es nun nicht nur um die 
Unterstützung von Einzelpersonen ging, sondern um Kooperationsprozesse in Gruppen. Tra­
ditionell  befasst  sich  das  Forschungsgebiet  der  computer-supported  cooperative  work  
(CSCW) mit diesem Feld. In jüngerer Zeit ist jedoch weniger von CSCW, sondern von Social  
Media die Rede. Unter beiden Begriffen wird im Prinzip derselbe Gegenstandsbereich thema­
tisiert und dennoch steht jeder Begriff für einen ganz eigenen Weg oder Ansatz, das Problem 
der Handlungskoordination in Gruppen zu behandeln.  Diese Unterschiedlichkeit  der Wege 
soll im Folgenden unter dem Aspekt der Koordinationsmodelle Hierarchie und  Heterarchie 
näher betrachtet werden.
3.4.2 Computer-supported cooperative work (CSCW)
Das Forschungsgebiet der  computer-supported cooperative work (CSCW)92 beschäftigt sich 
92 In der Literatur finden sich viele Begriffe, die dieses Forschungsfeld umreißen und zum Teil synonym 
verwendet werden. Dazu zählen u. a. workgroup computing, collaborative computing, interpersonal 
computing, computer conferencing, computer mediated communication, computer supported groups etc. 
Vgl. dazu (Gross und Koch 2007:5f.).
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als Teilbereich der angewandten Informationstechnik mit der computergestützten Zusammen­
arbeit sozialer Gruppen.  Der spezifische Zugang dieses Arbeits- und Forschungsgebietes ist 
auf das Verständnis der Besonderheiten kooperativen Arbeitens ausgerichtet, um auf dieser 
Grundlage  geeignete  informationstechnische  Systeme  zu  entwickeln.  Die  Bandbreite  von 
CSCW hat in den letzten Jahren zugenommen und erstreckt sich inzwischen auch auf Formen 
sozialer Interaktion, die über die reine Unterstützung von Arbeitsprozessen hinausreichen und 
u. a. auch kooperatives Lernen und Spielen umfassen(Gross und Koch 2007,  Nett und Wulf 
2005). Diese thematische Erweiterung betrifft auch die sozialen Entitäten: Während sich die 
CSCW-Forschung anfangs hauptsächlich auf kleine Teams konzentrierte, richtet sich mit der 
wachsenden Bedeutung des  Internets  das  Interesse  verstärkt  auf  Communitys  und soziale 
Netzwerke (Gross und Koch 2007).
Die Gründung dieses Forschungsfeldes fällt in die 1980er-Jahre, als die Unterstützung von 
Gruppen durch Informationstechnik in den Unternehmen stärker an Bedeutung gewann. Kon­
kreter Ursprung von CSCW als eigenständige Forschungsdisziplin ist ein Workshop, der 1984 
von Irene Greif und Paul Cashman organisiert wurde. Als Forschungsdisziplin umfasst CSCW 
die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit den theoretischen Grundlagen und Methoden 
der Gruppenarbeit sowie die Entwicklung von Software und Hardware, die diese Gruppenar­
beit unterstützt. Angelpunkte der CSCW-Forschung sind:
1. Die Untersuchung und Beschreibung sozialer  Interaktion in Kooperationsprozessen 
und sozialen Entitäten wie Dyaden, Gruppen, Teams, Netzwerken oder Communitys 
(Gross und Koch 2007).
2. Der  Entwurf,  die  Entwicklung  und  Evaluation  von  Systemen,  die  Gruppenarbeit 
unterstützen.  Man  spricht  in  diesem  Fall  auch  von  CSCW-Systemen  oder  von 
Groupware, neuerdings auch von sozialer Software (Gross und Koch 2007).
3. CSCW beschäftigt sich sowohl mit sozialen als auch mit technischen Fragen und ist 
damit ein multidisziplinärer Ansatz, der methodisch und inhaltlich neben der Informa­
tik auch von den Disziplinen der Betriebswirtschaftslehre, Organisationswissenschaf­
ten, Arbeitswissenschaften, Psychologie, Soziologie und Anthropologie/Ethnographie 
getragen wird. Aus der Sicht der Informatik ist CSCW ein Teilbereich der Wirtschafts­
informatik (Information Systems) und der HCI (Human-Computer Interaction). 
4. Mit der Entwicklung und Einführung von informationstechnischen Systemen geht es 
gleichsam um die Ausgestaltung von Handlungsräumen, d. h. um die Entwicklung und 
Neugestaltung ganzer Infrastrukturen,  die nicht nur informationstechnische Arbeits­
mittel betreffen, sondern auch die Arbeits- und Lebensbedingungen der Nutzerinnen 
berühren.  CSCW beschäftigt  sich  in  diesem Sinne  mit  der  (Re-)Konstruktion  von 
Handlungsräumen  (Törpel 2004:474 f.). Handlungsräume lassen sich in diesem Ver­
ständnis als Zusammenwirken von technischen und sozialen Systemen begreifen. For­
schungsschwerpunkt der CSCW sind damit soziotechnische Systeme (Gross und Koch 
2007). Mit diesem Schwerpunkt steht CSCW auch dafür, dass zunehmend auch in der 
Industrie Verständnis dafür entsteht, dass die Funktionalität eines technischen Systems 
nicht als systemische Eigenschaft des technischen Systems verstanden werden kann, 
sondern als Beziehung zwischen System und Nutzung (Nett und Wulf 2005).
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Diese  Angelpunkte  legen  bereits  die  Besonderheiten,  aber  auch  die  Schwierigkeiten  der 
CSCW-Forschung offen: 
1. Der Gegenstand und die Problemfelder von CSCW liegen quer zur Spezialisierung der 
einzelnen  Fachdisziplinen.  Herausfordernd  gestaltet  sich  der  multidisziplinäre  An­
spruch,  die unterschiedlichen Fachkulturen, Sichtweisen und Sprachen zu integrieren 
(Gross und Koch 2007).
2. CSCW befasst sich mit der Entwicklung von Software für die Kooperation bzw. Hand­
lungskoordination in kleineren Gruppen oder umfassenderen sozialen Netzwerken. In 
Gruppen oder Netzwerken fehlen die klaren Aufbau- und Ablaufstrukturen der Hand­
lungskoordination als Grundlage des Softwareentwurfs. Wesentlicher Gegenstand von 
CSCW ist damit die Entwicklung von Software in einem schwach strukturierten Sozi­
alkontext, was die Anforderungen an die Software schwer fassbar und die sozialen 
Auswirkungen bei der Einführung von Software in der Regel unvorhersehbar macht 
(Gross und Koch 2007:32). 
Als Ansatz der Koordination in Gruppen stehen Social Media/Web 2.0 für Selbstorganisation 
und Dezentralität,  für Offenheit,  Gleichrangigkeit, Vernetzung und für den Glauben an die 
Kraft kollektiver Intelligenz. Ebenso wie im Ansatz des CSCW geht es auch hier im Kern um 
Kooperation und Kommunikation, d. h. um die Unterstützung koordinierter Handlungen, dar­
um, gemeinsame Ziele zu erreichen oder Produkte zu entwickeln und herzustellen. Der Ge­
genstandsbereich von Social Media/Web 2.0 ist damit weitestgehend deckungsgleich zur com­
puter-supported cooperative work.  Die Unterschiede werden im Ansatz dieser Arbeit jedoch 
in ihrem Entstehungshintergrund und der Orientierung in den Koordinationsmodellen veror­
tet. Inwieweit sich diese Unterschiede praktisch niederschlagen, soll im folgenden Abschnitt 
anhand der Anwendungs- und Programmiermodelle der Anwendungstypen  Groupware und 
Social-Media-Anwendungen dargestellt und nachvollzogen werden.
3.5 Softwareanwendungsmodelle
3.5.1 Das Anwendungsmodell als Schnittstelle zum sozialen Kontext 
Floyd und Klischewski unterscheiden drei Ebenen der Modellierung (Informatikmodelle), auf 
denen  jeweils  unterschiedliche  Modellbegriffe  zur  Anwendung  gelangen  (Floyd  und  Kli­
schewski 1998): 
1. Das  Anwendungsmodell ist die „idealisierte oder konkrete Darstellung des Gegen­
standes im Sinne der Wissenschaftstheorie“. Auf dieser Ebene erhält das Modell sei­
nen Modellcharakter, weil eine Analogiebeziehung zwischen der Struktur des Modells 
und der Struktur des Gegenstandes besteht oder unterstellt wird. 
2. Das formale Modell ist das Ergebnis der Spezifikation. Der Modellbegriff dieses Mo­
delltyps bezieht sich auf die Zuordnung der Bedeutung zu Satz- oder Formelmengen.
3. Das  Berechnungsmodell  entspricht  dem  Programm  und  definiert  sich  aus  einer 
„Menge  von  zusammenwirkenden  und  berechenbaren  Funktionen“.  Die  lauffähige 
Software ist in dieser Interpretation somit selbst ein  Modell.
Diese Modellebenen finden ihre Entsprechung im Prozess der Dekontextualisierung, der von 
der Analyse des Gegenstandsbereiches bis hin zur entwickelten Software als autooperationale 
Form (selbstlaufende Form) reicht. Die konkrete Nutzung des Berechnungsmodells, d. h. die 
lauffähige und eingesetzte Software, entspricht der Rekontextualisierung und betrifft die Wir­
kung des Formalmodells in der sozialen Wirklichkeit. Im Zusammenwirken der unterschiedli­
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chen Modellebenen zeigt sich die soziale Bedingtheit der Software:
Obwohl Informatik-Modelle selbst formal sind und technisch realisiert werden, werden sie 
nur bedeutsam durch soziale Prozesse der Entwicklung und Aneignung, wobei die subjektiven 
Perspektiven der Beteiligten entscheidenden Einfluß haben. Entwicklung und Nutzung von 
Informatik-Modellen  sollten  daher  ihre  soziale  Bedingtheit  transparent  machen  und  ihre 
sinnvolle Interpretation im Einsatzkontext gewährleisten. (Floyd und Klischewski 1998)   
Das Anwendungsmodell wird in der Literatur auch als konzeptionelles Modell und ‒ sofern 
der Kontext kein technischer, sondern ein sozialer ist ‒ auch als soziotechnisches Modell be­
zeichnet. Modelle dieser Art gelten als Repräsentationen eines Gegenstandsbereichs und bil­
den den Ausgangspunkt aller weiteren Ebenen der Modellierung. Sie haben sich zum einen als 
Hilfsmittel bewährt, um die Kommunikation zwischen den beteiligten Akteuren in Software­
entwicklungsprojekten zu verbessern. Zum anderen dienen konzeptionelle oder soziotechni­
sche Modelle als Instrument der „Komplexitätsreduktion“ und Formalisierung, die es möglich 
machen, komplexe Strukturen und Abläufe verständlich zu visualisieren (Becker und Pfeiffer 
o.J.). Konzeptionelle bzw. soziotechnische Modelle nehmen somit eine Schnittstellenfunktion 
zwischen sozialem und technischem System ein.93 
Die Grenzen und Übergänge zwischen sozialem und technischem System lassen sich exem­
plarisch anhand gängiger Kriterien zur Qualitätssicherung von Software verdeutlichen: Nach 
DIN 55359 bezeichnet Qualität die Gesamtheit von Eigenschaften und Merkmalen eines Pro­
duktes oder einer Tätigkeit im Hinblick auf deren Eignung oder die Erfüllung gegebener Er­
fordernisse (Benra 2004:23 f.). Pomberger und Blaschke unterscheiden neben Portabilität, Ef­
fizienz,  Wartungsfreundlichkeit  und Benutzerfreundlichkeit  auch  Zuverlässigkeit  und Kor­
rektheit als Qualitätseigenschaften von Software  (Pomberger und Blaschek 1993:10 f.). Die 
beiden letztgenannten Eigenschaften geben Hinweis auf die Grenzen und Übergänge beider 
Systemtypen: 
• Das Qualitätskriterium der Zuverlässigkeit fordert, dass ein Programm auch korrekt 
arbeitet, d. h. berechenbar ist. Ziel ist damit, Software zu entwickeln, „deren Verhalten 
und  Eigenschaften  vorhersehbar  sind,  insbesondere  auch  im  Zusammenspiel  mit 
anderen  Systemen“  (Schatten  et  al.  2010:2). In  der  Lesart  des  radikalen 
Konstruktivismus ist das Kriterium der Zuverlässigkeit immer dann erfüllt, wenn sich 
Programme als triviale Maschinen  (v. Foerster) verhalten.
• Korrektheit kennzeichnet als Qualitätsmerkmal einer Software den Grad der Überein­
stimmung mit den Spezifikationsvorgaben. Die Spezifikationsvorgaben markieren die 
Grenze von technischem und sozialem System. 
Die Erfüllung des ersten Qualitätskriteriums ist vergleichsweise unproblematisch, solange der 
Gegenstandsbereich abgeschlossen ist und überschaubar bleibt. Bei technisch oder sozial ein­
gebetteten Systemen ist dies jedoch in der Regel nicht mehr der Fall, weil mit den Wechsel­
wirkungen der beteiligten Systeme auch die Komplexität steigt (Lehmann 1980). Das zweite 
Qualitätskriterium bezieht sich auf den Übergang vom sozialen zum technischen System und 
verlangt,  dass  das  Anwendungsmodell  mit  dem Programm (Berechnungsmodell)  überein­
stimmt. Das Anwendungsmodell ist somit Angelpunkt der Komplexitätsproblematik und der 
Wirksamkeit von Software. Im Anwendungsmodell zeigt sich, ob der soziale Kontext adäquat 
eingefangen wird, d. h. sich im Sinne der Qualitätssicherung als angemessen erweist, und wie 
hoch die Anforderungen der Komplexitätsbewältigung in der technischen Umsetzung sind. 
93 Anwendungsmodell, soziotechnisches Modell und konzeptionelles Modell werden in dieser Arbeit 
synonym verwendet.
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Anknüpfend an die Eingangsfrage dieser Arbeit nach der Wirksamkeit von Software und der 
Genese von Steuerungsregeln oder der Beeinflussung koordinierter Verhaltensweisen stehen 
in der folgenden Untersuchung drei Fragen im Mittelpunkt:
1. Wie verhält sich das Anwendungsmodell zum sozialen Kontext? (Welche Vorstellun­
gen, Organisationsregeln oder strukturgebenden Elemente fließen in die Modellierung 
ein? Wie kommt man überhaupt zum Anwendungsmodell? Was zeichnet ein ‒ dem so­
zialen Kontext angemessenes ‒ Anwendungsmodell aus?) 
2. Wie verhält sich das Berechnungsmodell bzw. das Programm zum sozialen Kontext? 
(Wirkung von Software: Was macht Software eigentlich?)
3. Wo liegen die besonderen Unterschiede im Modellansatz von Groupware und sozialer 
Software?
3.5.2 Organisationsstruktur und Softwaredesign 
In Organisationen regeln Stellenbeschreibungen, Aufbaustrukturen und definierte Prozesse, 
was Menschen tun sollen und dürfen, wer eingebunden ist und wer ausgeschlossen bleibt, wie 
Kommunikationswege und Handlungsfolgen verlaufen, welche Informationen verfügbar sind 
und welche vorenthalten werden. Die Entwicklung von Software der Handlungskoordination 
basiert auf der Modellierung dieser Kommunikationsstruktur und entfaltet als Verkörperung 
dieser Regeln ihre Wirksamkeit. Die Wirkung von Software ist damit die Wirkung der Regel, 
die sie repräsentiert. Sie ist damit ebenso wie die Organisation eine in Regeln gefasste und da­
mit greifbare Kommunikationsstruktur. Kurz: Die Software der Handlungskoordination leitet 
sich aus den Regeln der sozialen Welt ab und wirkt als Regel wieder auf diese zurück. 
Das  Zusammenwirken von Organisationsstruktur und Software bleibt nicht nur darauf be­
schränkt, dass ein „Wirklichkeitsausschnitt“ modelliert wird, die „Wirklichkeit“ bzw. das Um­
feld sozialer Organisation fließt ebenfalls in die Architektur und Funktionalität technischer 
Lösungen ein, die unterhalb der Anwendungsebene liegen. Melvin Conway hat bereits Ende 
der 1960er-Jahre darauf aufmerksam gemacht, dass Systementwicklungen von Organisation 
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Abbildung 19: Berechnungsmodell und Anwendungsmodell im Kontext
stets eine Kopie der eigenen Kommunikationsstruktur darstellen. Diese Feststellung wurde 
durch das berühmte Buch „The Mythical Man-Month“ von Frederic Brooks populär gemacht 
und ist heute als Conways Law bekannt:      
Any organization that designs a system (defined more broadly here than just information systems) 
will inevitably produce a design whose structure is a copy of the organization's communication 
structure.  (Conway 1968)
Wenn auch bestreitbar ist, dass dabei immer eine exakte Kopie entsteht, so ist der Zusammen­
hang von Organisation und technischen Kommunikationsnetzen nachweisbar. Jeanette Hoff­
man greift diesen Zusammenhang in einer Untersuchung auf und belegt, dass die Unterschie­
de in der Netzarchitektur von Telefonnetzen und dem Internet kein Zufall sind, sondern dass 
sich in ihnen die Organisationsstruktur ihrer Erschaffer und Betreiber spiegelt. In der Gestal­
tung der Telefonnetze erwies es sich als entscheidend, dass der Betrieb dieser Kommunikati­
onsnetze lange Zeit in den Händen des Staates lag. Nationale Post- und Telefongesellschaften 
legten als Monopolbetreiber die allgemeinen Standards fest. Im Ergebnis entstanden eine Ar­
chitektur, Funktionalität  und Verwaltungsstruktur des Telefonnetzes, die der Organisations­
truktur dieser Gesellschaften entsprachen und somit national, hierarchisch und zentralistisch 
organisiert waren. Die ursprüngliche Verwaltungsstruktur des Internets war hingegen infor­
mell und spiegelte die Struktur der universitären Umgebung, aus der sie hervorging. Im Un­
terschied zu den Telefonnetzen entstand hier im Ergebnis eine Netzwerkarchitektur, die offen 
und dezentral operiert.94 Kurz: Die Entwicklung von Kommunikationsnetzen folgt häufig dem 
Vorbild der Organisations- bzw. Kommunikationsstruktur ihrer Betreiber (Hoffmann 2005:12 
f.).
Dieses Beispiel zeigt, dass Kommunikationsarchitekturen unterschiedlichen Modellen folgen 
können und Vorannahmen Architekturentscheidungen prägen. In das Anwendungsmodell als 
Schnittstelle zwischen sozialem und technischem System fließen somit nicht objektive Tatbe­
stände der sozialen Welt ein, sondern unterschiedliche Organisationskonzepte. In dieser Arbeit 
wurden diese Organisationskonzepte  idealtypisch in  Anlehnung an  Helmut  Willkes  Steue­
rungs- und Interventionstheorie als hierarchisches und heterarchisches Koordinationsmodell 
beschrieben. Beide Modelle vermitteln auf unterschiedliche Art und Weise, wie das umgebene 
soziale System beschaffen und die Handlungskoordination optimal organisiert sein sollte. Der 
Umstand, dass es sich dabei zumeist um leitende bzw. verinnerlichte Modellvorstellungen und 
nicht um objektive und unumstößliche Fakten handelt, eröffnet die Option, dass Dinge immer 
auch anders gedacht und organisiert werden können. Praktische Relevanz zeigen (die zumeist 
nicht explizit gemachten) Annahmen über die Beschaffenheit des sozialen Kontextes in drei­
erlei Hinsicht:
1. Der Einsatz von Kommunikationssoftware greift tief in soziale Handlungsräume ein. 
Eine unangemessene Sicht auf den sozialen Kontext birgt das erfolgskritische Risiko 
unerwünschter Nebenwirkungen oder verfehlter Projektziele  (Hartmann et al. 1993). 
Eingriffe gestalten sich schwierig, weil sich soziale Systeme im Unterschied zu techni­
schen Systemen  kontraintuitiv  (Willke 1996b) verhalten und sich instruktiver Inter­
vention (Simon 2008) verschließen können.
2. Die Komplexität von Software gilt als kritischer Faktor für den Erfolg oder Misserfolg 
von Softwareprojekten  (Standish Group, Schatten et al. 2010). Weil die Komplexität 
von Software entscheidend durch das Anwendungsmodell beeinflusst wird, ist das An­
wendungsmodell auch Stellschraube für die Komplexität von Software und entschei­
94 Bis zur Privatisierung 1992 war das Internet ein reines Forschungsnetz. Die technischen Standards sowie die  
Namens- und Nummernräume galten als gemeinfreie Güter, die von der akademischen Nutzergemeinde gemein­
schaftlich worden sind. 
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det damit auch über die Risiken von Softwareprojekten. 
3. Annahmen über die Organisation und Formalisierbarkeit menschlicher Handlungen im 
sozialen Kontext bestimmen den Umfang des Anwendungsmodells und die Tiefe des 
Eingriffs in soziale Handlungsräume. 
Unterschiede der Organisationsstruktur des Softwaredesigns werden auch im Vergleich recht 
artverwandter Softwaretypen wie Groupware und sozialer Software (bzw. Social Media) deut­
lich. Groupware-Systeme gelten als klassische CSCW-Anwendungen. Bekannte Systeme sind 
beispielsweise Lotus Notes,  Microsoft  Exchange oder Novell  GroupWise.  Social Software 
bzw. Social Media konnte sich seit ca. 2002 mit dem großen Erfolg von Wikis und Weblogs 
etablieren  (Bächle 2006). Die Abgrenzung beider Anwendungstypen ist nicht einfach: Zum 
einen, weil die Bezeichnung Social Software oder Social Media häufig auch auf Groupware-
Systeme ausgedehnt wird, und zum anderen, weil beide Softwaretypen die menschliche Kom­
munikation  und  Kooperation  unterstützen,  somit  im  Kern  dieselbe  Zielsetzung  verfolgen 
(Gross und Koch 2007:122). Die Entwicklung von Groupware wurde mit Euphorie begonnen, 
ist in der Umsetzung aber auf große Probleme gestoßen, während soziale Software eine gera­
dezu einzigartige Erfolgsgeschichte aufweisen kann. Das deutet darauf hin, dass beide Soft­
waretypen ‒ trotz gemeinsamer Zielsetzung ‒ Unterschiede aufweisen, die in die interessante 
Frage führen, worin der Zauber und Erfolg von Social Software (bzw. Social Media) und die 
große Schwierigkeit bei der Einführung von Groupware-Systemen gelegen haben kann. 
3.5.3 Groupware
Groupware umfasst im Allgemeinen Software, Hardware und Services zur Unterstützung von 
Gruppen  (Gross  und Koch 2007). Der Begriff  wurde Anfang der  1980er-Jahre von John­
son-Lenz geprägt, die Groupware als  „computer-based system plus the social group proces­
ses“  definert  haben (P.  Johnson-Lentz und T. Johnson-Lentz 1982). In dieser  Feststellung 
klingt bereits an, dass das  Groupware als Softwarekonzept eine veränderte Sicht und Wahr­
nehmung impliziert, die vom klassischen Paradigma des Manipulierens und Austauschens von 
Daten abweicht und den Fokus auf die kollaborative Computerarbeit im geteilten virtuellen 
Raum lenkt. Marca und Bock schreiben dazu (Marca und Bock 1994:60): 
Groupware  is  a  conceptual  shift;  a  shift  in  our  understanding.  The  traditional  computing 
paradigm sees the computer as a tool for manipulating and exchanging data. The groupware 
paradigm,  on  the  other  hand,  views  the  computer  as  a  shared  space  in  which  people 
collaborate; a clear shift in the relationship between people and information.
Mit dieser Fokusverschiebung lässt sich Software nicht mehr als isolierte Einzelanwendung 
und Instrument der Datenverarbeitung charakterisieren, sondern als Werkzeug der Kommuni­
kation und Zusammenarbeit. Als Werkzeug der Kommunikation lässt sich Groupware damit 
gleichzeitig von den großen betriebswirtschaftlichen Informationssystemen als Kommunikati­
onssystem abgrenzen. Hier liegt auch die Bedeutung der Awareness, d. h. die Bedeutung der 
Aufhebung  des  voneinander  Abgetrenntseins  als  zentrales  Kennzeichen  von  Groupware 
(Gross and Koch 2007:58). Im Unterschied zu den klassischen Anwendungen der Wirtschaft 
können sich CSCW-Anwendungen jedoch nicht auf definierte Aufbau- und Ablaufstrukturen 
der Unternehmensorganisation beziehen, sondern müssen in der sozialen Interaktion nach An­
haltspunkten des Designs von CSCW-Systemen suchen. Die CSCW-Forschung hat nach die­
sen Anhaltspunkten in Modellen der Soziologie, Psychologie, Linguistik, Politikwissenschaft 
und Wirtschaftswissenschaft gefahndet. Die Koordinationstheorie von Malone und Crowston 
(1994) ist Beispiel für dieses Vorgehen. Menschliche Koordination wird in dieser Theorie in 
folgt beschrieben: 
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1. Akteure führen zielgerichtete Aufgaben oder Aktivitäten aus.
2. Aufgaben und Aktivitäten sind nicht unabhängig voneinander, sondern müssen in der 
Art und Weise ihrer Ausführung dazu führen, dass unerwünschte Ergebnisse vermie­
den und erwünschte Ergebnisse erreicht werden.
3. Die zielrelevanten Zusammenhänge zwischen den Aktionen/Aktivitäten lassen sich als 
gegenseitige Abhängigkeiten beschreiben.
Koordination ist damit definiert als „the act of managing interdependencies between activities 
performed to archieve a goal“ (Malone und Crowston 1994). Grundlage für die verschiedenen 
Klassen von Koordinationssystemen bieten die von Malone und Crowsten vorgestellten gene­
rischen Abhängigkeitstypen.
Abhängigkeitstyp Erläuterung Koordinationssystem-Klasse
Vorbedingung Ergebnis einer Aktivität ist 
Vorbedingung für die folgende Aktivität. 
Die Aktivitäten müssen in Folge 
gebracht werden.
Workflow-Management-Systeme 
gemeinsame Ressourcen Begrenzte Ressourcen werden von 
verschiedenen Aktivitäten benötigt.
Koordination des Zugriffs auf geteilte 
Ressourcen (Neben-
läufigkeitskontrolle, Sperren)
Gleichzeitigkeit Bestimmte Aktivitäten müssen zur 
selben Zeit stattfinden.
Synchronisation von Aktivitäten, z. B. 
Terminplaner oder 
Datensynchronisation
Tabelle 12: Abhängigkeitstypen nach Malone und Crowston (1994)
Die Konzeptualisierung generischer typenabhängiger Tätigkeiten bildet die Grundlage für die 
Entwicklung von Groupware-Systemen, wobei die Komplexität und der Eingriff in menschli­
ches Handeln mit dem Grad der Formalisierung wachsen. Stark formalisierte bzw. explizite 
Koordinationsunterstützung bedeutet, dass Softwaresysteme die handelnden Akteure von Ko­
ordinationsaufgaben entlasten, aber auch, dass die Akteure nur noch auf die Vorgaben des 
Systems zu reagieren haben. Beispiele für diesen Typus koordinationsunterstützender Systeme 
finden sich im Workflowmanagement und der Konversationsunterstützung sowie in der expli­
ziten Synchronisation und Nebenläufigkeitskontrolle  (Gross und Koch 2007:91). Mit Bezug 
auf den Grad des Eingriffs in soziale Handlungsräume lassen sich zwischen expliziter Koordi­
nationsunterstützung mit hohem Formalisierungsgrad und impliziter Koordinationsunterstüt­
zung mit der wesentlichen Beschränkung auf Awareness Informationen unterscheiden (Gross 
und Koch 2007:91 f.). 
Strukturierende und vorwegnehmende Anwendungen haben Vor- und Nachteile: Sie können 
von Koordinationsaufgaben entlasten und Routinewissen verfügbar machen, greifen aber auch 
tief in Handlungsräume ein und machen Software kompliziert. Dass darin auch Risiken lau­
ern, arbeitete Grudin 1988 als Ursachenkatalog für das Scheitern von Kalendersystemen her­
aus. Risiken entstehen demzufolge, wenn 
• ein Missverhältnis zwischen Aufwand und Nutzen besteht,
• in vorhandene Sozialstrukturen zu stark eingegriffen wird und
• sich Systeme als zu unflexibel erweisen,  weil  allgemeine Vorgehensweisen und 
Ausnahmen zu wenig berücksichtigt werden (Grudin 1998).  
Inzwischen werden Kalendersysteme mit wesentlich größerem Erfolg eingeführt und genutzt. 
Wesentliche Gründe sind die bessere Integration und der damit verringerte Aufwand für die 
Bereitstellung von Daten (Grudin und Palen 1995), aber auch eine größere Zurückhaltung bei 
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der Automatisierung der Koordination (Gross und Koch 2007:98 f.). 
Auf den Punkt gebracht, lassen sich die Hauptprobleme in der Entwicklung von Groupware-
Systemen in der Komplexität und in der fehlenden Akzeptanz bei den Nutzerinnen lokalisie­
ren (Hartmann et al. 1993). Mit Bezug auf die Prinzipien und Annahmen des Koordinations­
modells lässt sich dieses Problemfeld an der Koordinationstheorie von Malone und Crowsten 
(1994) illustrieren: In diesem Ansatz wird bereits in der Definition der Koordination deutlich, 
dass ein zielorientiertes Management von Abhängigkeiten mit einem Steuerungsanspruch ver­
bunden ist. Steuerung heißt hier, dass auf den „natürlichen Ablauf der Ereignisse“ (Willke 
1998:77) Einfluss genommen wird, um die Kooperation zu optimieren oder, wie Malone und 
Crowsten es ausdrücken, um unerwünschte Ereignisse zu vermeiden und erwünschte Ergeb­
nisse zu erreichen. Ein Softwaredesign, das diesem Anspruch folgt, ist damit auf zielgerichtete 
Verhaltensbeeinflussung, d. h. auf den gezielten Eingriff in den Handlungsraum aus (→ vgl. 
Abschnitt 2.4.1). Da Steuerung zwischen Planung und Ausführung steht, wird eine verhaltens­
steuernde Software damit  zum Vehikel  der Fremdsteuerung und tiefer Eingriffe in  soziale 
Handlungsräume, was den Widerstand der Nutzerinnen gegen den Einsatz solcher Systeme er­
klärbar macht.  Im Konzept  zielorientierter abhängiger Aktivitäten wird ferner von den kon­
kreten Akteuren abstrahiert bzw. werden Akteur und Aktivität als voneinander entkoppelbar 
betrachtet. Dahinter verbirgt sich die Annahme, dass sich die Mechanismen und Umgangswei­
sen mit abhängigen Aktivitäten verallgemeinern und für die Entwicklung von Werkzeugen der 
Kooperationsunterstützung nutzen lassen. Dass darin ein Widerspruch zur Awareness als ei­
gentliches Schlüsselkonzept von Groupware (Gross und Koch 2007:58) liegt, wird auch in der 
CSCW-Forschung thematisiert. So weisen Gross und Koch (2007) darauf hin, dass Systeme 
expliziter Koordinationsunterstützung  die Kommunikation durch eine formale, vorgegebene 
und von konkreten Personen entkoppelte Struktur ersetzen. Ein Problem zu starker Formali­
sierung oder Automatisierung liegt somit darin, dass sie die Nutzer voneinander trennt und da­
mit dem Grundcharakteristikum von Groupware, d. h. dem Anspruch, Menschen miteinander 
zu verbinden, widerspricht (Gross und Koch 2007:92). Aus der Perspektive der Theorie sozia­
ler Systeme (Luhmann, Willke) birgt der Steuerungsanspruch darüber hinaus das Risiko pro­
blemunangemessener und damit kontraproduktiver Eingriffe in soziale Systeme (Fehlsteue­
rung). Helmut Willke spricht in diesem Zusammenhang von  kontraintuitiven Systemen, die 
sich direkter Intervention verschließen. Die Beschränkung auf die Bereitstellung von Awaren­
ess-Informationen lässt sich damit als Weg begreifen, dem Risiko zu tiefer und unangemesse­
ner Eingriffe in soziale Handlungsräume zu begegnen und den Aufwand, der in die Herstel­
lung der Anwendungen fließt, zu begrenzen. Die Annahmen und Prinzipien im Koordinations­
modell sozialer Software lassen sich als weiterer Weg der Risikobegrenzung begreifen.
3.5.4 Social Media (soziale Software)
Mit seinen technologischen Grundlagen bildet das Web als Plattform (O'Reilly) die Basis von 
Social Media  als Gegenstandsbereich des Web-Engineerings.  In der Literatur werden insbe­
sondere der Aufbau und die Pflege sozialer Netzwerke und virtueller Gemeinschaften (Com­
munitys)  als  besonderes  Merkmal  von  Social  Media95 hervorgehoben.  Noch  wesentlicher 
scheint jedoch, dass diese Gemeinschaften den Prinzipien der Selbstorganisation folgen.96 Im 
Prinzip der Selbstorganisation lässt sich  Social Media  von Konzepten expliziter Koordinati­
onsunterstützung  durch sein heterarchisches,  d. h. in seinen Strukturen und Handlungsvor­
schriften zurückhaltendes Koordinationsmodell deutlich abgrenzen  (→Abschnitt 2.4.3).  Die 
mit dieser Zurückhaltung verbundenen Freiheiten bilden die Grundlage neuartiger Koordinati­
95 Die Begriffe Social Media und soziale Medien lassen sich nicht klar abgrenzen und werden im 
Folgenden synonym verwendet. 
96 Z. B. bei  (Bächle 2006).
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onsformen. Alby bezeichnet Social Software (bzw. Social Media) entsprechend als Software­
systeme, die menschliche Kommunikation, Interaktion und Zusammenarbeit nicht nur unter­
stützen, sondern auch auf die Veränderung sozialer Organisation abzielen (Alby 2007:89 ff.). 
Als Grundlage der Selbstorganisation gelten die netzwerkartigen (Many-to-many-)Beziehun­
gen, die sich nicht auf die in ein Netzwerk eingebundenen Rechner beziehen, sondern auf die 
in ein soziales Netzwerk eingebundenen Menschen (Szugat et.al. 2006:13 f.). Die grundsätzli­
che Orientierung an der Many-to-many-Beziehung verweist damit als weiteres Kriterium von 
Social Media auf den Aufbau und das Selbstmanagement selbstregulierter Communitys (Alby 
2007:89) und deren Potenzial kreativer Erneuerung. Im Zusammenhang mit den Ideen des 
Web 2.0 findet die  Zurückhaltung des Koordinationsmodells in der Einfachheit und Benut­
zungsfreundlichkeit  der Webanwendungen ihren Niederschlag: Die neuen sozialen Medien 
stehen damit nicht nur für Many-to-many vernetzte Communitys, sondern auch für einfache, 
flexible Anwendungen, die als offene Systeme auf rigide Rollen- und Workflows verzichten 
und eher auf Einfachheit, Selbstorganisation und Veränderung setzen  (Panke 2007). Döbler 
kennzeichnet soziale Software bzw. Social Media in Abgrenzung zu herkömmlichen Systemen 
(wie Groupware) ebenfalls als Softwaretyp mit weniger festgelegten Strukturen und verweist 
ergänzend auf das Kriterium der Offenheit und das Potenzial größerer Flexibiliät:
Fasst man die gängigen Vorstellungen zusammen, kann Social Software als ein Oberbegriff 
verstanden werden,  der neben bereits länger bekannten Kommunikationsanwendungen wie 
Instant  Messenger,  E-Mail,  SMS oder Groupware vor allem die  neuen Anwendungen wie 
Weblogs, Wikis, Social Bookmarks und Podcasts umfasst. Social Software unterscheidet sich 
dabei  von  anderen  Kommunikationsmöglichkeiten  im  Internet  durch  die  grundsätzliche 
thematische Offenheit der Inhalte: Im Gegensatz zu klassischer kollaborativer Software wie 
Groupware und KM-Software, die auf festen Strukturen basiert, ermöglicht Social Software 
das flexible Entstehen selbstorganisierter Gruppen und Netzwerke. Nicht zuletzt zeichnen sich 
Social  Software  Tools  gegenüber  herkömmlichen  Systemen  (z.B.  Content-Management-
Systeme) durch geringere Kosten und eine höhere Flexibilität aus. (Döbler 2007:7)
Mit Bezug auf das leitende Koordinationsmodell lassen sich zusammenfassend drei Merkmale 
von Social Media (Social Software) hervorheben:   
1. Social Media zielt auf die Veränderung sozialer Organisation: Sie ist auf soziale Inno­
vation und nicht auf die Rekonstruktion und Stabilisierung bereits bestehender Sozial­
strukturen gerichtet. Ihre besondere Stärke liegt in ihrer Flexibilität, die Anpassungen 
an sich verändernde Situationen erlaubt, und in einer Offenheit, die Raum für soziale 
Innovationen bietet.
2. Social Media nutzt die Potenziale der  Many-to-many-Vernetzung des Internets durch 
die Unterstützung der Selbstregulation virtueller Communitys bzw. sozialer Netzwer­
ke.  In  ihr  verwirklicht  sich  der  Gedanke  entgrenzter  sozialer  Vernetzung  und  der 
Selbstorganisation durch Offenheit gegenüber Personen und Inhalten.  
3. Social Media folgt dem Prinzip der Einfachheit. Sie steht für ein grundsätzlich einfa­
ches  Anwendungsmodell  ohne  rigides  Rollenmanagement  und  komplizierte  Work­
flows.
Groupware und Social Media unterscheiden sich nicht in ihrem Gegenstandsbereich, sondern 
in ihren Konzepten der Grenzziehung (Offenheit) und in der Rigorosität der handlungsleiten­
den Vorgaben durch die Softwaresysteme (Kopplungen). Groupware zeichnet sich tendenziell 
durch eine größere Abgeschlossenheit  und festere  Kopplungen der  Handlungskoordination 
aus, während sich in den Prinzipien der Offenheit und Selbstorganisation die Kernmerkmale 
von Social Media identifizieren lassen. In diesen beiden Merkmalen lässt sich gleichsam eine 
weitere Besonderheit von Social Media  identifizieren: Einfachheit wird zum zentralen Prin­
119
zip, das im Kern durch Zurückhaltung in den Handlungsvorgaben erreicht wird: Mit Bezug 
auf die leitenden Koordinationsmodelle (Überbau) unterscheiden sich die Anwendungsmodel­
le  beider  Softwaretypen im Kern in  ihrer  Komplexität  und damit  in der  Größe ihres An­
spruchs, intervenierend, steuernd oder aktiv stützend in Handlungsräume einzugreifen. Das 
gilt insbesondere für Konzepte expliziter Handlungskoordination, die das Problem der infor­
mellen Teamarbeit dadurch zu lösen versuchen, indem sie die fehlenden Aufbau- und Ablauf­
strukturen durch komplexe Modelle und Theorien ersetzten. Im Unterschied dazu zeichnet 
sich Social Media durch den Verzicht auf komplexe Kommunikationsmodelle und durch die 
Selbstbeschränkung auf das Wesentliche aus. 
Merkmale Groupware Social Media
Gegenstand Unterstützung menschlicher Kooperation und Koordination 
Koordinationsmodell


















Funktionsumfang vergleichsweise groß gering
Tabelle 13: Groupware vs. soziale Software
Auf der Ebene des Anwendungsmodells führt dieser Verzicht auf tiefe Eingriffe und Vorgaben 
zu einer Entlastung hinsichtlich der Komplexität von Software und der Kompliziertheit ihrer 
Bedienung. Social-Media-Software ist zudem oft auch leichter zu bedienen, weil sie wesent­
lich spezialisierter als ein Groupware-System ist und deshalb einen geringeren Funktionsum­
fang aufweist. Das legt den Schluss nahe, den Zauber und den Erfolg von Social Media in ih­
rer Zurückhaltung zu vermuten. Social-Media-Tools erfüllen aus diesem Grunde zumeist nur 
eine zentrale  Funktion und beschränken sich darauf,  Kommunikations-  bzw. Publikations­
möglichkeiten in einer Many-to-many-Struktur bereitzustellen. So dienen Weblogs und Wikis 
in erster Linie dazu, Texte schnell und einfach ohne FTP-Upload und HTML-Kenntnisse ins 
Netz zu bringen. Sie realisieren das auf unterschiedliche Art und Weise, haben aber gemein­
sam, dass sie im Eingriff in den Handlungsraum zurückhaltend bleiben. 
Die dadurch bedingte Entlastung von Komplexität lässt sich bereits an der Anzahl der Code­
zeilen  nachvollziehen:  Ward Cunninghams  originales  Wiki  umfasste  etwa  nur  400 Zeilen 
Quellcode97,  das Groupware-Projekt Tine 2.0 benötigte ca. 200 000 Codezeilen.98 
97 Ward Cunningham und Bo Leuf zu „Wiki Way Sources“  im Daynotes Forum,
      http://leuf.net/cgi/wikidn?WikiWaySources (5.5.2002).
98 Quelle: Interview mit den Entwicklern von Tine 2.0: http://www.pro-linux.de/berichte/interview-
tine2.0.html.
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3.5.5 Prozesse und Selbstorganisation im Anwendungsmodell
In den vorangegangenen Abschnitten wurde bereits dargelegt, dass das Anwendungsmodell 
die Schnittstelle zum Berechnungsmodell darstellt und wesentlichen Einfluss auf die Komple­
xität der zu entwickelnden Software und die Tiefe des Eingriffs in soziale Handlungsräume 
hat. Simplizität (Symplicity), die durch den bewussten Verzicht auf tiefe Eingriffe in soziale 
Handlungsräume entsteht, wird damit zum Entwicklungsprinzip, das die Risiken der Softwa­
reentwicklung positiv beeinflussen kann. Grund dafür ist, dass durch den Verzicht auf regulie­
rende Eingriffe auch geringere Anforderungen an die zu entwickelnde Software gestellt wer­
den. Komplexitätsreduktion bedeutet  hier in  erster Linie  der Verzicht auf  die Regulierung 
komplexer oder komplizierter Zusammenhänge der sozialen Welt durch Software. Innerhalb 
der Pole von fester und loser Kopplung (d. h. innerhalb starrer und flexibler Interaktionsmus­
ter) sowie innerhalb geschlossener und offener Formen sozialer Vernetzung lassen sich unter­
schiedliche Softwaretypen, Programmiermodelle und Sozialformationen mit ihren Besonder­
heiten, Potenzialen und Risiken in eine Matrix einordnen: 
In der linken Spalte (Felder I und IV) werden im Anwendungsmodell Interaktionsmuster in 
fester  Kopplung realisiert.  Anwendungen dieses  Typs folgen dem Anspruch,  formalisierte, 
von konkreten Personen entkoppelte Handlungsabläufe in Software zu implementieren. Das 
leitende Koordinationsmodell ersetzt Kommunikation durch formalisierte Handlungsvorgaben 
(Fremdsteuerung). Es ist eine in diesem Sinne aktive Software, die den Nutzerinnen wenig 
Autonomie in der Nutzung gewährt, weil diese vom Ansatz her nur wenig Handlungsspielräu­
me lässt. Starre Interaktionsmuster enger Kopplung delegieren die koordinierenden Aktivitä­
ten an die Software und münden deshalb in komplexere Anwendungsmodelle. 
In der rechten Spalte der Matrix kommt die entgegengesetzte Strategie der Handlungskoordi­
nation zum Zuge: Eine Zurückhaltung, die koordinierende Aktivitäten an die Nutzerinnen de­
legiert.  Die Anwendungen werden einfacher, weil  die Handlungskoordination selbstorgani­
siert erfolgt (Selbststeuerung). An die Stelle formaler Regeln tritt die Kommunikation, wobei 
sich die Software auf ihre Funktion als Medium beschränkt, d. h. als Mittel, das die vernetzte 
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Abbildung 20: Interaktionsmuster und Vernetzung im Anwendungsmodell
und entgrenzte Kommunikation erst möglich macht, nicht aber die Verfahren und Strukturen 
vorwegnimmt. Das Verhältnis von Aktivität und Passivität verschiebt sich damit von der An­
wendung zu den Nutzern.
Das Kriterium der Offenheit beschreibt, inwieweit eine Many-to-many-Vernetzung umgesetzt 
wird oder organisatorische Abgrenzungen eine Rolle spielen. Offenheit steht in diesem Sinne 
für Entgrenzung, d. h. für die Vernetzung von Menschen und Inhalten, die über die Grenzen 
von Organisationen, Abteilungen und Zuständigkeiten etc. hinwegreichen. Social Media steht 
damit für die Kombination einer offenen Many-to-many-Vernetzung mit den flexiblen Interak­
tionsmustern loser Kopplung. Ähnlich wie in der Unterscheidung zwischen verfahrensbasier­
ten und selbstorganisierten Beteiligungsformen (→  Abschnitt 1.2) zeigen sich starre und un­
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Tabelle 14: Gegenüberstellung monolithischer Anwendungsmodelle und Social Media 
Begreift man monolithische Anwendungsmodelle und Social Media als idealtypische Gegen­
pole und als Verkörperung der Koordinationsmodelle Hierarchie und Heterarchie (Demokra­
tie), wird die Entscheidung zwischen Prozess oder Netzwerk zum Indikator für Umfang, Po­
tenzial und Risiken von Software. Das hierarchische Konzept findet sich in  monolithischen 
122
Anwendungsmodellen, die einen hohen Formalisierungsgrad aufweisen. Wie in Bürokratien 
liegt das Potenzial dieses Anwendungstyps in der Stabilität und Wirtschaftlichkeit, die Risiken 
hingegen in den tiefen Eingriffen in das menschliche Handeln und im großen Aufwand, der 
durch vorgegebene Prozesse und hierarchische Kontrollmechanismen entsteht. Wie in Büro­
kratien hängt die Entfaltung der Potenziale von den Bedingungen des Einsatzkontextes bzw. 
der Umwelt ab. Sie versprechen immer dann Erfolg, wenn Probleme einfach strukturiert, de­
komponierbar und die Umwelt stabil ist, verursachen aber Schwierigkeiten und Widerstände, 
wenn die Umwelt instabil und die Probleme komplex sind. Das Gegenkonzept findet seine 
Verkörperung in Social-Media-Anwendungen, die im Anwendungsmodell einen sehr geringen 
Formalisierungsgrad aufweisen und die formalen Regeln durch Kommunikation ersetzen. Wie 
in der Organisationsform der Heterarchie liegen die Potenziale in der Flexibilität und Anpas­
sungsfähigkeit, während die Risiken in der Überforderung und der Ineffizienz bei einfachen 
Problemen liegen. Überforderung kann eintreten, weil Selbstorganisation sehr hohe Anforde­
rungen an die Mitglieder eines Netzwerkes stellt. Wenn Handlungsvorschriften in Heterarchi­
en durch Kommunikation ersetzt werden, bedeutet dies auch, dass vieles immer wieder ausge­
handelt werden muss. Bei einfach strukturierten Problemen und wiederholbaren Abläufen ist 
ein solches Vorgehen ineffizient und die Implementierung formaler Verfahren durchaus sinn­
voll und kann dadurch erst die Voraussetzung für Innovationen schaffen.   
3.6 Vorgehensmodelle
3.6.1 Koordination und Gewichtigkeit in Vorgehensmodellen  
3.6.1.1  Das Koordinationsmodell im Vorgehensmodell 
Die Organisation des Softwareentwicklungprozesses wird im traditionellen Software-Engi­
neering durch Vorgehensmodelle beschrieben, die dem Software-Lebenszyklus-Modell (Soft­
ware Life Cycle) zugrunde liegen. Dieses Modell  beschreibt auf abstrakte Art und Weise die 
verschiedenen Stadien im Lebenslauf eines Softwaresystems, von der Entwicklung und Nut­
zung bis hin zur endgültigen Außerbetriebnahme. Es beruht auf der Annahme, dass in der 
Softwareentwicklung Aufgaben zyklisch wiederkehren, d. h., dass eine Software im Laufe ih­
rer „Lebensspanne“ immer wieder geplant, entwickelt und als fertiges Paket in den Betrieb 
geht, bis neue Anforderungen entstehen, die dann den Zyklus von Neuem auslösen (Totzauer 
2004:32 ff, Benra 2004:21). Innerhalb eines Zyklus gliedert das Vorgehensmodell den Softwa­
reentwicklungsprozess in verschiedene strukturierte Phasen, denen entsprechende Methoden 
und Techniken zugeordnet sind. Obwohl in der Entwicklung und Erforschung von Vorgehens­
modellen große Anstrengungen unternommen wurden, konnte sich bislang kein einheitliches 
Modell durchsetzen. Zu groß sind die mannigfaltigen Anforderungen im Anwendungskontext, 
sodass sich langsam die Erkenntnis durchsetzt, dass es kein allgemeingültiges Vorgehensmo­
dell geben kann (Bunse und Kneten 2002) und davon auszugehen ist, dass die konkrete Aus­
gestaltung des Herstellungsprozesses von Software je nach Anwendungskontext auf unter­
schiedliche Art und Weise verwirklicht werden muss. 
Im Ansatz dieser Arbeit sollen die notwendigen Unterschiede im Vorgehen jedoch nicht nur 
auf  die  unterschiedlichen  Anforderungen  zurückgeführt  werden,  sondern  auch  auf  unter­
schiedliche Annahmen, die sich in den leitenden Koordinationsmodellen verbergen. So lassen 
die Komplexität traditioneller Vorgehensmodelle und die dominierende Produktsicht auf ein 
Koordinationsmodell schließen, das eher auf geordnete Verfahren und Abgrenzung gerichtet 
ist als auf Kommunikation und Offenheit. Beide Merkmale sind im Zuge der Auseinanderset­
zung um agile Entwicklungsmethoden und das Web 2.0 bereits Gegenstand der aktuellen Dis­
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kussion um geeignete Vorgehensweisen in der Softwareentwicklung: 
• Grundidee in der Entwicklung komplexer Vorgehensmodelle ist die Beschreibung ei­
nes abstrakten und von konkreten Personen entkoppelten Prozesses. Im Mittelpunkt 
steht das Verfahren, das den Herstellungsprozess von Software mit dem Ziel struktu­
riert, die Effizienz und Effektivität der Softwareentwicklung zu erhöhen sowie deren 
Risiken zu minimieren. Sie tun das, indem sie Prozess- und Methodenwissen in der 
Absicht zusammenfassen, den Entwicklungsprozess plan- und wiederholbar zu gestal­
ten (Gross und Koch 2007, Kappel et al. 2004:4, Sommerville 2001). Verfahren dieser 
Art ersetzten jedoch Kommunikation durch formale Regelungen, d. h. durch vorweg­
nehmende  Handlungsvorgaben.  Ansätze  agiler Softwareentwicklung  stehen  für  ein 
neues Leitbild der Softwareentwicklung, die der Kommunikation einen größeren Stel­
lenwert zuweist als Formalismen. Im Mittelpunkt steht damit nicht das Verfahren, son­
dern der Mensch bzw. die Kommunikation.
• Die Produktsicht bezieht sich auf die Annahme, dass es sich bei Software um ein deut­
lich abgrenzbares „Produkt“ handelt, das in abgeschlossenen Projekten bearbeitet wer­
den kann. Hinzu kommt, dass in der traditionellen Sicht die Einbettung in den Organi­
sationsrahmen einer Organisation gedacht ist. Mit dem Erfolg der Open-Source-Bewe­
gung und den neuen Paradigmen der Informatik wie  Webservices,  Cloud-Computing 
oder dem „ewigen Beta“ eröffnen sich jedoch Bereiche der Softwareentwicklung, die 
gar nicht so recht in das Schema einer projektorientierten Softwareentwicklung zu pas­
sen scheinen und das Paradigma von Software als „Produkt“ infrage stellen.
3.6.1.2  Indikatoren zur Klassifikation von Vorgehensmodellen
Mit Bezug auf das Koordinationsmodell finden sich in der Komplexität und Produktorientie­
rung traditioneller Vorgehensmodelle Anhaltspunkte, die eine Klassifikation unterschiedlicher 
Vorgehensweisen in der Softwareentwicklung möglich machen. Ein Indikator ist die Kopp­
lungsdichte, d. h. die Festigkeit ineinander verzahnter Handlungen, die sich in ähnlicher Wei­
se anwenden lässt wie auf die Anwendungsmodelle von Software. Im zweiten Kapitel wurde 
bereits dargestellt, dass sich mit der Kopplung von Aktionen der Blick auf Prozessmuster wie 
Arbeitsabläufe, Regeln und festgelegte Konventionen richtet, also auf Formen der Lenkung 
von Handlungsabläufen durch Formalismen. Je genauer und exakter sich Aufgaben beschrei­
ben lassen, desto genauer lassen sich die abzuarbeitenden Handlungsschritte vorschreiben und 
umso weniger muss entschieden, d. h. kommuniziert und ausgehandelt werden (→ Abschnitt 
2.4.4). In dem darin verborgenen Rationalisierungspotenzial liegen der Zweck und der Reiz 
ausgearbeiteter Vorgehensmodelle und des Forschungsansatzes, das Software-Engineering als 
zielorientierte  und  systematische  Methodologie  der  arbeitsteiligen  und  ingenieursmäßigen 
Entwicklung  von  Softwaresystemen  weiterzuentwickeln  (Balzert  2001:36).  Die  Definition 
und Standardisierung von Arbeitseinheiten sowie die exakte Planung und Kontrolle von Pro­
zessschritten in Vorgehensmodellen haben jedoch in der mangelnden Flexibilität, den Risiken 
der Fehlplanung und im großen Aufwand ihren Preis und ihre Grenze. Letzteres verweist auf 
das allgemeine Problem, dass komplizierte Sachverhalte zumeist noch kompliziertere Regel­
werke fordern. Der Aufwand, der mit detaillierten Handlungsvorgaben verbunden ist, kenn­
zeichnet die klassischen Vorgehensmodelle als „schwergewichtig“ und bildet damit ein Merk­
mal der Abgrenzung zu den „leichtgewichtigen“ Vorgehensweisen der agilen Entwicklungs­
modelle.
Nach Cockburn (2003) lassen sich leichtgewichtige und schwergewichtige Vorgehensmodelle 
anhand der Merkmale  Größe,  Zeremonie und Gewicht unterscheiden. Vorgehensmodelle be­
zeichnet er als  Methodiken, die er als Kollektion verwandter Methoden und Techniken defi­
124
niert. Eine Methodik hat den Zweck, den Akteuren eines Softwareprojektes als Orientierungs- 
und Handlungsrahmen zu dienen. Die Gewichtigkeit einer Methodik  leitet sich aus der Pro­
jektgröße und der identifizierbaren Interaktionsmuster ab:
(a) Die Größe gibt Auskunft über den Umfang einer Methodik, d. h. die Anzahl aller Hand­
lungen, die im Rahmen des Projektes getätigt werden müssen (Aktivitäten), aller beteiligten 
Personen in ihren Rollen und der notwendigen Projektphasen. 
(b) Die Zeremonie beschreibt, wie detailliert die Arbeitsergebnisse sein müssen und wie groß 
die Toleranz bei Abweichungen von den Vorgaben sein dürfen. Cockburns Begriff der Zere­
monie bezieht sich damit auf den Grad der Kopplung in den Interaktionsmustern. 
(c)  Das  Gewicht einer  Methodik ist das gedankliche Produkt aus Zeremonie und Größe. Je 
umfangreicher das Projekt und je enger die Kopplung in der Handlungsverzahnung, desto 
schwergewichtiger die Methodik. Das Gewicht der Methodik ist damit gleichsam ein Indika­
tor für dessen Flexibilität.
Mit dem Verweis auf die Produktsicht deuteten sich weitere Indikatoren für den Vergleich und 
die Klassifikation von Vorgehensmodellen an. So wohnt dem Produkt stets etwas Abgrenzba­
res, Fertiges inne. Es kann deshalb auch im Rahmen eines Projektes, mit definierbarem Be­
ginn und Ende, bearbeitet werden. Abgrenzung zeigt sich ebenfalls in der engen Bindung von 
Softwareprojekten an Organisationen wie Firmen oder Behörden. Hier wird wirksam, dass die 
Organisation stets eine Grenze zieht und festlegt, wer und was dazugehört und wer und was 
ausgeschlossen bleibt. Die entgrenzte Architektur des Internets verkörpert in seinem Potenzial 
der grenzüberschreitenden Vernetzung von Inhalten und Funktionalität das Gegenmodell. 
Im Folgenden werden die unterschiedlichen Vorgehensmodelle in ähnlicher Weise beurteilt 
und klassifiziert wie zuvor die Anwendungsmodelle von Software. Auch hier steht die Orien­
tierung am Prozess als zentrales Kriterium der Abgrenzung im Mittelpunkt. Da es inzwischen 
eine schwer überschaubare Anzahl unterschiedlichster Vorgehensmodelle gibt, beschränkt sich 
die folgende Darstellung auf das Wasserfallmodell und das Spiralmodell als Metamodelle für 
prozessorientierte  Vorgehensmodelle.99 Das  deutsche  V-Modell  und sein  Nachfolgemodell, 
das V-Modell XP, dienen zur Veranschaulichung der Weiterentwicklung dieses Modelltyps. 
Agile Entwicklungsmodelle werden in Abgrenzung zur Verfahrens- bzw. Prozessorientierung 
in den Entwicklungsmodellen behandelt. Welche Auswirkungen die Besonderheiten des Inter­
nets als Programmierplattform auf die Potenziale und Angemessenheit von Entwicklungsmo­
dellen haben, wird daran anschließend unter dem Begriff verteilter Entwicklung behandelt.  
3.6.2 Prozessbasierte Vorgehensmodelle
3.6.2.1 Lineare Vorgehensmodelle
Ein Merkmal schwergewichtiger  Vorgehensmodelle  ist  die  Prozessorientierung.  Im Mittel­
punkt der Vorgehensmodelle stehen definierte Prozesse, die dazu dienen, die Ordnung der ab­
laufenden Operationen in der Zeitdimension zu regeln. Diese Prozesse werden in Vorgehens­
modellen beschrieben. Das älteste und konsequenteste Vorgehensmodell ist das Wasserfallm­
odell,  das  die  Organisation  des  Softwareentwicklungsprozesses  als  sequenzielle  Abfolge 
streng aufeinanderfolgender Phasen bzw. Projektschritte beschreibt. Es ist als direkte Reakti­
on auf die Softwarekrise entwickelt worden und konnte sich ebenso wie andere sequenziell 
orientierte Vorgehensmodelle als Standard der systematischen Softwareentwicklung etablie­
99 Wasserfall- und Spiralmodell konkretisieren weder die eingesetzten Entwicklungsmethoden noch die 
konkreten Prozesse, sie sind in diesem Sinne Metamodelle für konkretere Softwareprozessmodelle und 
Softwareentwicklungsprozesse. 
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ren. Im Hinblick auf Kopplung und Abgrenzbarkeit weist das Wasserfallmodell spezifische 
Merkmale auf (Schatten et al. 2010:48 ff.):
1. Der Entwicklungsprozess gliedert sich in eindeutig abgrenzbare Phasen.
2. Die einzelnen Entwicklungsphasen werden streng sequenziell abgearbeitet, d. h., 
jede Phase muss vollständig abgeschlossen sein, bevor die nachfolgende Phase in 
Angriff genommen werden kann (durchgehende Linie).
3. Die  Qualitätssicherung  erfolgt  über  Verifikations-  und  Validierungsschritte,  die 
den Abschluss jeder Phase bilden. Kann die Validierung die geforderte Qualität 
nicht bestätigen, kann ein Schritt zurückgesprungen werden (gestrichelte Linie). 
Zu den sequenziellen Vorgehensmodellen zählt auch das deutsche V-Modell, das im Kern eine 
Erweiterung des Wasserfallmodells um Methoden der Qualitätssicherung darstellt. Das typi­
sche „V“ ergibt sich aus der Trennung und Abfolge analytischer und synthetischer Phasen. Im 
Unterschied zum Wasserfallmodell wird jeder spezifizierenden Phase eine realisierende Phase 
und eine Testphase mit einem konkreten Ergebnis zugeordnet. Diese Zuordnung ist horizontal 
in Anwendersicht, Architektursicht und Implementierungssicht zusammengefasst  (Schatten et 
al. 2010:50 ff.):
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Abbildung 21: Schematischer Aufbau des Wasserfallmodells, Modell nach 
Schatten et al. 2010:49
Abbildung 22: V-Modell 97 in Anlehnung an Schatten et al. 2010
• Die  Anwendersicht beschreibt  das  System aus der Perspektive der Anwenderinnen 
und Geschäftsprozesse. Auf dieser Ebene steht den Systemspezifikationen als Ergeb­
nis der Anforderungsanalyse das  fertige lauffähige Programm als Abschluss der syn­
thetischen Phasen gegenüber.  Diese Sicht entspricht dem Anwendungsmodell  (oder 
dem soziotechnischen Modell) als Beginn der analytischen Phasen und dem Berech­
nungsmodell als Abschluss der synthetischen Phasen (→ Abschnitt 3.5.1).
• Die Architektursicht richtet sich auf die grundlegende Architektur, d. h. auf den Desi­
gnentwurf für die konkrete Umsetzung des Anwendungsmodells.  Auf dieser Ebene 
treffen auf der analytischen Seite die Komponentendefinitionen und deren Zusammen­
hang auf die getesteten und integrierten Komponenten des synthetischen Zweigs. 
• In der Implementierungssicht treffen die Komponentenspezifikationen, d. h. die kon­
kreten Angaben zur Umsetzung von Komponenten, auf die bereits entwickelten und 
getesteten Komponenten des synthetischen Zweigs.
In der konsequenten Linearität der Prozessschritte, d. h. der engen Kopplung der Verfahrens­
schritte  auf der Zeitachse, zeigt sich die Radikalität sequenzieller Vorgehensmodelle. Die li­
neare Abfolge einzelner Prozessschritte hat große Vorteile, weil sie eine klare Struktur für die 
abgestimmte und arbeitsteilige Abarbeitung der einzelnen Phasen bietet und eine gute Planung 
ermöglicht. Modelle dieser Art unterstellen jedoch, dass analytische und synthetische Phasen 
klar voneinander abgrenzbar sind, d. h., dass sich die Anforderungen, Leistungen und Abläufe 
in der Planungsphase auch präzise beschreiben lassen. Es sind in diesem Sinne konsequent 
planungsdeterministische Konzepte, die den Entwicklungsprozess nur dann zielgerichtet be­
einflussen können, wenn die Probleme einfach sind und die Umwelt (der soziale Kontext) sta­
bil ist (Willke 1996b). Dass diese Annahmen in der Wirklichkeit selten anzutreffen sind, zeig­
te sich bereits in der Geburtsstunde des  Wasserfallmodells, als Winston Royce dieses  1970 
nicht nur erstmalig als Vorgehensmodell beschrieb, sondern auch seine Schwächen als fehler­
trächtiges und kostenrisikobehaftetes Konzept offenbarte (Royce 1970). Ähnlich wie das Was­
serfallmodell zeigt auch das V-Modell seine Schwächen in der mangelnden Flexibilität, wenn 
sich Fehler und Änderungen in späteren Projektphasen zeigen. Da Rückschritte in frühere 
Phasen nur sehr bedingt möglich sind, führt das in der Regel zu hohem Korrekturaufwand und 
Kosten (Schatten et al. 2010:51 ff.).  
3.6.2.2 Nichtlineare Vorgehensmodelle
Die Entwicklung nichtlinearer  Vorgehensmodelle lässt sich als Reaktion auf die Schwächen 
sequenzieller Prozessmodelle begreifen. Sie halten zwar an der grundsätzlichen Prozessorien­
tierung fest, schwächen aber die strenge zeitliche Abfolge der einzelnen Phasen ab und bieten 
damit  eine größere Flexibilität  in der Reaktion auf komplexe Problemlagen oder instabile 
Umweltbedingungen. Iterative Prozessmodelle ersetzen die lineare Abfolge der Prozessschrit­
te durch Wiederholungsschleifen: Die einzelnen Entwicklungsschritte werden so lange wie­
derholt, bis die Arbeitsergebnisse einen befriedigenden Reifegrad erreicht haben. Sind in einer 
Iteration alle Phasen des Prozesses betroffen, spricht man auch von einem evolutionären Pro­
zessmodell (Dogs und Klimmer 2005:54 f.). 
Ein  Klassiker iterativen Vorgehens ist Barry Boehms Spriralmodell, das sich im Kern als dy­
namisierte Weiterentwicklung des Wasserfallmodells begreifen lässt. Ähnlich wie im Wasser­
fallmodell gibt es auch hier aufeinanderfolgende Phasen, die allerdings mehrfach spiralförmig 
bis  zur  Produktreife  durchlaufen  werden  können.  Den  Softwareentwicklungsprozess be­
schreibt Boehm als iterativen Prozess, der sich aus vier zentralen Phasen des Entwicklungs­
prozesses100 zu einem Zyklus zusammenfügt. 
100Diese Phasen umfassen: 1) die Zielbestimmung unter Betrachtung der Alternativen, 2) die 
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Auf der horizontalen Achse des Modells ist der Projektfortschritt ablesbar. Die vertikale Ach­
se gibt Aufschluss über den Aufwand, die Kosten und die Dauer des Projektes, die mit der 
wachsenden Entfernung zum Zentrum des Modells, d. h.  mit jeder Iteration, anwachsen.  Im 
Spiralmodell liegt der Ansatz zur Lösung bisheriger Probleme in der ausdrücklichen Berück­
sichtigung von Projektrisiken und in der  Iteration  der Phasenfolge: Die Risikoanalyse dient 
dazu, die Risiken im Entwicklungsprozess frühzeitig zu erkennen und zu bearbeiten. Sie hat 
wesentlichen Einﬂuss auf die weitere Vorgehensweise, da im weiteren Projektverlauf je nach 
Risikoart entweder ein prototyp- oder phasenbasiertes Vorgehen sinnvoll sein kann. Das Spi­
ralmodell bietet damit die Möglichkeit, Risiken, Probleme oder wechselnde Anforderungen in 
einer neuen Iteration zu bearbeiten (Boehm 1988). Boehms risikogetriebenes Modell gilt als 
geeignet für sehr große Softwareprojekte mit relativ unklaren Anforderungen und findet als 
Metamodell vieler Prozessmodelle Anwendung (Schatten et al. 2010:58).
Die Abschwächung einer rigoros sequenziellen Vorgehensweise findet sich auch in den inkre­
mentellen Vorgehensmodellen, die  für ein schrittweises Vorgehen stehen,  in der Software in 
kleinen Schritten, Stück für Stück, aufgebaut wird (Dogs und Klimmer 2005:55). Das eröffnet 
auch großen Entwicklungsprojekten die Option, möglichst schnell eine erste funktionsfähige 
Version einer Software herzustellen und schrittweise um weitere Komponenten zu ergänzen. 
Auch hier werden die einzelnen Phasen des Entwicklungsprozesses sequenziell durchlaufen, 
bis ein Entwicklungsschritt der Software als Release abgeschlossen ist und ausgeliefert wer­
den kann. Der Vorteil dieses Vorgehens liegt ebenfalls in der größeren Flexibilität des Mo­
dells, weil neugewonnene Erkenntnisse und veränderte Anforderungen in das nachfolgende 
Release einfließen können (Schatten et al. 2010:56 f.). 
Risikountersuchung und Prototypentwicklung, 3) die Konzeptentwicklung und -bewertung sowie 4) die 
weitere Projektplanung. 
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Abbildung 23: Sprialmodell nach Boehm (Boehm 1988:64)
3.6.3 Agile Vorgehensmodelle
3.6.3.1 Abschied von der Prozessorientierung 
Im Unterschied zu sequenziellen Modellen bieten nichtlineare Vorgehensmodelle eine größere 
Flexibilität  bei  instabilen  Umweltbedingungen oder  komplexen Problemlagen,  halten  aber 
dennoch an der Prozessorientierung fest und bleiben entsprechend aufwendig und unflexibel. 
In neueren Vorgehensmodellen deutet sich jedoch auch ein Trend der Abkehr von der Prozess­
orientierung an.  Bemerkenswert ist vor diesem Hintergrund der Umstieg vom deutschen V-
Modell  auf  das wesentlich flexiblere V-Modell  XT101.  Flexibiliät  wird durch  Tailoring er­
reicht. Darunter wird die Möglichkeit verstanden, ein Verfahrensmodell mit all seinen Metho­
den und Werkzeugen an das eigene Projekt anzupassen. Voraussetzung für das  Tailoring ist 
die  Modularisierung des  Vorgehens,  d. h.  die  Bereitstellung von Vorgehensbausteinen,  die 
möglichst in sich abgeschlossen und voneinander unabhängig sein müssen (Dogs und Klim­
mer 2005:69). In den insgesamt 21 Vorgehensbausteinen des Modells werden Produkte bzw. 
Arbeitsergebnisse, zugeordnete Aktivitäten und verantwortliche Rollen gekapselt. Die daraus 
entstehenden Module sind unabhängig voneinander änderbar und lassen sich über definierte 
Schnittstellen nach außen mit anderen Bausteinen kombinieren (Schatten et al.:52). Da das V-
Modell XT keinerlei Vorschriften über die zeitliche Abfolge der Vorgehensbausteine vorgibt, 
lässt es sich auch nicht mehr in die Reihe sequenziell organisierter Vorgehensmodelle einord­
nen. Darüber hinaus erfolgt eine stärkere Orientierung an agilen und inkrementellen Ansätzen: 
Dazu zählt insbesondere die Umorientierung vom „Wie“ zum „Was“, das die erzeugten Pro­
dukte und nicht die Dokumentation ins Zentrum des Vorgehensmodells stellt (Schatten et al. 
2010:52 f.). Eine größere Flexibilität entsteht durch die verbesserten Möglichkeiten der An­
passung (Tailoring) an die spezifischen Bedingungen und Anforderungen der unterschiedli­
chen Entwicklungsprojekte. Das Modell bleibt dennoch sehr stark formalisiert und dokument­
orientiert. 
101 XT = Extreme Tailoring, engl. „to tailor“ = schneidern.
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Abbildung 24: Methodiken und Elemente nach Cockburn 2003, Quelle: Dogs und Klimmer 2005
Noch deutlicher wird dieser Entwicklungstrend jedoch in agilen Entwicklungsmodellen, die 
sich deutlich weniger auf Verfahren auf Formalismen konzentrieren, sondern auf die Metho­
den und Akteure. Allister Cockburn spricht deshalb auch nicht mehr von einem Vorgehensmo­
dell, sondern von Methodiken. Die Struktur einer Methodik lässt sich als Geflecht verschiede­
ner Elemente beschreiben. Alle Elemente dieses Geflechts finden sich prinzipiell in jedem 
Entwicklungsprojekt wieder und sind auf alle Aufgaben eines Teams anwendbar. Jedem Ele­
ment lassen sich einzelne Methoden und Werkzeuge zuordnen (Cockburn 2003:157 ff., Dogs 
und Klimmer 2005:53 ff.). 
In diesem Konzept sind  Prozesse als vorgeschriebene Abfolge der einzelnen Projektphasen 
nur eines von vielen miteinander verflochtenen Elementen. Gemäß der agilen Maxime „Indi­
viduen und Interaktionen sind wichtiger als Prozesse und Werkzeuge“ plädiert Cockburn für 
die Auswahl eines angemessenen Methodendesigns bzw. für die Suche nach der angemesse­
nen Methodik.102 Im Unterschied zum Tailoring des V-Modells XT wird im Ansatz Cockburns 
nicht eine einzelne Methodik betrachtet, sondern der Versuch unternommen, aus der Vielfalt 
der Methoden eine eigene Methodik zu kreieren. Das schafft größere Freiheitsgrade, erfordert 
aber auch einen größeren praktischen Erfahrungsschatz im Methodendesign (Dogs und Klim­
mer 2005:69 f.). 
3.6.3.2 Das agile Manifest 
Agile Entwicklungsmodelle sind das Ergebnis der Unzufriedenheit vieler erfahrener Softwa­
reentwicklerinnen mit den Methoden und Ansätzen des traditionellen Software-Engineerings. 
Die Grundlage dieser Unzufriedenheit bildet die Erkenntnis, dass die Softwareentwicklung 
permanent mit neuen und unvorhersehbaren Situationen konfrontiert ist, die eine stete Anpas­
sung der Softwareprojekte erfordern. In Konsequenz bedeutet dies, dass der Softwareentwick­
lungsprozess wesentlich flexibler gestaltet  werden muss,  als  das im traditionellen Softwa­
re-Engineering bislang der Fall war (Dogs und Klimmer 2005:27). „Kern der agilen Software-
Entwicklung ist“, wie Cockburn (2003:12) schreibt, „die Verwendung von einfachen aber er­
folgreichen Regeln zum Projektverhalten, sowie der Gebrauch von Mensch- und Kommunika­
tionsorientieren Regeln“.  Agile Ansätze stehen damit für ein neues Leitbild in der Software­
entwicklung und für den Bruch mit der Grundausrichtung der ‒ in den 30 Jahren zuvor geleis­
teten – Forschung (Dogs und Klimmer 2005:1). Dieser Bruch manifestiert sich in den Werten 
und Prinzipien des agilen Manifests103:
We are uncovering better ways of developing software by doing it and helping others do it. 
Through this work we have come to value:
• Individuals and interactions over processes and tools
• Working software over comprehensive documentation
• Customer collaboration over contract negotiation
• Responding to change over following a plan
That is, while there is value in the items on the right, we value the items on the left more.
102 Die konkreten Ausprägungen verschiedener Prozessmodelle, wie beispielsweise das V-Modell, stellen 
in diesem Sinne auch komplette Methodiken dar, weil hier nicht nur die Abfolge der Handlungsschritte, 
sondern auch eine Auswahl von Methoden und Werkzeugen bereitgestellt wird. 
103 Manifesto for Agile Software Development: http://www.agilemanifesto.org/.
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Mit diesen vier Werten werden die klassischen Errungenschaften der Softwaretechnik keines­
falls abgelehnt, sondern die Akzente verschoben: 
(a) Kommunikation vor Formalismen
Soziale Interaktion, d. h. die zwischenmenschliche Kommunikation, wird Formalismen, vor­
definierten Prozessen und aufwendigen Werkzeugen vorgeordnet. Der Kernunterschied zu den 
großen Vorgehensmodellen besteht im Verzicht auf festgelegte und von den Menschen  ent­
koppelten Vorschriften. Nicht das Verfahren, sondern angemessene Anforderungsdefinitionen, 
gute Architekturen und Entwürfe führen selbstorganisierte und motivierte Teams zum Projekt­
ziel. Die agilen Prinzipien dazu lauten (Dogs und Klimmer 2005:6):
• Kommunikation: „Die effektivste und effizienteste Methode, Informationen einem 
Entwicklungsteam zukommen zu lassen bzw. innerhalb eines Entwicklungsteams aus­
zutauschen, ist die direkte Kommunikation von Angesicht zu Angesicht.“
• Selbstorganisation:  „Die besten Architekturen, Anforderungen und Designs ergeben 
sich aus sich-selbst-organisierenden Teams.“
• Motivierte Mitarbeiter: „Baue deine Projekte mit motivierten Mitarbeitern auf. Gib 
ihnen die Umgebung und die Unterstützung, die sie benötigen und vertraue ihnen, dass 
sie ihre Arbeit erfolgreich beenden.“
• Einfachheit: „Einfachheit - die Kunst, unnötige Arbeit zu minimieren - ist essentiell.“
Prozesse und Verfahrensvorschriften werden dabei nicht grundlegend abgelehnt, es gilt jedoch 
die Regel, so viel Struktur wie nötig und so viel Freiheit wie möglich (Cockburn 2003).
(b) Funktionierende Software statt Dokumentation und Verfahrensförmigkeit 
Der Fokus ist auf funktionierende Software als Ergebnis des Entwicklungsprozesses und nicht 
auf elaborierte Verfahren und aufwendige Dokumentation gerichtet. In den agilen Prinzipien 
heißt es dazu kurz und knapp: „Funktionierende Software ist der primäre Maßstab für Fort­
schritt.“ Der Weg zur funktionierenden Software führt dabei über eine möglichst kurz getakte­
te, inkrementelle  Vorgehensweise, die auf die funktionierende Software ausgerichtet ist. Am 
deutlichsten kommt dieses Prinzip im Extreme Programming als radikalste Interpretation die­
ses Wertes zum Ausdruck:
Das einzige Ergebnis, das zählt, ist lauffähige Software. Wir entwickeln in so kurzen Zyklen 
(wenige  Stunden  bis  maximal  einige  Tage),  dass  wir  außer  lauffähiger  Software  keine 
Dokumente  mehr  brauchen.  Auch keine Spezifikation über die  Problemstellung,  denn der 
Kunde ist immer griffbereit im gleichen Raum, so dass Unklarheiten sofort beseitigt werden 
können. (Dogs und Klimmer 2005:3) 
(c) Einbindung der Kunden
Kunden oder Nutzerinnen werden als relevante Stakeholder aktiv in den Entwicklungsprozess 
einbezogen. Vertrauen und Kommunikation sind auch hier aufwendigen Vertragswerken vor­
gezogen. Im Mittelpunkt stehen dabei die Zufriedenheit und Zusammenarbeit mit den Kun­
den, die in zwei agilen Prinzipien explizit benannt werden (Agiles Manifesto)104:
• Kundenzufriedenheit: „Unsere höchste Priorität liegt darin, den Kunden durch früh­
zeitige und kontinuierliche Auslieferung wertvoller Software zufrieden zu stellen.“
• Zusammenarbeit:  „Geschäftsleute  und  Entwickler  müssen  während  des  gesamten 
Projektes täglich zusammenarbeiten.“
104 Die zwölf Prinzipien des agilen Manifests: http://agilemanifesto.org/iso/de/principles.html. 
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(d) Flexibilität statt Stabilität
Die agile Softwareentwicklung ist Paradebeispiel für Ansätze, die weniger auf  die Stabilität 
eines  formal  geordneten  Verfahrens  zurückgreifen,  sondern  auf  die  maximale  Flexibilität 
selbstorganisierter Teamarbeit. Die Änderungen der Anforderungen während der Projektlauf­
zeit werden nicht als Betriebsunfall angesehen, sondern explizit als agiles Prinzip begrüßt: 
Begrüße  sich  verändernde  Anforderungen,  selbst  wenn  sie  erst  spät  bei  der  Entwicklung 
auftreten. Agile Prozesse nutzen Änderungen zugunsten des Wettbewerbsvorteils der Kunden. 
(Agiles Manifesto)
Der Schlüssel für diese Flexibilität ist neben der bereits erwähnten Bereitschaft zur Kommu­
nikation in motivierten, selbstorganisierten Teams auch die Reflexion der eigenen Arbeit als 
Grundlage notwendiger Anpassungen des Entwicklungsprozesses.
Die agile Bewegung hat inzwischen eine Vielzahl unterschiedlicher Methodiken hervorge­
bracht, dazu zählen u. a. Extreme Programming (XP), Scrum, Dynamic Systems Development 
Method  (DSDM),  Feature-Driven  Development  (FDD),  Adaptive  Software  Development, 
Chrystal, Agile Modeling (AM), Lean Software Development (LSD) usw. All diese Ansätze 
bauen auf  agilen Werten und Prinzipien auf,  wenden aber unterschiedliche Methoden und 
Praktiken an, die nicht Gegenstand des agilen Manifestes sind. Die auf dem agilen Manifest 
basierenden Methodiken weisen bei allen Unterschieden bestimmte Eigenschaften auf, die sie 
als agile Entwicklungspraxis auszeichnen und wie folgt zusammenfassen lassen (Abrahams­
son et al. 2002):
• Software wird  inkrementell, d. h. in kleinen Schritten Stück für Stück entwickelt.
• Agile Entwicklungsprozesse sind kooperativ organisiert, d. h. sie sind durch die ausge­
prägte Zusammenarbeit aller Beteiligten geprägt.
• Agile Methodiken müssen unkompliziert sein, damit sie leicht zu verstehen und zu er­
lernen sind.
• Agile Methodiken müssen adaptiv angelegt sein, damit auch noch größere Änderun­
gen der Produkte im fortgeschrittenen  Projektstadium möglich sind.
3.6.4 Vorgehensmodelle verteilter Entwicklung 
3.6.4.1 Das Open-Source-Entwicklungsmodell
Die bislang dargestellten Prozessmodelle sind für den Einsatz in abgrenzbaren Organisatio­
nen, z. B. für Firmen oder die öffentliche Verwaltung, entwickelt worden. Die  Entwicklung 
von Software erfolgt hier in der Regel im Rahmen eines Projekts mit einem definierten Be­
ginn und Ende innerhalb zumeist klar definierter Grenzen nach außen. Auf der Grundlage der 
offenen Kommunikationsinfrastruktur des Internets ist mit der verteilten Softwareentwicklung 
eine weitere Variante der Zusammenarbeit in Softwareentwicklungsprojekten entstanden, die 
das räumlich und zeitlich entkoppelte Arbeiten an Softwareprojekten ermöglicht. Die verteilte 
Entwicklung von Software ist inzwischen für viele Unternehmen zur alltäglichen Praxis ge­
worden. Die Wurzeln dieser Entwicklung liegen jedoch nicht in den Unternehmen, sondern in 
der Open-Source-Bewegung, die nicht nur für eine Tradition offener Standards, offener Quell­
codes und für ein spezielles Lizenzmodell steht, sondern spätestens seit der Veröffentlichung 
von Eric Steven Raymonds Essay The Cathedral and the Bazaar auch für ein verteiltes Soft­
wareentwicklungsmodell  (Raymond 2000, Hildenbrand et  al.  2006). Die wissenschaftliche 
Diskussion um die Entwicklung von Open-Source-Software hat sich zunächst vorwiegend auf 
die gesellschaftspolitischen, wirtschaftlichen und juristischen Auswirkungen und weniger auf 
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den Aspekt der Softwareentwicklung konzentriert. Das mag daran gelegen haben, dass sich 
zunächst recht wenig wissenschaftlich arbeitende Informatiker an der öffentlichen Debatte um 
Open-Source-Software beteiligt haben (Finck 2007). Inzwischen genießt Open Source als Ent­
wicklungsmodell auch in der Wissenschaft mehr Aufmerksamkeit. 
Als Entwicklungsmodell ist Open Source eng mit den die Prinzipien der Offenheit und Frei­
heit verbunden, die sich als durchgängiges Motiv auch in den Definitionen  freier Software 
(Free Software Foundation) bzw. von Open-Source-Software (Open Source Initiative) wieder­
finden. Alle gängigen Definitionen betonen deshalb die Quelloffenheit dieses Softwaretyps, 
d. h. die Forderung, dass der Quellcode frei zugänglich und in einer für Menschen lesbaren 
Form vorliegen muss. Diese Offenheit kann jedoch nur wirksam werden, wenn es darüber 
hinaus  keinerlei  Beschränkung in der Nutzung und Weiterentwicklung von Software gibt. 
Open-Source-Software ist deshalb mit der Freiheit verbunden, diese ohne Zahlungsverpflich­
tung und für jeden Zweck uneingeschränkt nutzen, kopieren, verändern und verbreiten zu dür­
fen.105 Die Quelloffenheit und Nutzungsfreiheit werden durch spezielle Lizenzmodelle recht­
lich abgesichert und bilden die Grundlage für die kollaborative Entwicklung von Software in 
Open-Source-Communitys. Durch die Offenlegung des Quelltextes und das Recht auf unein­
geschränkte Nutzung, Verbreitung und Weiterentwicklung vollzieht sich die Entwicklung von 
Open-Source in Abgrenzung zur kommerziellen Entwicklung im betrieblichen Umfeld in ei­
ner nichtrestriktiven Umgebung (Hildenbrand et al. 2006), die den Entwicklungsprozess we­
der durch Verwertungsrechte noch durch planungsdeterministische Vorgaben einschränkt. Of­
fenheit und Freiheit bilden in diesem Sinne die Basis für  Open Source als Innovations- und 
Entwicklungsraum bzw. die Basis für  Anwender-Innovationsnetzwerke, die der Wirtschafts­
wissenschaftler Eric von Hippel mit explizitem Bezug auf die Arbeitsweise von Open-Source-
Communitys beschrieben hat  (Hippel 2005) (→ Abschnitt 2.4.3.4 ).
Erik Steven Raymond (2000) hat den dominierenden Entwicklungsstil der Open-Source-Com­
munitys als Basarstil beschrieben, der die Nutzerinnen mit seinen frühen und häufigen Freiga­
ben absichtsvoll möglicher Programmfehler aussetzt und sich als ein „großer, wild durchein­
ander  plappernder  Basar  von  unterschiedlichen  Zielsetzungen  und  Ansätzen“  präsentiert. 
Auch wenn die Bezeichnung Basar es nahelegt, so ist mit dem Open-Source-Entwicklungsstil 
keinesfalls eine chaotische Organisation zu verbinden.  Open-Source-Projekte arbeiten zwar 
auf  der  Basis  einer  offenen  und  dezentralen  Kooperation,  sind  dabei  aber  ausgesprochen 
wohlorganisiert und bedienen sich sehr wohl „strukturierter Prozesse mit klar definierten Rol­
len“ (Bauer und Pizka 2005). Im Unterschied zu den definierten und festgeschriebenen Ent­
wicklungsmethodiken, wie beispielsweise dem V-Modell, entstehen Prozesse und Rollenver­
teilung jedoch evolutionär aus der Praxis heraus und bilden als Entwicklungsmethodik eher 
eine Sammlung flexibler „Best Practices“ verteilter Softwareentwicklung (Hildenbrand et al. 
2006). Deshalb fehlen  in  der  Entwicklung von  Open-Source-Software auch die  typischen 
Strukturierungen und Planungen des Gesamtprozesses wie eine fest definierte Phaseneintei­
lung mit einer exakten Anforderungsanalyse (Bauer und Pizka 2005:99). Die grafische Ausar­
beitung einer expliziten Systemarchitektur ist in Open-Source-Projekten ebenfalls eher selten 
anzutreffen, sodass die Hauptaktivität in der Programmierung und weniger in der formalen 
Ausarbeitung und Planung liegt. Anstelle formaler Planung in Vorgehensmodellen und auf­
wendigen Architekturentwürfen tritt eine Entwicklungspraxis, die sich als „verteilte agile Ent­
wicklungsmethodik für mehrere Entwickler“ kennzeichnen lässt  (Hildenbrand et  al.  2006). 
Hauptmerkmale dieser Praktik sind:
105 Ungeachtet des Streits um die richtige Bezeichnung ‒ Open-Source- vs. freie Software ‒ lassen sich 
beide Begriffe synonym verwenden. Die besonderen Merkmale dieser Software finden sich sowohl in 
den vier Freiheiten der Free Software Foundation (http://www.gnu.org/philosophy/free-sw.de.html) als 
auch in den Kriterien der Open Source Initiative (http://www.opensource.org/osd.html) wieder.
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• Die Komplexitätsreduktion großer Anwendungen erfolgt auf der Ebene des Program­
miermodells (→ Abschnitt 3.5.4.3): Der steigenden Komplexität durch Wachstum der 
Codebasis und der Projektteilnehmer wird durch Modularisierung der Software begeg­
net  (Bauer und Pizka 2005:111). Zusätzlich sorgt die freie Nutzung von wiederver­
wendbaren Quelltextsegmenten für die Effizienz der Entwicklungsprojekte, da auf die­
se Weise auf das gespeicherte Wissen anderer Entwickler und Anwenderinnen zuge­
griffen werden kann (Hildenbrand et al. 2006). 
• An die Stelle ausgearbeiteter Prozesse tritt eine vollkommen offene Kommunikations­
politik, die es prinzipiell jedem erlaubt, den Entwicklungsprozess zu verfolgen. Da­
durch entsteht auch eine bemerkenswerte Nähe zwischen Entwicklerinnen und An­
wendern, die auch den Nichtprogrammierern die Möglichkeit bietet, als Ko-Entwick­
ler am Prozess teilzuhaben (Hildenbrand et al. 2006).
• Die in den klassischen Vorgehensmodellen ausgearbeiteten Phasen laufen in  Open-
Source-Projekten stark parallelisiert. Das gilt insbesondere für das Testen von Softwa­
re, da auch die Nutzer gemäß dem Prinzip „Given enough eyballs, all bugs are shal­
low“ (Raymond 2000) aktiv in das Bugfixing, Testen und Validieren einbezogen wer­
den. Die Parallelisierung der Phasen zeigt sich ebenfalls in den extrem kurzen Freiga­
bezyklen, die von Eric Steven Raymond mit dem Leitspruch „Release early, Release 
often“ als das Linus' Law bezeichnet hat. 
• Die Rollenverteilung entsteht ebenfalls aus der Entwicklungspraxis. Temporäre Hier­
archien bilden sich als Meritokratien aus, in der die Gestaltungsmacht und der Einfluss 
des Einzelnen über Fachkompetenz und Engagement ausgebildet werden.
• Problemidentifikation  und  Zielsetzungen  entstehen  in  der  Community  oder  durch 
einen Initiator. Wichtiges Motiv ist ein persönliches Anliegen oder Interesse eines oder 
mehrerer Entwickler oder wie Eric Steven Rayond es ausdrückt: „Scratching a devel­
oper’s personal itch“ (Raymond 2000).
Open-Source-Communitys sind in ihrer Organisationsform damit ein typisches Beispiel heter­
archischer Organisation und zeigen, dass der Verzicht auf exakt definierte Vorgehensmodelle 
auch in großen Projekten (gemessen an der Anzahl der beteiligten Entwicklerinnen) funktio­
nieren kann.106 Im Fehlen klarer Strukturierungen und Planungen offenbart sich das große Po­
tenzial der Anpassung dieses Entwicklungsmodells an instabile Umweltbedingungen, einfach 
aus dem Grunde, weil das Design einer Software nicht im Voraus geplant, sondern entspre­
chend  der  Dynamik  wechselnder  Anforderungen  und der  Projektgröße  entwickelt  werden 
kann. Es ist somit gerade die vermeintliche „Planlosigkeit“, die das Open-Source-Konzept für 
soziale  Innovationen und  als  flexiblere Alternative zur  rigiden Projektplanung so attraktiv 
macht. 
3.6.4.2 Programmier- und Entwicklungsmodelle verteilter Anwendungen
Im Feld des Web-Engineerings bieten die Besonderheiten des Internets als Programmierplatt­
form weitere Möglichkeiten, neue Wege in der Gestaltung von  Software-Architekturen und 
der Organisation des Softwareentwicklungsprozesses zu gehen: Zum einen bietet das Internet 
mit seiner besonderen Architektur das Potenzial der Entgrenzung, d. h. der Vernetzung von In­
halten und Funktionalität. Zum anderen ist das Internet durch die starke Entwicklungsdyna­
mik der Webtechnologien geprägt, die als Programmierplattform der Webanwendungen einer 
permanenten Evolution unterliegen (Lother et al. 2003:49). Dass der Verlust tradierter Grenz­
ziehungen voranschreitet und über die einzelnen Anwendungen hinausweist, findet auch im 
106 Zur Arbeit in Heterachien vgl. auch (Reihlen 1998) .
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relativ jungen Begriff des Cloud-Computing (Rechnen in der Wolke) seinen Ausdruck. Dieser 
Begriff bezeichnet den Ansatz, IT-Infrastrukturen wie beispielsweise Rechenkapazität, Daten­
speicher (PaaS – Platform as a Service) oder fertige Programmpakete (SaaS ‒ Software as a 
Service)  dynamisch über  das Internet  zur  Verfügung zu stellen.  Software,  Dienste,  Daten, 
Speicher oder Rechnerkapazität könnten damit völlig flexibel wie Strom oder Wasser nach 
Bedarfslage bezogen und abgerechnet werden. Unbegrenzte Skalierbarkeit, das Angebot von 
Software  als  Service  und  die  damit  verbundene  Entwicklungsdynamik  führen  zu  neuen 
Grenzziehungen und stellen die Produktsicht und stark formalisierten Vorgehensmodelle im 
Web-Engineering durchaus infrage.
Grundlage der Entwicklungs- und Innovationsdynamik des Internets sind die Grundsätze der 
Offenheit und Freiheit. Diese Grundsätze haben bereits in der Open-Source-Entwicklung dazu 
geführt, den Problemen der Komplexität durch eine modularisierte  Software-Architektur zu 
begegnen, die auf offenen Standards und Schnittstellendefinitionen basiert. Auf der Ebene des 
Programmiermodells bedeutet das  die Ablösung monolithischer Architekturen107 durch einen 
modularen Aufbau von Software, offenen Standards und dem freien Wissenstransfer durch 
einen quelloffenen Programmcode. Auf der Ebene des Entwicklungsmodells sind Quelloffen­
heit und modulare Architekturen ebenfalls mit einer Reihe von Vorteilen verbunden, die sich 
als interessanter Lösungsansatz der Komplexitätsbewältigung und der Effizienzsteigerung in 
einer dezentralen, zeitlich und räumlich verteilten Entwicklung komplexer Softwaresysteme 
begreifen lassen.
• Modularität macht die Komplexität großer Anwendungen handhabbar und verkürzt 
die  Einarbeitungszeiten der Programmierer, weil diese nur einen Teil und nicht das 
Gesamtsystem verstehen müssen (Hildenbrand et al. 2006).  
• Modularität beschleunigt den Entwicklungsprozess durch die parallele Bearbeitung 
der entkoppelten Progamm-Module (Hildenbrand et al. 2006). 
• Quelloffenheit des Codes schafft optimale Bedingungen, um auf das Wissen anderer 
Entwicklerinnen zurückzugreifen, daraus zu lernen und die Effizienz von Projekten 
durch die Wiederverwendung frei zugänglicher Quelltextsegmente zu steigern (Hil­
denbrand et al. 2006). 
Verteilte Konzepte lassen sich jedoch nicht nur auf den Entwicklungsprozess und die Softwa­
re-Architektur anwenden, sondern auch auf die Funktionalität und Daten räumlich verteilter 
und vernetzter Anwendungen. So zählt zur Weiterentwicklung des Internets auch das Konzept 
des Webservice, das sich in den letzten Jahren zu einem bedeutsamen Paradigma der Informa­
tik entwickelt hat. Die Idee des Webservice ist einfach: Komplexe Anwendungen werden nicht 
zentralisiert auf einem Server ausgeführt, sondern setzen sich aus verschiedenen Komponen­
ten zusammen, die über das Internet verteilt sein können. Die Kommunikation zwischen den 
Komponenten erfolgt über klar definierte Schnittstellen (APIs), die auf Abruf in eine Anwen­
dung eingebunden werden können  (Schwenk 2010:216). Webservices lassen sich in diesem 
Sinne als vernetzte Maschine-zu-Maschine-Kommunikation begreifen, die in der Regel auto­
matisiert  abläuft  und  deren  gemeinsame  Sprache  auf  offenen  und  herstellerunabhängigen 
Standards beruht  (Zeppenfeld und Finger 2009:38). Die Grundlage eines Webservice bilden 
drei XML-basierte Standards: UDDI (Universal Description, Discovery and Integration) als 
107 In der monolithischen Software-Architektur sind alle funktionalen Elemente in einem einzigen, 
untrennbaren und homogenen Gebilde zusammengefügt. Dass dieses Konzept den Grundsätzen der 
Offenheit und Freiheit entgegengesetzt ist, zeigt sich bereits darin, dass diese Systeme häufig in enger 
Kopplung an Ressourcen wie Hardware, proprietäre Datenformate und Schnittstellen gebunden sind. 
Einen Gegensatz dazu bilden Client-Server-Architekturen oder ganz allgemein verteilte Systeme. Vgl. 
dazu IT-Wissen Online Lexikon: http://www.itwissen.info/definition/lexikon/Monolithische-Software-
Architektur.html (abgerufen am 20.01.2011).
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Verzeichnisdienst zur Registrierung von Webservices, WSDS (Web Services Description Lan­
guage) zur Beschreibung des Dienstes und SOAP als Netzwerkprotokoll, das den Datenaus­
tausch regelt. (Zeppenfeld und Finger 2009:41 ff.). Mit REST (Representational State Trans­
fer) gibt es zusätzlich eine leichtgewichtige Alternative, die im Unterschied zu SOAP auch 
ohne eine zusätzliche Transportschicht auskommt. Auch die Idee des Webservice gründet in 
den Prinzipien der Freiheit und Offenheit und setzt als innovative Verknüpfung verschiedener 
Anwendungen immer zweierlei voraus: einen Paradigmenwechsel im Verständnis der Rolle 
und Funktion von Software und einen Paradigmenwechsel im Umgang mit Daten, Kontrolle 
und Zugriffsrechten (O'Reilly 2005):
• An die Stelle von Software im Paket treten Services, die ihre Dienste im Internet be­
reitstellen, wobei der eigentliche Wert nicht in den Anwendungen, sondern in den Da­
ten hinter den Anwendungen liegt. Die Entwicklung der Anwendungen folgt leichtge­
wichtigen  Programmiermodellen,  die  lose  gekoppelte  Systeme  erlauben  (O'Reilly 
2005).
• Diese Daten werden anderen Anwendungen über offene Schnittstellen (APIs = Appli­
cation Programming Interface) verfügbar gemacht. Die Verteilung und der Austausch 
der Daten erfolgen über einfache Technologien,  die Daten zwar bereitstellen,  nicht 
aber deren Verwendung am anderen Ende der Leitung kontrollieren. Der Grundsatz 
lautet: „Kooperiere ohne zu koordinieren“ (O'Reilly 2005).
Offenheit und der Verzicht auf zentrale Kontrolle sind die treibenden Werte dieses Paradig­
menwechsels, der technisch die Grundlage für den freien Austausch von Daten und Funktio­
nen ermöglicht. Praktisch bedeutet dies, dass sich durch die lose Kopplung von Daten und 
Funktionalitäten die Möglichkeit ergibt, relativ frei auf andere Dienste zuzugreifen und diese 
mit  den  eigenen zu  vermengen (The Right  to  Remix).  Unter  der  Bezeichnung „Mashup“ 
konnte auf diese Weise eine ganze Landschaft unterschiedlicher Anwendungen erblühen, die 
ihren Mehrwert überwiegend durch importierte Inhalte schaffen, durch die Kombination vie­
ler Dienste reicher werden und dennoch einfach bleiben (O'Reilly 2005,  Koch und Richter 
2009). Tim O'Reilly formuliert diesen Ansatz der Software-Innovation in wenigen, aber ein­
prägsamen Grundsätzen (O'Reilly 2005):
1. „Unterstütze LPMs (Lightweight Programming Models), die lose gekoppelte Systeme  
ermöglichen“:  O'Reilly  untermauert  diesen  Grundsatz  mit  dem Hinweis,  dass  die 
Komplexität der Dienste vieler großer Unternehmen auf feste Kopplungen zurückzu­
führen sei. Sein Gegenentwurf ist die Nutzung sehr einfacher Anwendungen, die sich 
in loser Kopplung mit mehreren anderen ebenfalls sehr einfachen Anwendungen zu in­
novativen Lösungen verbinden lassen. Beispiel dafür ist auch die RSS-Technologie, 
die insbesondere ihrer Einfachheit die große Verbreitung verdankt, während die Nut­
zung komplexer Dienste der Unternehmen noch auf sich warten lässt. Ähnliches lässt 
sich auch im Angebot der Webservices bei Amazon beobachten, die sowohl SOAP als 
auch das leichtgewichtige REST (Representational State Transfer) anbieten. Abgese­
hen von wenigen  hochwertigen  B2B-Verbindungen,  die  SOAP verwenden,  wählen 
95 % der sonstigen Nutzer den einfachen REST-Service.
2. „Kooperiere ohne zu koordinieren“: Koordination begreift O'Reilly in diesem Grund­
satz im Sinne einer vorschreibenden Koordination oder Kontrolle. In seiner Argumen­
tation stehen einfache Technologien wie RSS oder REST für das einfache Verteilen 
und Austauschen von Daten, ohne dass dabei die Freigabe dieser Daten mit dem An­
spruch verbunden ist, zu kontrollieren, was am anderen Ende der Leitung geschieht. 
Für den Austausch von Daten über offene Schnittstellen gilt damit das Gleiche wie im 
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End-to-End-Prinzip des Internets. 
3. „Gestalte mit Blick auf ‚Hackabililty‘ und ‚Remixability‘“: O'Reilly verweist hier auf 
eine große Gemeinsamkeit der neuen Technologien wie RSS oder AJAX, die vor al­
lem darin besteht, dass die Barrieren ihrer Wiederverwendung extrem niedrig sind. 
Eine wesentliche Rolle spielt dabei ein offener Umgang mit geistigem Eigentum und 
die generelle Schwierigkeit, Code im Netz erfolgreich zu schützen. Offenheit und ver­
teiltes Arbeiten erweisen sich damit auch als treibende Kraft in der Entwicklung von 
Social Media. Indiz dafür ist nicht nur, dass die meisten Web-2.0-Anwendungen auf ei­
ner Open-Source-Infrastruktur (z. B. Linux, Apache, MySQL, Perl, PHP und Python) 
aufsetzen, sondern auch, dass sie in der Regel die Kombination von Angeboten und 
Diensten über offene Schnittstellen erlauben. In dieser Art von Offenheit sieht O'Reil­
ly die Voraussetzung für ein wesentliches Prinzip des  Web 2.0, die Innovation durch 
Zusammenbau.  Die erfolgreichsten und innovativsten  Webanwendungen sind dabei 
jene, die sich leicht in Richtungen entwickeln lassen, die vom ursprünglichen Erfinder 
gar nicht beabsichtigt oder eingeplant waren. Durch diesen Mechanismus lassen sich 
zusätzlicher Nutzen und Innovationen durch effizienten Zusammenbau umsetzen. Of­
fenheit  und Kooperation  statt  Konkurrenz  gereichen den Unternehmen dabei  nicht 
zum Nachteil, sondern werden zum Wettbewerbsvorteil.  
Die Grundsätze und Prinzipien des Web 2.0 wirken sich auf den Entwicklungsprozess aus, den 
O'Reilly als das „Ende des Softwarelebenszyklus“ deutet. Als Indiz dafür wertet er die Tatsa­
che, dass im Web 2.0 viele neue Anwendungen bereits als Beta-Version ans Netz gehen und 
teilweise den Beta-Status niemals verlassen. Im Paradigma des „ewigen Beta“ deutet sich in 
der Tat ein radikaler Bruch mit dem traditionellen Produktionsprinzip von Software an. Empi­
risch zeigt sich dieses Phänomen in einer neuen Generation von Online-Angeboten wie bei­
spielsweise in den Anwendungen von Google108 oder Community-Plattformen wie del.icio.us, 
YouTube oder Flickr. Angebote dieser Art gehen nicht nur neue Wege in der Vernetzung von 
Inhalten und Menschen, sondern auch im Vorgehen bei der Entwicklung von Webanwendun­
gen. O'Reilly illustriert diesen Mechanismus im Vergleich der Geschäftsmodelle und Produk­
tionsstrategien von Google und Netscape:
Netscape  gestaltete  ‚das  Web  als  Plattform‘ mittels  Begriffen  aus  dem  alten  Software-
Denkmuster: Ihr wichtigstes Produkt war der Web Browser, eine Desktop-Anwendung, und 
ihre Strategie war es, ihre Dominanz im Browsermarkt zur Einrichtung eines Marktes für 
hochpreisige Serverprodukte zu nutzen. Die Kontrolle über Standards für die Darstellung von 
Inhalten  und  Applikationen  im  Browser  sollte  Netscape,  so  weit  die  Theorie,  dieselbe 
Marktmacht verleihen, die Microsoft im PC-Markt innehatte. So wie die ‚pferdelose Kutsche‘ 
das  Auto  als  Erweiterung  von  etwas  Bekanntem  beschrieb,  warb  Netscape  mit  einem 
‚Webtop‘ als  Desktop-Ersatz und plante,  diesen vor allem durch Informationsservices und 
Anwendungen von Firmen populär zu machen, die dafür natürlich Netscape-Server-Produkte 
kaufen sollten. Am Ende wurden sowohl Browser als auch Webserver Massenwaren und die 
Web-Dienste  selbst  wurden  wertvoll.  Im Gegensatz  dazu  begann Google  sein  Dasein  als 
native Web-Anwendung, die niemals verpackt und verkauft, sondern als Service angeboten 
wurde, dessen Nutzer direkt oder indirekt für die Inanspruchnahme bezahlten. Keine der von 
der  altgedienten  Softwareindustrie  bekannten  Eigenschaften  lässt  sich  bei  Google  finden. 
Keine geplanten Releases, stattdessen kontinuierliche Verbesserung. Keine Lizenzierung oder 
Verkauf, nur die reine Benutzung. Keine Portierung auf diverse Plattformen, um Benutzern 
den Einsatz auf dem jeweils gewünschten Equipment zu ermöglichen, stattdessen eine hoch 
skalierbare  Anzahl  gewöhnlicher  PCs  mit  Open  Source  Betriebssystemen  und 
eigenentwickelten Programmen, die niemals jemand außerhalb der Firma zu sehen bekommen 
muss. (O'Reilly 2005)
108 Dazu gehören beispielsweise Anwendungen wie  Google Docs, Google News, Google Scholar etc., die 
sich alle durch eine teilweise mehrjährige Beta-Phase auszeichnen.
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Mit dem Paradigma des „ewigen Beta“ sind  Anwendungen keine statischen Softwareartefakte 
mehr, sondern dezentrale Dienste, die sowohl von den Nutzerinnen als auch von Betreibern 
ständig angepasst werden können. Dieser Übergang von der Software als Artefakt zur Softwa­
re als Dienstleistung trägt dem Umstand Rechnung, dass Software ihre Leistungsfähigkeit und 
Attraktivität nur behalten kann, wenn sie kontinuierlich gepflegt und weiterentwickelt wird. 
Im Unterschied zu klassischen Desktop-Anwendungen lassen sich Webanwendungen damit 
durch die  erhöhte Änderungsgeschwindigkeit und das Verschwimmen der Trennschärfe ein­
zelner Produktionsphasen kennzeichnen (O'Reilly 2005, Behrendt 2008, Hoyer et al. 2007). 
3.6.5 Prozesse und Selbstorganisation in Entwicklungs- und Programmiermodellen
Analog zur Klassifikation der Anwendungsmodelle (→ Abschnitt 3.5.5) lassen sich auch die 
unterschiedlichen Vorgehensmodelle innerhalb der Pole fester und loser Kopplung (d. h. der 
starren und flexiblen Interaktionsmuster) sowie geschlossenen und offenen Formen der Ver­
netzung einordnen. Komplexitätsreduktion bedeutet auch hier der Verzicht auf die Regulie­
rung komplexer oder komplizierter Zusammenhänge durch Verfahren, die den Softwareent­
wicklungsprozess durch Vorwegnahmen regulieren. 
Ähnlich wie im Anwendungsmodell von Software bilden auch hier formale Handlungsvorga­
ben den Lösungsansatz für die Handlungskoordination. Umso strenger die Vorgaben, desto 
aktiver ist die Rolle des Verfahrens und umso geringer die Autonomie der in den Entwick­
lungsprozess involvierten Personen. In den klassischen Vorgehensmodellen werden viele Ko­
ordinationsaufgaben durch  das Verfahren geleistet, was in komplexeren, d. h. schwergewich­
tigen Vorgehensmodellen seinen Niederschlag findet. In den agilen und verteilt agilen Ent­
wicklungsmodellen (Open Source) werden die koordinierenden Aktivitäten an die Akteure de­
legiert.  Die Vorgehensmodelle werden einfacher,  weil  die Handlungskoordination verstärkt 
selbstorganisiert, d. h. der Selbststeuerung durch die Akteure überlassen ist. Dass formale Re­
geln durch Kommunikation ersetzt werden, zeigt sich deutlich im Übergang vom traditionel­
len Vorgehensmodell zum agilen Entwicklungsmodell, wo sich die Bedeutung von Prozessen, 
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Abbildung 25: Interaktionsmuster und Vernetzung im Vorgehensmodell 
Plänen, Werkzeugen und Dokumenten zugunsten der Kollaboration, Verhandlung und Interak­
tion verschiebt (→ agiles Manifest).
Mit dem Merkmal der Offenheit kommt die Dimension der Vernetzung bzw. der Inklusion 
hinzu, die durch den freien, unbeschränkten Zugang zu sozialen Netzwerken und seinen Pro­
dukten erreicht wird und als wichtige Voraussetzung für die verteilte Entwicklung in Anwen­
der-Innovationsnetzwerken (v.  Hippel)  bzw.  Communitys  gilt. Das  Open-Source-Entwick­
lungsmodell basiert aus diesem Grunde nicht nur auf dem Strukturkonzept der Selbstorganisa­
tion, sondern auch auf den Prinzipien der Offenheit und uneingeschränkten Nutzungsrechte. 
Die Unterscheidung zwischen Inklusion und Exklusion lässt sich damit als Abgrenzungskrite­
rium zwischen agilen Vorgehensmodellen im Organisationskontext und dem Entwicklungs­
modell der Open-Source-Bewegung heranziehen (→Abbildung 20: Feld II und III.). Bei den 
Web-2.0-Unternehmen wird das Prinzip der Offenheit bzw. Inklusion über die  Webservices 
ebenfalls umgesetzt, allerdings nicht durch die Quelloffenheit der Software, sondern durch die 
mehr oder weniger freie Zugänglichkeit der Daten über APIs. Die Offenheit des Datenzugriffs 
bildet auch hier die Voraussetzung zur Komplexitätsreduktion und Innovation durch Zusam­
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Tabelle 15: Gegenüberstellung unterschiedlicher Vorgehensmodelle 
Die in Tabelle 15 aufgeführten Modelltypen unterscheiden sich grundsätzlich im Formalisie­
rungsgrad. Cockburn hat diesen Aspekt als Zeremonie beschrieben, die festlegt, wie detail­
liert die Arbeitsergebnisse in Entwicklungsprozessen sein müssen und wie groß die Toleranz 
bei Abweichungen von den Vorgaben sein darf  (Cockburn 2003:168). In der  Argumentation 
Fritz B. Simons (2007) geht es damit um die Kopplungsdichte in den Interaktionsmustern, die 
den beteiligten Akteuren eine niedrige Autonomie durch Fremdsteuerung (Heteronomie) oder 
eine größere Autonomie durch Selbststeuerung gewähren kann. Die Bedeutung des vordefi­
nierten Prozesses nimmt mit zunehmender Flexibilisierung des Vorgehensmodells ab. Detail­
liert ausgearbeitete Prozesse spielen deshalb auch nur noch in den traditionellen Vorgehens­
modellen eine tragende Rolle. In den agilen Vorgehensmodellen ist der Prozess bereits der 
Selbstorganisation untergeordnet und in  Open-Source-Communitys durch die stark paralleli­
sierte  Arbeit  und die  sehr  kurzen Entwicklungszyklen  kaum noch erkennbar.  Im „ewigen 
Beta“ des Web 2.0 ist ein abgrenzbarer Prozess vollends aufgehoben. An die Stelle ausgear­
beiteter Phasen treten besondere Evolutionsstrategien, die Bernd Lutterbeck mit Bezug auf die 
Open-Source-Entwicklung als Zusammenhang von Dezentralität und Evolution in der Wis­
sensgesellschaft beschreibt:
Wer die  Geschichte  des Internets  verstanden hat,  weiß,  dass die  Handlungen der Akteure  
dezentral,  nicht  zentral  koordiniert  wurden.  Es  war  Chaos  zu erwarten,  aber  Ordnung ist  
entstanden, weil die Beteiligten nach dem Prinzip der Evolution vorgegangen sind. Denn die 
Evolution  kennt  keinen  Masterplan,  keine  vorgegebene  Vision.  Ordnung  entsteht  aus 
Unordnung,  die  von vielen  Akteuren  gleichzeitig  erzielt  wird.  Der  Linux-Kernel  und  die 
offensichtliche  wirtschaftliche  und  technische  Überlegenheit  vieler  Open-Source-Produkte 
sind ein Beispiel für die Richtigkeit dieses Ansatzes. (Lutterbeck 2002) 
In Anknüpfung an die Frage nach den Ursachen des Scheiterns von Softwareprojekten hängt 
die  Entscheidung  für  die  angemessene  Entwicklungsstrategie  zunächst  davon  ab,  ob  ein 
Versagen in der zu starken Ausrichtung auf formalisierte Verfahren und Methoden gesehen 
wird oder im Gegenteil in deren Nichtbeachtung.  Moll et al. verweisen mit Bezug auf den 
fehlenden Durchbruch formalisierter Verfahren und Methoden auf beide Erklärungsvarianten: 
Zweifellos leisten  [...] Vorgehensmodelle einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der 
Software-Entwicklung.  Immerhin  setzen  50%  aller  Unternehmen  ein  definiertes 
Vorgehensmodell ein und sind ISO-9001-zertifiziert. Zusätzlich entstanden (Quasi)standards 
für die Bewertung und Verbesserung der Software-Entwicklung in Unternehmen, wie zum 
Beispiel CMM, SPICE und ISO 9001. Wie eingangs dargestellt, werden trotzdem etwa 74% 
aller Software-Projekte nicht uneingeschränkt erfolgreich abgewickelt.  Folglich scheint die 
Umsetzung  dieser  Standards  in  der  industriellen  Praxis  entweder  nicht  den  gewünschten 
Erfolg zu gewährleisten oder sie findet nicht wirklich statt. (Moll et al. 2004:425 f.)
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Softwareprojekte können somit scheitern, weil die entwickelten Prozesse, Werkzeuge, Metho­
den und Standards nicht angewendet werden oder das entwickelte Instrumentarium nicht ge­
eignet ist und damit selbst zum Problem wird. Die Entscheidung für die eine oder andere Opti­
on ist nicht eindeutig, da die strategische Ausrichtung an definierten Verfahren oder agileren 
Vorgehensweisen  bis  hin  zum grundsätzlichen  Verzicht  auf  eine  Prozessorientierung  nicht 
grundsätzlich falsch oder richtig ist,  sondern von der Beschaffenheit der Probleme und der 
Stabilität der Umwelt abhängt. Aus einer systemtheoretischen Perspektive (Helmut Willke) 
bieten detailliert ausgearbeitete Vorgehensmodelle Vorteile, wenn die Probleme überschaubar 
und die Rahmenbedingungen der Umwelt relativ stabil sind. In diesem Fall bieten ausgearbei­
tete  Prozesse  Orientierung  und  schaffen  Effizienzgewinne,  weil  kommunikative  Aushand­
lungsprozesse nicht mehr geleistet werden müssen. Bei komplexen Problemen und instabilen 
Umweltbedingungen sind hierarchische  Koordinationsmechanismen jedoch kontraproduktiv 
und riskant. Kontrolle und enge Kopplungen sind zudem mit Aufwand und komplizierten Ab­
läufen verbunden, weil die Methoden der Komplexitätsbewältigung und Kontrolle durch Spe­
zialisierung, Planung, Controlling, Dokumentation und Vertragswerke selbst den Aufwand in 
erheblichem Maße steigern.  Überregelung oder Bürokratisierung  verursachen dann das, was 
sie vermeiden sollen, und werden selbst zur Ursache für mangelnde Effizienz und Effektivität. 
Bei instabilen Umweltbedingungen fehlt stark formalisierten Vorgehensmodellen die Flexibili­
tät  und  Innovationskraft  zur  Anpassung  an  sich  verändernde  Umweltbedingungen.  Dass 
Schwergewichtigkeit  auch  dazu  beitragen  kann,  dass  Standards  nicht  lebbar  sind  und der 
Charme selbstorganisierter  Formen der  Projektorganisation  in  ihrer  Einfachheit  liegt,  wird 
durchaus auch von prinzipiellen Befürwortern strukturierter Verfahren gesehen:
Ein Problem, das sich in der Praxis jedoch immer wieder zeigt, ist der große Umfang und die  
hohe  Komplexität  einiger  Standards.  Dies  führt  dazu,  dass  der  Nutzer  den  gesamten 
Maßnahmenkatalog verstehen muss, bevor er den Standard anwenden kann. Da die hierfür  
benötigte  Zeit  fehlt,  kommen  die  Vorgaben  nicht  zur  Wirkung.
Im Gegensatz  dazu zeigen  Open-Source  Projekte,  wie  mit  verhältnismäßig  einfachen  und 
wenigen Regeln, die dafür aber konsequent gelebt werden, gute Ergebnisse erzielt  werden 
können.   (Moll et al. 2004) 
Insbesondere im Web-Engineering ist wegen der hohen Änderungsdynamik nicht von stabilen 
Umweltbedingungen auszugehen. Auch das wird von Autoren gesehen, die aus der Warte des 
traditionellen  Software-Engineerings  argumentieren.  Thematisiert  werden  hier  u. a.  die 
Unbegrenztheit der Rahmenbedingungen und Anforderungen, der Konkurrenzdruck und die 
allgemeine  Schnelllebigkeit  des  Webs,  die  durch  immer  neue  Technologien,  Standards, 
Trends, Moden und Erwartungshaltungen angetrieben werden. Auch hier wird gesehen, dass 
dies zu immer kürzeren Produktlebenszyklen und sehr kurzen Entwicklungszyklen führt, die 
nur wenig Spielraum für einen systematischen Entwicklungsprozess lassen. 
Während die Evolution bei konventioneller Software in einer geplanten Reihe von Versionen 
realisiert  wird,  erfolgt  sie  bei  Web-Anwendungen  kontinuierlich,  wodurch  sich  diese 
Anwendungen in einem permanenten Wartungsprozess befinden. Die Änderungszyklen von 
Web-Anwendungen  betragen  oftmals  nur  wenige  Tage  oder  Wochen.  Web-Anwendungen 
erfordern daher eine  ‚Verschlankung‘ klassischer Verfahren  des  Software Engineering mit 
besonderer Betonung auf Anforderungsanalyse und Spezifikation einerseits und Betrieb und 
Wartung andererseits. (Kappel et al. 2004:21 f.)  
3.7  Komplexität und Gewichtigkeit in Anwendungs- und Vorgehensmodellen
Das Lösen anspruchsvoller Probleme durch einfache und einfachste Mittel lässt sich als Kon­
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zept der Komplexitätsbewältigung begreifen. Wie bereits zu Beginn dieses Kapitels darge­
stellt, gilt Komplexität als kritischer Faktor für den Erfolg oder Misserfolg von Softwarepro­
jekten (→ Abschnitt 3.2.2). Dabei gilt: Je aufwendiger die Planung und je größer die Anforde­
rungen, umso größer die Wahrscheinlichkeit des Scheiterns (Diederichs 2005:5 f.). Kritische 
Faktoren liegen damit im Umfang der zu erfüllenden Anforderungen und im Aufwand der 
Projektplanung. In den vorangegangenen Abschnitten dieser Arbeit wurde bereits darauf hin­
gewiesen, dass Annahmen über die Organisation und Formalisierbarkeit menschlicher Hand­
lungen den Umfang des Anwendungsmodells und die Tiefe des Eingriffs in soziale Hand­
lungsräume bestimmen. Dies gilt prinzipiell auch für die Vorgehensmodelle des Software-En­
gineerings: Auch hier geht es um die Formalisierung menschlicher Handlungen und um Ein­
griffe in Handlungsräume, die sich in diesem Fall auf das Vorgehen und die Freiräume im 
Entwicklungsprozess beziehen. In Anlehnung an die Terminologie von Cockburn (2003:168f.) 
lassen sich zur Bestimmung der Gewichtigkeit des Anwendungs- und Vorgehensmodells (bzw. 
Methodik) die Kriterien Größe und Zeremonie als Maßstab heranziehen. Die Größe bezeich­
net den Funktionsumfang der Software bzw. den Umfang (Detailliertheit) des Vorgehensmo­
dells und die Zeremonie, den Grad formaler Vorgaben durch die Software bzw. das Vorge­
hensmodell. 
Schwergewichtigkeit korrespondiert in beiden Fällen mit dem Grad des Anspruchs, interve­
nierend, steuernd oder aktiv stützend in Handlungsräume einzugreifen. Dieser Anspruch trägt 
bei Software wesentlich dazu bei, dass Software einen größeren Funktionsumfang aufweisen 
muss und das Anwendungsmodell  entsprechend komplizierter  gestaltet  ist.  Für das Vorge­
hensmodell ist dieser Anspruch mit einem aufwendigen und komplizierten Entwicklungsver­
fahren verbunden.
Die Innovation im Übergang vom Web 1.0 zum Web 2.0 betrifft sowohl das Anwendungs- als 
auch das Vorgehensmodell und lässt sich entsprechend als Zurückhaltung im Anspruch des 
Eingriffs in soziale Handlungsräume interpretieren. Einfachheit wird hier durch Kontrollver­
zicht erreicht, der von O'Reilly (2005) nicht nur als Voraussetzung für Innovation, sondern 
auch als Ansatz der Komplexitätsreduktion gesehen wird. Eine komplexe Anwendung ist in 
diesem Sinne der Preis für ein anspruchsvolles Kontrollmodell, während Einfachheit und die 
Option für leichtgewichtige Programmiermodelle dem schlichten Gebot „kooperiere ohne zu 
142
Abbildung 26: Gewichtung von Anwendungs- und Vorgehensmodellen
koordinieren“ folgen. Ähnliches gilt auch für das Prinzip des Radical Trust, das den Nutzerin­
nen nicht nur größere Freiräume lässt und zu einer einfachen Bedienung der genutzten Soft­
ware führt, sondern auch die Entwicklung dieser Software einfacher macht. Kurz: Selbstorga­
nisation und Vertrauen machen Anwendungen tendenziell  leichtgewichtig und bedienungs­
freundlich, während der Preis für aufwendige Kontrollmodelle die größere Komplexität der 
Anwendungen und eine für technische Laien herausfordernde Bedienung ist. Da „Zurückhal­
tung“ mit geringeren Anforderungen an die Software verbunden ist, kann die Entscheidung 
für leichtgewichtige Anwendungsmodelle auch als  Weg gesehen werden, Projektrisiken zu 
minimieren. 
Ein weiterer Weg der Komplexitätsbewältigung findet sich in der Modularisierung von Soft­
ware und von verteilten Anwendungen über offenene APIs. Die Praxis der Open-Source-Be­
wegung, große Projekte in viele kleine Projekte aufzugliedern, kann damit auch als Ansatz 
dienen, die Risiken von Großprojekten zu verringern,  indem umfangreiche Anforderungen 
und komplizierte  Abhängigkeiten auf  viele  kleine und handhabbare Einzelprojekte verteilt 
werden  (Moll  et  al.  2004:422 f.). Der  Verzicht  auf  die  Kontrolle  der  Daten,  wie  sie  Tim 
O'Reilly als Voraussetzung für die  Entwicklungen von Anwendungen durch Zusammenbau 
(Mashups) beschreibt, funktioniert damit ähnlich wie der modulare Verbund von Projekttei­
len. Große und komplizierte Anwendungen entstehen durch die lose Kopplung vieler einfa­
cher Anwendungen (O'Reilly 2005).
Es gibt somit mehrere Wege der Komplexitätsbewältigung durch Zurückhaltung, die sich so­
wohl auf die Modellierung des Anwendungskontextes als auch auf die Organisation des Soft­
wareentwicklungsprozesses und die Programmiermodelle beziehen kann. Dazu zählt:
1. Die Entwicklung „zurückhaltender“ Software, die sich am Netzwerkmodell orien­
tiert und möglichst viel Raum für Selbstorganisation lässt. Die Delegation von Ko­
ordinationsleistung an die Nutzer führt zu geringeren Anforderungen und damit zu 
einem einfachen  Anwendungsmodell,  das  geringe  Ansprüche  an  den  Entwick­
lungsprozess stellt.
2. Die Nutzung „zurückhaltender“ Methodiken, die wenig vorwegnehmen und auf 
Kommunikation setzen. Hier wird die Koordinationsleistung komplizierter Regel­
werke an kommunikative Aushandlungsprozesse delegiert. Oft reicht nur die Vor­
gabe eines orientierenden Rahmens durch gemeinsame Ziele und einfache und kla­
re Regeln.
3. Vertrauen und Kontrollverzicht als  Grundlage für einfache Anwendungsmodelle 
und die Nutzung von modularen und verteilten Programmiermodellen.
Als Ansatz der Komplexitätsreduktion finden zurückhaltende Konzepte jedoch ihre Grenzen 
in den bereits existierenden Strukturen des sozialen Kontextes, die dazu zwingen, Dinge wie 
Weisungsketten, Kostenrahmen, Verfahren, Richtlinien, Gesetze, Zielgruppen, Geschäftsmo­
delle, mangelnde Erfahrung und Qualifikation der Mitarbeiter etc. als Rahmenbedingungen 
des Entwicklungsprozesses  zu beachten.  Die Einschätzung der unterschiedlichen Entwick­
lungsansätze ist von diesen Rahmenbedingungen abhängig und  relativiert ebenfalls die Ge­
gensätzlichkeiten in den Entwicklungsansätzen des traditionellen IT und des Web 2.0, da sich 
je nach Rahmenbedingung die eine oder andere Vorgehensweise als vorteilhaft erweisen kann:
• Wenn Tim O'Reilly (2005) das Ende des Softwarelebenszyklus proklamiert, nimmt er 
in seiner Argumentation auf reine Internetunternehmen Bezug, die wie Amazon, Goo­
gle und Facebook ihr Kerngeschäft im Internet verfolgen. Dass die fortwährende Wei­
terentwicklung  und  Datenintensität  von  Eigenentwicklungen  Bestandteil  des  Ge­
schäftsmodells sind, gilt nicht zwingend für jeden Einsatzbereich von Software. Viele 
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Autoren des Web-Engineerings nehmen auf einen Projekthintergrund Bezug, der eher 
Unternehmen betrifft, deren Kerngeschäft in der Offline-Welt angesiedelt ist und deren 
Webpräsenz eher als  Ergänzung oder Erweiterung dieses Kerngeschäftes betrachtet 
wird. Damit ist der organisationelle Rahmen ein anderer als bei nativen Webanwen­
dungen, auf die sich O'Reilly bezieht. Hier lässt sich in der Regel auch zwischen Auf­
traggebern und ausführenden Agenturen unterscheiden, was die Notwendigkeit abge­
schlossener Entwicklungsphasen und zeitlich abgegrenzter Projektlaufzeiten verständ­
lich macht.
• Neben Entwicklungen, die sich als  reine Dienstleistungen begreifen lassen,  gibt  es 
auch Webanwendungen,  die  sich eher  als  Standardanwendungen bezeichnen lassen 
und durchaus einen Releasezyklus kennen. Dazu gehören auch die Open-Source-An­
wendungen, die Tim O'Reilly als freie technische Infrastruktur des Internets gewürdigt 
hat, aber auch Standardanwendungen des Webs sind, wie beispielsweise das Blogsys­
tem Wordpress oder das Content-Management-System Typo 3. Von der Abschaffung 
des Softwarelebenszyklus kann somit nur in bestimmten Anwendungsbereichen des 
Web-Engineerings gesprochen werden, nicht aber grundsätzlich. Mit neuen Technolo­
giekonzepten wie dem Cloud-Computing zeichnen sich allerdings Entwicklungen ab, 
die zum Nachdenken über die künftige Rolle traditioneller Desktop-Standardanwen­
dungen  wie  Tabellenkalkulation,  Text-  oder  Bildbearbeitung  zwingen.  Gemeint  ist 
hier, dass Office-Anwendungen wie beispielsweise Google Docs inzwischen auch als 
Webservice im Internet verfügbar sind und damit einen Trend des Wandels von klassi­
schen Release-Produkten zu Dienstleistungsangeboten deutlich werden lassen (O'Reil­
ly 2005). 
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4  Das demokratische Prinzip in softwaretechnischen Ansätzen 
und der E-Demokratie
4.1 Softwaretechnische Konzepte als Hebel sozialer Innovation in der E-
Demokratie 
Die im ersten Kapitel dieser Arbeit zitierte Best-Practice-Studie der Bertelsmann Stiftung hat 
mit E-Administration, E-Voting und E-Partizipation drei Bereiche des modernen E-Govern­
ments identifiziert, denen allesamt eine wichtige Rolle im Ringen um die Akzeptanz politi­
scher Entscheidungen zugeschrieben wird (Friedrichs et al. 2002b). Diesen Bereichen ist ge­
meinsam, dass die dort umgesetzten Aktivitäten vom Staat initiiert und finanziert werden und 
damit in den institutionellen Rahmen und die Machtstrukturen der öffentlichen Verwaltung 
und offiziellen Politik eingebunden sind.  In der Anwendungsdomäne  E-Demokratie finden 
sich  die stärksten Strukturierungen in der öffentlichen Verwaltung, die in ihren Grundzügen 
immer noch durch hierarchische Organisation und funktionale Arbeitsteilung bestimmt ist. 
Das E-Government ist in seinen Ausprägungen daher noch sehr stark durch Regeln und Ver­
fahren bestimmt und limitiert. Die wachsende Kritik an der mangelnden Effizienz, Effektivität 
und Flexibilität der Verwaltungsabläufe hat jedoch einiges in Bewegung gebracht. Im Kreuz­
feuer steht insbesondere das traditionelle Verwaltungshandeln, dem u. a. vorgeworfen wird, zu 
sehr an Regeln und Verfahren orientiert zu sein und zu wenig an Leistungen und Ergebnissen 
(Benedix und Bieker 2009:19).109 Regeln und Verfahren, die ja eigentlich geschaffen wurden, 
um koordiniertes Handeln zu optimieren, werden damit selbst zum Beispiel dafür, dass sich 
rationalistische Strukturen als  kontraproduktiv erweisen,  wenn sie auf komplexe Probleme 
und instabile Rahmenbedingungen stoßen. Ausgehend von dieser Kritik haben der Leitbild­
wechsel zur Prozessorientierung und eine größere „Kundenbindung“ inzwischen auch die öf­
fentliche Verwaltung erreicht, die bislang immer als Paradefall bürokratischer Organisation 
galt. Hintergrund für die aktuelle Reorganisation ist die wachsende Komplexität der Aufga­
ben, die quer zu den traditionellen Verwaltungsabläufen stehen und veränderte Formen der 
Zusammenarbeit  fordern.  Dabei  hat  sich  das  Selbstverständnis  immer mehr von der  Ord­
nungsbehörde in Richtung eines Dienstleisters gewandelt. Kommunen bezeichnen sich inzwi­
schen  als  Bürgerkommunen  und  richten  Dienstleistungscenter  ein  (Benedix  und  Bieker 
2009:19). Der IT kommt dabei eine wichtige Rolle zu, nicht nur, weil sie „als Instrument der 
Reorganisation und Verbesserung interner Verwaltungsabläufe fungiert“, sondern auch, weil 
sie neue Kommunikationswege zwischen Verwaltung und Bürgerinnen erschließt (Seidel et al. 
2009). Insgesamt wird in dieser IT-getriebenen Entwicklung eine deutliche Tendenz der Auf­
lösung determinierender Abläufe zugunsten flexiblerer Strukturen sichtbar. Dennoch findet 
dieser Trend in den bereits vorhandenen Strukturen seine Grenzen: Neuorientierungen finden 
ihre Begrenzung in den legalistischen Anforderungen des Verwaltungshandelns, d. h. in der 
Bindung von Verwaltungshandeln an Recht und Gesetz. Die Entwicklung wirklich innovativer 
Partizipationsformen wird unter staatlicher Ägide deshalb ihre Grenzen haben. Das gilt insbe­
sondere für Projekte der öffentlichen Verwaltung, die zwar bürgernäher werden dürfen, nicht 
aber ihre Grundprinzipien der Regelgebundenheit aufgeben können.
Jenseits des direkten staatlichen Einflussbereichs lassen sich jedoch auch Formen der E-De­
mokratie identifizieren, die der zivilgesellschaftlichen Sphäre entstammen und sich als offener 
Handlungskontext begreifen lassen. Die Abwesenheit des Staates macht hier einen wesentli­
chen Unterschied, weil damit auch die Organisation als abgrenzbare und in ihren Strukturen 
109 Die Kritik an schwergewichtigen Vorgehensmodellen weist in der Tat Parallelen zur Kritik an den 
Verwaltungsstrukturen auf. 
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erkennbare Einheit fehlt und der Einfluss formaler Regeln sowie verfestigter Organisations- 
und Machtstrukturen der Umwelt geringer ist. All dieses ist Herausforderung und Chance zu­
gleich, da die Unsicherheit auch Raum für überraschende und innovative Entwicklungen der 
E-Demokratie bietet. Da im Vergleich der unterschiedlichen Varianten elektronischer Demo­
kratie  auffällig  ist,  dass  die  Anwendungen  und  Praktiken  der  unspezifischen Social-Me­
dia-Anwendungen nicht nur eine größere Vielfalt und vielfältigere Partizipationsformen her­
vorgebracht  haben,  sondern  auch  in  politischer  Hinsicht  eine  wesentlich  größere  Durch­
schlagskraft zeigen als staatlich finanzierte und initiierte Projekte, scheint hier die eigentliche 
Bedeutung des Internets und seiner Anwendungen für die E-Demokratie zu liegen. Beispiele 
dafür sind u. a. der überraschende Wahlsieg Barack Obamas oder die Bedeutung von Face­
book und Twitter bei den jüngeren Unruhen und Umwälzungen in der arabischen Welt. Die 
überwiegend überraschenden Entwicklungen der  E-Demokratie liegen damit gerade in einer 
eher schwach strukturierten Umwelt der Softwareentwicklung, die mehr Spielräume lässt und 
damit auch den Raum für Innovationen bietet. Für die konzeptionelle Modellierung künftiger 
Softwarelösungen heißt das aber auch, dass sich diese entweder gar nicht oder nur sehr einge­
schränkt auf bereits existierende Praktiken oder identifizierbare „Geschäftsprozesse“ stützen 
können oder sollten. Softwareentwicklung ist dann weniger deskriptiv, sondern eher präskrip­
tiv auf soziale Innovation und die direkte Gestaltung sozialer Praxis ausgerichtet. Das legt den 
Schluss nahe, dass die Entfaltung der demokratischen Potenziale des Internets mit der Entfal­
tung des demokratischen Koordinationsmodells, d. h. den Prinzipien der Offenheit, der dezen­
tralen Vernetzung und Gleichrangigkeit (Willke 1998:89 f.), zusammenhängen bzw. dass die 
Reichweite, Durchschlagskraft und Fähigkeit zur Innovation mit dem demokratischen Prinzip 
in der Koordinationsform wächst. Die  Social-Media-Revolution110 wird damit erklärbar als 
angemessene Antwort auf die Unsicherheiten, die dann entstehen, wenn Dinge einfach nicht 
plan- und regelbar sind. 
In der Einschätzung des innovativen und demokratischen Potenzials des Internets spielen ne­
ben den Einflussfaktoren der Umwelt auch die softwaretechnischen Konzepte und Prinzipien 
eine Rolle, da diese in der Gestaltung der technischen Infrastruktur und in den Webanwendun­
gen wirksam werden und über diese Einfluss auf die konkrete Praxis bzw. die entwickelten 
Beteiligungsformen der E-Demokratie ausüben. Die Annahme sozialer Wirksamkeit von Soft­
ware entspricht einer kontextsensitiven Designsicht (Winograd und Flores 1992), die sich aus­
drücklich gegen die Trennung von Technikentwicklung und Techniknutzung richtet und Soft­
ware nicht nur als fertiges Produkt, sondern auch im Prozess ihrer Herstellung und in ihren 
sozialen Rahmenbedingungen betrachtet. Mit der Perspektive der kontextsensitiven Herstel­
lung von Software gerät damit auch in den Blick, dass deren Einsatz in die Strukturen und 
Abläufe koordinierter Handlungen eingreift.111 Software stellt in diesem Sinne auch ein sozia­
les Strukturkonzept in der Organisation von Gruppen und der Handlungskoordination dar. Mit 
der Annahme sozialer Wirksamkeit von Software sind die demokratischen Potenziale des In­
ternets nicht nur von den Stärken und Schwächen der politischen Akteure abhängig, sondern 
auch von technischen Gestaltungsentscheidungen und den Mitteln und Methoden der Gestal­
tung. Die Mittel und Methoden der Gestaltung finden sich in den softwaretechnischen Kon­
zepten wieder, die in der Grundargumentation dieser Arbeit ebenfalls durch die Prinzipien ei­
nes leitenden Koordinationsmodells geprägt sind. Wenn sich diese Hypothese als richtig er­
weist, findet sich in den softwaretechnischen Konzepten ein wichtiger Hebel, um soziale In­
novationen in diesem Feld zu befördern, die Partizipation zu stärken und auftretenden Proble­
men zu begegnen. Diese softwaretechnischen Hebel zeigen sich in den Prinzipien des leiten­
den Koordinationsmodells, die sich sowohl in den technischen Standards als auch in den Pro­
grammier-, Anwendungs- und  Vorgehensmodellen verbergen. Der grundsätzliche Zusammen­
110 Zur Social-Media-Revolution: http://www.youtube.com/watch?v=2_Ig0ClYlmM. 
111 Vgl. (Rolf 1998, Floyd et al. 1989, Gross und Koch 2007), Winograd und Flores 1992). 
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hang zwischen den Modellen sozialer Koordination (Hierarchie und Demokratie) und softwa­
retechnischen Ansätzen wurde bereits in den Kapiteln zwei und drei angesprochen und soll 
nun zur Einschätzung des demokratischen Potenzials und des Potenzials sozialer Innovation 
herangezogen werden. Es geht dabei im Kern um die Frage, welche Rolle das „demokratische 
Prinzip“  bzw.  das  demokratische  Koordinationsmodell  in  softwaretechnischen  Konzepten 
spielt und welche Auswirkungen dies auf die E-Demokratie als Anwendungsdomäne hat. Die­
se Grundfrage soll entlang der folgenden Detailfragen geklärt werden:
1. Welche Voraussetzungen müssen gegeben sein, damit das Internet als Träger der 
freien politischen Kommunikation  fungieren kann und welche Merkmale kenn­
zeichnen das „demokratische Prinzip“ bzw. Demokratie als Koordinationsprinzip 
in softwaretechnischen Konzepten (→Abschnitt 4.2)?
2. Inwieweit  offenbart  sich „Demokratie“ als Koordinationsprinzip in den Anwen­
dungsmodellen,  technischen  Konzepten  und  im  Softwareentwicklungsprozess 
(→Abschnitt 4.3)? 
3. Wo zeigen sich die Potenziale sozialer Innovation in Technikgestaltung im demo­
kratischen  Koordinationsmodell  und  wo  liegen  die  Grenzen  dieses  Modells 
(→ Abschnitt 4.4 und 4.5)?
Der zweite Teil der letztgenannten Detailfrage orientiert sich an den Problemfeldern und An­
forderungen, die im ersten Kapitel dieser Arbeit entwickelt wurden. Unter dem Aspekt der 
Grenzen und Einschränkungen eines demokratischen Koordinationsmodells stehen zwei wei­
tere Fragen im Mittelpunkt (→ Abschnitt 4.6):
1. Wie lassen sich die Brüche und hohen Anforderungen aktiver Beteiligungsformen 
bewältigen? Mit den nutzergenerierten Medieninhalten stehen gleichsam die Anforde­
rungen an die Mechanismen der Qualitätssicherung und Vermeidung von Missbrauch 
im Raum. Die Option, frei zu publizieren und zu kommunizieren, schließt gleichzeitig 
das Risiko von Missbrauch und Schieflagen ein. Die Frage wird hier sein, wie sich 
elementare Qualitätsmerkmale wie beispielsweise Glaubwürdigkeit, Relevanz, Aktua­
lität und die Auffindbarkeit von Webinhalten in heterarchischen Strukturen umsetzen 
lassen und wie den Risiken des Missbrauchs begegnet werden kann.
2. Wie können (normale) Nutzer und Nutzerinnen in die Gestaltung der konkreten 
Beteiligungsformen einbezogen werden?  Mit der Breite der Nutzergruppen durch 
das immense Wachstum des Internets zerschlägt sich die Hoffnung, dass sich die de­
mokratische Entwicklung der technischen Infrastruktur der frühen Tage auf die gegen­
wärtige Entwicklungsphase übertragen lässt: Mit der Popularität des Internets kommen 
auch Normalanwender ins Spiel, die in der Regel über keine spezielle technische Ex­
pertise verfügen. Anders als in den frühen Tagen des Internets kann auch die goldene 
Ära der „technischen Meritokratie“ nicht darüber hinwegtäuschen, dass mit der Aus­
dehnung des Nutzerkreises auch das Machtungleichgewicht zwischen technikversier­
ten und normalen Nutzerinnen als Spaltungsphänomen in Erscheinung treten kann.  
4.2 Die Bedeutung des Internets als „freiheitliche“ Infrastruktur der E-
Demokratie
„The Internet is the perfect tool for freedom 
–but it is also the perfect tool for control.
We’ll see where it goes …“ Eliot Van Buskirk, Wired Magazine
Wie bereits im ersten Kapitel dargestellt (→Abschnitt 1.3), hat das demokratische Potenzial 
des  Internets seine Grundlage in der polyzentrischen und offenen Netzwerkarchitektur des 
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Transportsystems.  Ausdruck  finden  die  damit  verbundenen  Freiheiten  in  der  End-to-End-
Richtlinie, die vor allem dreierlei verkörpert: 
• die Offenheit für alle Nutzer und Nutzungen,
• eine polyzentrische (Many-to-many-)Netzwerkarchitektur des Transportsystems
• und einen gleichberechtigten, diskriminierungsfreien Zugang für aller Nutzer.
Die Aufgabe oder Abschwächung dieses Prinzips ist ein tief greifender Eingriff in die techni­
sche Gestaltung des Internets und berührt nicht nur die Geschäftsmodelle der Provider und In­
ternetunternehmer, sondern auch die Bürgerrechte und die Innovationsfähigkeit des Netzes. 
Die aktuellen Vorstöße der Internet-Service-Provider (ISPs) im Zusammenhang mit dem Ein­
satz der Deep Packet Inspection (DPI) zeigen, welche Tragweite und soziale Brisanz mit tech­
nischen Innovationen und Entwicklungen verbunden sein können, die das Internet als Kom­
munikationsinfrastruktur betreffen: Die Deep Packet Inspection (DPI) ist ein neues Verfahren, 
das es  erlaubt, die Inhalte der Datenpakete ohne Beeinträchtigung des Datenverkehrs zu er­
mitteln und je nach Inhalt unterschiedlich zu behandeln (→ Abschnitt 3.3.2). Im Unterschied 
zum normalen Routing wird bei DPI nicht nur der Header eines Datenpaketes betrachtet, son­
dern das ganze Datenpaket. Damit wird beim Routing nicht nur erfasst, wohin das Paket wei­
tergeleitet wird, sondern auch, welche Art von Daten und welche Inhalte transportiert werden. 
Das Verfahren ermöglicht damit sehr weitreichende Kontroll- und Eingriffsmöglichkeiten.112 
Die Netzbetreiber  ‒ und im schlimmsten Fall auch totalitäre Staaten  ‒ verfügen damit über 
die technischen Mittel, um die Neutralität des Internets hochwirksam einzuschränken. Dabei 
bietet die DPI durchaus auch Vorzüge, die im Interesse aller Netznutzer stehen könnten und 
auch den Gedanken zulassen, dass es bei den jüngeren Vorstößen gegen die Netzneutralität 
nicht nur um Kontrollmacht geht, sondern auch um einen wirksamen Ansatz, dem starken 
Wachstum der Datenmenge im Internetverkehr zu begegnen. Ursache für dieses Wachstum 
sind vor allem Musik- und Videodateien, Internettelefonie, Internetfernsehen und Internetra­
dio, die zu Überlastungen der Netze und Datenstaus führen und mit Qualitätseinbußen und so­
gar  Datenverlusten  verbunden  sein  können.  Bislang  wurde  den  Staus  und  Überlastungen 
durch das Vorhalten von Überkapazitäten begegnet.  Die aktuelle Argumentation gegen die 
End-to-End-
Richtlinie richtet sich damit gegen das ineffiziente Vorhalten von Überkapazitäten, die not­
wendig werden, um den Engpässen bei kurzfristigen Überlastungen des Netzes vorzubeugen. 
Einige  Überlegungen zur besseren Nutzung der Netzkapazitäten gründen in der Unterschei­
dung zwischen zeitsensiblen Daten und weniger zeitsensiblen Daten und fordern, Erstere, wie 
z. B. die Daten, die bei der Internettelefonie oder bei Videokonferenzen übermittelt werden, 
zulasten der weniger zeitempfindlichen Daten, wie beispielsweise E-Mails, bevorzugt zu be­
handeln.113 Andere Überlegungen zielen allerdings eher auf auf neue Geschäftsmodelle ab, die 
den Providern neue Einkommensmöglichkeiten erschließen.  Unter  dem Begriff  Quality  of  
Service wird angedacht, den Kunden anstelle einer Einheitsflatrate einen priorisierten Daten­
transport gegen Bezahlung anzubieten. Eine Gleichbehandlung in der Dienstgüte, wie sie die 
End-to-End-Richtlinie fordert, würde damit aufgegeben oder zumindest aufgeweicht werden. 
Es  gilt  abzuwägen,  ob  volkswirtschaftliche  Gründe  die  Abkehr  vom  End-to-End-Prinzip 
rechtfertigen oder ob damit bereits das Ende des Internets als Raum freier Meinungsäußerung 
und Innovation eingeläutet wird. Bekannte Autoren wie der amerikanische Verfassungsrecht­
ler Lawrence Lessig oder die Webpioniere Tim Berners-Lee und Tim O'Reilly warnen ein­
dringlich vor diesen Entwicklungen und sehen die Freiheitlichkeit des Internets durch staatli­
112 Deep Package Inspection: Zensur und Spambekämpfung, Golem security, 16.04.2010 
http://www.golem.de/1004/74530-2.html (abgerufen am 05.01.2011).
113 Netzneutralität:Wissenschaftliche Dienste des Bundestages,
  http://www.bundestag.de/dokumente/analysen/2010/Netzneutralitaet.pdf.
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che und kommerzielle Eingriffe bedroht  (Lessig 2001, Berners-Lee 2010). Grundlage dieser 
Befürchtung ist die Annahme, dass im End-to-End-Prinzip der wichtigste Erfolgsfaktor des 
Internets als Grundlage für Innovationen und Freiheit gründet. In Anknüpfung an die Ausfüh­
rungen in Kapitel drei wird dieser Erfolgsfaktor im End-to-End-Prinzip als Festschreibung ei­
nes grundsätzlichen Kontrollverzichts deutlich. Den Befürwortern der End-to-End-Richtlinie 
gilt deshalb der Verzicht auf die Kontrolle über die Enden als unabdingliche Voraussetzung 
dafür, dass Programmiererinnen die „Intelligenz“ des Netzes an den Endpunkten selbst gestal­
ten können und alle Nutzer die Möglichkeit haben, Informationen frei anzubieten  (Bärwolff 
2004). Der Erfolg der Open-Source-Bewegung und der innovativen Unternehmen im Web 2.0, 
die im Kern auf Kontrollverzicht basieren, geben diesen Autoren recht. Das ist der Grund, 
warum viele Autoren ein besonderes Gefährdungspotenzial des freien Internets im Kontroll­
potenzial der kommerziellen ISPs als Netzbetreiber sehen. Tim Berners-Lee macht deutlich, 
dass diese Freiheitlichkeit  des Internets gefährdet ist,  wenn die Unabhängigkeit  der unter­
schiedlichen Komponenten  (Übertragungsmedium,  Hardware,  Systemsoftware,  Anwendun­
gen) durch kommerzielle Interessen der ISPs aufgebrochen wird:
Noch  hinterhältiger  ist,  dass  mein  Internetanbieter  auch  die  Möglichkeit  hätte,  mir  eine 
bessere  und  schnellere  Verbindung  zu  Sites  zu  bieten,  die  dafür  bezahlt  haben  [...].  Die 
sogenannten Portale repräsentieren das sich selbst verstärkende Wachstum von Monopolen, 
insbesondere die mit vertikaler Integration. (Berners-Lee 1999)
Risiken gehen auch von staatlicher Kontrolle aus: Das wohl prominenteste Beispiel für den 
staatlichen Eingriff  ist das Golden-Shield-Projekt der Volksrepublik China. Dieses Projekt, 
auch als  große Firewall von China bekannt, wurde 1998 als Initiative des Ministeriums für 
Staatssicherheit zur Überwachung und Zensur des Internetverkehrs in China gestartet. Mit der 
„großen Firewall“ sperrt die chinesische Regierung durch IP-Blocking und das Filtern von 
Schlüsselwörtern über einen Backbone-Router gezielt unliebsame Webangebote.114 Dazu zäh­
len neben den Webseiten von Menschenrechtsgruppen, Umweltaktivisten und Oppositionellen 
zeitweise auch der Videodienstleister YouTube und der britische Sender BBC.115 Technische 
Innovationen wie die Deep Packet Inspection (DPI) haben in den Händen totalitärer Regimes 
eine verhängnisvolle Wirkung, da sich mit ihnen Zensur, Kontrolle und Verfolgung noch weit­
reichender und perfekter umsetzen lassen, als dies bislang durch das leicht zu umgehende IP-
Blocking möglich war. Exemplarisch dafür steht die wenig rühmliche Rolle der Überwachung 
von  Oppositionellen  während  der  Studentenunruhen  im  Iran,  die  durch  eine  Nokia/Sie­
mens-DPI-Software technisch ermöglicht wurde.116 
Aber auch in Deutschland wird mit den Vorstößen der Telekommunikationsüberwachung ver­
fassungsrechtlich Umstrittenes geleistet. Mit der sogenannten  Vorratsdatenspeicherung wer­
den die  Anbieter  von Telekommunikationsdiensten  gezwungen,  die  Verbindungsdaten  von 
Netznutzerinnen 6 Monate lang zu speichern. Verfassungsrechtlich ist diese Maßnahme äu­
ßerst umstritten, weil sie in die Grundrechtspositionen sämtlicher Nutzerinnen elektronischer 
Dienste eingreift, ohne dass ein konkreter Tatverdacht oder Gefahrenhinweis besteht. Die Ge­
fahren zentralisierter Kontrolle betreffen prinzipiell auch vermeintlich  gut gemeinte Initiati­
ven, wie die Sperrung von Seiten mit Kinderpornografie, die ihrer Initiatorin Ursula von der 
Leyen den wenig schmeichelhaften Beinamen „Zensursula“ eingebracht hat.
114 Diese Techniken und auch Wege der Umgehung werden in einem Paper von Clayton, Murdoc und 
Watson beschrieben (Clayton, Murdoch und Watson 2007).
115 „Great Firewall“: Wie China das Internet zensiert, Focus Digital, 17.03.08, 
       http://www.focus.de/digital/internet/great-firewall_aid_265552.html.
116 Deutsche Technologie in der Kritik, Frankfurter Rundschau Digital, 23.06.2009: 
 http://www.fr- online.de/digital/deutsche-technologie-in-der-kritik/-/1472406/3155546/-/index.html 
(abgerufen am 15.01.2011).
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Die Frage nach der Netzneutralität und Freiheitlichkeit der Netzarchitektur betrifft das grund­
legende Designprinzip des Internets als Programmierplattform. Die Bedeutung für die E-De­
mokratie als Anwendungsdomäne des Internets liegt insbesondere darin, dass hier entschieden 
wird, ob das Internet grundsätzlich das Potenzial eines offenen, freien und gleichberechtigten 
Zugangs bieten kann. Das Internet kann dabei, wie es Eliot Van Buskirk im Eingangszitat re­
sümiert, das perfekte Werkzeug der Freiheit, aber auch das Gegenteil, das perfekte Werkzeug 
der Kontrolle sein. Inwieweit sich die eine oder andere Entwicklungsmöglichkeit des Internets 
verwirklichen kann, wird insbesondere davon abhängen, wer die Kontrolle über die Enden 
ausübt und wie diese Kontrolle genutzt wird.
4.3 Das demokratische Koordinationsmodell in Anwendungs- und 
Vorgehensmodellen
4.3.1 Das demokratische Prinzip in softwaretechnischen Ansätzen
Das im Zusammenhang mit der End-to-End-Richtline, dem Web 2.0 und der Open-Source-Be­
wegung angeführte Prinzip der Offenheit betrifft insbesondere die Mechanismen der Grenz­
bildung und den Zugriff auf Ressourcen. Grenzbildung erfolgt über die Regeln der Zugehörig­
keit,  die festlegen, wer oder was dazugehört und was nicht.117 Im demokratietheoretischen 
Diskurs geht es unter dem Aspekt der Grenzbildung insbesondere um die Frage der Inklusion 
oder  Exklusion betroffener  Interessen,  Meinungen,  Themen oder Personen.118 Grenzen be­
stimmen auch den Zugriff auf geistige Güter wie Informationen, Wissen oder Quellcode. Der 
Grad der Freiheit dieses Zugangs betrifft nicht nur die Nutzungsoptionen, sondern beeinflusst 
auch entscheidend, auf welche Art und Weise neue Informationen, neues Wissen oder neue 
Produkte erzeugt oder Kompetenzen erworben werden können. Die Open-Source-Bewegung 
und die  spezifischen Entwicklungspraktiken des  Web 2.0 setzten aus  diesem Grunde aus­
drücklich auf den Verzicht exklusiver Zugriffs- oder Verwertungsrechte als Grundlage verteil­
ter Entwicklungs- und Programmiermodelle. In der demokratischen Auseinandersetzung zeigt 
sich die Frage um den Zugang zu geistigen Ressourcen im Ringen um Kontrollmacht und 
Transparenz. Dass die Frage der Kontrollmacht erhebliche politische Brisanz birgt, zeigt sich 
sehr deutlich in der heftigen und vom politischen Lobbyismus geprägten Debatte um geistiges 
Eigentum, die explizit im Streit um die Neufassung des Urheber- und Patentrechts geführt 
wird. Im direkten Feld der E-Demokratie sind die öffentliche Auseinandersetzung um Wiki­
Leaks oder die Diskussion um mehr Verwaltungstransparenz (Öffentlichkeitsprinzip) Beispiel 
für die Offenlegung von Information als demokratisches Transparenzgebot. 
Unter dem Aspekt der Handlungsabstimmung ist „Offenheit“ das Fundament, die elementare 
Voraussetzung für eine netzwerkartige, gleichrangige und selbstgesteuerte Koordination, die 
sich  in  Anlehnung an  Willke  (1996b:206 ff.)  als  demokratisches  Koordinationsmodell  be­
schreiben lässt und sich sowohl auf soziale als auch auf technische Merkmale der „Gestal­
tung“ (z. B. im Neutraliätsprinzip) beziehen kann. Im Folgenden soll es um die Untersuchung 
der Bedeutung und Verwirklichung des demokratischen Koordinationsmodells in den softwa­
retechnischen Konzepten und um die Auswirkung seiner Prinzipien auf die Entfaltung des de­
mokratischen Potenzials im Internet und seiner Anwendungen gehen.  Zur Einschätzung des 
leitenden Koordinationsmodells dienen die Merkmale der Offenheit gegenüber Personen und 
Inhalten, die wiederum Voraussetzung für die Vernetzung von Personen, Inhalten und Anwen­
117 Zu den Systemdimensionen Grenzbildung, Ressourcen, Strukturen und Revision vgl. Willke 
1996b:206 ff. und Abschnitt 2.2.4 dieser Arbeit. 
118 Beispielsweise bei Jürgen Habermas, der die Berücksichtigung (Inklusion) aller betroffenen Interessen, 
Themen und Meinungen als Voraussetzung des herrschaftsfreien Diskursen in deliberativen Prozessen 
thematisiert (Habermas 1994). 
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dungen bilden. Das Merkmal der Offenheit gibt Hinweis auf die Beschränkungen oder Frei­
heiten im Zugang und Zugriff auf Entwicklungsprozesse, Anwendungen, Daten und Funktio­
nen. Der Grad der Vernetzung soll Auskunft darüber geben, wie stark die Möglichkeiten ko­
operativer und verteilter Arbeit in Entwicklungsprozessen oder in sozialen Netzwerken über 
Webanwendungen und Dienste  ausgeschöpft  werden und inwieweit  dabei  Ressourcen wie 
Texte, Quellcodes, Nachrichten, Programmfunktionen etc. miteinander verwoben sind. In An­
lehnung an Willke (1996b) beziehen sich Offenheit und Vernetzung auf die Systemdimensio­
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Tabelle 16: Systemdimensionen und Koordinationsmerkmale der E-Demokratie und den Anwendungs- und  
Vorgehensmodellen
Die allgemeinen Strukturen umfassen die klassischen Aufbaustrukturen und Prozesse. Struktu­
ren legen fest, ob das soziale Zusammenwirken in sozialen Netzwerken nach den Prinzipien 
der Gleichrangigkeit und Selbstorganisation wie im Web 2.0 oder eher über festgelegte Rollen, 
Regeln und Zuständigkeiten durch Weisung, Top-down-Kontrolle und festgelegte Verfahren 
wie in der klassisch-bürokratischen Verwaltung erfolgen soll. Im politischen Sinne geht es da­
bei um die Frage, ob Entscheidungen oder Problemlösungen auf demokratische Weise durch 
die Partizipation aller Betroffenen oder über bürokratische Mechanismen erfolgen. Es wurde 
in den vorangegangenen Kapiteln bereits dargelegt, dass die Prinzipien des leitenden Koordi­
nationsmodells Auswirkungen auf die Gewichtigkeit eines Anwendungs- oder Vorgehensmo­
dells haben. Als spezifisches Merkmal softwaretechnischer Modelle hängt die Gewichtigkeit 
nach Cockburn (2003:168 ff.) mit der Größe und dem Grad formaler Vorgaben (Zeremonie) 
zusammen. Das Merkmal Größe steht zum einen für den Funktionsumfang einer Software und 
zum anderen für den Detaillierungsgrad im Vorgehensmodell. Der Grad formaler Vorgaben 
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lässt sich in Anlehnung an den organisationstheoretischen Ansatz von Fritz B. Simon über das 
Merkmal der Kopplungsfestigkeit erfassen, die sich sowohl auf die Rollen, Regeln, Zuständig­
keiten und Kommunikationswege der Aufbaustrukturen beziehen kann, als auch auf die Vorga­
ben in der Aktionsfolge in Prozessen. Im Strukturwandel wird die Dimension der Flexibilität 
und Innovationskraft als Fähigkeit zur Veränderung und Anpassung an sich verändernde Um­
weltbedingungen wirksam. Mit Bezug auf die zentrale Fragestellung dieser Arbeit geht es hier 
um die künftige Entwicklung der Demokratie bzw. der Innovation neuer Demokratieformen 
und um die Entwicklung der Rolle, die das Internet und seine Anwendungen dabei spielen 
kann. 
Die Übersicht in Tabelle 2 führt somit die von Helmut Willke (1996b) genannten Systemdi­
mensionen der Grenzziehung, Ressourcen, Strukturbildung und Revision mit den Dimensio­
nen der Kooperation und Demokratie zu Merkmalen zusammen, mittels derer sich auch soft­
waretechnische Modelle kennzeichnen und abgrenzen lassen. Sie dienen im Folgenden als In­
dikatoren in der Beurteilung des leitenden Koordinationsmodells  in den Anwendungs- und 
Vorgehensmodellen von Software und sollen Hinweis auf die Bedeutung softwaretechnischer 
Konzepte und Prinzipien für die E-Demokratie geben. In Anlehnung an die in Kapitel 2 unter­
schiedenen Koordinationsmodelle Demokratie und Hierarchie zeigen sich im Grad der Aus­
prägungen dieser  Merkmale  die  Pole  dieser  unterschiedlichen Kooperationsformen.  In der 
Darstellungsform eines Radargraphen zeigt sich das demokratische Koordinationsprinzip in 
den Anwendungs- und Vorgehensmodellen als blauer Bereich mit hohen Ausprägungen in den 
Merkmalen der Offenheit, Vernetzung und Gleichrangigkeit. Da sich das demokratische Prin­
zip ebenfalls durch Zurückhaltung in den Vorgaben auszeichnet, bleiben die Ausprägungen in 
der Kopplungsfestigkeit und Gewichtigkeit niedrig. Im Unterschied dazu ist das hierarchische 
Kooperationsprinzip mit seinen klaren Abgrenzungen, Zuständigkeiten, Rollen, Regeln und 
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Prozessvorgaben eher durch eine hohe Kopplungsfestigkeit und Gewichtigkeit (oranger Be­
reich) gekennzeichnet.119    
4.3.2 Das Koordinationsmodell in den technischen Merkmalen
Die Ermittlung des „demokratischen Prinzips“ in den Anwendungsmodellen setzt in den tech­
nischen Merkmalen einer Anwendung an, da sich auch hier die Unterschiede des leitenden 
Koordinationsmodells identifizieren lassen. Am deutlichsten wird dies in der Ausgestaltung 
der Rechteverwaltung, der Workflows, APIs und im Umgang mit Standards.
Eine Rechteverwaltung regelt die Zugehörigkeit und den Zugriff auf Ressourcen entlang fest­
gelegter Rollen, Regeln und Verantwortlichkeiten. Sie hat wesentlichen Einfluss auf die Rah­
menbedingungen der Kooperation und bestimmt die Ausbildung von Grenzen und den Grad 
erreichter  Offenheit.  Sie  ist  damit  auch im demokratietheoretischen Sinne Instrument  und 
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stabil flexibel Konfiguration oder 
Kombination
von Funktionen und 
Daten (Mashups)
Tabelle 17: Systemdimension sozialer Systeme in Anwendungsmodellen (in Anlehnung an Willke 1996b) 
Implementierte Workflows entscheiden über die Kopplungsfestigkeit von Handlungsfolgen. 
Sie stellen den operationalen Aspekt einer Handlungsfolge dar, d. h., sie legen fest, wie Auf­
gaben strukturiert sind, wer die Aufgaben ausführt, in welcher Reihenfolge die Einzelopera­
tionen ablaufen oder wie sich Aufgaben synchronisieren lassen. Workflows lassen sich damit 
als „Spezifikation und Ausführung einer Menge von koordinierten Aktivitäten“ definieren und 
repräsentieren  im Behörden-  oder  Unternehmenskontext  den  Geschäftsprozess  (Gross  und 
Koch 2007:92). Die softwaretechnische Konzeption eines Workflowmanagements dient dazu, 
Prozessverläufe technologisch zu automatisieren oder zu unterstützen. Je nach Kopplungsfes­
tigkeit werden in der Literatur drei grundlegende Workflowtypen unterschieden  (Gross und 
Koch 2007:93 f.): 
• Production-Workflows sind stark strukturierte Prozesse mit hohem Automatisierungs­
grad. 
• Administrative Workflows sind einfache Prozesse, die sich auf die Weiterleitung oder 
119 Das Raster zur nachfolgenden Einschätzung der Merkmale des demokratischen und hierarchischen 
Koordinationsmodells befindet sich im Anhang dieser Arbeit. 
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Bestätigung von Informationen und Dokumenten beziehen. Im Unterschied zum Pro­
duction-Workflow sind die einzelnen Prozessschritte nicht so rigide festgelegt.
• Ad-hoc-Workflows sind der Gegenpol zu den Production-Workflows und in der Abfol­
ge der Prozessschritte am wenigsten rigide. Sie erlauben in jedem Schritt die Umdefi­
nition des weiteren Vorgehens. Es existiert zumeist kein klar definierter Prozess, son­
dern ein Muster des Vorgehens. 
Die Bedeutung der umgesetzten Workflows liegt in ihrem Einfluss auf die Entscheidungs­
spielräume der Nutzer auf der Handlungsebene. Das Spannungsverhältnis zwischen fester und 
loser Kopplung zeigt sich jedoch auch unterhalb der Handlungsebene in den technischen Kon­
zepten des Austauschs von Daten und Funktionalität. Auch hier wird auf die Mechanismen 
der Inklusion und Exklusion gesetzt,  d. h.  auf den Verzicht  auf Kontrolle und Zugriffsbe­
schränkung oder auf das Gegenteil, auf explizite Kontrolle und Abschottung. Die erste Option 
gilt als Voraussetzung für Programmiermodelle der losen Kopplung von Daten und Funktio­
nalität, die es möglich macht, relativ frei auf andere Dienste zuzugreifen und diese mit den ei­
genen zu vermengen (O'Reilly 2005). Wenn dieser Austausch zwischen vernetzten Weban­
wendungen und Diensten auch automatisiert abläuft, so beruhen auch die technischen Kon­
zepte  unterhalb  der  Handlungsebene  auf  Weichenstellungen  und Modellen  des  „sozialen“ 
Kontextes. Im Falle des von Tim O'Reilly beschriebenen „Right to Remix“ von Diensten und 
Funktionalität ist es die Entscheidung für einen „offenen“ Umgang mit Daten und Programm­
funktionen. Auch hier geht es um Be- und Entgrenzung, d. h. um das Verteidigen oder Über­
schreiten der Grenzen einer Anwendung. Offenheit schließt den Verzicht auf Eigentums-,  Al­
leinverwertungs- und Kontrollrechte auch als Gestaltungsprinzip rein technischer Komponen­
ten ein und fordert die entsprechenden Rahmenbedingungen in der sozialen Welt als Voraus­
setzung für den freien Austausch von Daten und Funktionen auf der technischen Ebene. Das 
gilt insbesondere für „offene“ technische Standards, die für Konsistenz und Interoperabilität 
im Netz sorgen und damit erst die Voraussetzungen schaffen, um Informationen in heteroge­
nen Soft- und Hardwarewelten auszutauschen (→ 3.3.2.2). Das Besondere am Web 2.0 bzw. 
an den Social-Media-Anwendungen ist damit nicht nur das demokratische Prinzip in den Nut­
zungsweisen auf der Anwendungsebene, sondern auch die Wirksamkeit dieses Prinzips in den 














Daten und Funktionalität APIs, einfache und offene Standards 
Internet Netzneutralität  Many-to-many-Prinzip
Tabelle 18: Kooperationsprinzipien in technischen Konzepten 
Das demokratische Prinzip wird damit auch auf der technischen Ebene unterhalb des Anwen­
dungsmodells in der Handlungsebene wirksam. Wenn dieser Einfluss auch nur indirekt auf das 
Handeln wirkt, so liegen hier doch die entscheidenden Potenziale für die Entfaltung und Wei­
terentwicklung der E-Demokratie. Das eindrucksvollste Beispiel ist das Internet als Program­
mierplattform der Webanwendungen selbst: Hier bildet der Grundsatz der Netzneutralität die 
technische Grundlage einer demokratischen Kommunikationsstruktur dezentraler Vernetzung 
(Many-to-many). Die im Grundsatz der Netzneutralität verkörperten (demokratischen) Prinzi­
pien der Offenheit und Gleichrangigkeit zeigen, dass diese nicht nur als soziale, sondern auch 
technische Prinzipien Geltung haben. 
154
4.3.3 Das demokratische Prinzip in den Anwendungsmodellen
Ausgangspunkt des nachfolgenden Vergleichs unterschiedlicher Anwendungstypen der E-De­
mokratie ist die im ersten Kapitel getroffene Unterscheidung in verfahrensbasierte und selbst­
organisierte Beteiligungsformen. Um zu verdeutlichen, dass sich hinter diesen Verfahrensty­
pen unterschiedliche Mechanismen der Koordination verbergen, soll mit der  Online-Konsul­
tation, der  E-Petition und der  Liquid Democracy  zunächst eine Auswahl verfahrensbasierter 
Beteiligungsformen entlang der in Abschnitt 4.3.1 entfalteten Merkmale des Koordinations­
modells vorgenommen werden.120 Die in die Betrachtung einbezogenen Anwendungen, An­
wendungsbereiche und Anwendungen sind in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt:
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Einreichung von E-Petitionen * Abstimmungen 
* Delegation von Stimmen
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* Bürgerhaushalt Köln 2009/10
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* Bürgerdialog Nachhaltigkeit
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* 18. Experte der Enquete- 
Kommission
Tabelle 19: Beteiligungsverfahren der E-Demokratie (Blogpolis-Datenbank)
Allen drei Beteiligungsformen ist gemeinsam, dass sie für den spezifischen Zweck demokrati­
scher Auseinandersetzung entwickelt wurden und sich auf ein ausgearbeitetes Verfahren stüt­
zen. Alle drei Verfahren haben deshalb einen entsprechend starken Überbau, d. h., sie stützen 
sich auf Theorien und Methoden sowie auf explizit für den Einsatzzweck ausgearbeitete Pro­
zesse. Bei den E-Petitionen und Online-Konsultationen in formalen Beteilungsverfahren sind 
Aspekte der Verfahren sogar gesetzlich geregelt. 
Zur Unterstützung der Online-Konsultationen ist inzwischen eine Reihe verschiedener Platt­
formen entwickelt worden, die in der Regel von privaten Anbietern als proprietäre Software in 
Kombination mit Dienstleistungen angeboten werden. Auftraggeber sind zumeist Kommunal­
verwaltungen oder der Bund. Die erreichten Freiheitsgrade in der praktischen Durchführung 
der Online-Konsultationen variieren und sind nicht nur von den eingesetzten Plattformen ab­
hängig, sondern auch von Rahmensetzungen und Anforderungen der Auftraggeber. Es ist al­
lerdings eine Entwicklung zu offeneren und einfacheren Beteiligungsformen bzw. eine Öff­
nung zum Social Web erkennbar.121 Dies zeigt sich vor allem in der Einbindung vereinzelter 
Konzepte und Anwendungen des Web 2.0, wie einfache Abstimmungen, Wikis oder Blogs in 
Plattformen der Online-Konsultation.  Wenn es hier  auch Unterschiede und Entwicklungen 
120 Die Vergleichsdaten stammen aus der Blogpolis-Datenbank, die im Rahmen dieses Dissertations-
 projektes entwickelt wurde. Die Ausprägungen der einzelnen Merkmale stellen keine exakten
 Messwerte dar, sondern sind nur Vergleichsgrößen. 
121 Vgl. dazu die Folienstrecke E-Partizipation: „Aktuelle Beispiele und Zukunftstrends“ von Matthias 
Trenel und Steffen Albrecht (abgerufen am 31.03.2011):
http://www.slideshare.net/matthiasT/epartizipation-aktuelle-beispiele-und-zukunftstrends. 
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gibt, so wird dennoch deutlich, dass dieser Verfahrenstypus in seinem Grundkonzept nicht den 
Prinzipien der Selbstorganisation und Offenheit folgt. 
Online-Konsultationen E-Petitionen Liquid Democracy
Tabelle 20: Verfahrensbasierte Beteiligungsverfahren im Vergleich (Blogpolis-Datenbank)
Im Unterschied zu den Anwendungen des Web 2.0 hat das Konzept der Online-Konsultation 
einen relativ starken theoretischen Überbau und einen starken Bezug zu bereits existierenden 
und praktizierten Beteiligungskonzepten wie Demokratie-  und Diskurstheorien,  Deliberati­
onsmodellen oder Konzepten des Diskurs- und Konfliktmanagements (Lührs et al. 2004). Die 
Plattformen verfügen deshalb häufig über ein Workflowmanagement zur Unterstützung der 
Moderatoren, ein Contentmanagement zur Bereitstellung ergänzender Informationen und über 
eine starke Rechteverwaltung.122 Sie setzten als Kernfunktionalität vor allem auf moderierte 
Diskussionsforen. Der Content besteht somit in erster Linie aus Forenbeiträgen der Diskussi­
onsteilnehmer, die, wie bei klassischer Forensoftware üblich, in Threads organisiert sind. Zum 
anderen werden auf diesen Plattformen in der Regel zusätzliche Informationsseiten mit Hin­
tergrundinformationen  zur  Unterstützung  der  laufenden  Diskussionen  bereitgestellt.  Dazu 
zählen beispielsweise Hintergrundtexte zu den aktuellen Themen und redaktionell  betreute 
Seiten mit den aktuellen Zusammenfassungen der Forenbeiträge sowie mit Hinweisen und 
Links zu Umfragen (Lührs et al. 2004). Die Möglichkeit der Vernetzung von Personen, Inhal­
ten und Funktionen wird deshalb nicht in derselben Weise ausgeschöpft, wie es für die klassi­
schen Social-Media-Anwendungen üblich geworden ist. So bieten die Plattformen der Online-
Konsultation, abgesehen von der inzwischen auch hier üblich gewordenen Bereitstellung von 
RSS-Feeds, in der Regel keine Möglichkeit der aktions- und plattformübergreifenden Vernet­
zung von Funktionen und Inhalten. 
122 Produktbeschreibung der Discourse-Machine: http://www.discourse-
machine.de/funktionsumfang/moderationsunterstuetzung.html.
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Wenn Online-Konsultationen auch keine Extremform hierarchischer Koordination darstellen, 
so zeichnen sie sich dennoch in Abgrenzung zum demokratischen Koordinationsprinzip durch 
eine höhere Kopplungsfestigkeit in den Rollenvorgaben, Zuständigkeiten und Aktionsfolgen 
aus (→ Abbildung 26). Die praktische Durchführung und Umsetzungsgestaltung bleibt eine 
Sache professioneller Moderation und Gestaltung, sodass von der Umsetzung des Prinzips der 
Gleichrangigkeit nicht gesprochen werden kann. Die entscheidende Rahmensetzung liegt im 
Ermessen der Auftraggeber, die über die Auswahl der Themen, den Zeitpunkt der Aktivitäten 
und die Freiheitsgrade in der Durchführung des Verfahrens entscheiden. Eine wirkliche Offen­
heit gegenüber Personen und Inhalten wird somit nicht erreicht. Die Entgrenzung durch  die 
Vernetzung von Inhalten ist eher schwach und eine Vernetzung der Inhalte durch die Bereit­
stellung von APIs überhaupt nicht vorgesehen (→ Abschnitt 1.2.3). 
Bei den Online-Petitionen ist der Staat selbst Betreiber und Inhaber des eingesetzten Petiti­
onssystems. Das Verfahren und das dazu eingesetzte Websystem fallen hier zusammen und 
dienen ausschließlich dem spezifischen Zweck der elektronischen Abwicklung von Petitionen 
(→ Tabelle 19). Ebenso wie bei den  Online-Konsultationen ist die Ausprägung der Kopp­
lungsfestigkeit und Gewichtigkeit vergleichsweise hoch. Da die Registrierung auf der Platt­
form jedoch prinzipiell jedem offensteht und die Bürgerinnen in der Themenwahl frei sind, ist 
die Offenheit für Inhalte und Personen wesentlich größer als bei den Online-Konsultationen. 
Da die Bürgerinnen wenig Einfluss auf den Ausgang eines Petitionsverfahrens haben, kann 
ebenfalls kaum von Gleichrangigkeit gesprochen werden. Ähnlich wie bei den Online-Kon­
sultationen bietet auch die untersuchte E-Petitionsplattform mit Ausnahme von RSS-Feeds 
keine Möglichkeit der Vernetzung von Inhalten, Personen und Funktionen. Laut der Richtline 
für die Behandlung von öffentlichen Petitionen ist das Verlinken sogar ausdrücklich verboten, 
entsprechende Forumsbeiträge werden gelöscht.123 Sehr schwach schneidet die Plattform auch 
in der Benutzerfreundlichkeit und Qualität der Umsetzung ab. Alvar Freude fasst die Kritik in 
deutlichen Worten wie folgt zusammen: 
Dass die Umsetzung der Online-Petitions-Webseite alles andere als optimal ist, ist deutlich zu 
123 Richtlinie für die Behandlung von öffentlichen Petitionen (öP) (abgerufen am 18.03.2011): 
http://www.bundestag.de/bundestag/ausschuesse17/a02/rili.pdf. 
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sehen: Schlechte Bedienung, fehlende Funktionalität bzw. nicht eingehaltene Anforderungen, 
mangelnde Barrierefreiheit, sicherheitskritische Basis, altbackenes Design und rechtswidrige 
Datenabfrage.124
Es spricht somit auch hier vieles dafür, dass die Bedeutung des Prinzips der Offenheit als 
Kernmerkmal des Web 2.0 weder erkannt noch in das Design der Plattform eingeflossen ist. 
Vom Konzept und der Idee einfach bedienbarer, offener und vernetzter Webanwendungen, die 
Hoffnung auf neue innovative Formen der  E-Demokratie machen, sind sowohl die  Online-
Konsultationen als auch die E-Petitionen weit entfernt.
Im Unterschied zu diesen Ansätzen staatlicher Initiative zeigen Entwicklungen wie die Open-
Source-Software Adhocracy oder Liquid Feedback, dass sich im Spektrum verfahrensbasierter 
Beteiligungsformen auch innovative Ansätze herausbilden können, die ganz bewusst nicht auf 
existierende Modelle oder Verfahren aufbauen, sondern auf ein neues Konzept, d. h. auf die 
Entwicklung neuer Demokratieformen setzen. Der augenfälligste Unterschied der Liquid De­
mocracy zu den Konzepten der Online-Konsultation und der E-Petition liegt in seinem expli­
ziten Bezug auf die erweiterten Kommunikationsmöglichkeiten der Online-Welt und der parti­
zipativen Entwicklung dieses Konzeptes, das ursprünglich aus der Aktivität amerikanischer 
Online-Communitys heraus entstanden ist.125 Im Ergebnis sind dabei Websysteme entstanden, 
die durch eine vergleichsweise gute Benutzerfreundlichlichkeit und Innovationskraft überzeu­
gen. Im Vergleich zur Praxis der Online-Konsultation und der E-Petition zeigt sich hier auch 
im Verfahren eine wesentlich deutlichere Orientierung und Ausrichtung an demokratischen 
Organisationsprinzipien wie Offenheit, Gleichrangigkeit und Dezentralität, was hauptsächlich 
darauf zurückzuführen ist, dass eine professionelle Moderation im Konzept des Anwendungs­
modells nicht vorgesehen ist. Das mit dem Web 2.0 propagierte Prinzip der Einfachheit (Sim­
plicity)  wird hier durch die stärkere Betonung selbststeuernder Elemente erreicht.  Das hat 
Auswirkungen auf die Kompliziertheit und Eingriffstiefe (Kopplungsfestigkeit) des umgesetz­
ten Verfahrens und damit auch auf die Handhabbarkeit der dafür entwickelten Plattformen. 
Die eigentliche Besonderheit in der Entwicklung dieser Plattformen liegt allerdings in der en­
gen Verbindung zwischen der partizipativen Entwicklung eines demokratietheoretischen Mo­
dells und der konkreten Entwicklung der dazu eingesetzten Webanwendungen. Obwohl ein 
implementiertes  Verfahren  ein  Element  der  Fremdsteuerung in  die  Nutzungspraxis  bringt, 
sorgt die partizipative Entwicklung des Verfahrens dafür, dass Projekte wie  Adhocracy oder 
Liquid Feedback im Hinblick auf ihr leitendes Koordinationsmodell auch als selbstorganisier­
te Beteiligungsform zu sehen sind.  
Selbstorganisierte  Beteiligungsformen  stützen  sich  insbesondere  auf  Social-Media-Anwen­
dungen, Dienste und Techniken, die zwar nicht primär für den Zweck demokratischer Ausein­
andersetzung entwickelt wurden, aber dem „demokratischen Prinzip“ in ihren Anwendungs- 
und Programmiermodellen folgen. Sie stehen für eine „Demokratisierung der Medieninhalte“, 
die  bereits  in  den besonderen Gestaltungsprinzipien der  Einfachheit,  Gleichheit,  Offenheit 
und Vernetzung angelegt sind (→ Abschnitt 1.2.2). Social-Media-Anwendungen haben in all 
ihrer Einfachheit und auch ohne spezifisch politischen Bezug eine hochwirksame Praxis de­
mokratischer  Aktivitäten  hervorgebracht.  Als  soziale  Medien  dienen  Anwendungen  dieses 
Typs insbesondere dem Erstellen und Erschließen von Webinhalten sowie der Nachrichtenver­
breitung. Der eigentliche Unterschied zu den Anwendungen der Online-Konsultation oder E-
Petition liegt jedoch nicht im Gegenstandsbereich, sondern in der radikalen Orientierung am 
124 Pearl Blog: Mit dem Bundestag zurück ins Web 2.0: 
 http://www.perl-blog.de/2008/11/bundestag-web-einsnull.html und später zum Zusammenbruch des 
Systems: 
http://www.perl-blog.de/2009/02/petitions-system-des-bundestages-bricht.html. 
125 Quelle: Wikipedia: http://de.wikipedia.org/wiki/Delegated_Voting (abgerufen am 18.03.2011).
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demokratischen Koordinationsmodell. Da sich das demokratische oder heterarchische Koordi­
nationsmodell durch Zurückhaltung auszeichnet, ist es nicht verwunderlich, dass die Anwen­
dungen des  Web 2.0 einen eher  schwachen theoretischen Überbau aufweisen und entspre­
chend einfache Konzepte in die Gestaltung der Anwendungen einfließen. So ist die Grundidee 
des Weblogs das schlichte Tagebuch und das Versenden einer SMS die Grundidee des Micro­
bloggings. Auf den  Social-News-Plattformen geht es um das Sammeln einfacher Metadaten 
und um die schlichte Mehrheitsabstimmung. Wie einfach der Workflow einer solchen Platt­
form aussehen kann, beschreibt ein Mitglied der Social-News-Community niuus:
Es geht simpel um folgenden Workflow: 
1) (Interessante) Nachricht finden 
2) Bookmarklet klicken und Nachricht einstellen
3) Voten, voten, voten (aber auch für andere als die eigenen Stories!)“ 126
Daraus lässt sich die schlichte Regel ableiten, dass einfache Konzepte oder Kommunikations­
modelle auch zu einfachen Anwendungen führen und Simplicity als Designprinzip durch die­
se Art der Zurückhaltung erreicht werden kann. Die Leichtgewichtigkeit eines Anwendungs­
modells  ergibt  sich  insbesondere  aus  dem Verzicht  der  Regulierung  von Zuständigkeiten, 
Kontrollbefugnissen und Arbeitsabläufen. Zurückhaltung gründet in Vertrauen, das in Konse­
quenz mit geringeren Anforderungen an die Sicherheit in der Abwicklung von Transaktionen 
verbunden ist. Zurückhaltung und Vertrauen ermöglichen den Verzicht auf die Implementie­
rung aufwendiger Prozesse und den Rückgriff auf einfache Technologien.  Besonderes Mar­
kenzeichen dieser Art von Anwendungen ist damit, dass sie ihren Nutzern nur sehr einfache 
Workflows  zumuten  und  entsprechend  benutzerfreundlich  sind.  Im  Hinblick  auf  die  Ge­
brauchstauglichkeit (Usability) liegt die wesentliche Innovation hier in der Entdeckung der 
Einfachheit. Seinen Ausdruck findet dieses Prinzip in Tim O'Reillys Grundsatz:  Unterstütze  
LPMs (Lightweight Programming Models) (O'Reilly 2005). 
Eine weitere Besonderheit dieser Anwendungen liegt in der direkten Anknüpfung an die netz­
werkartige Kommunikationsstruktur des Internets. Die Grundprinzipien der Selbstregulation 
aus den frühen Tagen des Internets, wie Offenheit, Bottom-up, Nutzerpartizipation, Konsens­
orientierung, Dezentralität, Vertrauen und Gleichrangigkeit, werden hier zur Grundlage ver­
netzter Kommunikation. Döbler sieht darin das zentrale Kennzeichen sozialer Software127:
Vereinfacht  gesagt,  umschreibt  Social  Software  webbasierte  Anwendungen,  die  nun  das 
Versprechen  der  ersten  Internetphase  nachholen  und  einlösen  und  vernetztes 
Zusammenarbeiten, Publizieren und Interagieren sehr nutzerfreundlich und für  ‚Jedermann 
ermöglichen. Die bekanntesten Ausprägungen dieser neuen Art von Software sind Weblogs 
und Wikis. Neben den teilweise synonym verwendeten Begriffe für Social Software wie Web 
2.0  oder  Social  Computing  wird  mitunter  auch  der  Begriff  Computermediated-
Communication (CMC) genutzt, der spezielle technische Anwendungen bezeichnet, die als 
Mittel  zur  Anbahnung  und  Aufrechterhaltung  sozialer  Beziehungen  eingesetzt  werden 
können. Im Wesentlichen geht es bei all den Begrifflichkeiten um die Kennzeichnung von 
Webanwendungen, die auf „Viele-zu-Viele-Kommunikation“ des Internets aufbauen. (Döbler 
2007:9) 
Im Anwendungsbereich der Texterstellung zeigt sich das demokratische Koordinationsprinzip 
sehr deutlich in den Konzepten des Wikis und des Weblogs. Beide Anwendungstypen haben 
den Zweck, Webinhalte möglichst schnell und einfach zu publizieren. Im Vergleich beider An­
wendungstypen fällt auf, dass die Merkmale der Offenheit, Gleichrangigkeit und Vernetzung 
auf unterschiedliche Weise erreicht werden. 
126 http://niuus.com/Technologie/voting-problem-deutscher-social-news-plattformen/.
127 In der neuen Begrifflichkeit von Social Media.
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Das Konzept der Gleichrangigkeit wird in der Uridee des Wikis am radikalsten umgesetzt und 
findet seinen Ausdruck im Ansatz des Vertrauens. Der „Erfinder“ des Wikis, Ward Cunning­
ham, erklärt Vertrauen gar zum genuinen Merkmal des Wikis: „Without trust, a wiki is just 
another content management system.“128 In Abgrenzung zum klassischen Content-Manage­
ment-System zeichnen sich Wikis deshalb dadurch aus, dass sie entweder gar keine oder eine 
schwache Rechteverwaltung  haben  und dass  die  Inhalte  kollaborativ  erstellt  werden.  Das 
Prinzip der Offenheit gegenüber Personen und Inhalten ist mit dieser Arbeitsweise eng ver­
bunden, da in der Regel jeder frei schreiben und editieren darf. In einem Wiki verschwimmt 
damit nicht nur die Autorenschaft, sondern auch die Grenze zwischen Besuchern und Autoren, 
da die Offenheit dieser Systeme beiden Gruppen die gleichen Rechte einräumt.129 
Im Unterschied zu Wikis verfügen Weblogs in der Regel über eine einfache Rechteverwaltung 
und trennen deutlich zwischen Autorinnen und Lesern. Die Inhaberin eines Weblogs hat die 
administrative Kontrolle über den Blog und die Moderationsform der Kommentare. Auf der 
Betrachtungsebene des Einzelsystems sind Weblogs nur sehr einfache Content-Management-
Systeme zur Erstellung von Artikeln unter Sicherung klarer Autorenschaft. Das „demokrati­
sche Prinzip“ des Weblogs wird erst sichtbar, wenn sich der Blick von der Einzelanwendung 
auf die Gesamtheit der Weblogs, auf die sogenannte Blogosphäre, richtet. Die Existenz der 
Blogosphäre ist einer Reihe einfacher Technologien zu verdanken, die dafür sorgen, dass sich 
die Publikation einzelner Artikel in ein „dialogorientiertes System sich überlappender Com­
munitys“ (Tom Coates in O'Reilly 2005) verwandelt und zu einem einzigartigen Instrument 
sozialer Vernetzung wird. Zu diesen Technologien gehören insbesondere RSS-Feeds, Perma­
links und Trackbacks:
• RSS-Feeds basieren auf einem XML-basierten Dateiformat, das der standardisierten 
128 Ward Cunningham über „Design Principles of Wikis“ auf dem International Symposium
      on Wikis, Odense, Denmark, 2006.
129 Die hier beschriebene Uridee des Wikis, die realisierten Wiki-Systeme und die tatsächliche 
Nutzungspraxis sind in der Regel nicht identisch und auf unterschiedlichen Ebenen angesiedelt. Nicht 
alle Wiki-Systeme und Nutzungspraktiken verkörpern Ward Cunninghams Idee in ihrer Idealform. So 
verzeichnet die Website Wiki Matrix inzwischen mehr als 100 verschiedene Wiki-Systeme, die 
unterschiedlich starke Rechteverwaltungen (http://www.wikimatrix.org ) aufweisen und in der 
konkreten Anwendung durchaus durch restriktive Zugriffsbeschränkungen von der Uridee abweichen. 
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elektronischen Nachrichtenübermittlung dient. In diesem Dateiformat werden Nach­
richten zusammengefasst und in maschinenlesbarer Form weitergeleitet. RSS steht für 
„Really Simple Syndication“ und  fasst die wesentlichen Merkmale dieser Technologie 
zusammen: Das Format ist einfach (really simple) und dient der kooperativen Vertei­
lung von Nachrichten (Syndication). Um RSS-Feeds zu nutzen, muss nur das Feed ei­
ner Seite abonniert und über spezielle Tools (Aggregatoren, Feedreader) gelesen wer­
den. Praktisch erlauben RSS-Feeds den Leserinnen auf eine sehr einfache Art und 
Weise, über die Inhalte und Änderungen eines Weblogs informiert zu werden, ohne 
dass deshalb eine Website direkt aufgesucht werden muss. RSS-Feeds lösen damit das 
Pull-Prinzip (die Nutzer suchen auf den Webseiten selbst nach Informationen und Än­
derungen) durch das Push-Prinzip (die Anbieter informieren über RSS-Feeds über die 
Inhalte und Änderungen ihrer Webseite) ab. RSS-Feeds haben damit einen wesentlich 
größeren Vernetzungseffekt als konventionelle Links oder Lesezeichen.  Rich Skren­
ta130 hat diesen Mechanismus als „inkrementelles Web“ bezeichnet, der auch unter der 
Bezeichnung „Live-Web“ gebräuchlich ist (O'Reilly  2005). 
• Permalinks weisen Webseiten eine eindeutige Linkadresse zu und schaffen damit eine 
wichtige  Voraussetzung  für  die  dialogische  Struktur  der  Blogosphäre.  Tom Coates 
bemerkt  zur  Bedeutung  von  Permalinks:
Es  mag  wie  eine  triviale  Funktionalität  aussehen,  aber  es  war  im  Endeffekt  das  Instrument,  
welches Weblogs von einem Werkzeug zur einfachen Publikation in ein dialogorientiertes System 
sich überlappender Communitys wandelte. Zum ersten Mal war es relativ simpel, direkt auf einen 
Beitrag auf einer fremden Seite zu verweisen und sich darüber zu unterhalten. Eine Diskussion 
entstand, ein Chat entstand. Und am Ende entstanden sogar Freundschaften oder wurden gefestigt. 
Die Permalink waren der erste ‒ und erfolgreichste – Versuch, Brücken zwischen den Weblogs zu 
errichten.131
• Trackbacks  sind  Literaturverweise,  die  von  einem Blog-Artikel  auf  einen  anderen 
verweisen. Trackbacks sind wesentlich mächtiger als der klassische Literaturverweis, 
weil sie die Autorinnen eines Artikels aktiv darüber informieren, wer auf den eigenen 
Blogartikel  verlinkt  hat.  Die  kommunikative  Bedeutung  dieser  Technologien 
beschreibt  Jan  Schmid  in  einer  Zusammenschau  wie  folgt:
Damit wurde das Problem behoben, dass ein Hyperlink prinzipiell nur einseitig ausgerichtet ist und 
ein  Link  von Seite  A auf Seite  B nicht  wieder  zu Seite  A zurückführt.  Im Fall  von Weblogs  
erschwert diese Unidirektionalität das Nachverfolgen von Diskussionen und Kommentaren über 
mehrere Weblogs hinweg, denn wenn sich ein Beitrag in Weblog B auf einen Beitrag in Weblog A 
bezieht und  diesen auch verlinkt, wird in Weblog A davon niemand etwas merken, wenn nicht 
Autor  B  in  den  Kommentaren  von  Weblog  A einen  entsprechenden  Verweis  hinterlässt.  Der 
‚Trackback‘ automatisiert  nun  genau diesen  Verweis,  indem Autor  B  in  seinem Beitrag  seine 
Quellen gesondert referenziert. Bei Veröffentlichung des Beitrags wird der zitierte Text in Blog A 
automatisch um einen Hinweis ergänzt, dass sich ein anderes Weblog auf sie bezogen hat. Dadurch 
fällt es Weblog-Nutzern leichter, die Verbreitung von Informationen in ‚verteilten Konversationen‘ 
(s.u.) nachzuverfolgen. (Jan Schmidt  2005:28)
Gleichrangigkeit, Offenheit und eine dialogische Kommunikationsstruktur werden in Weblogs 
somit durch Technologien ermöglicht, die einen offenen Datenaustausch über die Grenzen ei­
ner Anwendung hinweg in maschinenlesbarer Form ermöglichen. Auch das setzt Offenheit 
voraus, weil dazu sowohl die dazu genutzten Standards als auch die verteilten Inhalte frei sein 
müssen. Zur Vernetzung von Inhalten tragen auch optionale Erweiterungsmodule bei, die zu 
130 Rich Skrenta ist Programmierer und Unternehmer in Silicon Valley. Zit. nach (O'Reilly 2005a).
131 Tom Coates zit. nach  (O'Reilly  2004).
161
den Blogsystemen hinzugefügt werden können und häufig die Vernetzung mit anderen Diens­
ten und ihren Inhalten gestatten.  
Im Wiki-Web entsteht die Vernetzung von Inhalten durch die exzessive Nutzung von Hyper­
links. Ein Wiki ist damit ebenfalls ein Anwendungstyp, der stark auf Vernetzung setzt, die im 
Unterschied zu den Weblogs allerdings nicht durch spezielle Technologien wie Trackbacks, 
Permalinks  oder  RSS-Feeds  erreicht  wird,  sondern  durch  die  extrem starke  Nutzung  der 
Grundfunktion des WWW als Hyperlinkstruktur. 
Im Unterschied zu den verfahrensbasierten Anwendungstypen haben beide Tools gemeinsam, 
dass sie eine geringe Kopplungsfestigkeit in den Aktionen, d. h. vergleichsweise einfache Pro­
zesse aufweisen. In Kombination mit einem einfachen Rollen- und Rechtekonzept mündet 
dies in ein relativ leichtgewichtiges Anwendungsmodell und in eine Bedienungsfreundlich­
keit, die insbesondere auf Einfachheit (Simplicity) zurückzuführen ist. Beim Wiki ist die Be­
dienungsfreundlichkeit durch die starke Orientierung auf die Möglichkeiten des Hypertextes 
jedoch eingeschränkt, da die Nichtlinearität der Hypertextstruktur hohe Anforderungen an das 
Strukturierungsvermögen der Nutzer stellt (→ Abschnitt 3.3.3.1).
Im direkten Vergleich mit verfahrensbasierten Anwendungen wird deutlich, dass die Anwen­
dungen des  Web 2.0  bzw. der  Social Media  tendenziell  eine geringere Gewichtigkeit und 
Kopplungsfestigkeit aufweisen, dafür aber deutlich stärker auf die demokratischen Prinzipien 
der Gleichrangigkeit, Offenheit und Dezentralität (Vernetzung) setzen. In dieser Tendenz wird 
deutlich, dass im Web 2.0 die speziellen Ausprägungen in den Systemdimensionen der Grenz­
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bildung, Ressourcen, Strukturen und des Strukturwandels mit dem Prinzip der Einfachheit 
(Simplicity) korrespondieren und dass sich auch das „demokratische“ Potenzial einer Softwa­
re aus der konsequenten Anwendung demokratischer Prinzipien wie der Offenheit und Gleich­
rangigkeit sowie der konsequenten Nutzung der Verletzungspotenziale des Internets speist. 
Offenheit und Gleichrangigkeit werden durch den Verzicht auf zentrale Kontrolle zur treiben­
den Kraft eines Paradigmenwechsels, der sich hinter den neuen Phänomen Social Media und 
leichtgewichtiger Programmiermodelle verbirgt. Hier zeigt sich, dass sich Software auch de­
mokratisch gebärden kann, indem sie sich in ihrer strukturierenden Funktion zurückhält. 
Was sich exemplarisch an Wikis und Weblogs festmachen lässt, zeigt sich in Tendenz auch in 
anderen Social-Media-Anwendungen, die in der Regel hohe Ausprägungen in jenen Merkma­
len aufweisen, die das „demokratische“ Koordinationsprinzip repräsentieren. 
4.3.4 Das demokratische Prinzip im Softwareentwicklungsprozess 
Wenn das Verständnis elektronischer Demokratie nicht nur auf die demokratische Auseinan­
dersetzung entlang bestimmter Inhalte und Themen begrenzt bleibt, sondern auch die Ausge­
staltung der Beteiligungspraxis selbst (d. h. die  ‚Form‘) einschließt, wird die Frage virulent, 
wie es zu den Anwendungen der E-Demokratie überhaupt kommt. Diese Frage rückt den Her­
stellungsprozess von Software in den Fokus und betrifft die Entwicklungspraxis und das Me­
thodenrepertoire des Software-Engineerings. Da auch hier die formalen Konzepte und Steue­
rungsprinzipien der sozialen Welt Eingang finden, bietet sich die Möglichkeit, die organisato­
rischen Merkmale der unterschiedlichen Organisationsformen als Beobachtungs- und Typisie­
rungskriterium auch auf  die  Organisation  des  Softwareentwicklungsprozesses  anzuwenden 
und auch hier nach dem demokratischen Prinzip und seiner Potenziale für die E-Demokratie 
zu forschen. Im Spektrum der verschiedenen Methodiken der Softwareentwicklung besteht 
zunächst in Anlehnung an das Vorgehen in Kapitel 3 die Möglichkeit der Differenzierung zwi­
schen prozessorientierten, agilen und verteilten Vorgehensmodellen. Ähnlich wie in der Ein­
ordnung unterschiedlicher  Anwendungsmodelle  im vorangegangenen  Abschnitt  bietet  sich 
auch hier ein Orientierungsschema an, das sich an den Systemdimensionen sozialer Systeme 
anlehnt und in deren Ausprägung eine Unterscheidung in tendenziell schwer- und leichtge­
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Tabelle 21: Systemdimension sozialer Systeme in Methodiken nach Willke (1996b)
Entlang der Systemdimension der Grenzbildung, Ressourcen, Struktur und Revision findet 
der Übergang von den schwergewichtigen zu den leichtgewichtigen Methodiken seinen Nie­
derschlag im Trend zunehmender Entgrenzung, Offenheit, geringerer Kopplung und Flexibli­
tät. Ähnlich wie in der Darstellung der Anwendungsmodelle lassen sich sich auch hier über 
die Merkmale der Offenheit, Kopplungsfestigkeit und Gleichrangigkeit Indikatoren des leiten­
den Koordinationsmodells identifizieren. 
Im Entwicklungsprozess lassen sich als idealtypische Formen ein völlig automatisiertes oder 
ein vollständig selbstorganisiertes Vorgehen vorstellen (→ Abbildung 27): Im ersten Fall ist 
die Entkopplung von Person und Tätigkeit vollendet, sodass die Aktivitätenfolgen (Prozesse) 
auch ohne Eingriff ablaufen können. Planung und Ausführung, Problemanalyse und -synthese 
sind vollständig voneinander getrennt,  sodass Personen austauschbar werden und die Pro­
blemlösung maschinell umgesetzt werden kann. Personen wären dann, wie in vielen Berei­
chen der industriellen Produktion, nicht nur austauschbar, sondern durch Maschinen ersetzbar. 
Da die Maschinisierung die vollständige Zerlegung von Abläufen in Einzelschritten verlangt, 
d. h. jede Einzeloperation planerisch vorweggenommen werden muss, ist dieses Extrem in 
Relation zur Problemkomplexität tendenziell aufwendig bzw. schwergewichtig. Abläufe sind 
dabei in der Regel linear gedacht, sodass ein Arbeiten in Vernetzung unter den Bedingungen 
der Offenheit und Gleichrangigkeit keine Rolle spielt. 
Vorteile der Maschinisierung sind die Steigerung der Produktivität durch eine schnellere Ar­
beitsausführung, größere Kraftentwicklung, exaktere Arbeit und die Möglichkeit, mehrere Ar­
beitsoperationen gleichzeitig abzuwickeln.132 Voraussetzung sind die Wiederholbarkeit und die 
vollständige Operationalisierbarkeit  der  Aktivitätsfolgen.  Das Gegenmodell  ist  der  Idealtyp 
des vollständig selbstorganisierten Vorgehens im Sinne einer vollständig entgrenzten und ver­
teilten Zusammenarbeit ohne Ausbildung temporärer Hierarchien. In der Entwicklungspraxis 
von Software sind beide Extreme nicht anzutreffen und so haben schwergewichtige Anwen­
dungs- und Vorgehensmodelle ihre Freiheitsgrade, während offene, communitybasierte Ent­
wicklungsprozesse in der Praxis temporäre Hierarchien und Routinen ausbilden. 
Hintergrund schwergewichtiger Modelle ist die Vision einer Industrialisierung der Software­
produktion. Der amerikanische Soziologe Philip Kraft (Kraft 1979) hat diesen Weg bereits 
Ende der 1970er-Jahre analysiert und als Weg von der Programmierung zur Softwareprodukti­
on beschrieben. Dem Grundprinzip eines hierarchischen Koordinationsmodells folgend, sollte 
der Softwareentwicklungsprozess in kleinteilige und einfachere Arbeitsprozesse zerlegt wer­
den, die dann einzelnen Personen oder Gruppen zugeordnet werden können.
132 Vgl. dazu Gabler Wirtschaftslexikon: 
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/maschinisierung.html (abgerufen am 01.06.2011).
164
Im Zentrum des Vorgehens steht damit das klassische Paradigma industrieller Produktion, d. h. 
die Definition und Standardisierung kleinteiliger Arbeitseinheiten, die sich „rational“ zu um­
fassenden  Prozessen  zusammenfügen lassen  (→ Abschnitt  2.4).  Ansätze  der  strukturierten 
Programmierung, zu denen Kraft nicht nur das Paradigma der prozeduralen Programmierung, 
sondern  auch Vorgehens-  und Organisationsmodelle  zählt,  stehen für  den Wandel  von der 
handwerklichen Fertigung von Software zu deren industrieller Produktion. Hierarchisch ist da­
bei nicht nur das technische Vorgehen, sondern auch das Verhältnis und die Anforderungen an 
die in den Entwicklungsprozess involvierten Personen: Wenige hoch qualifizierte Spezialistin­
nen zerlegen das Gesamtsystem hierarchisch in Komponentengruppen, Module oder Subrouti­
nen, die von den Programmierinnen mit geringeren Anforderungen an die persönliche Fach­
kompetenz und auch ohne Kenntnis des Gesamtzusammenhanges umgesetzt werden können. 
Das Ziel einer plan- und kontrollierbaren Softwareentwicklung durch die Ausbildung eines 
festen Methodenrepertoires sowie das Ziel der Entwicklung von Vorgehens- und Organisati­
onsmodellen ist jedoch stets an Grenzen gestoßen. So schreiben auch die schwergewichtigen 
Verfahren kein automatenhaftes Vorgehen vor, sondern gestalten eher den Rahmen, der den 
Akteuren größere oder kleinere Entscheidungsspielräume lässt und auch nicht der vollständi­
gen Kontrolle unterliegt. Im Bereich der Projektorganisation und Zusammenarbeit handelt es 
sich aus systemtheoretischer Perspektive um Vorselektionen in Entscheidungsketten oder um 
formalisierte Kommunikationswege  (Miebach 2007:81),  die den Ablauf der Dinge steuern, 
nicht aber völlig determinieren. Auch hier erfolgt Steuerung nicht ausschließlich durch dirigis­
tische Planung oder Weisung von ‚oben‘, sodass sich auch in schwergewichtigen Verfahren die 
grundsätzliche Frage stellt, wo die Grenze zwischen Fremdsteuerung und Selbststeuerung ver­
läuft bzw. inwieweit ein Entwicklungsprozess erfolgreich dekontextualisierbar ist. Die Grenze 
zwischen schwer- und leichtgewichtigen Modellen verläuft entsprechend fließend, wobei ein 
Trend der Entformalisierung und wachsenden Kommunikation sichtbar wird. Da im demokra­
tischen Koordinationsmodell  formale Vorgaben durch Kommunikation ersetzt  werden bzw. 
umgekehrt  das  hierarchische  Koordinationsmodell  Kommunikation  (Abstimmungsbedarf) 
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durch Verfahren und Regelwerke ersetzt, zeigt sich dieser Trend in gegenläufigen Werten in 
der Ausprägung der Kopplungsfestigkeit und kommunikativen Tätigkeit. In den betrachteten 
Vorgehensmodellen bzw. Methodiken (nach Cockburn) stehen sich dabei das deutsche V-Mo­
dell (blaue Linie) als Variante des Wasserfallmodells und das Entwicklungsmodell der Open-
Source-Bewegung (braune Linie) als Variante verteilter und gleichrangiger Entwicklung als 
extremste Ausprägungen gegenüber. Im V-Modell ist bereits die Auflockerung einer streng li­
nearen Vorgehensweise durch Mechanismen der Qualitätssicherung gegeben, die es erlauben, 
ggf. auch einen Schritt zurück zu springen. 
Die im V-Modell vorgenommene Trennung zwischen synthetischen und analytischen Phasen 
(→ Abschnitt  3.6.2.1) offenbart den Anspruch formaler Koordination, d. h. den Anspruch ei­
ner grundsätzlichen Sachorientierung und der damit verbundenen Trennung von Planung und 
Ausführung (→ Abschnitt 2.4). Der Kopplungsgrad von Personen als Indikator der Bedeutung 
des einzelnen Individuums ist entsprechend niedrig, da Sachorientierung und die ideelle Ent­
kopplung von Person und Handlung immer auch die Austauschbarkeit von Akteuren bedeuten. 
Der allgemeine Entformalisierungstrend wird bereits in der Weiterentwicklung des V-Modells 
deutlich, das mit dem Konzept des Tailorings und der Modularisierung von Vorgehensbaustei­
nen das lineare Vorgehen aufgibt sowie formale Vorgaben zurückfährt und dadurch in Konse­
quenz eine geringere Gewichtigkeit aufweist. Noch deutlicher wird dieser Trend in den agilen 
Entwicklungsverfahren, die ausdrücklich die Bedeutung des Individuums und der Kommuni­
kation hervorheben (→ Abschnitt 3.6.3.2 (agiles Manifest)). Leichtgewichtigkeit wird hier in 
deutlicher Weise durch die Verlagerung formaler Vorwegnahmen auf  kommunikative Aktivi­
tät erzielt. Das ist auch kennzeichnend für die Vorgehensweisen in Open-Source-Communitys, 
die  sich im Unterschied  zur  IT-Entwicklung innerhalb einer  abgeschlossenen Organisation 
durch eine besondere Form der Entgrenztheit und Offenheit auszeichnen. Die Rahmenbedin­
gungen der Organisation bestimmen auch agile Projekte, die im unternehmerischen Umfeld 
mit definierter Projektdauer und in abgeschlossenen Teams entwickelt werden. Im Unterschied 
dazu zeigt sich die Entgrenztheit der Open-Source-Communitys im Fehlen der Organisations- 
und Projektgrenzen sowie im Verzicht auf exklusive Verwertungsrechte. Das bildet die Grund­
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Wasserfall, V-Modell Iterative/inkrementelle 
Modelle
V-Modell XT
agile Modelle Open Source
lage für die Offenheit gegenüber neuen Mitentwicklern (Inklusion) und der freien, verteilten 
Weiterentwicklung von Open-Source-Software.
Analog zur Unterscheidung in schwer- und leichtgewichtige Anwendungsmodelle lässt sich 
damit  auch die  Organisation  des  Entwicklungsprozesses  zwischen den Polen schwer-  und 
leichtgewichtiger Methodiken verorten, die sich zwischen hierarchischen oder selbstorgani­
sierten Kooperationsstrukturen bewegen, d. h. zwischen zentraler oder dezentraler Steuerung, 
Heteronomie oder Autonomie,  Formalismus oder  Kommunikation,  Vertrag oder  Vertrauen, 
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Tabelle 22: Das demokratische Prinzip in den Vorgehensmodellen
Das demokratische Prinzip im Sinne von Entgrenztheit (Vernetzung), Offenheit und Gleich­
rangigkeit verstärkt sich dabei auf dem Weg von den linearen und schwergewichtigen Vorge­
hensmodellen in Richtung agilerer Methoden bis hin zur Entwicklungspraxis der Open-Sour­
ce-Bewegung.
4.4 Partizipations- und Innovationspotenziale des demokratischen Prinzips 
4.4.1 Das demokratische Prinzip als Lösungsansatz
Was den Unterschied zwischen einem konventionellen Verständnis und einer  E-Demokratie 
2.0 ausmachen könnte, wird in der Gegenüberstellung verfahrensbasierter und selbstorgani­
sierter  Beteiligungsformen deutlich:  Während die  Konzepte und Anwendungen der  Liquid 
Democracy noch eine interessante Zwischenform zwischen verfahrensbasierten und selbstor­
ganisierten Beteiligungsformen darstellen, lassen sich die Anwendungskonzepte der  Online-
Konsultationen (E-Partizipation)133 als Gegenpol zu Anwendungskonzepten der Selbstorgani­
sation betrachten.  Online-Konsultationen dienen zwar der  demokratischen Auseinanderset­
zung, sind aber auch ein Beispiel dafür,  dass die  Many-to-many-Struktur des Internets nicht 
automatisch zu Praktiken und Anwendungen elektronischer Demokratie führt, die sich in ih­
ren Anwendungsmodellen an der freiheitlichen Architektur des Netzes und den Prinzipien der 
Selbstregierung orientieren. Im Unterschied zu Anwendungen, die sich dem Web 2.0 bzw. den 
Social Media zuordnen lassen, fällt in der Betrachtung der Verfahren und Anwendungen der 
Online-Konsultation Folgendes auf:134
133 Zur Unterstützung der online durchgeführten Diskursverfahren kommen unterschiedliche 
Webanwendungen zum Einsatz: Die bislang bekanntesten Systeme sind die von der Firma TuTech 
Innovation GmBH entwickelte DEMOS-Plattform und die von der Firma Binary Objects GmbH 
entwickelte Discourse-Machine. Diesen Plattformen liegt in der Regel ein recht komplexes 
Diskurskonzept zugrunde. Eine wichtige Rolle spielen professionelle Moderatoren, die den Verlauf der 
Diskussion begleiten und zusammenfassen sowie die Einhaltung der Verhaltensregeln überwachen.
134 Das gilt auch für viele Anwendungen, die den Bottom-up-Ansätzen zugeordnet werden. Dazu gehört 
beispielsweise die Plattform abgeordnetenwatch.de, die ebenfalls auf Top-down-Moderation setzt und 
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demokratisches Prinzip
1. Online-Konsultationen orientieren sich an den Prozeduren und Verfahren der Offline-
Welt. Sie lassen sich in ihrem Selbstverständnis als Fortführung und Weiterentwick­
lung moderierter Verfahren des Diskurs- und Konfliktmanagements begreifen. Vorbild 
ist die Offline-Praxis formeller und informeller Formen der Bürgerbeteiligung, wie sie 
beispielsweise in der Stadtplanung bereits seit den 1960er-Jahren praktiziert werden. 
Verfahrensbasierte Beteiligungsformen dieses Typs sind damit eher an bereits existie­
renden  Partizipationsformen  orientiert  und  weniger  auf  die  Ausbildung  neuartiger 
Kommunikationsformen und Beteiligungspraktiken gerichtet. Sie greifen ferner nicht 
entscheidend in bestehende Machtstrukturen ein und geben den Bürgerinnen weder 
verbindliche Kontroll- noch Machtbefugnisse.
2. Im Vergleich zu Social Media orientieren sich die Ansätze der Online-Konsultation in 
der Ausgestaltung der Beteiligungsform eher an Elementen hierarchischer Steuerung. 
Sie sind damit weniger an den Prinzipien der Offenheit (Inklusion), Vernetzung (De­
zentralität) und Gleichrangigkeit (Radical Trust, Bottom-up) orientiert, sondern setzen 
stattdessen eher auf eine zentralistische Verfahrensplanung, in der die Auswahl und 
Terminierung der Diskurse, die Moderation und die Ergebnisauswertung in die Hände 
von Experten oder Moderatoren gelegt werden.135 Die stärkere Verfahrensorientierung 
hat auch zur Folge, dass die Diskursplattformen der  Online-Konsultationen im Ver­
gleich zu den leichtgewichtigen  Social-Media-Anwendungen eine festere Kopplung 
aufweisen und damit vergleichsweise komplizierte Prozessabläufe umsetzen. Die Ver­
fahren  und  Anwendungen  der  Online-Konsultation  folgen  in  diesem  Sinne  einer 
grundsätzlich anderen Logik als Social Media.136 
In ihrem demokratischen Potenzial bringen Konzepte engerer Kopplung durchaus Vorteile, da 
diese  Verfahren  immer  auch Orientierung,  Hilfestellung und Ansatzpunkte  einer  gezielten 
Qualitätssicherung  bieten.  Die  Orientierung  der  Anwendungsmodelle  an  unterschiedlichen 
Koordinationsprinzipien bedeutet deshalb auch nicht, dass der eine oder andere Weg dem an­
deren grundsätzlich vorzuziehen sei, da sowohl das demokratische als auch das hierarchische 
Kooperationsmodell Vor- und Nachteile aufweist. Vor dem Hintergrund der Kritik an der Un­
gleichgewichtigkeit in den Aktivitäten der Netznutzerinnen stellt sich mit den Modellen enger 
Kopplung jedoch auch die Frage, ob die Orientierung an normativ anspruchsvollen Diskurs­
theorien selbst Teil des Problems sein kann, da elaborierte Diskursverfahren und der Anspruch 
moderierter  Qualitätssicherung auch mit  entsprechend komplizierten  Prozessen und hohen 
Anforderungen an die Nutzerinnen verbunden sein kann. Verzerrungen ergeben sich dabei aus 
der starken zeitlichen Belastung und den hohen Anforderungen an die Diskurs- und Medien­
kompetenz der beteiligten Akteure,  die letztendlich die  Frage aufwerfen,  ob Faktoren wie 
Zeitmangel und Bildungsstand den Einfluss auf die politische Entscheidungsfindung entschei­
dend bestimmen sollten (Meier 2007). 
Im Hinblick auf die Innovation137 neuer Beteiligungsformen ist die Orientierung an den Mo­
dellen der  Offline-Welt und formaler Verfahren eher als hemmend einzuschätzen. Das liegt 
schon in der Besonderheit des hierarchischen Kooperationsmodells begründet, dessen Vorteil 
nach den Erkenntnissen der Organisationsforschung eher in der Stabilität und Entlastung zu 
eher als zentrales Angebot ausgerichtet ist.
135 Hinweise auf diesen Grundgedanken finden sich in Oliver Märkers Artikel zur Evaluation von E-
Partizipationsprojekten (Märker 2007).
136 Das gilt auch für Plattformen wie abgeordnetenwatch.de, die im Unterschied zu den Online-
Konsultationen zwar zu den Bottom-up-Ansätzen gehören, aber diese Prinzipien des Web 2.0 auch nicht 
aufgreifen.
137 Unter Innovationen werden in Anlehnung an die Definition von Holl qualitativ neuartige Produkte, 
Dienstleistungen oder Prozesse (d. h. auch Praktiken und Vorgehensweisen) verstanden, die sich von 
vorhergehenden Produkten, Dienstleistungen und Prozessen merklich unterscheiden (Holl 2006:3).
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vermuten ist als in der großen Anpassungsfähigkeit und Innovationskraft.138 Betrachtet man 
die Neuerungen in der Konzeption und Gestaltung der Diskursplattformen, bestätigt sich dies 
schon in der Integration einfacher Votingfunktionen und Wikis, die als innovativer Impuls aus 
der Social-Media-Welt in die Diskursplattform geflossen sind und nicht umgekehrt. Innovati­
onshemmend wirken sich in diesem Zusammenhang auch die Strukturen staatlicher Institutio­
nen aus, die dafür sorgen, dass den staatlich initiierten Projekten die Bereitschaft zum Experi­
ment und zur unfertigen Betaversion fehlt. Christoph Dowe, Geschäftsführer des Vereins pol­
di.net, spricht mit Bezug auf Projekte der E-Demokratie in den Niederlanden und Großbritan­
nien von einer spezifisch „deutschen Angst vor der Betaversion“ und von der Furcht vor Kon­
trollverlust:
Keine  Website  wird  veröffentlicht,  bevor  nicht  alle  Eventualitäten  kalkuliert  wurden. 
Experimente werden nicht gemacht, da sie die Möglichkeit des Scheiterns beinhalten. Ein 
Modellprojekt kann nur genehmigt werden, wenn es bereits ohne Auffälligkeiten erfolgreich 
erprobt wurde (und damit kein Modellprojekt mehr ist); ein Modellprojekt darf nur begrenzt 
neue Wege gehen; ein Modellprojekt darf die Macht der Institutionen nicht in Frage stellen, 
um sie zu verbessern. Affirmation statt Dialog steht im Vordergrund. Kein guter Nährboden 
für innovative neue Wege der politischen Kommunikation. (Dowe 2007:212)
In diesen von Christoph Dowe angesprochenen Begrenzungen wird deutlich, dass „innovative 
Wege der politischen Kommunikation“ in diesem Konzept eher unwahrscheinlich sind (Dowe 
2007:212). Auf der anderen Seite stellt sich die Frage, wo sich das demokratische Potenzial 
und die Chancen auf die Innovation demokratischer Beteiligungsformen im demokratischen 
Prinzip des Anwendungs- und Vorgehensmodells selbst verbergen oder, anders ausgedrückt, 
ob vor dem Hintergrund des von Tim O'Reilly formulierten Ansatzes leichtgewichtiger Pro­
grammier- und Geschäftsmodelle auch die Annahme vertretbar wird, dass die Konzepte und 
Ideen des Web 2.0  bzw. Social Media nicht nur Probleme verursachen, sondern auch zu lösen 
vermögen und in der Lage sind, die Ungleichgewichtigkeiten des Digital Divide zu überwin­
den oder zumindest abzumildern.    
4.4.2 Einfachheit und Niedrigschwelligkeit
Leichtgewichtige Programmiermodelle bieten in ihrem Ansatz der Einfachheit und Niedrig­
schwelligkeit zunächst einen Weg an, den Problemen der Medienkompetenz, der Motivation 
und der Kosten zu begegnen. An diesem Punkt knüpfen die Überlegungen von Juri Meier an, 
der die bislang verfolgten Ansätze und Strategien mit der Frage verknüpft, welche Herange­
hensweisen, Denkmuster und „Geschäftsmodelle“ für die Betreiber von E-Partizipationsange­
boten neu zu überdenken und gegebenenfalls zu ändern seien  (Meier 2007:288). Juri Meier 
weist insbesondere auf zwei Probleme klassischer E-Partizipationsverfahren hin: die entste­
henden Kosten und die Exklusionstendenzen hochschwelliger Angebote. So schreibt er: 
Da ist andererseits die Kostenfrage, die ein nicht ganz unwesentlicher Faktor dafür ist, ob E-
Partizipationsangebote  überhaupt  stattfinden  können  oder  nicht.  Bislang  besteht  in  der 
Kostenstruktur  typischer  E-Partizipationsprojekte  der  Löwenanteil  aus  dem  Moderations-
aufwand,  also  der  notwendigen  Sichtung  und  Bündelung  von  Beiträgen  und  der 
Herausarbeitung  konkreter  Vorschläge.  Sind  auch  Lösungen  denkbar,  die  diese  Arbeiten 
unnötig machen, ohne dabei einem Computer die Entscheidung zu überlassen, ob ein Beitrag 
sinnvoll ist  oder nicht? Unstrittig ist,  dass bei der Bewertung der Qualität von politischen 
Inhalten das menschliche Urteil unerlässlich ist. Die Frage ist jedoch, ob es hierfür bezahlter  
Moderatoren bedarf, oder ob dies – als niedrigschwellige Beteiligungsmöglichkeit – über das 
Bewerten  von  Beiträgen  vollends  von  den  Nutzerinnen  und  Nutzern  des  Angebotes 
übernommen werden kann. (Meier 2007:289)
138 Vgl. dazu die Erkenntnisse der Heterarchieforschung z. B. bei Rheilen oder bei Willke. 
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Ein anderes Problem sieht Meier in der Orientierung klassischer E-Partizipationsverfahren an 
Diskussionsforen bzw. elaborierten Diskursen, die automatisch jene Teilnehmer begünstigen, 
die über viel Zeit verfügen, gut schreiben und schnell auf die Beiträge der anderen reagieren 
können. Er knüpft damit an die Einwände an, die im Zusammenhang mit der Diskussion um 
die „digitale Spaltung“ der Gesellschaft genannt werden, weist aber gleichzeitig auch darauf 
hin, dass Exklusionstendenzen mit niedrigschwelligen Angeboten begegnet werden kann. Wie 
bereits ausgeführt, finden sich Niedrigschwelligkeit, Einfachheit und Inklusion gerade in An­
wendungen, die dem „demokratischen“ Koordinationsprinzip folgen. Wesentliches Merkmal 
ist die Abgabe von Kontrolle, da ein leichtgewichtiger, am demokratischen Koordinationsmo­
dell  orientierter  „Geschäftsprozess“  insbesondere die  „Kosten“  des Kontrollaufwandes be­
grenzt. 
Dass mit dem „demokratischen Koordinationsmodell“ nicht nur Probleme der Exklusion und 
Spaltung geschaffen werden können, sondern auch zu lösen sind, zeigen die Überlegungen 
des britischen Internetberaters und Politikers Jason Kitkat, der den  Long Tail auf das Feld 
elektronischer Partizipation übertragen hat, um das Verhältnis von politischer Macht und der 
Anzahl  Betroffener  zu  verdeutlichen.  Er  weist  in  dieser  Gegenüberstellung  auf  ein  Spal­
tungsphänomen im demokratischen Geschäft hin, das sich durchaus als Variante eines Politi­
cal Divide begreifen lässt (Kitkat 2005). 
Die rote Linie seiner Grafik zeigt, dass wahrnehmbare Macht, gemessen in Qualität und An­
zahl demokratischer Interaktion, auf wenige konzentriert ist, während die Masse (der  Long 
Tail) relativ wenige politische Interaktionen verzeichnen kann. Kitkat fragt nun, ob sich die 
skizzierte Kurve in Richtung einer breiteren Teilhabe verschieben lässt und sieht dieses Poten­
zial in einfachen und niedrigschwelligen Angeboten:  
In my view the big red arrow is where the action's at. Digital divide aside (a big aside, I  
know), e-democracy tools as simple as Google dramatically reduce the barriers to entry for 
activism. The tools can push people up the long tail  towards greater perceived power and  
more, better democratic interactions. I think that kind of possibility is awesome. (Kitkat 2005) 
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Abbildung 33: Verteilung demokratischer Interaktionen als Long Tail, Quelle: Jason 
Kitkat: The Long Tail in e-democracy,  7.6.2005, 
http://www.egovmonitor.com/node/1688/
In Kitkats Interpretation kann der Einsatz von Computertechnologie also helfen, Spaltungen 
zu beseitigen, solange dieser Einsatz mit niedrigschwelligen Angeboten verbunden ist. 
Das Long-Tail-Phänomen greift auch der Politologe und Firmengründer Ross Mayfield auf, 
der den  Long Tail als  Power Law of  Participation  beschreibt.  Seine Long-Tail-Kurve be­
schreibt zwei Varianten aggregierter Intelligenz, die er als kollektive und kollaborative Intelli­
genz bezeichnet. Unterscheidungskriterium ist der Aufwand politischer Partizipation. Dabei 
werden die  unterschiedlichen Beteiligungsformen auf  der  x-Achse von niedrigschwelligen 
Angeboten bis hin zu Angeboten, die hohes politisches Engagement erfordern, abgetragen. 
Auch hier wird deutlich, dass niedrigschwellige Angebote eine ernsthafte Option politischer 
Partizipation darstellen. 
Alle drei Autoren verweisen damit auf die Potenziale der Leichtgewichtigkeit, um den Digital  
Divide, das Ungleichgewicht in der politischen Kommunikation, zu überbrücken. Der Schlüs­
sel ist die Einfachheit der Web-2.0/Social-Media-Anwendungen, die es erlaubt, auch niedrig­
schwellige Beteiligung zu ermöglichen. Anwendungen dieser Art setzen durch die einfache 
Bedienung nicht nur eine geringere Technikkompetenz voraus, sie machen es darüber hinaus 
möglich, Content ohne großen Zeitaufwand zu generieren. Beispiele für einfache und unauf­
wendige  Partizipationsmöglichkeiten  sind  das  Taggen  und  Bewerten  von  Webcontent  auf 
Beispiel  dafür,  dass auch ein niedrigschwellig  angelegtes  Angebot  explizit  politisch inter­
essanteste Anwendungsformen hervorbringen kann, bot die Internetseite whitehouse2.org, die 
auf dem Prinzip von Ranking-Plattformen wie digg oder yigg aufbaute und den Nutzerinnen 
mittels weniger Mausklicks die Möglichkeit bot, die Agenda zu generierten, der sich Barack 
Obama in den ersten 100 Tagen seiner Amtszeit widmen sollte. Anders als auf klassischen 
Ranking-Plattformen wurden jedoch nicht nur die Themen der politischen Agenda gerankt, 
sondern auch festgehalten, welche der Themen von der Community befürwortet oder abge­
lehnt werden. Im November 2008 standen die Beendigung des Irakkrieges und die Einführung 
eines flächendeckenden Gesundheitssystems an erster Stelle.
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4.4.3 Rolle und Teilhabe der Anwender im Entwicklungsprozess 
Neben der Fokussierung auf das Anwendungsmodell bietet sich in der Untersuchung der Rol­
le und Teilhabe von Normalanwendern ein weiterer Ansatz zur Beurteilung des demokrati­
schen Potenzials im Entwicklungsprozess. Im ersten Kapitel dieser Arbeit wurde bereits her­
ausgestellt, dass sich die Kernfrage der E-Demokratie nicht in der demokratischen Auseinan­
dersetzung entlang bestimmter Themen und Inhalte findet, sondern dass sie in der Ausgestal­
tung der Beteiligungspraxis selbst liegt. Unter der Annahme, dass Software die Beteiligungs­
praxis entscheidend mitbestimmt, geht es in der Entwicklung von Anwendungen der E-Demo­
kratie um die Entwicklung politischer Partizipationsmodelle, die in Anlehnung an die Traditi­
on partizipativer Softwareentwicklung in den Händen der Nutzerinnen liegen müsste. Partizi­
pative Softwareentwicklung ist in diesem Sinne die partizipative Entwicklung von Partizipati­
onsmodellen und damit ein relevantes Thema in der Entwicklung von Anwendungen der E-
Demokratie. 
4.4.3.1  Partizipative Softwareentwicklung
Die explizite Einbindung von Nutzerinnen in die Organisationsgestaltung durch Software fin­
det sich im Ansatz partizipativer  Softwareentwicklung, der ursprünglich aus Skandinavien 
stammt und dort unter dem Begriff Participatory Design (PD) seit den 1970er-Jahren entwi­
ckelt wird. Das partizipative Design setzt auf die Nutzerinnen als Expertinnen ihrer Arbeit 
und ist als Ansatz zu begreifen, der die Softwareentwicklung nicht ausschließlich als Tätigkeit 
von Softwareentwicklern betrachtet,  sondern den Nutzern die Rolle von Co-Designern zu­
weist und sie aktiv in den Gestaltungsprozess einbezieht (Janneck et al. 2006). In der Informa­
tik zählen partizipative Verfahren inzwischen zu den anerkannten methodischen Ansätzen in 
der Entwicklung sozial  eingebetteter Softwaresysteme. An Bedeutung hat die partizipative 
Softwareentwicklung auch deshalb gewonnen, weil das Scheitern von Softwareprojekten in­
zwischen nicht nur auf komplexe Problemlagen und unzureichende  Planung zurückgeführt 
wird, sondern auch auf die mangelnde Berücksichtigung  der Bedürfnisse und Aufgaben der 
Nutzer  (Rauterberg  et  al.  1993,  Nett  und Stevens  2004, Moll  et  al.  2004),  Chaos-Report 
2005). 
Kensing und Blomberg  heben drei Aspekte des PD-Forschungsdiskurses hervor (Kensing und 
Blomberg 1998):
1. die Art der Beteiligung,  
2. die zum Einsatz kommenden Methoden, Werkzeuge und Techniken,
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Abbildung 35: Agenda-Setting im Wahlkampf Barack Obamas, Quelle: http:www.whitehouse2.org
3. die Politik der Gestaltung.
Die Beteiligungsmöglichkeiten sind in der partizipativen Softwareentwicklung vielfältig, sie 
reichen von der schlichten Information künftiger Nutzer bis hin zu ihrer aktiven Mitwirkung 
in Gremien oder der Ausführung von Entwicklungsarbeiten  (Rauterberg et al. 1993:583 f.). 
Mit Bezug auf die Frage der Form ist auch hier davon auszugehen, dass es nicht nur darum 
geht, dass überhaupt Partizipation stattfindet, sondern auch, auf welche Art und Weise dies ge­
schieht. Die Entwicklung von Methoden, Werkzeugen und Techniken der Beteiligung sollte 
deshalb auch im Zusammenhang mit den Partizipationsformen und Rahmenbedingungen ge­
sehen werden. Beispiel dafür sind die frühen Gewerkschaftsprojekte, die sich in erster Linie 
mit der Analyse der Beziehungen zwischen Arbeit und Technik beschäftigten und sich auf 
Strategien  des  gewerkschaftlichen  Einflusses  auf  Technologieprojekte  konzentrierten.  Die 
dort gewonnenen Erfahrungen haben einen großen Anteil an der Entwicklung der Methoden, 
Werkzeuge und Techniken, die heute im Einsatz sind (Kensing und Blomberg 1998). Dieser 
traditionelle Bezug zur Gewerkschaftsbewegung zeigt allerdings auch die Grenzen einer Me­
thodik auf, die spezifische  organisatorische Rahmenbedingungen und Machtgefüge  voraus­
setzt.  Ähnlich wie in den spezifischen Denkweisen des traditionellen IT müssen auch  PD-
Praktiken mit den begrenzten Ressourcen, Konflikten, Aufgaben und Verantwortlichkeiten der 
„realen Welt“ in Einklang stehen (Kensing und Blomberg 1998) und werden dort problema­
tisch, wo die Grundannahmen nicht mehr mit den Rahmenbedingungen des Einsatzkontextes 
zusammenpassen. Für PD-Projekte und die Methodenwahl ist deshalb entscheidend, ob über­
haupt ein definierbares betriebliches Umfeld mit relativ stabiler Arbeitsteilung, der gleichzei­
tigen Präsenz der Mitarbeiter, klaren Zuständigkeiten und Rollen, sowie mit klaren Macht­
strukturen und mit deutlich identifizierbaren Interessengruppen vorausgesetzt werden kann. 
Kurz: Die Wirksamkeit der eingesetzten Methoden hängt von den sozialen Rahmenbedingun­
gen des Einsatzumfeldes ab. 
Die Relevanz für die Frage nach den demokratischen Potenzialen des PD zeigt sich jedoch am 
deutlichsten  im dritten  Punkt  des  Forschungsdiskurses,  in  der  Politik  der  Gestaltung:  So 
knüpft die Berücksichtigung der politischen Dimension im Softwareentwicklungsprozess be­
reits an die Uridee partizipativer Softwareentwicklung an. Im Zuge des Diskurses um die De­
mokratisierung der Wirtschaft entwickelten skandinavische Forscher wie Pelle Ehn, Morten 
Kyng und Kristen Nygaard den Collective Ressources Approach als einen Beitrag des Partici­
patory Designs (Christine Floyd et al. 1989). Die PD-Forscher argumentierten, dass der Com­
putereinsatz ohne die Berücksichtigung der Arbeitnehmerinteressen einseitig zum Kontrollin­
strument des Managements ausgebaut würde und die Chancen auf Verbesserung der Arbeits­
bedingungen keine angemessene Berücksichtigung erfahre. Der Ansatz des  Collective Res­
sources Approach sollte aufzeigen, dass sich mit der Einführung von IT unterschiedliche In­
teressen verfolgen lassen und ist in diesem Sinne als Strategie zu verstehen, die Machtbalance 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern bei der Einführung von Computertechnologien zu 
bewahren (Kensing und Blomberg 1998). Der Ansatz des Participatory Designs hat damit sei­
ne Wurzeln im explizit politischen Anspruch der Arbeitnehmermitbestimmung. Im Gegensatz 
zu Ansätzen wie etwa dem  Contextual  Design  (Beyer  1998) oder  Scenario-based Design 
(Rosson und Carrol 2002) dient die Beteiligung von Nutzern an der Gestaltung von Software 
nicht nur der Qualitätsverbesserung von Software, sondern auch der Beteiligung von Arbeit­
nehmern an der Gestaltung der Arbeitsbedingungen (empowerment). Das  Participatory De­
sign ist damit als Teil der europäischen Bewegung zur Humanisierung und Demokratisierung 
der Arbeit zu begreifen und durch diese beeinflusst (Asaro 2000, Schuler et al. 1996, Janneck 
et al. 2006). Partizipative Softwareentwicklung bezieht sich damit nicht nur auf die Gebrauch­
stauglichkeit und Qualität technischer Systeme, sondern auch auf die Auswirkungen des IT-
Einsatzes auf die Macht- und  Interessenlagen der betroffenen Menschen im Einsatzkontext 
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(H. Klein und Lyytinen 1992, C. Floyd und Klischewski 1998, Törpel 2004).
Für die Diskussion um die demokratischen Potenziale und Risiken der  E-Demokratie kann 
man aus den Erfahrungen und Ansätzen des Participatory Designs vor allem lernen, dass sich 
der Einsatz von Technik stets in Machtgefügen abspielt, dass Technik politisch nicht neutral 
ist, sondern unterschiedliche Interessenlagen spiegelt, dass sich diese unterschiedlichen Inter­
essenlagen auf die Gestaltung von Kommunikationstechnik auswirken und deren Gestaltung 
die Handlungsräume der Nutzer erweitert oder limitiert.  Die politischen Wurzeln partizipati­
ver Softwareentwicklung machen damit deutlich, dass die Praxis der Partizipation eben nicht 
durch Herrschaftsfreiheit und der von Habermas beschriebenen „idealen Sprechsituation“ ge­
kennzeichnet ist. Partizipation vollzieht sich vielmehr innerhalb von Machtstrukturen, die den 
Partizipationsprozess prägen (Nett und Stevens 2004). 
Mit der systemischen Perspektive ergänzt sich dieses Bild um die Bedeutung der Eigendyna­
mik sozialer Systeme, da hier nicht nur die Absichten und Interessen der beteiligten Personen, 
sondern gleichsam die Gesetzmäßigkeiten und Operationsweisen der betroffenen Sozialsyste­
me wirksam werden. Partizipation vollzieht sich damit stets in einer Realität organisierter In­
teressenvermittlung und systemischer Kommunikation  (Willke 1996b:160 f.). So heißt Soft­
wareentwicklung, auch im Sinne eines Participatory Designs auf die Kommunikationsregeln 
zu schauen, die „hinter der Person“ wirksam werden (Willke 1996b:162), und zu sehen, das 
Partizipation die Beteiligung der Menschen an der Genese wirksamer Kommunikationsmuster 
und Entscheidungsregeln einschließt. Da technische Entscheidungen Einfluss auf den gesam­
ten  Handlungsraum nehmen,  verfügt  derjenige  über  große  Definitionsmacht,  der  über  die 
Funktionalität und den Einsatz von Computeranwendungen entscheidet, sodass die Beteili­
gung von Nutzerinnen am Entwicklungsprozess auch als „Politik“ zu verstehen ist (Floyd und 
Klischewski 1998, Törpel 2004:476). Jedoch auch hier gilt, dass politische Rahmenbedingun­
gen wie Macht und Kooperationsstrukturen die Angemessenheit und Wirksamkeit der einge­
setzten Methoden begrenzen, diese somit nicht universell einsetzbar sind. So berichtet Bettina 
Törpel über die Probleme partizipativer Softwareentwicklung bei der Einführung und Ent­
wicklung eines  Groupware-Systems für ein Netzwerk von Freiberuflern. Die traditionellen 
Ansätze der Nutzerbeteiligung erwiesen sich hier als ungeeignet, weil diese sehr stark auf so­
zialpartnerschaftlichen Denkweisen beruhen, d. h. auf den Strukturen und Mechanismen der 
Mitbestimmung in der traditionellen Organisation aufbauen (Törpel 2004:483). In der traditio­
nellen  Organisation  mit  sozialpartnerschaftlichem Machtarrangement  lassen  sich Aushand­
lungsprozesse auf strukturierte Gegensatzpaare wie Management vs. Produktion/Dienstleis­
tung, Entwicklung vs. Benutzung, Arbeitgeber vs. Arbeitnehmer, Kapital vs. Arbeit gründen. 
Die auf diesen Strukturen aufbauende Methodik der Partizipation beruht damit auf Bedingun­
gen, die in einem locker geknüpften Netzwerk ohne homogene und stabile Interessenlagen 
und Machtstrukturen nicht zu finden sind (Törpel 2004:480).  
Die Unangemessenheit des klassischen Methodenrepertoires lässt sich auch in der Volatilität 
des Webspace unterstellen. Die Herausforderungen, die damit nicht nur für die Anforderungs­
ermittlung, sondern auch für die Nutzerbeteiligung verbunden sind, werden in der Literatur 
zum Web-Engineering unter den Aspekten der hohen Entwicklungsdynamik und der mangeln­
den Erreichbarkeit der Nutzerinnen thematisiert:
• Die hohe Änderungsgeschwindigkeit bzw. die extrem kurzen Änderungszyklen von 
Webanwendungen führen zu  erheblichen Beschränkungen der  Anforderungsanalyse 
und damit auch zu Beschränkungen bei der Ermittlung der Anforderungen und  Be­
dürfnisse künftiger Nutzerinnen (Kappel et al. 2004:21 f.).
• Webanwendungen werden nicht für einen geschlossenen Benutzerkreis, z. B. die Mit­
arbeiterinnen eines  bestimmten Unternehmens,  entwickelt.  Damit  muss  in  der Ent­
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wicklung von Webanwendungen der großen Heterogenität und Flüchtigkeit künftiger 
Nutzerinnen Rechnung getragen werden. Heterogenität heißt hier, dass die Nutzerin­
nen hinsichtlich ihrer Fähigkeiten (Behinderungen, Technik- und Sozialkompetenz), 
Nationalität, Kultur und Präferenzen (z. B. Interessen) unbestimmbar bleiben, sodass 
die Ermittlung eines repräsentativen Benuzerkreises zur Erhebung der Anforderungen 
grundsätzlich sehr schwierig ist (Kappel et al. 2004:15 f.).  
• Mit dem Fehlen eines geschlossenen Benutzerkreises kommt hinzu, dass die Nutzerin­
nen in der  Regel  nicht  direkt  erreichbar  sind.  Die Forderung von Greenbaum und 
Kyng, dass Nutzerinnen als Grundlage aktiver Beteiligung geschult werden müssen 
(Greenbaum und M. Kyng 1991), lässt sich in der Entwicklung von Webanwendungen 
nicht umsetzen.  
Klar definierbare und stabile Strukturen können in der Anwendungsdomäne E-Demokratie so­
mit nicht vorausgesetzt werden, was dem Einsatz der traditionellen Methoden partizipativer 
Softwareentwicklung Grenzen setzt. Für die im Rahmen dieser Arbeit untersuchten Anwen­
dungen und Anwendungsgebiete könnte das Methodenrepertoire partizipativer Softwareent­
wicklung allerdings Impulse in der Entwicklung von Anwendungen der Online-Konsultatio­
nen bieten, da sich die dort ausdrücklich geforderte Expertise der Bürgerinnen („jeder ist Ex­
perte“)  (Märker 2006) auch auf die Entwicklung der Verfahren und Technologien beziehen 
kann. 
4.4.3.2  Open-Source-Entwicklung 
Ein weiterer Ansatz mit großem Potenzial der Nutzerbeteiligung findet sich in der Entwick­
lungspraxis der Open-Source-Communitys, die eine ganz eigene partizipative Entwicklungs­
kultur herausgebildet haben. Die besonderen Merkmale von Open-Source-Software, wie un­
eingeschränkte Nutzung, die freie Weitergabe und die Offenheit des Quellcodes, bieten dabei 
die Voraussetzung für eine offene und kooperative Softwareentwicklung, die nicht auf Ar­
beitsvertragsverhältnissen beruht und eine weitestgehende Beteiligung der Anwender möglich 
machen  kann (Grassmuck 2004:233). So findet sich im Basar-Modell der Open-Source-Ent­
wicklung (Raymond) ebenso wie in der Vision eines Web 2.0 (O'Reilly) die Idee intelligenter, 
sozialer Vernetzung aktiver Nutzerinnen, die in den Softwareentwicklungsprozess als Mitent­
wickler und Innovatorinnen involviert sind (Raymond 2000, O'Reilly 2005, Hippel 2005). Die 
Offenheit der Methoden und Praktiken des Basar-Modells bietet damit auch ein erhebliches 
Potenzial  sozialer  Innovation durch  eine breitere  Nutzerbeteiligung.  Dass  dieses  Potenzial 
auch zu Innovationen führt, bestätigen die empirischen Untersuchungen des MIT-Forschers 
Eric  von Hippel,  der  ausgerechnet  in  der  vermeintlich passiven Nutzergemeinschaft  einen 
neuen Innovatorentypus identifiziert. Die sozialen Gebilde, die es möglich machen, dass die 
„'Entwicklung, Verbreitung und zum Teil auch die Produktion von Innovationen ‒ durch An­
wender, für Anwender“ erfolgen kann, hat von Hippel als Anwender-Innovationsnetzwerke be­
zeichnet. Die Warenproduzenten, die in der rationellen ökonomischen Theorie als Träger der 
Innovation gelten, verlieren dabei an Bedeutung und werden, sofern es sich um Informations­
produkte handelt, sogar entbehrlich (Hippel 2005). Besonderes Merkmal dieser Netzwerke ist 
ihre heterarchische Struktur, d. h. ihr horizontaler und vernetzter Aufbau. Die Grenzen zwi­
schen den beteiligten Akteursgruppen wie Hersteller und Anwenderinnen verwischen ebenso 
wie die Grenzen zwischen Entwicklung und Nutzung der entwickelten Produkte. Alle Betei­
ligten dieser Netzwerke sind  „innovative Anwender“ bzw. Anwender als  „Selbsthersteller“, 
die in der Lage sind, Innovationen nicht nur zu konsumieren, sondern auch zu entwickeln, 
herzustellen und zu verbreiten (Hippel 2005:453).
Open-Source-Communitys verkörpern Anwender-Innovationsnetzwerke in geradezu typischer 
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Weise, sind aber nicht das einzige Beispiel für den Erfolg dieser Entwicklungsgemeinschaften 
und funktionieren auch bei der Entwicklung materieller  Güter,  wie bei Outdoor-Produkten 
und Sportartikeln. Larry Stanley, einer der Pioniere des Hochgeschwindigkeitswindsurfens, 
berichtet aus der Praxis sportbegeisterter Anwender-Innovatoren: 139 
Jürgen  Honscheid  kam 1978  aus  Westdeutschland  zum ersten  Weltcup  nach  Hawaii  und 
entdeckte dort das Springen. Zwar sprangen Mike Horgan und ich selbst bereits 1974 und 
1975, aber für ihn war die Sache neu. Wir waren alle enthusiastisch, was das Springen anging, 
und versuchten ständig, einander auszustechen. Wir versuchten, immer höher und höher zu 
springen. Das Problem war, dass [...] man mitten in der Luft vom Brett flog, da man keinen 
festen  Halt  hatte.  Im  Ergebnis  verletzte  man  sich  an  Füßen  und  Beinen  und  hatte  ein 
beschädigtes Brett. Dann erinnerte ich mich an den ‚Chip‘, ein kleines experimentelles Brett 
mit Fußschlaufen, das wir gebaut hatten. Ich dachte, dass es eigentlich ziemlich dämlich sei,  
das nicht zum Springen zu nehmen. So begann ich, mit den Fußschlaufen zu springen, und 
entdeckte den gesteuerten Flug. Ich konnte damit viel schneller surfen,  als ich je gedacht  
hätte, und wenn man eine Welle traf, war es, als ob ein Motorradfahrer auf eine Rampe fuhr:  
Man hob einfach ab. Mit einem Mal konnte man nicht nur in die Luft fliegen, sondern das  
Ding  auch  landen.  Man  konnte  sogar  im Flug  die  Richtung  ändern!  Von  da  an  ging  es  
eigentlich richtig los mit dem Hochleistungswindsurfen. Wir waren eine Gruppe von etwa 
zehn, die ständig miteinander surfen gingen. Sobald die anderen sahen, was ich jetzt machen 
konnte, montierten sie sich ebenfalls Fußschlaufen aller Art an ihre Bretter und wir rasten und 
sprangen durch die Wellen. Das löste so eine Art Schneeballeffekt aus. [...] 1998 gab es mehr 
als eine Million Windsurfer, und ein Großteil der verkauften Surfbretter war mit Innovationen 
ausgestattet, die Anwender für den Hochleistungssport entwickelt hatten.
In diesem Bericht kommt nicht nur zum Ausdruck, dass Anwender als Pionieranwender zu In­
novatoren  werden,  sondern  auch,  dass  der  Anwendungskontext  keinesfalls  statisch  ist.  So 
wurde die Praxis des gesteuerten Fluges und damit der eigentliche Beginn des Hochleistungs­
windsurfens erst möglich, nachdem die Windsurfer damit begonnen hatten, mit Fußschlaufen 
zu experimentieren. Hier zeigt sich, dass Innovation bestimmte Praktiken erst möglich macht 
und damit Folgeinnovationen nach sich zieht. In diesem Beispiel zeigt sich auch, dass sich die 
Informationen über Anwenderbedürfnisse und den Anwendungskontext im Entwicklungspro­
zess ändern und sich die Produkte, dazu gehört Software ebenso wie Surfbretter, in einem 
„learning  by  doing“-Prozess  durch  das  Experimentieren  mit  Prototypen  weiterentwickeln 
(Hippel 2005:454 f.). Die Entwicklung der bekanntesten Tools des Web 2.0, wie Weblogs und 
Wikis, war ebenfalls durch Pionier-Anwender bestimmt, deren Hauptmotivation ein persönli­
ches Anliegen war und welche die Verstrickung der  Anwender-Innovatoren in die Entwick­
lung ihrer Produkte offenbar werden lässt, die sie nicht nur entwickeln, sondern auch nutzen. 
So zählten zu den ersten Bloggern eben auch Menschen wie David Winer, die maßgeblich an 
der Entwicklung der Weblogs und ihrer Vernetzungstechnologien140 mitgewirkt haben. Die 
erste Wiki-Software wurde von dem Programmierer Ward Cunningham geschrieben, der ein 
Tool für den Austausch von Code-Fragmenten mit anderen Programmierern suchte. 
Die von Eric von Hippel untersuchten und beschriebenen Anwender-Innovationsnetzwerke 
weisen jedoch eine entscheidende Einschränkung auf: Sie berücksichtigen nicht die Partizipa­
tion der „Nur“-Anwender, d. h. der Konsumentinnen, denen das ‚Know-how‘ zur aktiven Ent­
139 Die deutsche Übersetzung des Berichtauszugs stammt aus (Hippel  2005). Der Originaltext stammt 
aus: Shah, S. (2000), Sources and Patterns of Innovation in a Consumer Products Field: Innovations in  
Sporting Equipment, Sloan Working Paper Nr. 4105. http://opensource.mit.edu/papers/shahsportspaper.pdf 
[04. Feb 2005].
140 Winer entwarf  Ende der 90er-Jahre ein XML-basiertes Content-Syndication-Format 1997 für seinen 
„Scripting News Blog“ und leistete damit einen frühen Beitrag zur Content-Syndication durch RSS-
Feeds. 
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wicklung fehlt. So stammt auch die Vision einer offenen und kooperativen Softwareentwick­
lung unter Beteiligung aller noch aus den frühen Tagen des Internets, als die Gruppen der Ent­
wicklerinnen und Nutzer noch weitestgehend identisch waren und Entwicklerinnen noch für 
den Eigenbedarf und nicht für „Konsumenten“ entwickelten (Grassmuck 2004:348). Mit der 
wachsenden Bedeutung von Open-Source-Software für technisch wenig versierte Nutzergrup­
pen relativiert sich diese Vision egalitärer Softwareentwicklung und es wird offenbar, dass es 
in der Open-Source-Bewegung bislang noch nicht gelungen ist, auch jene Nutzer angemessen 
zu integrieren, die nicht dem Personenkreis versierter Softwareentwicklerinnen zuzuordnen 
sind. Problematisch bleibt, dass die Open-Source-Entwicklungspraxis in der Ausgrenzung und 
Nichtbeachtung der Nichtentwicklerinnen ihre Schattenseiten zeigt. So bleibt häufig die Basis 
der viel  beschworenen Basisdemokratie, ebenso wie Offenheit, Selbstbestimmung und der 
„ideelle“ Lohn der Anerkennung und des Ansehens, auf die Gruppe der Entwicklerinnen be­
schränkt. Die Meritokratien der Open-Source-Communitys sind deshalb bislang überwiegend 
Entwickler-Meritokratien geblieben, in der  die Beiträge nichtentwickelnder Mitglieder,  die 
sich mit den Tätigkeiten wie der Dokumentation, dem Packaging und Testen etc. befassen, 
tendenziell unterbewertet werden (Stürmer 2006, Jung 2006). Matthias Ettrich, der Begründer 
des  KDE-Projekts,  definiert  Open-Source-Communitys  bezeichnenderweise  als  „eine  Ge­
meinschaft, basierend auf geteiltem Expertenwissen und gemeinsamen Interessen, in der Rang 
nur durch technisches Wissen und Taten erlangt werden kann“ (Ettrich 2004). Die Arbeitswei­
se der Open-Source-Communitys zeigen damit die typischen Strukturen von Heterarchien, in 
denen sich temporäre Hierarchien aufgrund von Fachexpertise ausbilden. Es gilt also auch 
hier zu berücksichtigen, dass sich auch in heterarchisch strukturierten Netzwerken der Gleich­
rangigkeit  Strukturen  der  Ungleichrangigkeit  herausbilden,  ja  sogar  herausbilden  müssen, 
weil diese ab einer gewissen Größe nur funktionieren können, wenn nicht alle Mitglieder glei­
ches Mitspracherecht haben (Reihlen 1998). Die Unterschiede zur Hierarchie als Koordinati­
onsprinzip liegen eher darin, dass sich die Machtpositionen und Mitspracherechte aus dem ak­
tuellen Engagement und der eingebrachten Expertise ableiten und nicht aus einer formalen 
Position in einer bürokratischen Struktur. Regeln spielen zwar auch in Open-Source-Commu­
nitys eine Rolle, sie sind jedoch nicht von außen gesetzt, sondern in der Community selbst 
entstanden (Selbststeuerung). Da sowohl die Machtpositionen als auch die Regeln in diesen 
heterarchischen  Strukturen  leichter  zu  ändern  sind,  sind  die  Koordinationsstrukturen  der 
Open-Source-Communitys wesentlich flexibler und lernfähiger als die Strukturen hierarchi­
scher Koordination.141
4.3.3.4  Partizipation durch Nutzung
Neue Möglichkeiten der Nutzerpartizipation eröffnen sich jedoch nicht nur in der Beteiligung 
am Entwicklungsprozess  und zurückhaltenderen Anwendungsmodellen von Software,  son­
dern auch in einem neuen Potenzial kreativer Nutzerbeteiligung im Schaffen neuer Anwen­
dungsformen durch die Nutzung von Anwendungen. Die Grundlage dieser Partizipation durch 
Nutzung findet sich in den Ansätzen des Perpetual Beta, in offenen Programmierschnittstellen 
(APIs) und in der wachsenden Verbreitung von Plug-ins und Add-ons, die nicht nur mit vielen 
Traditionen der Softwareentwicklung brechen, sondern Normalanwendern ganz neue Mög­
lichkeiten der Nutzerbeteiligung eröffnen.
Im Feld des Software-Engineerings ist durch die wachsende Popularität agiler Entwicklungs­
methoden deutlich geworden, dass dem Problem der Anwendungsentwicklung in einer dyna­
mischen und komplexen Umwelt durch ein intensives Zusammenspiel von Entwicklung und 
Nutzung begegnet werden kann. In der agilen Softwareentwicklung geschieht dies durch häu­
141 Ein überzeugendes Beispiel für die ausgeprägte Lernfähigkeit von Open-Source-Communitys sind die 
sehr raschen Erfolge in der Verbesserung der Usability von Open-Source-Software.
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fige  Iterationen,  in  denen  Softwareprotoypen  und Anwendung zusammenlaufen.  Mit  dem 
wachsenden Angebot webbasierter Dienste (Webservices) haben große Anbieter wie Google 
oder Facebook dieses Prinzip noch verschärft und den Prototypen im Ansatz des  Perpetual  
Beta zum Laufzeitsystem erhoben und damit eine Praxis etabliert, die in der Open-Source-Be­
wegung unter der Devise „veröffentliche früh und oft“ bekannt geworden ist (O'Reilly 2005). 
Nutzer werden damit über das Votum der Nutzung bzw. Nichtnutzung zu Mitentwicklern, wo­
bei die hohe Änderungsbereitschaft der Dienstanbieter zur Voraussetzung dieser Art von Nut­
zerbeteiligung wird und die im Web-Engineering beklagte  hohe Änderungsgeschwindigkeit 
von Webanwendungen zur Chance und zum adäquaten Ansatz, dem Problem der Volatilität in 
der Webentwicklung zu begegnen. In den Worten des Entwicklers eines Onlinedienstes funk­
tioniert das Konzept in folgender Weise:
Wir veröffentlichen zwei oder drei neue Features pro Tag auf bestimmten Teilen der Seite.  
Wenn die Leute sie nicht nutzen, nehmen wir sie wieder raus. Und wenn die Leute sie mögen, 
weiten wir sie auf die gesamte Seite aus.142
Monatliche, wöchentliche, tägliche oder gar stündliche Veröffentlichungen neuer Versionen, 
wie bei Flickr143, machen die Echtzeitbeobachtung des Nutzerverhaltens zur Methode der Nut­
zerbeteiligung und zur  neuen Kernkompetenz von Webunternehmen  (O'Reilly 2005). Hier 
wird der Gedanke des partizipativen und evolutionären Vorgehens auf die Spitze getrieben. 
Der Ansatz eines planvollen, phasenorientierten Vorgehens, das auch im  partizipativen De­
sign bestehen bleibt, weicht dem Trial-and-Error-Verfahren, einer kaum noch nachvollziehba­
ren Trennung von Nutzung und Entwicklung. In dieser Praxis der Softwareentwicklung deutet 
sich ein tief verwurzelter Bruch mit Grundannahmen an, die sich nicht auf die soziale Be­
schaffenheit des Anwendungsfeldes beziehen, sondern auf die Eigenheiten des Softwareent­
wicklungsprozesses selbst.  O'Reilly beschreibt diesen radikalen Bruch mit den Grundideen 
des traditionellen IT als Ende des Software-Lebenszyklus, als ein völlig verändertes Ausliefe­
rungsmodell von Software, als Entwicklungszyklus, „der sich völlig von den aus der PC- oder 
Client-Server-Ära bekannten unterscheidet“ (O'Reilly 2005).
Neben dem Massenvotum im Konzept des Perpetual Beta bieten die Konfigurierbarkeit von 
Software und die Nutzung von Add-ons und Plug-ins zusätzliche Möglichkeiten, die Funktio­
nalität einer Software gezielt zu erweitern und individuell an die eigenen Bedürfnisse anzu­
passen. Die Begriffe Add-on und Plug-in stehen somit beide ganz allgemein für einfache Er­
weiterungen einer Software, die den Nutzerinnen in einem gewissen Rahmen die Möglichkeit 
bietet,  die  Funktionalität  einer  Software  zusammenzustellen.  In  Kombination  mit  offenen 
APIs erschließen sich darüber hinaus ungeahnte Möglichkeiten der Vernetzung eigener Inhal­
te mit denen anderer Anbieter. Beispiel dafür sind die Social Plug-ins (soziale Erweiterungs­
module) von Facebook, die auf die Facebook-API Open Graph zugreifen und den Anwende­
rinnen vorprogammierte Minianwendungen zur Verfügung stellen und ohne große Program­
mierkenntnisse in die eigene Webseite eingebunden werden können.144 Social Plug-ins  und 
ähnliche Konzepte basieren ebenfalls auf den Prinzipien der Offenheit und Entgrenzung durch 
Vernetzung, sie bieten ihren Nutzern nicht nur Möglichkeiten der eigenen Gestaltung ihrer 
Webanwendungen, sondern sind auch ein Garant für die schnelle Verbreitung von Webinhal­
ten und den Erfolg von Webangeboten.  
142 Zitiert nach: (O'Reilly 2005).
143 Tim O'Reilly zitiert hier Carl Henderson, den Chefentwickler von Flickr. Henderson berichtet, dass 
Flickr neue Versionen teilweise innerhalb einer halben Stunde veröffentlichen (O'Reilly 2005).
144 Social Plug-ins bei Facebook: http://developers.facebook.com/docs/plugins/. 
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4.4.4 Mashups
Das deutlichste Beispiel für die innovative Kraft der Prinzipien Offenheit,  Vernetzung und 
Gleichrangigkeit findet sich auf der Ebene der Programmiermodelle in den sogenannten Mas­
hups. Der Begriff Mashup stammt ursprünglich aus der Musikszene und beschreibt die Mu­
sikcollage aus verschiedenen Musikstücken (Remix). Als Begriff des Internets steht Mashup 
allgemein für die Erstellung von Medieninhalten durch die Rekombination bereits existieren­
der Inhalte.145 Die technische Grundlage ist die Bereitstellung offener Programmierschnittstel­
len (APIs) und offener Standards, die es erst möglich machen, dass Daten und Funktionalität 
zwischen Anwendungen und Diensten ausgetauscht werden können (Interoperabilität).  
In Mashups verwirklicht sich Tim O'Reillys (2005) Gestaltungsgrundsatz „Gestalte mit Blick  
auf  ‚Hackabililty‘ und  ‚Remixability‘“  als Grundlage der Innovation durch Zusammenbau. 
Voraussetzung ist auch hier Offenheit in Gestalt eines offenen Umgangs mit Code, Daten und 
Funktionen. Innovationen entstehen durch die Offenheit für überraschende Weiterentwicklun­
gen, die durch den Grundsatz „Kooperiere ohne zu kontrollieren“ verteilte Anwendungen er­
möglichen,  die  vom ursprünglichen Erfinder  gar  nicht  beabsichtigt  oder  eingeplant  waren 
(O'Reilly 2005). In Abgrenzung zu den klassischen Ansätzen der Anpassung wie das Tailoring 
oder die Konfiguration der Einzelanwendungen wird Flexibilität durch die Kombination ver­
schiedener Dienste oder Softwareerweiterungen erreicht. Technische Grundlage ist die lose 
Kopplung von Daten und Funktionalitäten, die es erlaubt, relativ frei auf andere Dienste zuzu­
greifen und diese mit den eigenen zu vermengen. Das Prinzip Simplicity gilt auch hier, weil 
Mashups überwiegend auf leichtgewichtige Webarchitekturen und -technologien wie JSON, 
AJAX, REST, SOAP oder ATOM setzen. 
Mashups verschaffen Diensten durch den kreativen Zusammenbau in der Regel eine größere 
Attraktivität und gesteigerte Nutzerzahlen. Ein Beispiel ist Facebook, das seine Plattform im 
Mai 2007 für  Drittanbieter  öffnete  und eine  Programmierschnittstelle  (Facebook Connect, 
Open Graph) zur Verfügung stellte, die es möglich machte, dass sich die Anwendungen von 
Drittanbietern an das Design von Facebook anpassen lassen und nach Erlaubnis der Nutzer 
auch auf deren Daten zugreifen können (Weigert 2008).  Mitglieder haben seitdem die Mög­
lichkeit, diese Anwendungen in die eigene Profilseite zu integrieren und die Funktionalität der 
Plattform nach eigenem Belieben zu erweitern. Nach Angaben des Unternehmens sind im Ok­
tober 2009 auf diese Weise mehr als 350 000 Applikationen über Facebook verfügbar gewe­
sen.146 
Obwohl zunächst belächelt, verändern Mashups inzwischen nicht nur die Welt sozialer Netz­
werke, sondern auch die Welt der Unternehmen. Volker Hoyer und Katharina Stanoevska-Sla­
beva (2008) sehen in der Nutzung von Mashups eine neue Generation von Webapplikationen 
entstehen, die zu grundlegenden Veränderungen der Softwareentwicklung im Unternehmens­
kontext  führen.  Potenziale  für  die  Unternehmen  sehen  sie  insbesondere  darin,  dass  Mas­
hup-Anwendungen die Nutzerinnen in die Lage versetzen, individuelle Applikationen auf der 
Basis existierender Webressourcen binnen weniger Minuten zu erstellen. Diese sogenannten 
Enterprise-Mashups sorgen dafür, dass nicht mehr nur die IT-Abteilung für die Erstellung von 
Unternehmensapplikationen zuständig ist, sondern die Endnutzerinnen. Mit der wachsenden 
Autonomie der Nutzerinnen entsteht auch eine größere Flexibilität in der Anpassung an die 
Umweltbedingungen, da sich die Arbeitsumgebungen von den Nutzerinnen selbst anpassen 
lassen. 
145 Vgl. dazu David Eicher bei contentmanager.de; Mashups – Ein neuer Trend im Internet: 
http://www.contentmanager.de/magazin/artikel_1396_mash-up_mashup_google.html, 
    (abgerufen am 22.06.2011).
146 Austen Haugen im Facebook-Blog, http://blog.facebook.com/blog.php?post=166797817130,
(abgerufen am 20.05.2011).
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4.5 Die Rolle des „demokratischen Prinzips“ in der Softwareentwicklung
4.5.1 Das demokratische Prinzip und Macht
In Kapitel drei (→ Abschnitt 3.5) wurden die Anwendungsmodelle von Social Media in Ab­
grenzung zu monolithischen Anwendungen als zurückhaltende Systeme bezüglich ihrer hand­
lungskoordinierenden Wirkung beschrieben. Der grundsätzliche Unterschied beider Modellty­
pen liegt im leitenden Strukturkonzept: dem hierarchischen Aufbau und fest gekoppelten Pro­
zessen (Workflows) in monolithischen Systemen und dem polyzentrisch organisierten Netz­
werk mit geringem Kopplungsgrad der Aktionsfolgen bei den  Social-Media-Anwendungen. 
Die Zurückhaltung des demokratischen Strukturkonzeptes schafft Freiheiten, die einen deutli­
chen Hinweis auf den Zusammenhang von Macht und dem leitenden Koordinationsmodell 
vermitteln. Dieser Zusammenhang zeigt sich nicht erst im Anwendungsmodell der Weban­
wendungen, sondern bereits in den Gestaltungsprinzipien des Internets als technische Infra­
struktur der webbasierten Kommunikation. Die Debatte um die  End-to-End-Richtlinie ver­
weist deshalb mit dem Hinweis auf den Zusammenhang von Zurückhaltung und Freiheit auf 
den wohl interessantesten Aspekt in der Beurteilung der demokratischen Qualitäten des Inter­
nets. Denn Zurückhaltung bedeutet gleichsam Kontrollverzicht, auf dem nicht nur die Beson­
derheit des Internets als einem freien Kommunikations- und Interaktionsraum (Cyberspace) 
beruht, sondern auch der Erfolg der Open-Source-Bewegung und der innovativen Anwendun­
gen des Web 2.0. Deutlich wird dies insbesondere dann, wenn die Kontrolle über Ressourcen 
als wesentliche Quelle der Macht identifiziert wird. Macht hat demzufolge, wer „über wichti­
ge Ressourcen verfügt“ und „über den Erwerb und die Nutzung der kritischen Ressourcen be­
stimmt“  (Miebach 2007:77). In der Softwareentwicklung ist Macht ganz offensichtlich mit 
der Kontrolle von Ressourcen verbunden und findet ihre Entsprechung in der Argumentation 
Tim O'Reillys (2005) und der Free Software Foundation, die im Kern auf die Freigabe von 
Ressourcen wie Wissen, Software und Daten aufbaut und auf ein Gegenkonzept zu den „Ge­
schäftsmodellen“ der Zugriffsbeschränkung z. B. durch proprietäre Lizenzen oder Geheimhal­
tung abzielt. Ein anderer Aspekt des „Kontrollverzichts“ ist der grundsätzliche Verzicht auf 
Überwachung  und Sanktion,  die  auf  der  Ebene des  Internets  ebenfalls  in  der  End-to-En­
d-Richtlinie  ansetzt.  Grundlage der  viel  beschworenen „Offenheit“  und „Innovationskraft“ 
des Internets ist damit der Verzicht auf die exklusive Kontrolle, d. h. Machtverzicht im Sinne 
von Kontrollverzicht. Die Besonderheit des Internets bzw. das besondere Kennzeichen der 
Social-Media-Revolution kann auch darin gesehen werden, dass diese „Macht“ an die Nutze­
rinnen delegiert wird. Und so mag es kein Zufall sein, dass in der Würdigung des partizipie­
renden Netznutzers als Person des Jahres 2006 durch das TIME Magazine auf den Aspekt der 
Kontrolldelegation verwiesen wird. Wörtlich heißt es dort: „You. Yes, you. You control the in­
formation Age. Welcome to your world.“147 Die Würdigung der Nutzer als neue Machthaber 
des Informationszeitalters führt Jimmy Wales, den Mitbegründer der freien Online-Enzyklo­
pädie Wikipedia, zu der Annahme, dass damit auch eine neue Ära der Politik eingeleitet wer­
den könnte. In seinem offenen „Brief an die politische Blogosphäre“ schreibt er:
Blog and wiki authors are now inventing a new era of media, and it is my belief that this new 
media is going to invent a new era of politics. If broadcast media brought us broadcast 
politics, then participatory media will bring us participatory politics. (Wales 2006) 
Ob die Demokratisierung der Medieninhalte wirklich eine neue Ära partizipativer Politik ein­
leitet, ist noch offen, es spricht aber einiges dafür, dass in der Übergabe der Kontrolle an die 
Nutzergemeinschaft das eigentlich innovative Potenzial der E-Demokratie verborgen liegt und 
147 TIME U.S. Edition, December 25, Vol. 168, No.26, 
http://www.time.com/time/magazine/0,9263,7601061225,00.html.
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auf einen Weg führen kann, der über die elektronische Unterstützung bereits etablierter demo­
kratischer Verfahren weit hinausreicht. Schließt man sich der Argumentation von Lawrence 
Lessig (2001) an und geht davon aus, dass der Code das Gesetz des Cyberspace sei („Code is 
law“), hängt Jimmy Wales’ Hoffnung auf eine neue Ära der partizipativen Politik wesentlich 
von der Durchsetzung freiheitlicher Prinzipien in den technischen Standards und technischen 
Modellen ab (→ Abschnitt 2.2.1). Hier wird bedeutsam, dass das demokratische Grundprinzip 
der Delegation von Macht (bzw. die Übergabe der Kontrolle) an die Netzgemeinschaft bereits 
in softwaretechnische Konzepte und Prinzipien eingeflossen ist.
Entlang des in Kapitel 1 und 2 vorgestellten soziotechnischen Schichtenmodells durchzieht 
diese „Delegation von Macht“ alle Ebenen der in dieser Arbeit betrachteten Aspekte der E-De­
mokratie. Auf der obersten Ebene steht das Prinzip der Freiheitlichkeit, das seine technische 
Entsprechung im End-to-End-Prinzip als kennzeichnendes Gestaltungsmerkmal des Internets 
im leitenden Entwicklungsmodell des  Web 2.0 findet.  Mit dem End-to-End-Prinzip wird das 
Internet zu einer freien Infrastruktur des diskrimierungsfreien Datentransports und damit zur 
Grundlage der uneingeschränkten  Many-to-many-Kommunikation, die für die Entfaltung der 
Demokratie doch für so wichtig gehalten wird. O'Reilly hat dieses Prinzip ebenfalls im Pro­
grammiermodell der typischen Web-2.0-Anwendungen identifiziert, wobei hier eine Art freie 
Infrastruktur von Daten und Funktionalität geschaffen wird. In der Formel „Kooperiere ohne 
zu koordinieren“ (O'Reilly 2005) wird durch die Freigabe von Daten und Funktionalität über 
offene APIs das kreative Feld der „Mashups“, der Innovation durch Zusammenbau, ermög­
licht. Dieses Prinzip hat dafür gesorgt, dass beispielsweise der Kartendienst von Google von 
mehr als  2  Millionen unterschiedlicher  Anwendungen im kreativen  Zusammenbau genutzt 
wird. In den Open-Source-Communitys wird das Prinzip der Freiheitlichkeit148 durch die For­
derung des freien Zugriffs auf den Quellcode umgesetzt und durch spezielle Lizenzen abgesi­
chert. Im Ergebnis entsteht auch hier eine freie Infrastruktur der Zusammenarbeit, in der sich 
heterarchisch  organisierte  Entwicklungscommunitys  oder  „Anwender-Innovations-
Netzwerke“ (von Hippel) formieren können.
Auf der Handlungsebene wird bedeutsam, dass den Nutzerinnen durch die Zurückhaltung in 
der handlungskoordinierenden Wirkung der eingesetzten Software Freiräume für die Ausbil­
dung eigener Strukturen gelassen werden. Im Unternehmenskontext ist dieses durchaus mit ei­
nem Machtverlust  des  Managements  verbunden.  Und  so  fürchten  die  Managerinnen,  wie 
Heigl (2009) schreibt, nicht nur den User-generated Content, sondern vor allem die User-ge­
nerated Structures,  die durch zurückhaltende Anwendungen Zugriff  auf die Definition von 
Prozessen und Systematiken erhalten.
148 Die besondere Bedeutung der Freiheitlichkeit gehört zu den zentralen Argumenten der  Free Software 
Foundation, die deshalb nicht von Open Source, sondern von freier Software spricht.
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Tabelle 23: Das Prinzip der Freiheitlichkeit in softwaretechnischen Konzepten  
4.5.2 Das demokratische Prinzip und die Innovation neuer Beteiligungspraktiken 
Alle im Rahmen dieser Arbeit untersuchten Anwendungen unterscheiden sich in ihrer Struktur 
und der Art und Weise, wie sie die soziale Organisation der Beteiligung unterstützen oder in 
diese eingreifen. Aus der Analyse der unterschiedlichen Anwendungstypen lässt sich zunächst 
ableiten, dass sich in den Webanwendungen der E-Demokratie nicht nur die Werte ihrer Ent­
wickler spiegeln, sondern dass ihr Einsatz  Handlungsoptionen einschränkt oder ermöglicht 
(Schmidt 2005:26). Im Ansatz leichtgewichtiger Anwendungsmodelle zeigt sich das demokra­
tische Prinzip in der  Zurückhaltung in den Handlungsvorgaben, die den Nutzerinnen relativ 
viele Freiräume in der Ausgestaltung der konkreten Nutzungspraxis und der Kombination un­
terschiedlicher Webangebote bietet. In der Weblogforschung wird in diesem Zusammenhang 
von  Unterdeterminiertheit und  Rekombinanz gesprochen. Weblogs, Wikis und Community-
Plattformen sind unterdeterminiert, weil sie viel Raum für die soziale Selbstorganisation, d. h. 
unterschiedliche Nutzungspraktiken zulassen, und sie sind rekombinant, weil sie durch das 
Prinzip der Offenheit die Elemente und Nutzungsweisen verschiedener Anwendungen „auf 
eine neue Art zusammenführen und dadurch innovative Praktiken ermöglichen“ (Jan Schmidt 
2005:21 f., Nardi et al. 2004). Zweckentfremdung gilt dabei nicht als unbeabsichtigte Neben­
folge, sondern als innovatives Potenzial. Es spricht somit vieles dafür, dass der Grund für den 
großen Erfolg der  Social-Media-Anwendungen in ihrer Unterdeterminiertheit  und Rekombi­
nanz liegt. Dieser Erfolg zeigt sich nicht nur in der allgemeinen Verbreitung dieser Tools, son­
dern auch in ihrer wachsenden Bedeutung für den politischen Diskurs, obwohl der politische 
Bezug dieser Anwendungen weniger offensichtlich ist. Wie bereits an anderer Stelle erwähnt, 
zeichnen sich Weblogs, Wikis, Microblogging-,  Social-News- oder  Social-Networking-Platt­
formen nicht dadurch aus, dass sie exklusiv für die politische Kommunikation entwickelt und 
ausschließlich für diese genutzt werden, sondern in der weniger ausgeprägten Spezialisierung. 
Dabei kommt es nicht nur darauf an, welcher Anwendungstyp genutzt wird, sondern auch, 
„wie“ diese Anwendungen genutzt werden. Hinweis darauf gibt Ward Cunningham, der ein 
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Wiki-Tool nicht am Wiki-System „an sich“ festmacht, sondern in der Nutzung auf der Grund­
lage von Vertrauen („Without trust, a wiki is just another content management system“). Im 
Umkehrschluss ist ein Videokanal der Parteien auf YouTube zur Verbreitung von Wahlkampf­
videos kein User-generated Content und keine Nutzung im Sinne der Werte des Web 2.0. 
4.5.3 Grenzen des demokratischen Prinzips
Koordinationsformen, die der Selbstorganisation genügend Raum bieten, bergen erhebliche 
Potenziale im Feld elektronischer Demokratie und funktionieren dennoch nicht überall.  Bei­
spiele für das Potenzial und die Grenzen des demokratischen Koordinationsmodells finden 
sich im Scheitern des Nupedia-Projektes und im großen Erfolg von Wikipedia: Nupedia war 
das Vorläuferprojekt von Wikipedia. Auch hier verfolgte Jimmy Wales die Idee, dass alle Arti­
kel frei verfügbar149 sein sollten, setzte aber im Unterschied zu Wikipedia auf eine rigorose 
Qualitätskontrolle. Die Artikel sollten in diesem Konzept von motivierten Freiwilligen ge­
schrieben werden, mussten aber einen komplizierten Prozess der Faktenprüfung und des Lek­
torats durchlaufen.  In den 3 Jahren seiner Existenz wurden in Nupedia ca. 30 Artikel veröf­
fentlicht, wobei dieses bescheidene Ergebnis keinesfalls durch die mangelnde Bereitschaft der 
Community erklärbar war. So zeigten sich hunderte von Autoren, darunter auch zahlreiche 
Wissenschaftler,  an  Nupedia  interessiert,  wurden  aber  durch  die  bürokratisch  organisierte 
Qualitätskontrolle systematisch abgeschreckt. Beispielhaft ist das Resümee des norwegischen 
Informatikstudenten Eivind Kjørstad:150
Nupedia ist tot und wird es auch bleiben. Es gibt kaum einen Anreiz, sich mit der Bürokratie  
von Nupedia zu befassen, mit den fünf Prüfungsebenen (oder wie viele es auch sein mögen), 
den endlosen Streitereien, alles für nichts. Die meisten Autoren geben angeekelt auf, bevor sie 
auch nur halbwegs den ‚Prozess‘ durchlaufen haben. 
Den Durchbruch hat Wikipedia geschafft und das Geheimnis des Erfolgs lag im Vertrauen in 
die Community, der man zutraute, eine anspruchsvolle Qualitätssicherung auch selbstorgani­
siert umsetzen zu können. Wikipedia ist heute die größte freie Enzyklopädie der Welt, konnte 
das aber auch nur werden, weil die anfänglichen Freiheiten zurückgenommen wurden. Denn 
Wikipedia ist nicht nur ein Beispiel dafür, dass sich Erfolge durch Vertrauen einstellen, son­
dern ebenfalls dafür, dass die Erfolge durch den Verzicht auf bürokratische Kontrolle auch Ri­
siken bergen und Probleme ausgerechnet dort auftreten, wo die Mechanismen kollektiver In­
telligenz ihre besondere Stärke zeigen. Dass auch die Offenheit des Wikipedia-Projektes an 
seine Grenzen stößt, beschreibt Michael Bächle:
Die jüngsten Probleme bei  ‚Wikipedia‘ zeigen die  Grenzen von Social  Software auf.  Der 
Gedanke,  dass  eine  frei  editierbare  Enzyklopädie  durch  viele  kompetente  Leser  einer 
selbstorganisierten  Qualitätssicherung  unterliegt,  musste  in  letzter  Zeit  mehrfach  revidiert 
werden.  Auch  für  virtuelle  Gemeinschaften  gilt,  dass  unterschiedliche  Sichtweisen  zu 
unterschiedlichen  Interpretationen  führen  können.  Diese  Problematik  führt  bei  Wikipedia 
dazu,  dass  enzyklopädische  Beiträge  nicht  wertneutral  sind.  Ein  Problem,  das  durch  den 
Aufbau eines Review-Teams gelöst werden soll. (Bächle 2006)  
Schlechte Erfahrungen wurden auch mit den Ranking-Plattformen gemacht, deren Rankergeb­
nisse durch die Aktivitäten von Voting-Kartellen verfälscht wurden. Nicht nur gute Erfahrun­
gen wurden auch durch die Öffnung der Facebook-Plattform für Drittanbieter gemacht. So hat 
die Facebook-API zwar die Attraktivität der Plattform erhöht, führte allerdings durch das ra­
sante Wachstum dieser Angebote zu einer wachsenden Unübersichtlichkeit und zum Phäno­
men des Application Spam. Auch hier war das Unternehmen gezwungen, die anfängliche Of­
149 Um das sicherzustellen, wurde die Freie Dokumentationslizenz FDL des GNU-Projekts verwendet.
150 Zit. nach (Möller  2003). 
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fenheit  einzuschränken. Dies geschieht im Rahmen des sogenannten  Verification Program, 
das vertrauenswürdige und sichere Anwendungen besser platziert und ihnen ein entsprechen­
des Logo verleiht.151 Das  Mitmach-Web führt also nicht nur zur Demokratisierung der Me­
dieninhalte, sondern auch zu einer  Demokratisierung des Missbrauchs und die Evolution neu­
er Partizipationsformen ist damit gleichsam von der Evolution neuer Missbrauchsformen be­
gleitet, die Hinweise auf die Grenzen und Schattenseiten des demokratischen Prinzips geben. 
Hinweise auf die Grenzen der Ansätze des Web 2.0/Social Media finden sich auch in der He­
terarchieforschung, die aufzeigt, dass heterarchische (bzw. demokratische) Organisationsfor­
men nicht nur als Problembewältiger im innovativen Umfeld anzusehen sind, sondern auch zu 
Problemerzeugern werden, wenn die Anforderungen an die beteiligten Akteure zu hoch sind 
oder die Selbststeuerungskapazitäten versagen (Rheilen 1998:12 f.). So fordert die demokrati­
sche Entscheidungsfindung viel von den beteiligten Akteuren: Eigeninitiative, Engagement, 
Fachkompetenz, Erfahrung und die moralische Verpflichtung auf gemeinsame Ziele und Nor­
men. Sind diese Anforderungen nicht gegeben oder einlösbar, verkehren sich die Vorteile der 
Heterarchie schnell in ihr Gegenteil. Die eigentlich interessante Frage ist damit, mit welchen 
Mitteln diesen Missbrauchsformen und Schattenseiten beider Koordinationsformen begegnet 
werden kann, da sowohl das hierarchische als auch das demokratische Koordinationsmodell 
Möglichkeiten des Machtmissbrauchs einschließen.
151 Facebook cracks down on developer spam, Washington Post, 29. August 2007 (abgerufen am 
20.05.2011). 
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5 Schlussbetrachtung: Auf dem Weg zur responsiven Software 
und Softwaretechnik
5.1 Das demokratische Koordinationsmodell als Entwicklungstrend 
In dieser Arbeit bestand die größte Schwierigkeit darin, die Diskussionen und Entwicklungen 
rund um die E-Demokratie mit den zumeist unverbundenen Ansätzen und Fachdiskursen der 
Organisationstheorie, der  Theorie sozialer Systeme und des Software-Engineerings in einem 
„roten Faden“ zu verbinden. Dieser „rote Faden“ fand sich schließlich in der grundsätzlichen 
Orientierung an den zwei Polen der Koordination: der Hierarchie als Modell der „ungleich­
rangigen, fremdbestimmten und zentralisierten Koordination“ und der Demokratie als entge­
gengesetztes Modell der „gleichrangigen, selbstorganisierten und dezentralen Koordination“ 
(Willke 1998:90). Beide Koordinationsmodelle offenbaren den „blinden Fleck“ vieler Ansätze 
und machen sichtbar, dass sich Strukturen, Prozesse, Zielvorgaben und Planungen auf unter­
schiedliche Weise realisieren lassen. 
Das rationalistische Konzept  streng formaler  und hierarchischer  Anwendungs-  und Vorge­
hensmodelle hat Tradition und findet sich bereits in der Grundidee der Turingmaschine, d. h. 
in der These, dass jegliches Handeln, das einer eindeutigen Regel folgt, auch von einer Ma­
schine ausgeführt werden kann und damit mechanisierbar ist.152 Da die Turingmaschine jede 
Operation eines formalen Systems in einer Maschine simuliert, werden auch Formalisierung 
und Mechanisierung zu bedeutungsäquivalenten Begriffen (Heintz 1993:64).  Bettina Heintz 
folgert daraus, dass Computer nicht überall einsetzbar seien, „sondern nur dort, wo menschli­
ches Handeln klaren Regeln folgt“ bzw. in Handlungsbereichen, „die bereits in starkem Aus­
maß rationalisiert sind“  (Heintz 1993:10). Diese Aussage kann allerdings nur gelten, wenn 
Computer als Maschine wirksam werden und sich geistiges Handeln auch in diesem Sinne au­
tomatisieren lässt, wie die Automatisierung der Arbeitsabläufe in der Fabrik oder den fabrik­
ähnlichen „Fließbandbüros“ der bürokratischen Organisation. Wie Arno Rolf zutreffend be­
merkt, ist es kein Zufall, dass IT zunächst dort Einzug erhielt, wo mit der Mechanisierung 
geistiger Arbeit die Voraussetzung der Computerisierung der Arbeitswelt geschaffen wurde 
(Rolf 2008). In den Studien zur Netzwerktopologie von Paul Baran und in der revolutionären 
Entwicklung des Internets zeigt sich aber auch, dass sich technische Innovationen auf der 
Grundlage eines demokratischen Modells entwickeln können, die wie das Internet als techni­
sche Infrastruktur nicht hierarchisch, sondern auch im technischen Sinne offen, dezentral und 
gleichrangig  organisiert  sind.  Das  Internet  und  die  großen  Umwälzungen  der  Social-Me­
dia-Revolution zeigen ferner, dass der Computereinsatz auch dort ausgesprochen erfolgreich 
ist, wo dieser als Medium der Kommunikation eingesetzt wird und zur Voraussetzung für ein 
demokratisches Modell sozialer Koordination wird, die ebenfalls den Prinzipien der Offen­
heit, Dezentralität und Gleichrangigkeit folgt. Diese Ähnlichkeit der Koordinationsprinzipien 
ist nicht zufällig und macht deutlich, dass am Web 2.0 eigentlich nichts so richtig neu ist, son­
dern nur, dass die zentralen Gestaltungsprinzipien des Internets nun auch die Nutzungspraxis 
und die Entwicklungspraxis der darauf aufsetzenden Webanwendungen erreicht haben. Ange­
sichts der vielen Formen neuer Sozialpraktiken und Webanwendungen, die sich in den letzten 
Jahren im Internet beobachten lassen, erscheint es nicht verwunderlich, dass sich die Grundi­
deen des Web 2.0 als Motor sozialer Innovation begreifen lassen. Mit Blick auf die Zeit des 
technischen Regimes153 des Internets lässt sich somit sagen, dass die Grundprinzipien des In­
152 Diese These hat Alan M.Turing 1936 in seinem viel zitierten Aufsatz „On computable Numbers, With  
an Application to the Entscheidungsproblem“ formuliert. Vgl. dazu auch (Heintz 1993:10).
153 Mit dem technischen Regime wird die frühe Entwicklungsphase des Internets als jene Phase 
185
ternets in Gestalt von Social Media die Anwendungsebene erreicht haben. Das Web 2.0 ist in 
diesem Sinne nicht die Weiterentwicklung des Internets, sondern eher die konsequente Umset­
zung seiner  ursprünglichen Gestaltungsideen  auf  der  Ebene der  konkreten  Anwendungen. 
Während Bettina Heintz noch die wachsende Bedeutung und Durchsetzung des Rationalismus 
in der Mathematik, der Computerwissenschaft und in den modernen Bürokratien vermutet, 
zeichnet sich mit dem Web 2.0 eine Gegenbewegung ab, der Rückzug rationalistischer Model­
le, nicht nur im Web, sondern fast überall, von der Unternehmensführung bis hin zu den mo­
dernen Lerntheorien. 
In dieser Arbeit wurden mit der Hierarchie und der Demokratie zwei unterschiedliche Koordi­
nationsmodelle als prägende Leitbilder in der Ausgestaltung von Anwendungs- und Vorge­
hensmodellen identifiziert.  Obwohl beide Modelle in der realen Welt in ihrer Extremform 
nicht anzutreffen sind, so machen diese Modelle doch deutlich, dass die klassischen Aufbau- 
und Ablaufstrukturen, Zielvorgaben und Planungen etc. auf unterschiedliche Art und Weise 
realisiert werden können. In der Gegenüberstellung von traditionellen Ansätzen und den Prak­
tiken des  Web 2.0 zeigen sich diese unterschiedlichen Leitbilder  insbesondere in der Unter­
scheidung zwischen schwergewichtigen und leichtgewichtigen Anwendungsmodellen, denen 
sich ebenfalls entsprechend schwergewichtige und leichtgewichtige Vorgehens- und Program­
miermodelle zuordnen lassen. Da Leitbilder nicht nur Orientierung bieten, sondern auch Ge­
staltungsgrenzen  aufwerfen  und selbst  Ausdruck von Konflikten  und Konkurrenzkämpfen 
sind (Rolf 1998:26 ff.), erschließt sich in der Auseinandersetzung mit den leitenden Koordina­
tionsmodellen ein Weg der Reflexion grundlegender Annahmen und Ideen. Das kann helfen, 
die Stärken und Schwächen auch jener Annahmen und Ideen  in das bewusste Nachdenken 
über geeignete Strategien der Softwareentwicklung einzubeziehen, die häufig als vorgegeben 
akzeptiert  und selten  explizit  gemacht  werden.  Dabei  gilt,  dass  kein  Koordinationsmodell 
grundsätzlich besser oder schlechter als das andere ist, sondern, dass jedes seine Stärken und 
Schwächen aufweist, die es abzuwägen gilt. Der deutlich identifizierbare Trend zur Auflösung 
fester Strukturen und Abläufe bedeutet deshalb auch nicht den endgültigen Abschied von der 
hierarchischen Organisationsform, da sich nach wie vor bestimmte Aufgaben am besten nach 
dem hierarchischen Organisationsprinzip bewältigen lassen (Willke 1998:65).  Bezogen auf 
die Softwaretechnik stellt sich damit als eigentliche Frage, wann in der Ausgestaltung der An­
wendungs- und Vorgehensmodelle eher auf Konzepte der hierarchischen oder demokratischen 
Handlungskoordination gesetzt werden sollte. Wie sich diese Frage beantworten lassen könnte 
und  wie  sich  die  Übertragung  systemtheoretischer  Ansätze  für  das  Software-Engineering 
fruchtbar machen lässt, soll im Abschluss dieser Arbeit als Vision einer responsiven Software 
und Softwaretechnik skizziert werden. 
5.2 Kontextsteuerung als Ansatz des Software-Engineerings
5.2.1 Die Grundidee responsiver Software und Softwaretechnik
Im Erfolg von  Social Media, agilen  und  verteilten Entwicklungsmethodiken, offenen Stan­
dards und Open Source deuten sich in den Anwendungs-, Programmier- und Vorgehensmodel­
len  Tendenzen  zunehmender  Vereinfachung  und  Offenheit  an:  Vereinfachung  (Simplicity) 
zeigt sich in Strategien der Zurückhaltung bezüglich formaler Vorgaben. Offenheit zeigt sich 
in der Überwindung von Grenzziehungen durch die Abkehr vom Produktgedanken und durch 
den Verzicht auf Zugangs- und  Zugriffsbeschränkungen. Die daraus ableitbare Unterschei­
dung in  Schwergewichtigkeit und  Leichtgewichtigkeit wird im Koordinationsmodell sichtbar 
gekennzeichnet, in der noch überwiegend akademisch geprägte Techniker das Regime führten.
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und hängt wesentlich vom Grad der Formalisierung154 (Prozess, Hierarchie vs. Selbstorganisa­
tion) und von der Regulierung des Zugriffs auf Ressourcen (Offenheit vs. Kontrolle) ab. 
Aus systemtheoretischer Perspektive ist dieser Weg das Ergebnis der funktionalen Ausdiffe­
renzierung der Gesellschaft, die eine immer größere Anpassungsfähigkeit an die sich stetig 
ändernden Umweltbedingungen erzwingt.  Leichtgewichtige Anwendungsmodelle,  Program­
mierkonzepte oder Entwicklungsmethodiken lassen sich in dieser Deutung nicht nur als me­
thodische Alternative begreifen, sondern auch als Anpassungsstrategie an zusehends instabile 
Umweltbedingungen interpretieren. Leichtgewichtigkeit verweist in Anknüpfung an die Idee 
der responsiven Organisation auf die  Vision einer responsiven Software und Softwareent­
wicklung. Helmut Willke beschreibt die responsive Organisation in ihren Grundzügen als be­
scheiden in ihrem Lenkungsanspruch und als empfänglich für die besonderen Operationswei­
sen der Umwelt: 
Die responsive Organisation ist in erster Linie eine bescheidenere Art der Organisation. Sie 
hat gelernt, wenn sie es gelernt hat, der Hybris der Allzuständigkeit, der Allwissenheit und 
Machbarkeit  zu  entkommen.  Sie  setzt  auf  den  Nutzen  von  Kooperation,  auch  bei 
zugrundeliegenden Interessenwidersprüchen; sie gibt die Idee einer umfassenden Hierarchie 
auf zugunsten flexibler Modelle der losen Verknüpfung autonomer und eigenverantwortlicher 
Akteure; und sie balanciert ihre auf operativer Geschlossenheit fußende ‚Blindheit‘ mit einer 
gesteigerten Empfänglichkeit (Responsivität) für die Effekte ihrer Operationsweise in ihrer 
Umwelt. (Willke 1996b:201)
In den Social-Media-Anwendungen findet sich die Idee responsiver Software in der zurück­
haltenden Gestaltung der Anwendungsmodelle, während sich in  Open-Source-Communitys, 
offenen APIs, Perpetual Beta, Mashups etc. ebenfalls die Zurückhaltung responsiver Program­
mier- und Vorgehensmodelle abzeichnet. Es ist der Funke eines demokratischen Steuerungs­
prinzips als  Ansatz der  „gleichrangigen,  selbstorganisierten und dezentralen“ Koordination 
(Willke 1998:90), die sich in den Anwendungsmodellen und im Herstellungsprozess von Soft­
ware, aber auch in Programmiermodellen und technischen Architekturen wiederfindet.  Der 
Trend zu leichtgewichtigen Konzepten reiht sich damit in einen allgemeinen gesellschaftli­
chen Trend zunehmender Flexibilisierung ein, in der die Fähigkeit zur Innovation und Anpas­
sung an sich rasch ändernde Umweltbedingungen vor Stabilität und Kalkulierbarkeit geht. 
Das demokratische Prinzip bzw. die Freiheitlichkeit als Konzept der Entsagung und Zurück­
haltung erscheint vor diesem Hintergrund wie das Durchschlagen des gordischen Knotens, in­
dem (scheinbar) anspruchsvolle Probleme mit einfachen und einfachsten Mitteln gelöst wer­
den können.  
Freiheitlichkeit als Lösungsansatz für die Probleme im Einsatz und der Entwicklung von Soft­
ware mag zwar zunächst verheißungsvoll klingen, hat aber seine Grenzen und ist nicht grund­
sätzlich geboten.  So stellt  die  demokratische  Koordinationsform (Selbstorganisation)  hohe 
Anforderungen an die Akteure und kann ebenfalls im Widerspruch zu den umgebenden Sozi­
alstrukturen der Umwelt stehen. Die Einschätzung der Wirkung, Innovationskraft und Reali­
sierbarkeit  der unterschiedlichen Modelle  hängt deshalb von den Rahmenbedingungen der 
Umwelt ab. Das gilt insbesondere für die Einbettung von Software oder des Entwicklungspro­
zesses in die Organisation von Unternehmen oder Behörden, deren Formalstrukturen die Rah­
menbedingungen aufgeben. Diese Strukturen machen bestimmte Dinge erst möglich, legen 
aber auch Beschränkungen auf. Zu einfache Anwendungsmodelle verstoßen deshalb häufig 
gegen Sicherheitsforderungen oder geraten in Konflikt mit geltenden Organisationsstrukturen 
oder Rechtsnormen. Leichtgewichtigkeit  kann als Strategie der Komplexitätsreduktion und 
Flexibilisierung  versagen,  wenn  die  Strukturen  des  Umfeldes  wie  bestehende  Positionen, 
Machtstrukturen, Rollen, Zuständigkeiten, Arbeitsabläufe, Traditionen etc. dagegenstehen. Es 
154 Siehe dazu auch (Engels et al. 2004:242)
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liegt deshalb nahe, zwischen stark und schwach strukturierten Sozialkontexten zu unterschei­
den und in die Beurteilung der Angemessenheit leichtgewichtiger Anwendungsmodelle einzu­
beziehen. Die Einbettung demokratischer Koordinationsansätze in den Organisationsrahmen 
von Unternehmen oder Behörden schließt damit auch die Frage ein,  inwieweit sich die vor­
handenen Organisationsstrukturen eines Unternehmens mit den Koordinationsmechanismen 
der Selbstorganisation vereinbaren lassen und dazu beitragen können, Planungs- und Steue­
rungsprobleme zu lösen. Mit dieser Frage ist auch verbunden, inwieweit sich Ansätze demo­
kratischer Koordination für das Software-Engineering und die Bewältigung von Problemen in 
IT-Projekten nutzbar machen lassen.   
5.2.2 Kontextsteuerung in IT-Projekten
IT-Projekte lassen sich allgemein als einmalige, komplexe und zielorientierte Vorhaben mit 
einem eindeutig identifizierbaren Anfang und Ende definieren. Die erwünschten Ergebnisse 
der Zusammenarbeit werden als Ziele bezeichnet, die in ihrer Funktion der Orientierung und 
Handlungskoordination dienen. Die Verbindung aus Zielen und der Koordination von Hand­
lungen wird als Steuerung bezeichnet, d. h. als Versuch, den Ablauf der Ereignisse in einer ge­
wünschten Weise zu beeinflussen (Breisig 2010, Willke 1998:77). In der Entwicklung und Er­
forschung von Vorgehensmodellen geht es somit immer auch um die Steuerung von IT-Pro­
jekten. Das geschieht durch die Bereitstellung bewährter Vorgehensweisen und Methoden, die 
es gestatten, die Durchführung von IT-Projekten so zu gestalten, dass die vorgegebenen Ziele 
innerhalb des gesetzten Zeit- und Kostenrahmens erreicht werden. In der Gestaltung von An­
wendungsmodellen geht es häufig ebenfalls um die zielgerichtete Beeinflussung der Hand­
lungsfolgen  und  wird  damit  zur  Koordinationsleistung,  die  vom Softwaresystem erbracht 
wird.
Koordiniertes Handeln entsteht als organisierte Interaktion aus der sozialen Praxis heraus oder 
ist das Ergebnis bewusster Planung und Entscheidungen. Letzteres betrifft die personenüber­
greifende Handlungskoordination durch formale Strukturen. Grundlage ist die Entkopplung 
von Personen und Handlungen. Diese Strukturen beziehen sich auf die Form, also auf das, 
was vom konkreten Menschen bereits abstrahiert ist und im Sinne der Theorie sozialer Syste­
me (Luhmann) zwischen oder über den Menschen steht und erst im doppelten Interakt (Weick 
1995) greifbar wird (→ Abschnitt 2.4). Das Grundproblem ist, wenn die Entwicklung und der 
Einsatz  von  Software  soziale  Planung  einschließen  und  damit  auch  an  die  Grenzen  des 
„Nichtplanbaren“ stoßen. Wie Steuerung konkret aussehen kann, erschließt sich aus dem lei­
tenden Koordinationsmodell, das in dieser Arbeit in Anlehnung an Willke idealtypisch als De­
mokratie und Hierarchie beschrieben wurde. Beide Koordinationsmodelle stehen nicht nur für 
spezifische Aufbau- und Ablaufstrukturen der Organisation, sie stehen mit der Fremd- und 
Selbststeuerung auch für unterschiedliche Typen der Steuerung. Fremdsteuerung steht für eine 
vorgedachte Rationalität durch Auftraggeber, Vorgesetzte oder Verfahren, die den Akteuren 
damit von „außen“ vorgeben, was sie zu tun oder zu lassen haben. Diese Vorgabe sichert nicht 
nur Wissen und Rationalität, sondern gibt auch jenen Macht, die über die Entscheidungsge­
walt durch die Vorgaben verfügen. Selbststeuerung steht für das Gegenmodell, die dezentrale 
und gleichrangige Verteilung der Entscheidungsfähigkeit und Entscheidungsgewalt aller be­
teiligten Akteure. 
Beide Modelle lösen Ängste aus: Dem hierarchischen Modell wird nachgesagt, es sei unflexi­
bel und münde im Terror der Bürokratie, die an ihrer künstlich aufgebauten Komplexität zu­
grunde geht und jegliche Kreativität erstickt. Im radikal-demokratischen Modell werden Cha­
os und Anarchie vermutet, die Herrschaft der „Unwissenden“ und das Diktat der unqualifi­
zierten Laien. Für beide Modelle lässt sich aber auch der Stab brechen, da jedes Modell auch 
ein Erfolgsmodell ist: So schränkt die Hierarchie mit ihren Strukturen, Prozessen, Zielvorga­
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ben und Planungen nicht nur ein, sie macht auch viele Dinge erst möglich. Das gilt insbeson­
dere für die Bewältigung sich ständig wiederholender Routineaufgaben, bei denen Formalisie­
rung und Mechanisierung häufig erst die Entlastung bringt, die Freiräume für kreative Arbeit 
schafft. Hierarchie bedeutet somit stets zweierlei: Restriktion und Ermöglichung (Willke). Der 
weitreichende Erfolg von Social Media ist Beleg für den Erfolg der Demokratie als Gegenmo­
dell, das sich immer dann bewährt, wenn Flexibilität und Innovation gefordert sind. Hier zeigt 
sich, dass auch unregulierte Handlungsräume funktionieren und dass eine gute Arbeitspraxis, 
Ordnung und Orientierung auch ohne Vorwegnahmen in komplizierten Regelwerken entste­
hen können. Da beide Koordinationsmodelle Vor- und Nachteile aufweisen, liegt die Frage 
nahe, wie sich die Vorteile beider Modelle nutzen und deren Nachteile vermeiden lassen. Eine 
optimierte Verbindung aus beiden Steuerungstypen wird im Ansatz der Kontextsteuerung ver­
sucht. Ganz allgemein meint Kontextsteuerung, dass vorwegnehmende und vorausplanende 
Elemente durch Auftraggeber, Vorgesetzte oder Verfahren mit bewusst eingeräumten Gestal­
tungsspielräumen verbunden werden. Im Ergebnis entsteht eine zurückhaltendere Form des 
Eingriffs in Handlungsräume, ohne dabei den Planungs- oder Steuerungsanspruch völlig auf­
zugeben. Der Planungsanspruch wird auf die Rahmensetzung beschränkt (Breisig 2010). 
Diese Grundidee soll im Folgenden sowohl auf die Anwendungsmodelle von Software als 
auch auf die Vorgehensmodelle der Softwareentwicklung angewendet werden, wobei es im 
Anwendungsmodell  um die  Steuerung  der  Nutzerinnen  und  im  Vorgehensmodell  um die 
Steuerung des Entwicklungsprozesses geht. Die Kernfrage ist damit, wo die Grenze zwischen 
Fremd- und Selbststeuerung verlaufen soll bzw. welchem Koordinationsmodell der Vorzug zu 
geben sei.  In  Anlehnung  an  die  Steuerungs-  und Interventionstheorie  von Helmut  Willke 
hängt diese Einschätzung von der Beschaffenheit der Probleme und der Stabilität der Umwelt 
ab. Umwelt- und Problembeschaffenheit lassen sich grob in drei Problemtypen differenzieren, 
wobei es im Wesentlichen darum geht, ob die  Ansätze der Problemlösung vorhersehbar (in­
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Umwelt  ist  komplex  und 
instabil.  Ursachen  und 
Wirkungen  sind  nicht  linear-
kausal  verbunden,  sondern 
kontraintuitiv.
Planungsdeterminismus  bzw.  instruktive  Steuerung  sind 
extrem  risikobehaftet.  Eingriffe  und  Vorgaben  lösen 
kontraintuitive, d. h. nicht vorhersehbare Reaktionen aus.
Tabelle 24: Problemtypen nach Willke (1996b:214)
Instruktiv steuernde Verfahren sind in erster Linie bei White-Box-Problemen zielführend, d. h. 
immer dann, wenn es sich um die Lösung einfacher bzw. beherrschbarer Probleme in einem 
klar strukturierten, stabilen und transparenten Kontext handelt.  Black-Box-Probleme  stellen 
den schwierigsten Fall dar, weil es sich hier um komplexe Problemlagen in einem intranspa­
renten und tendenziell instabilen Kontext handelt. Hauptproblem ist, dass nicht bekannt sein 
kann, wie sich Eingriffe und Planungen auf die internen Operationen der Systeme auswirken. 
Die Kritikalität von Software und vordefinierter Entwicklungsprozesse liegt damit in der Tie­
fe des Eingriffs in das soziale System, die bei Unangemessenheit mit den erfolgskritischen Ri­
siken unerwünschter Nebenwirkungen oder verfehlter Projektziele verbunden ist (Hartmann et 
al. 1993). Unerwünschte Nebenwirkungen sind vor allem dann zu erwarten, wenn die Eingrif­
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fe in Systemen erfolgen, die sich  kontraintuitiv  verhalten und sich instruktiver Intervention 
oder Planung verschließen (Willke 1989, Willke 1996b, Simon 2008:54). In IT-Projekten fin­
den sich die Indizien für instabile und komplexe Problemlagen insbesondere in unklaren Zie­
len und Anforderungen, die als Hauptursache für das Scheitern von Projekten gelten (Lam­
berts 2009). Als erfolgskritisch gilt ferner die Komplexität der Softwareentwicklungsprojekte, 
die durch  einen zu hohen Lenkungsanspruch im Anwendungsmodell einer Software oder in 
den Vorgehensmodellen mit verursacht werden kann. 
5.2.3 Problemlösung in der Softwareentwicklung bei Black-Box- und White-Box-
Problemen
In der Berücksichtigung von White-Box- und Black-Box-Problemen lässt sich nun die Frage 
stellen, wo die klassisch-ingenieurmäßigen Denkweisen und Problemlösungsstrategien grei­
fen und wo nicht. Im Sinne einer responsiven Softwareentwicklung ist die Entscheidung für 
eher leichtgewichtige oder schwergewichtige Lösungsstrategien von der Beantwortung dieser 
Frage abhängig. Wie bereits im dritten Kapitel (→Abschnitt 3.7) ausgeführt, korrespondieren 
schwergewichtige Anwendungs- und Vorgehensmodelle mit dem Anspruch, aktiv stützend in 
Handlungsräume einzugreifen, während sich leichtgewichtige Konzepte durch Zurückhaltung, 
d. h. eine eher geringe Eingriffstiefe in soziale Handlungsräume auszeichnen.  Grundsätzlich 
zeigen sich in beiden Ausrichtungen konzeptbedingte Risiken, die sich als Überregelung bei 
schwergewichtigen  Modellen  und  als  Unterregelung bei  leichtgewichtigen  Modellen  um­
schreiben lassen:155 
• Von Überregelung kann gesprochen werden, wenn schwergewichtige Verfahren zu tief 
und unangemessen in den Handlungsraum der Akteure eingreifen oder der Aufwand in 
keinem angemessenen Verhältnis zum Nutzen steht. 
• Von Unterregelung kann gesprochen werden, wenn leichtgewichtige Ansätze zu wenig 
eingreifen und Abstimmungsprozesse deshalb gefährdet sind.
Die Kosten der  Überregelung liegen im Missverhältnis von Aufwand und Nutzen, weil die 
Operationalisierung menschlichen Handelns, d. h. das Zerlegen des Handlungsstromes in sei­
ne Einzelbestandteile, sehr aufwendig ist und in komplizierten Regelwerken endet. Kompli­
zierte Regelwerke sind nicht nur schwerer verständlich, sondern gehen auch zulasten der Fle­
xibilität und Innovationskraft und werden bei mangelnder Passung zur Umwelt und der Be­
schaffenheit  der Probleme kontraproduktiv.  Umgekehrt können „passende“ Vorwegnahmen 
und Vorgaben die Kosten der Kommunikation verringern, wenn komplizierte Abstimmungs­
prozesse und die Abarbeitung von Konflikten durch klare Regelung entfallen. Kurz: Das Risi­
ko schwergewichtiger Anwendungsmodelle liegt in der Überregelung, wenn zu tief und unan­
gemessen in den Handlungskontext eingegriffen wird, und der Nutzen, wenn durch klar defi­
nierte Vorgaben Kommunikationsaufwand entfällt. 
Die Delegation von Strukturierungsleistung an den Handlungsraum durch leichtgewichtige 
Ansätze ist jedoch auch nicht frei von Kosten: Da in leichtgewichtigen Modellen die Koordi­
nationsleistung in Selbstorganisation immer wieder neu erbracht werden muss, entsteht auch 
hier erheblicher Aufwand. Wenn Konflikte nicht abgearbeitet werden können oder die Selbst­
organisationsfähigkeit fehlt, kann dies sogar zum Scheitern von Projekten führen.  Kurz: Die 
Risiken leichtgewichtiger Verfahren liegen in der Unterregelung, wenn durch fehlende Steue­
rung Überforderung eintritt oder der Vorteil effizienter Regeln nicht genutzt wird. Der Nutzen 
leichtgewichtiger Verfahren liegt damit weniger in der Effizienz, sondern in der Flexibilität 
bzw. Anpassungsfähigkeit an sich ändernde Umweltbedingungen, in Einfachheit und Innova­
155 Die Begriffe Überregelung und Unterregelung entstammen der Verrechtlichungsdebatte, z. B. bei
  (Bogumil und Jann 2008). 
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tionsoffenheit.  Festhalten lässt sich damit zunächst, dass die mannigfaltigen Methoden der 
Softwareentwicklung nicht generell einsetzbar sind, sondern immer von der Beschaffenheit 
der Probleme und den Bedingungen des Kontextes (Umwelt) abhängen, und dass nicht alle 
Vorgehensweisen und Methoden der Softwaretechnik gleichermaßen geeignet sind, um Soft­
ware erfolgreich zu entwickeln (Engels et al. 2004:242). Durch den Ansatz einer responsiven 
Softwareentwicklung kann jedoch der Versuch unternommen werden, aus den Erfolgen und 
Schattenseiten leichtgewichtiger wie auch schwergewichtiger Konzepte156 zu lernen und diese 
mit Blick auf die Beschaffenheit der Umweltbedingungen zusammenzuführen. 
In der idealtypischen Gegenüberstellung von White-Box- und Black-Box-Problemen lassen 
sich Hinweise auf adäquate Problemlösungsstrategien, aber auch auf Dilemmata ableiten. Es 
wurde bereits erwähnt, dass sich White-Box-Probleme in einer klar strukturierten und stabilen 
Umwelt  finden.  White-Box-Probleme oder  Aufgabenstellungen  können  durchaus  komplex 
sein,  weisen aber  als  besonderes  Merkmal auf,  dass  Ursache und Wirkung analytisch be­
stimmbar und synthetisch zusammenführbar sind (→ Abschnitt 2.3.6.1). Eine solche Problem- 
oder Aufgabenbeschaffenheit erlaubt deshalb den Rückgriff auf die klassisch-ingenieurwis­
senschaftlichen Strategien der Komplexitätsbewältigung, wie die Dekomposition großer Pro­
bleme in Teilprobleme und die Zusammenführung von Teillösungen zu einer Gesamtlösung. 
Hier ist es deshalb auch möglich, sorgsam zwischen analytischen und synthetischen Entwi­
ckungsphasen zu unterscheiden, wie es beispielsweise im deutschen V-Modell gemacht wird. 
Flexibilisierungsstrategien wie die Modularisierung von Aufgaben sind bereits als Anpassun­
gen an eine inadäquate Steuerungsstruktur zu verstehen, setzen aber auch eine klar strukturier­
te und stabile Umwelt bzw. Detailkomplexität voraus. Im Bereich der Projektorganisation sind 
eine zielgerichtete Planung und eine exakte Anforderungsermittlung aus denselben Gründen 
prinzipiell ebenso möglich, wie die gezielte Einflussnahme auf Handlungen oder Abläufe (in­
struktive Intervention). Wie in Bürokratien kann hier die Sachorientierung vor der Personen­
orientierung liegen und sich Aufgaben als Konditional- oder Zweckprogramme enger Kopp­
lung beschreiben lassen (→ Abschnitt 2.4). Ähnliches gilt für die Anwendungsmodelle von 
Software, die in diesem Fall führend und steuernd mit kalkulierbarem Ergebnis in soziale 
Handlungsräume eingreifen können.
Black-Box-Probleme stellen das gegenteilige Extrem dar, da sie im Kontext einer instabilen 
Umwelt stehen und sich am kontraintuitiven Verhalten der beteiligten Systeme stoßen. Als ge­
eignete Problemlösungsstrategie bieten sich hier Ansätze demokratischer, d. h. gleichrangiger, 
selbstorganisierter und dezentraler Koordination an. Die Vorteile liegen hier in der Flexibilität 
bzw. der ausgeprägten Lern- und Wandlungsfähigkeit im Umgang mit einer instabilen Um­
welt, die stetige Anpassungen verlangt.
In der Realität werden sich weniger die Extreme, sondern eher eine Mischung beider Pro­
blemtypen finden und es gilt abzuschätzen, welche Strategien am geeignetsten erscheinen. 
Dabei wird es zum einen um die Einschätzung der Problem- und Umweltbeschaffenheit ge­
hen, aber auch um das Abwägen der Vor- und Nachteile beider Koordinationsmodelle und der 
damit  verbundenen  Problemlösungsstrategien.  Mit  der  Anwendung  ingenieurmäßiger  Pro­
blemlösungsstrategien können sich die Vorteile formalisierter Vorgehensweisen entfalten: Er­
fahrung, Steuerung und Kommunikation können durch die Führung und Leitung durch Vorge­
hensmodelle  oder  Software  übernommen werden.  Deshalb  liegen die  Vorteile  in  den ver­
gleichsweise geringen Anforderungen, die an die beteiligten Akteure gestellt werden, und im 
geringeren Abstimmungsbedarf, der bei der Durchführung von Aufgaben anfällt. 










- klar strukturiert und stabil
- Detailkomplexität
- Ursache und Wirkung
  analytisch bestimmbar
- intuitiv (vorhersehbares,




  oder -aufgaben
- Zusammensetzen




  und zielgerichtetes
  Vorgehen durch
  Vorgehens- und
  Anwendungsmodelle
- exakte Anforderungs-
  ermittlung 
- Programme




Voraussetzungen - Steuerungsstruktur muss mit der Aufgabenstruktur übereinstimmen
- Aufgaben müssen dekomponierbar und aggregierbar sein
- in Prozessen enger Kopplung: Wiederholung der Einzelschritte/
  ausgeprägte Routinen  
Vorteile - geringe Anforderungen an die beteiligten Akteure
- geringerer Abstimmungsbedarf
- bewährte Vorgehensmodelle oder Anwendungsmodelle lassen
  sich als Wissensschatz aufbauen, Wissen und Fertigkeiten werden
  lehrbar
Risiken - unflexibel
- kontraproduktiv, wenn die Problemlösungsstrategien im
  Widerspruch zur Problem- und Aufgabenbeschaffenheit stehen
- erhöhter Aufwand:Aufwand und Kosten steigen überproportional 







- komplex und instabil
- dynamische Komplexität 
- Ursachen und Wirkungen
  analytisch nicht
  bestimmbar
- kontraintuitives
  (unvorhersehbares, 
  unberechenbares)
  Verhalten 
- Selbstorganisation, 
  d. h. gleichrangige,
  selbstorganisierte
  und dezentrale
  Koordination 
- Selbststeuerung
- lose Kopplung 
- Personenorientierung




- Erfahrung, Kompetenz 
Vorteile - flexibel (lern- und wandlungsfähig)
- einfache Vorgehens- und Anwendungsmodelle 
Risiken - hoher Abstimmungsaufwand
- Überforderung
Tabelle 25: Problemtyp und Problemlösungsstrategie
Vorteilhaft ist auch, dass sich bewährte Vorgehens- und Anwendungsmodelle als übertragba­
res Wissen begreifen lassen, das weitergeben werden kann und damit lehrbar ist.  Doch auch 
prinzipiell  formalisierbare  Aufgaben  können an  die  Grenzen des  noch Sinnvollen  stoßen, 
wenn der Aufwand und die Kosten einer formalisierten und  standardisierten Problemlösung 
in einem Missverhältnis stehen, da der Aufwand formalisierter Problemlösung überproportio­
nal zur Komplexität der Aufgaben steigt. Hierarchische Koordination kann Beständigkeit und 
Stabilität bieten, erweist sich jedoch als problematisch, wenn der Wandel gefordert ist. Hier 
liegt der Preis hierarchischer Koordination in der mangelnden Flexibilität, Lern- und Innovati­
onsfähigkeit bei instabilen Umweltbedingungen. 
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Wenn der Preis für hierarchische Steuerung zu hoch erscheint, bietet sich mit der Demokratie 
das zurückhaltendere Koordinationsmodell an, dass all jenes, was sich nicht in eine formale 
Struktur pressen lassen will, der Selbstorganisation überlässt und damit die nötige Flexibilität 
schafft. Doch auch dieser Weg ist nicht frei von Voraussetzungen und mit Risiken verbunden, 
die sich insbesondere in den hohen Anforderungen an die Akteure zeigen. Zur Demokratie ge­
hört  mit  der  Personenorientierung auch die  Selbststeuerungsfähigkeit  der  Akteure,  die  Ei­
geninitiative, Engagement, Fachkompetenz, Erfahrung und moralische Verantwortung fordert. 
Aus den Zweifeln an diesen Fähigkeiten speisen sich die Debatte um den Digital Divide und 
die Kritik an den Mechanismen kollektiver Intelligenz. In der Umsetzung von Softwareent­
wicklungsprojekten wird dadurch erklärbar, warum agile Entwicklungsprojekte nur mit erfah­
renen Entwicklern funktionieren und wo die Vorteile einer Führung durch formale Modelle 
liegen können.
In der Gegenüberstellung der Voraussetzungen, Vorteile und Risiken beider Koordinationsmo­
delle deuten sich deshalb Dilemmata an, wenn die Voraussetzungen und Anforderungen bei­
der Problemlösungsstrategien nicht mit den Erfordernissen der Umwelt- und Problembeschaf­
fenheit harmonieren, d. h.  Probleme kontraintuitiv und nicht durch Formalismen bearbeitbar 
sind, aber auch die Kompetenz und Bearbeitungsfähigkeit der Akteure fehlt. 
5.3 Entwicklungsstrategien in der Anwendungsdomäne E-Demokratie
Kontextsteuerung erscheint als Königsweg in der Balance zwischen Beständigkeit und Wan­
del, zwischen Formalismen und kommunikativer Abstimmung, zwischen Heteronomie und 
Autonomie. Mit dem Ansatz, die Auswahl der eingesetzten Entwicklungsstrategien an der Be­
schaffenheit der Probleme und Aufgaben zu orientieren, bleibt dennoch die Herausforderung 
bestehen, zu entscheiden, wo die Grenzlinie zwischen Fremd- und Selbststeuerung verlaufen 
soll. Wie diese Entscheidung für die E-Demokratie als Anwendungsdomäne der Softwareent­
wicklung ausfallen kann, hängt davon ab, wie E-Demokratie definiert wird, als Unterstützung 
bislang gängiger Demokratieformen oder als innovativer Raum einer neuartigen Demokratie­
praxis. Die grundsätzliche Ausrichtung dieser Arbeit, in der gefragt wird, ob sich in software­
technischen Konzepten ein zentraler Hebel findet, um soziale Innovationen in der  E-Demo­
kratie zu fördern, die Partizipation zu stärken und bereits identifizierten Problemen zu begeg­
nen, verweist auf die zweite Option, und zwar darauf, den Raum des Vorgedachten zu verlas­
sen und auf den Wandel zu setzen. E-Demokratie lässt sich damit als offener Handlungskon­
text kennzeichnen, in dem noch nicht vorentschieden worden ist, wie die Praxis der E-Demo­
kratie konkret auszusehen hat. 
Die Entwicklung von Anwendungen der E-Demokratie wird in dieser Sichtweise als entwick­
lungsoffener Prozess betrachtet,  der die konkrete Praxis demokratischer Partizipation nicht 
durch Planung vorwegnimmt. Damit fehlen dem Entwicklungsprozess außerhalb einer greif­
baren Organisation und ihren Steuerungsmechanismen fast alle Rahmenbedingungen, die in 
den klassischen Vorgehensmodellen vorausgesetzt werden. So kann ohne klare Zielvorgaben 
und im Vorwege identifizierbarer Strukturen nur schwerlich eine konkrete Vorstellung über 
das Endprodukt des Softwareentwicklungsprozesses konstruiert werden. Ohne identifizierbare 
Akteursgruppen mit abgrenzbaren Zuständigkeiten und Aufgaben fehlen zudem auch die Vor­
aussetzungen für einen arbeitsteiligen und in einem Verfahren durchorganisierten Entwick­
lungsprozess.  In entwicklungsoffenen Handlungskontexten besteht  somit  das grundlegende 
Problem des Problemlösens darin, dass im Voraus nicht bekannt ist, welche Probleme über­
haupt entstehen, welche Informationen zur Problemlösung nötig und welche Faktoren zu be­
rücksichtigen oder auszublenden sind. Eine Lösung nach dem klassischen Ingenieurs- oder 
Expertenmodell ist damit grundsätzlich nicht möglich oder zumindest sehr schwierig. Es ist 
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deshalb davon auszugehen, dass der im Rahmen dieser Arbeit vorgestellte Ansatz der „Zu­
rückhaltung“ der Entwicklung innovativer Praxisformen der  E-Demokratie am ehesten ge­
recht wird und dass diese Innovationen davon abhängen, inwieweit das Prinzip der Freiheit­
lichkeit auch in technische Standards und Modelle eingeflossen ist. 
Der Erfolg von Social Media deutet auf den Zusammenhang von Freiheitlichkeit und Innova­
tion und es lässt sich festhalten, dass sich die überraschendsten und durchschlagendsten Ent­
wicklungen der E-Demokratie auf relativ einfache Anwendungen stützen, die sich durch die 
Merkmale der Offenheit,  Vernetztheit  und Gleichrangigkeit  auszeichnen.  Ihre Kraft  entwi­
ckeln diese Anwendungen nicht nur, weil sie einfach zu bedienen sind, sondern auch, weil 
diese von den Endnutzerinnen mit anderen Anwendungen oder zumeist kostenlosen Diensten 
kombiniert werden können und viele Freiheiten für die Ausbildung eigener Koordinationss­
trukturen bieten. Die Nutzerinnen erhalten damit die Möglichkeit, ihre Kommunikationspraxis 
sowie die Funktionalität und Reichweite ihrer Kommunikationsanwendungen selbst zu gestal­
ten. Der Weg in neue Demokratiepraktiken liegt damit nicht in geordneten Entwicklungsver­
fahren und komplexen Modellen, sondern eher in einfachen Anwendungen, offenen Standards 
und dem freien Zugang zu geistigen Gütern und Daten. 
Auf eine Formel gebracht, liegt der Schlüssel zu innovativen Formen der E-Demokratie in der 
„Freiheitlichkeit“ als elementar demokratisches Prinzip, das nicht nur in der Anwendungsdo­
mäne der  E-Demokratie umgesetzt wird, sondern bereits als Prinzip in softwaretechnischen 
Modellen und den technischen Merkmalen der Webanwendungen wirksam wird. Die bunte 
Vielfalt und der Erfolg von Social Media lassen sich als Beleg für die Bedeutung des demo­
kratischen Prinzips in softwaretechnischen Konzepten deuten. Mit der Frage nach der Zukunft 
elektronischer Demokratie findet sich in der heterarchischen Organisation ein sozialer Experi­
mentierraum,  in  dem die  Entwicklung  von Software  zum Teil  dieses  Experimentierfeldes 
wird. In der Beteiligung der Nutzerinnen und der dadurch erreichten Zusammenführung von 
Technik- und Gesellschaftsperspektive eröffnet sich die Option auf soziale Innovation, als de­
ren Träger nicht nur die Entwickler von Technik, sondern auch die Anwender zählen. Die In­
novation neuer Partizipationspraktiken wird gewissermaßen zum Ziel des Entwicklungspro­
zesses. Die unterschiedlichen Vorerfahrungen, Fähigkeiten und Ideen einer Vielzahl von Men­
schen können dabei helfen, auch in der Entwicklung von Software zu kreativen Problemlö­
sungen und Grenzüberschreitungen, kurz gesagt, zu sozialen Innovationen zu gelangen.
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Anhang
Kopplungsfestigkeit in Vorgehensmodellen und Entwicklungsmethodiken




















10 voll automatisierte Aktivitäten, 
die keinerlei Eingriff erfordern




• Trennung zwischen 
Planung  und 
Ausführung
• Personen sind 
austauschbar
(eine Trennung die so perfekt ist, 
dass Aufgaben und Prozesse 
maschinell umgesetzt werden 
können)





9 Weitestgehend automatisierte 
Aktivitätsfolgen, die sehr 
geringe Eingriffe erfordern 
 
1 1 1 1
8 Lineare Abfolge streng 
aufeinander folgender Phasen 
mit geringem kommunikativen 
Aufwand, Abstimmung und 
Koordination  werden durch 





• Trennung zwischen 
Planung und 
Ausführung
• Personen sind 
weitestgehend 
austauschbar 
2 1 1 2
7 Auflockerung in den linearen 
Vorgehensweisen, minimal 
höherer Abstimmungsbedarf,
z.B. durch Mechanismen der 
Qualitätssicherung, die es 
erlauben ggf. einen Schritt 
zurück zu springen.
• Trennung in analytische 
und synthetischen 
Phasen wird angestrebt
• Personen sind nicht 
vollständig 
austauschbar, es sind 
aber klare 
Rollenzuweisungen 
möglich (z.B in 
Auftraggebern, 
Entwicklern)
3 1 1 3
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6 Aufbruch linearer 
Vorgehensweisen durch 
iteratives oder inkrementelles 
Vorgehen, erhöhter 




Ende eines Zyklus/Release 
wachsende Teamorientierung, 
weiterhin prinzipielle Trennung 
• zwischen Planung und 
Ausführung




4 2 1 4




wachsende Auflösung der klaren 
Trennung von Planung und 
Ausführung sowie analytischen 
und synthetischen Phasen 
Weiterhin klare Trennung 
zwischen  Auftraggebern und 
Entwicklern
5 3 3 5
4 Agile Vorgehensweisen, die 











• Einbindung der Kunden 
in den 
Entwicklungsprozess
• extrem kurze 
Entwicklungszyklen 
• Betonung von 
Vertrauen und 
Zusammenarbeit
• Vertrauen statt 
aufwändiger 
Vertragswerke
• simplicity (einfache, 
verständliche 
Methodiken)
6 5 5 6












• offener, frei 
zugänglicher Quellcode





Verzicht auf exklusive 
Verwertungs- und 
Nutzungsrechte
7 8 8 8
2 weitestgehend vollendete 
Heterarchie • Keine temporären 
Hierarchien
9 9 9 9
1 entgrenzte, verteilte 
Zusammenarbeit  in 
vollendeter Heterarchie ohne 
10 10 10 10
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die Ausbildung temporärer 
Hierarchien
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